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Abstract 
A participatory, socio-ecological mobility transition is urgently needed. In transport 
planning, public participation mainly takes place via consultative invited spaces. 

One of the claims associated with such is that the public will influence or even 'improve' 
the content of the planning. Whether and under what conditions this is the case, however, 
is unclear, particularly in the context of the mobility transition. This study examines the 
policy-effect of participation, i.e. its effect on the content of transport planning. To this 
end, it asks to what extent and under what circumstances participation is effective in terms 
of content and analyzes the extent to which this effect can represent a potential for the 
mobility transition. 

Two case studies from Hamburg with different approaches to participatory planning are 
analyzed in detail. The first is the redesign of the Elbchaussee and the second is the car-
free design of the Ottensen neighborhood. Based on the methodological approach of 
process tracing, theoretically elaborated mechanism sketches are used to reconstruct in 
detail whether and how policy-effect is achieved for both case studies. This is then 
evaluated using criteria for outcome and process dimensions derived theoretically from 
the guiding principle of integrated transport planning. The analysis is based on a 
combination of different qualitative data, namely interviews, media analysis, document 
analysis and participatory observation and quantitative survey data from the CIMT 
research project. 

The comparative analysis shows that invited spaces can have a significant policy-effect, 
but that this is conditional. The conceptual distinction between three mechanisms of 
influence is proposed, namely firstly the 'voluntary' incorporation of expertise from the 
planning and administrative side, secondly the alignment of planning with the basic 
statements of participation from the political side (compass function), and thirdly the 
generation of pressure from the public. In addition, the implicit limitation of the potential 
influence of the population (non-decision) is identified as an opposing mechanism. 
According to the results from the case studies, factors at the level of context and planning 
process and their interaction are particularly relevant for policy-effect and give 
participation more or less policy-relevance. With regard to the mobility transition, this 
study concludes that invited spaces have the potential to contribute to this if the political 
will and support from society is already present, but are only suitable for breaking up car-
friendly structures in combination with claimed spaces.  

Through the detailed investigation of the cause-effect relationships and the normative 
embedding, the findings contribute to the understanding of the potentials and limits of 
invited spaces in the context of the mobility transition and thus tie in with discourses from 
the planning and political sciences and can be the starting point for practical 
considerations on participation in the mobility transition. 
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Zusammenfassung  

Eine partizipativ gestaltete sozial-ökologische Verkehrswende ist dringend nötig. Bei 
Verkehrsplanungen der öffentlichen Hand erfolgt die Beteiligung der allgemeinen Öf-
fentlichkeit hauptsächlich über konsultative top-down Formate (Invited Spaces). 
Damit wird der Anspruch verbunden, dass die Öffentlichkeit die Planung inhaltlich be-
einflusst oder sogar ‚verbessert‘. Ob und unter welchen Bedingungen das der Fall ist, ist 
aber insbesondere im Kontext der Verkehrswende unklar. Untersucht wird in dieser Ar-
beit die Policy-Wirkung von Beteiligung, also deren inhaltliche Wirkung auf Verkehrs-
planung. Insbesondere wird untersucht, unter welchen Umständen Beteiligung inhaltlich 
wirkungsvoll ist und inwiefern diese Wirkung ein Potential für die Verkehrswende dar-
stellen kann. 
Detailliert untersucht werden dazu zwei Hamburger Fallstudien mit unterschiedlichen 
partizipativen Herangehensweisen: Erstens die Überplanung der Elbchaussee und zwei-
tens die autoarme Gestaltung des Stadtteils Ottensen. Angelehnt an den methodischen 
Ansatz des Process Tracing wird anhand theoretisch ausgearbeiteter Mechanismen-Skiz-
zen für beide Fallstudien detailliert rekonstruiert, ob und wie Policy-Wirkung zustande 
kommt. Dies wird anhand theoretisch aus dem Leitbild der Integrierten Verkehrsplanung 
hergeleiteter Kriterien für Ergebnis- und Prozessdimension bewertet. Die Analyse basiert 
auf einer Kombination verschiedener qualitativer Daten, nämlich Interviews, Medienan-
alyse, Dokumentenanalyse und teilnehmender Beobachtung, sowie quantitativer Befra-
gungsergebnisse aus dem Forschungsprojekt CIMT. 
Aus der vergleichenden Auswertung wird abgeleitet, dass Invited Spaces signifikante Po-
licy-Wirkung haben können, dies aber voraussetzungsreich ist. Die konzeptionelle Un-
terscheidung dreier Wirkmechanismen wird vorgeschlagen, nämlich erstens die ‚freiwil-
lige‘ Einarbeitung von Expertise von planerisch-administrativer Seite, zweitens die Aus-
richtung der Planung an den Grundaussagen der Beteiligung von Seiten der Politik 
(Kompassfunktion), und drittens die Erzeugung von Druck von Seiten der Öffentlichkeit. 
Zudem wird die implizite Begrenzung des möglichen Einflusses der Bevölkerung (Nicht-
Entscheidung) als gegenläufiger Mechanismus identifiziert. Den Ergebnissen aus den 
Fallstudien zufolge sind für Policy-Wirkung insbesondere Faktoren auf Ebene von Kon-
text und Planungsprozess und deren Zusammenwirken relevant und geben der Beteili-
gung mehr oder weniger Policy-Relevanz. Bezüglich der Verkehrswende kommt diese 
Arbeit zu dem Schluss, dass Invited Spaces ein Potential haben, zu dieser beizutragen, 
wenn bereits der politische Wille und Unterstützung aus der Gesellschaft vorhanden ist, 
aber nur in Kombination mit Claimed Spaces dazu geeignet sind, autogerechte Strukturen 
aufzubrechen. 
Über die detaillierte Untersuchung der Wirkbeziehungen und die normative Einbettung 
tragen die Erkenntnisse zum Verständnis von Potentialen und Grenzen von Invited 
Spaces im Kontext der Verkehrswende bei. Sie knüpfen damit an Diskurse in den Pla-
nungs- und Politikwissenschaften an und können Ausgangspunkt für praktische Überle-
gungen zur Beteiligung an der Verkehrswende sein. 
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Geleitwort  
Die Demokratie galt lange Zeit als die beste aller Regierungsformen. Mehr noch, 
demokratische Verhältnisse wurden als die zentrale Voraussetzung für wirt-
schaftlichen Erfolg und gesellschaftlichen Wohlstand betrachtet. In den letzten 
Jahrzehnten hatten sich deshalb weltweit immer mehr Staaten zu Demokratien 
entwickelt. Dieser politische Optimismus hat mittlerweile einer weitreichenden 
Verunsicherung platzgemacht, sei es weil autoritär verfasste Länder wie China 
seit langem zeigen, dass auch sie ökonomisch erfolgreich sein können, sei es das 
eine wachsende Zahl von Menschen in demokratischen Gesellschaften ihre Un-
zufriedenheit mit der Regierungsform und ihren Repräsentanten zum Ausdruck 
bringen.  

Die Folge ist, dass die Zahl demokratischer Staaten seit Jahren weltweit rückläu-
fig ist und auch innerhalb demokratischer Gesellschaften autoritäre Tendenzen 
wachsenden Zuspruch erfahren, so dass Beobachter schon von einer demokrati-
schen Regression sprechen (Schäfer und Zürn 2021). Die Antworten der Politik-
wissenschaft auf die Krise der Demokratie umfasst ein weites Spektrum und 
reicht von der Transformation des politischen Systems zu einer radikalen Demo-
kratie, über Reformen im Rahmen deliberativer Verfahren, bis zu der These, dass 
das Modell der westlichen Demokratie an ihr Ende gekommen sei und neuen For-
men politischer Vergesellschaftung Platz machen sollte.  

In dieser unübersichtlichen Landschaft bewegt sich Laura Mark mit ihrer Arbeit 
über die verkehrspolitische Bedeutung von Beteiligungsverfahren für eine erfolg-
reiche Verkehrswende. Doch während die Beteiligung von Bürger:innen an poli-
tischen Entscheidungsprozessen oftmals kurzerhand als Lösung der demokrati-
schen Krise angepriesen wird, setzt Frau Mark zunächst ein Fragezeichen. Denn, 
auch wenn mit Bürgerbeteiligungen die große Hoffnung verbunden wird, Ergeb-
nisse zu produzieren, die die Zufriedenheit der Bürger:innen steigern und der De-
mokratie damit eine neue Legitimationsgrundlage geben; welche Wirkung Bür-
gerbeteiligungen entfalten, ist wissenschaftlich noch nicht hinreichend geklärt.  

Dabei wird unterschieden zwischen den etablierten Verfahren des Verwaltungs-
handelns einerseits, wo der Staat seine Bürger:innen einlädt sich in einem vorde-
finierten Rahmen einzubringen (Invited Spaces) und den weitgehend selbstorga-
nisierten zivilgesellschaftlichen Initiativen andererseits, die das staatliche Han-
deln bewusst herausfordern, indem sie neue Handlungsräume eröffnen (Claimed 
Spaces). Während sich die wissenschaftlichen Studien bisher zumeist auf eine der 
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beiden Beteiligungsformate konzentrieren, besteht der besondere Gewinn der Ar-
beit von Frau Mark darin, beide Formate zu betrachten und anhand der Fallbei-
spiele auch die wechselseitige Beeinflussung im Kontext von verkehrsplaneri-
schen und -politischen Entscheidungsprozessen in den Blick zu nehmen.  

Auf diese Weise gelingt es Frau Mark, ein differenziertes Wirkgefüge zu skizzie-
ren, dass die jeweiligen Vor- und Nachteile der beiden Beteiligungsformate iden-
tifiziert und ihre Möglichkeiten und Grenzen aufzeigt, einen Beitrag zur Ver-
kehrswende zu leisten. Dabei wird deutlich, dass sich Politik, Verwaltung und 
Zivilgesellschaft in einem Lernprozess befinden und in konfliktreichen Ausei-
nandersetzungen neue Formen des gemeinsamen Umgangs entwickeln. Schließ-
lich kann Frau Mark konkrete Hinweise geben, wie Verkehrspolitik und -planung 
diesen Aushandlungsprozess konstruktiv unterstützen können.  

Damit leistet die wissenschaftliche Untersuchung von Frau Mark einen wichtigen 
Beitrag zur demokratietheoretischen Krisendebatte. Ihre Arbeit wird die Demo-
kratie nicht retten, ihre wertvollen Ergebnisse können uns aber dabei helfen.  

 

Dr. Oliver Schwedes 
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1 Einleitung 

1.1 Nachhaltige Entwicklung in der Demokratie 
Diese Arbeit handelt von der Rolle der Demokratie in der sozial-ökologischen 
Transformation. Sie leistet einen Beitrag zu der essenziellen Frage, inwiefern zi-
vilgesellschaftliche Beteiligung als Ergänzung zu einem repräsentativ-parlamen-
tarischen System dazu beitragen kann, die tiefgreifenden Veränderungen zu ge-
stalten, die für eine lebenswerte Zukunft notwendig sind.  

Als Zielbild für eine nachhaltige Zukunft wird hier das Donut-Modell der Nach-
haltigkeit (Raworth 2012) zugrunde gelegt: Der wünschenswerte Entwicklungs-
Korridor wird auf der einen Seite durch neun planetare Grenzen bestimmt, die 
Grundlage für sicheres menschliches Überleben sind und damit als nicht verhan-
delbare Prioritäten gelten sollten (Rockström et al. 2009). Diese begrenzen bei-
spielsweise die Menge an CO2-Emissionen, die ausgestoßen werden können, um 
die planetare Grenze des Klimawandels nicht zu überschreiten. Auf der anderen 
Seite eingegrenzt wird die wünschenswerte Entwicklung durch soziale Mindest-
standards, die für eine nachhaltige Gesellschaft erfüllt sein müssen 
(Raworth 2012). Dieses Modell distanziert sich von dem gleichberechtigten Ver-
ständnis von sozialen, ökologischen und ökonomischen Aspekten, wie er im tra-
ditionellen Nachhaltigkeitsdreieck zu finden ist (Purvis et al. 2019; World Com-
mission on Environment and Development 1987). Ökonomie kann und soll sich 
stattdessen als abgeleiteter Wert in diesem von sozialen Anforderungen und pla-
netaren Grenzen definierten Spielraum bewegen, ein „safe and just space“ (Ra-
worth 2012, S. 4), der nicht mehr (nur) Wachstum als oberste Maßgabe hat. 

Eine Veränderung des Verkehrssystems ist notwendiger Teil dieser Transforma-
tion zu einer nachhaltigen Gesellschaft (Rammler 2016). Schließlich erzeugt der 
nationale Verkehr etwa gleichbleibende 20 % (2021: 19 %) der Treibhaus-
gasemissionen und bringt zahlreiche andere negative externe Effekte für Umwelt, 
Gesundheit und Wirtschaft mit sich (BMWK 2022), während Teile der Gesell-
schaft nicht oder wenig mobil sein können.1 Man könnte sagen: Der Verkehr 

                                                      
1 Während unter Verkehr die tatsächliche Fortbewegung von Personen oder Gütern verstanden wird, 
ist mit Mobilität die Möglichkeit zu dieser Fortbewegung gemeint, unabhängig davon, ob sie durch-
geführt wird oder nicht (Schwedes et al. 2023, S. 17). 
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muss sich verändern und geringer werden, während aber die Mobilität nicht ab-
nehmen und gerechter verteilt werden sollte.  

Teil der im Nachhaltigkeitsmodell definierten sozialen Mindeststandards ist auch 
eine politische Teilhabe. Prozedurale Aspekte werden also als Teil von Nachhal-
tigkeit begriffen (Raworth 2012, S. 9). Einer demokratieemphatischen Planungs-
theorie (Alcántara et al. 2016) folgend bedeutet das, dass eine Beteiligung an re-
levanten Entscheidungen über die Möglichkeiten der parlamentarisch-repräsen-
tativen Demokratie hinaus für alle Menschen möglich sein sollte. Hier zeigt sich 
ein mögliches Spannungsfeld zwischen inhaltlichen Zielen und demokratischem 
Anspruch, die aber beide als essenzieller Teil des Donuts begriffen werden müs-
sen.2 Zusätzlich bringt der Anspruch nach weiteren Beteiligungsformaten auch 
einen Ressourcenaufwand mit sich, denn Beteiligung kostet Geld, Zeit und Ener-
gie sowohl für die Planenden als auch die beteiligte Zivilgesellschaft und kann 
Planungsprozesse verzögern – und das bei einem so dringenden Thema wie der 
Verkehrswende.  

Im Hinblick auf die Infrastruktur sowie die Regulation sind sehr viele Aspekte, 
die für eine Verkehrswende umgesetzt werden müssten, hinreichend bekannt 
(Schwedes 2016). Jedoch sind dafür tiefgreifende Veränderungen im öffentlichen 
Raum nötig, die sich auf das tägliche Leben der Nutzer:innen auswirken und teil-
weise auf Widerstand stoßen (Kutter 2016). Illustriert werden kann das zuvor be-
schriebene Spannungsfeld zwischen inhaltlichen Zielen und demokratischem An-
spruch am Beispiel der Reduktion von Wegen. Es ist aus verkehrswissenschaft-
licher Sicht klar, dass eine Umstellung auf alternative Antriebe oder gar eine Ver-
lagerung von Wegen auf andere Verkehrsmittel nicht ausreichen wird, sondern 
auch Wege reduziert werden müssen (Holz-Rau et al. 2022). Dies würde aller-
dings unser aller Leben massiv verändern, das ja auf Wachstum ausgerichtet ist 
und vorerst bleibt. Hier kann man kaum mit Akzeptanz rechnen, sodass die Not-
wendigkeit der Reduktion von Wegen politisch kaum präsent ist – Verzicht ist 
generell kein beliebtes politisches Narrativ. Nicht umsonst schlägt Ulrike Herr-
mann (2022) als möglichen Weg zu einer von ihr skizzierten Postwachstumsge-
sellschaft ein Modell vor, das an die Planwirtschaft in Großbritannien im Zweiten 
Weltkrieg angelehnt ist: einen zentral gesteuerten Verzicht bei gleichzeitiger 

                                                      
2 Tatsächlich wird in vielen Konzeptionen von Nachhaltigkeit der Planungsprozess als ein entschei-
dendes Kriterium mit betrachtet und teilweise auch auf diesen Zielkonflikt hingewiesen (Riedel et 
al. 2016; Hutter et al. 2018). Teilweise wird aber auch davon ausgegangen, dass die beiden Ziele 
miteinander harmonieren, wie etwa Feichtinger und Pregernig (2005) für Agenda 21 Prozesse be-
schreiben. Allerdings dominiert noch immer ein substanzielles, auf das Ziel bezogene Verständnis 
von Nachhaltigkeit den wissenschaftlichen Diskurs (Newig et al. 2011).  
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Erfüllung der Grundbedürfnisse. Als Gedankenexperiment mag das taugen, es 
widerspricht aber den Grundlagen unseres demokratischen Systems und einem 
zeitgemäßen Planungsverständnis, in dem Beteiligung der Bevölkerung auch 
über Wahlen hinaus immer stärker selbstverständlicher Bestandteil von Planung 
wird. Während eine schnelle, planvolle Umgestaltung des täglichen Lebens und 
der Infrastrukturen in der damaligen britischen Planwirtschaft möglich war oder 
in einem autokratisch regierten Land wie der Volksrepublik China heute ist, ist 
sie es in unserem freiheitlich-demokratischen System nicht – zum Glück, möchte 
man sagen. Diese sicher in der Planungswelt nicht ganz unumstrittene Prämisse 
– schließlich beschreiben Fürst und Scholles (2008) Partizipation nicht umsonst 
als „Störfaktor in etablierten Systemen“ (S. 163) – bildet den normativen Aus-
gangspunkt dieser Arbeit.  

In meinem Studium der Stadt- und Regionalplanung und in meiner Berufspraxis 
in der Verkehrsplanung – wie auch bei der Recherche für dieses Forschungspro-
jekt – begegneten mir verschiedenste Auffassungen zur Rolle der Planerin in der 
Verkehrswende: Moderatorin, (technokratische) Expertin, Projektmanagerin, 
Advokatin der Schwachen, etc., womit sich naturgemäß auch die Perspektiven 
auf die Rolle der Zivilgesellschaft stark unterscheiden. Ist sie als Ressource für 
bessere Planung zu sehen oder eher eine Masse, die stört, aber eben leider über-
zeugt werden muss? Was bedeutet das für Beteiligung?  

Das übergeordnete Erkenntnisinteresse, das mich als Planerin umtreibt, ist somit: 
Wie schaffen wir die gebotene nachhaltige Verkehrswende und erfüllen gleich-
zeitig die Ansprüche eines fortschrittlichen, offenen, freiheitlich-demokratischen 
Systems? Diese Arbeit leistet einen Beitrag zu dieser Diskussion.  

1.2 Fokussiertes Erkenntnisinteresse 
Viele wichtige Themen der Verkehrswende, wie Umverteilung von Verkehrsflä-
chen und Veränderung von Nutzungsbedingungen, werden vor allem durch räum-
liche Planung von Seiten der öffentlichen Hand angegangen. Zunehmend betei-
ligt sich an solchen Planungen auf kommunaler Ebene auch die Öffentlichkeit. 
Anhand solcher Planungen und Beteiligungsformate werden in dieser Arbeit die 
zuvor angerissenen Grundproblematiken untersucht.  

Spezifisch geht es in dieser Arbeit um die inhaltliche Wirkung von konsultativer 
Öffentlichkeitsbeteiligung auf Planungsentscheidungen, hier genannt Policy-
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Wirkung3, und deren Rolle für die Verkehrswende. Konkret geht es um die Wir-
kung sogenannter Invited Spaces (Gaventa 2006, S. 27), also top-down von der 
öffentlichen Hand organisierte Beteiligungsformate mit Bezug zu einem be-
stimmten Planungsvorhaben.  

Untersucht wird dies für Verkehrsplanungsverfahren auf kommunaler Ebene. 
Auf dieser administrativen Ebene werden (planungshoheitlich) viele wegwei-
sende Entscheidungen für die Verkehrswende getroffen. Die Entscheidungen die-
ser untersten föderalen Regierungsebene betreffen die Bevölkerung oft unmittel-
bar und direkt, zudem weiß diese über die Bedingungen gut Bescheid und kann 
ihr lokales Wissen einbringen.  

Eine inhaltliche Wirkung von Beteiligung wird in Theorie und Praxis oft voraus-
gesetzt. Schließlich steckt die Idee einer solchen Wirkung schon im Konzept, sich 
an einer Entscheidung „beteiligen“ zu können. Solche Wirkung tritt aber gerade 
bei konsultativer (also nicht bindender) Beteiligung nicht selbstverständlich auf 
und ist zudem wenig untersucht. Der normativ-demokratische Gehalt von Betei-
ligung wird aber erst dann erfüllt, wenn inhaltliche Wirkung zumindest möglich 
ist – sonst ist Beteiligung eine reine Akzeptanzbeschaffungsmaßnahme. Somit 
wird zunächst untersucht, ob und in welcher Weise bei Beteiligungsverfahren in-
haltliche Wirkung zustande kommt.  

Auch macht allein die Tatsache, dass Beteiligung inhaltliche Wirkung hat, diese 
noch nicht zu einem Beitrag zur demokratischen Gestaltung der Verkehrswende. 
So ist bekannt, dass es bei Beteiligungen sehr starke Selbstselektionseffekte gibt 
und etwa Personen mit niedrigerem sozio-ökonomischen Status seltener teilneh-
men (Dalton 2017). Selbst wenn die Beteiligung Wirkung entfalten kann, ist so-
mit alles andere als klar, dass dadurch mehr und vielfältigere Akteure das Ergeb-
nis geprägt haben und Machtasymmetrien entgegengewirkt werden kann (Y-
oung 2010). So sollte also die Frage gestellt werden, wie inhaltliche Wirkung zu-
stande kommt – kann sie zum demokratischen Ideal der Gleichheit beitragen oder 
gibt sie ohnehin privilegierten Stimmen noch weitere Einflussmöglichkeiten? 

Weiterhin angenommen, dass es bei Beteiligungsverfahren demokratisch er-
zeugte Wirkung gibt, so stellt sich als nächstes die Frage: Was bedeutet das auf 
inhaltlicher Ebene für die nachhaltige Verkehrswende? Da das übergeordnete 
Ziel die Verkehrswende ist, reicht es nicht zu schauen, ob es Wirkung gibt, 

                                                      
3 Der Begriff „Policy-Wirkung“ wurde von Neunecker (2016a) übernommen, die Bedeutung aber 
leicht modifiziert. Er wird im nächsten Kapitel eingeführt und definiert. 
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sondern auch, wie diese Wirkung ausgestaltet ist, ob sie also den Zielen der Ver-
kehrswende eher förderlich oder eher hinderlich ist.  

Die Antworten auf diese Fragen unterscheiden sich von Projekt zu Projekt. Des-
halb werden die Fragen  in dieser Arbeit zunächst an zwei Fallstudien detailliert 
untersucht, um daraus thesenhaft allgemeinere Muster abzuleiten. Dazu wird mit 
einer qualitativen Methodik gearbeitet. Die Fallstudien behandeln die Umgestal-
tung der Elbchaussee und die autoarme Gestaltung des Viertels Ottensen, jeweils 
in Hamburg. Beide sind Planungsverfahren auf kommunaler Ebene, die paradig-
matische Problemstellungen der Verkehrswende auf unterschiedliche Arten be-
arbeiten. Auch kamen bei beiden Fallstudien neben den Invited Spaces noch ver-
schiedene andere Beteiligungsformate zum Einsatz, die als Kontrastfolie mitbe-
trachtet werden, um weitere Erkenntnisse über die Invited Spaces abzuleiten. 

Um über die Fallstudien hinaus Aussagen über die demokratische Gestaltung der 
Verkehrswende ableiten zu können, wird anhand dieser Fallstudien untersucht, 
welche Faktoren die Wirkung beeinflussen – wie also Beteiligung gestaltet sein 
muss und unter welchen Bedingungen sie zu einer nachhaltigen Verkehrswende 
beitragen kann.  

Das zentrale Erkenntnisinteresse lautet also, wie und unter welchen Bedingungen 
konsultative Öffentlichkeitsbeteiligung zum Inhalt politischer Entscheidungen 
der kommunalen Verkehrswende beiträgt. 

Im späteren Verlauf der Arbeit werden diese Frage und damit zusammenhän-
gende Unterfragen, die die Arbeit strukturieren, ausführlich hergeleitet, konkre-
tisiert und erläutert. Die Erkenntnisse aus den Fallstudien und darauf basierende 
allgemeine Ableitungen bilden die Basis für abschließende Empfehlungen.  

1.3 Wissenschaftsverständnis und Normativität 
Vor der Darstellung der Inhalte der Arbeit sollen zunächst die metatheoretischen 
Vorannahmen definiert werden, auf denen jede Forschungsarbeit basiert. Konkret 
sind das ontologische („was ist real/was können wir wissen?“), epistemologische 
(„wie kann Wissen erzeugt werden?“) sowie ethisch-politische Prämissen. Diese 
explizit zu machen, hilft bei der Herleitung des konzeptionellen Gerüsts und spä-
ter der Methodologie und der Entwicklung der Methoden (Mader et al. 2017, 
S. 8–9).  

Wissenschaftstheoretisch verorte ich mein Projekt im Critical Realism und 
grenze mich damit sowohl von positivistischen als auch von konstruktivistischen 
Positionen ab. Im Critical Realism wird davon ausgegangen, dass eine in sich 
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strukturierte Realität objektiv existiert, unabhängig von menschlicher Erklärung 
bzw. wissenschaftlicher Erfassung. Nur auf Basis dieser Grundannahme – so die 
Argumentation – ergibt Wissenschaft Sinn, da sie nur dann ein Objekt außerhalb 
ihrer selbst hat, das sie beobachten kann, im Gegensatz zu reiner Selbstbeobach-
tung (Mader et al. 2017, S. 13). Dieser realistische Ansatz findet sich auch im 
Positivismus wieder. Im Gegensatz dazu nimmt der Critical Realism aber auf 
epistemologischer Ebene eine subjektivistische Position ein. Das bedeutet, dass 
empirische Erkenntnisse nicht als ‚für sich selbst sprechend‘ oder neutral gesehen 
werden, sondern theorieabhängig interpretiert werden (müssen), dass also die 
wissenschaftliche Erkenntnis auch davon beeinflusst wird, welche Theorien für 
die Forschung verwendet werden, durch welche ‚Linse‘ sie also betrachtet wer-
den. Die empirischen Daten bekommen „ihren kognitiven Gehalt erst, wenn sie 
anhand von Begriffen in Theorien oder Paradigmen interpretiert werden" (Mader 
et al. 2017, S. 11). Dabei geht der Critical Realism allerdings – im Sinne der zu-
vor erwähnten realistischen Perspektive – davon aus, dass es bessere oder 
schlechtere Theorien gibt, um bestimmte Phänomene zu erklären. Im Gegensatz 
zu manchen konstruktivistischen Positionen wird Erkenntnis also nicht als ‚theo-
riedeterminiert‘ oder ‚theoriegemacht‘ verstanden.  

Im Sinne des Critical Realism versteht sich diese Arbeit als dezidiert normativ 
und distanziert sich von der (angeblichen) Wertfreiheit des Positivismus. Die 
Vornahme von Werturteilen sei für sozialwissenschaftliche Ansätze häufig not-
wendig, „um ihren Gegenstand adäquat zu erfassen“ (Mader et al. 2017, S. 9).  

Der Ansatz, die zugrundeliegenden Werte, die ohnehin existieren, explizit zu ma-
chen, wird auch hier verfolgt. Bereits im Anfang dieser Arbeit wurde deutlich, 
was sich auch weiterhin zeigen wird: Das Projekt bekennt sich zum Transforma-
tionsanspruch einer nachhaltigen Verkehrswende und einer partizipationsempha-
tischen Haltung zum demokratischen System. Diese Positionen beeinflussen die 
gewählten Theorien, bilden die Basis der Entwicklung der Bewertungskriterien 
und wirken sich maßgeblich auf Fallauswahl, Methodik und Analyseschritte aus. 
Innerhalb dieser normativen Positionierung sind somit auch die Ergebnisse und 
resultierende Handlungsempfehlungen zu verstehen.  
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1.4 Über diese Arbeit 
Diese Arbeit ist entstanden im Kontext des Forschungsprojekts Citizen Involve-
ment in Mobility Transitions (CIMT), einem transdisziplinären Forschungspro-
jekt zur Wirkung konsultativer Beteiligung.4 Die Dissertation entwickelte sich im 
Rahmen des Projekts weiter, sowie sich auch das Projekt, inspiriert von der Dis-
sertation, weiterentwickelte. Befragungsdaten oder Forschungsergebnisse aus 
dem Kontext des Projekts werden an manchen Stellen dieser Arbeit mit Verweis 
auf die Originalpublikationen verwendet. Dies bietet sich an, da sich die Ergeb-
nisse oft auf den gleichen Untersuchungsgegenstand beziehen. 

Um die Orientierung in der Arbeit zu erleichtern, geben Abbildung 1 und die 
darauffolgenden Kapitelbeschreibungen einen kurzen Überblick.  

                                                      
4 Weitere Informationen zum Projekt finden sich unter https://www.cimt-hhu.de/. 

Abbildung 1 Aufbau der Arbeit 
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Zunächst geht es in Kapitel 2 um die Grundlagen. Wichtige Begriffe und Kon-
zepte werden definiert und die Situation der Verkehrswende auf kommunaler 
Ebene in Deutschland angerissen. Die normative Einordnung wird zudem mit-
hilfe des Leitbilds der integrierten Verkehrsplanung und einer demokratietheore-
tischen Einordnung weiter ausgeführt. Policy-Wirkung wird von anderen Wir-
kungen klar ab- und der Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit eingegrenzt. 

In Kapitel 3 wird der Stand der Forschung zur Policy-Wirkung konsultativer Be-
teiligung in der räumlichen Planung systematisch zusammengefasst und es wer-
den Forschungslücken aufgezeigt. Aus diesen werden dann die Forschungsfragen 
abgeleitet.  

Zwei Kapitel widmen sich der konzeptionellen und theoretischen Annäherung an 
die drei Forschungsfragen: In Kapitel 4 werden verschiedene Arten möglicher 
inhaltlicher Wirkung und theoretische Mechanismen-Skizzen für Wirkungswege 
der Beteiligung entworfen. In Kapitel 5 werden theoretisch fundierte Kriterien 
für eine Bewertung des Beitrags der Beteiligung zur Verkehrswende entwickelt 
und mögliche Einflussfaktoren skizziert. Diese drei theoretisch-konzeptionellen 
Bestandteile bilden die Basis für die Entwicklung der methodischen Bausteine. 

Die Methodik wird in Kapitel 6 hergeleitet und beschrieben. Konkret geht es dort 
um die Wahl des qualitativen Ansatzes und der Methoden, die Auswahl der bei-
den Fallstudien sowie die Anwendung der Methoden zur Beantwortung der For-
schungsfragen.  

In den beiden folgenden Kapiteln 7 und 8 werden die beiden Fallstudien Elb-
chaussee und Ottensen im Detail beschrieben und analysiert. Kurze Zwischenfa-
zits werden zwar gezogen, ausführlich werden die Ergebnisse in der Synthese in 
Kapitel 9 dargestellt und diskutiert. Hier werden die beiden Fallstudien mit ihren 
Erkenntnissen verglichen und in den weiteren Kontext gesetzt, sodass die For-
schungsfragen beantwortet werden können.  

Darauf basierend schließt die Arbeit mit Kapitel 10 ab, in der der wissenschaftli-
che Beitrag sowie die Grenzen der Arbeit dargestellt und Hinweise für weiteren 
Forschungsbedarf gegeben werden. Nach einigen Denkanstößen für die Praxis 
endet die Arbeit. 

Im Ergebnis liefert die vorliegende Arbeit einen konzeptionell-methodischen Zu-
gang zu inhaltlicher Wirkung von Beteiligung im Kontext der Verkehrswende. 
Sie schlägt die Unterscheidung verschiedener Arten und Entstehungswege sol-
cher Wirkung vor, die bei ihrem Verständnis und deren weiterer Erforschung hel-
fen können, und identifiziert und systematisiert Faktoren, die eine Rolle für die 
Wirkung und deren Einfluss auf die Verkehrswende spielen können. Dabei 
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kontrastiert sie konsultative, diskursive Invited Spaces mit anderen Beteiligungs-
formaten. Insgesamt leistet sie einen Diskussionsbeitrag zur demokratischen Ge-
staltung der Verkehrswende und leitet umsetzungsrelevantes Wissen ab. 
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2 Verortung und Grundlagen 
Dieses Kapitel stellt die Grundlagen für die Untersuchung dar. Hier werden wich-
tige Grundannahmen gesetzt und Definitionen hergeleitet und es wird herausge-
arbeitet, was im Rahmen dieser Arbeit untersucht wird. Im den ersten beiden Un-
terkapiteln geht es um einen Überblick über das Politikfeld der Verkehrswende, 
aktuelle Herausforderungen und die Rolle von Öffentlichkeitsbeteiligung. Im 
dritten Unterkapitel wird dann auf mögliche Wirkungen von Beteiligung einge-
gangen und die hier untersuchte Policy-Wirkung abgegrenzt. Der Untersuchungs-
gegenstand, anhand dessen die Policy-Wirkung untersucht wird, wird schließlich 
im letzten Teil dargestellt und begründet.  

2.1 Auf dem Weg zur Verkehrswende 
In diesem Kapitel werden zunächst aktuelle Herausforderungen im Verkehrsbe-
reich skizziert, die eine Verkehrswende notwendig machen. Daraufhin wird ein 
Überblick über das Politikfeld Verkehr zwischen technokratischer Angebotspla-
nung und Ansätzen integrierter Verkehrsplanung gegeben.  

2.1.1 Ausgangssituation und Handlungsbedarf  
Das momentane Verkehrs- und Siedlungssystem zeichnet sich durch starke Ab-
hängigkeit vom motorisierten Individualverkehr (MIV) aus, was zahlreiche ne-
gative Effekte auf Mensch und Umwelt mit sich bringt (Nobis und Kuhnim-
hof 2018). Das Verkehrssystem trägt zu ökologischen sowie sozialen Problemen 
bei und hat sowohl lokale und unmittelbare als auch langfristige und raumüber-
greifende negative Folgen (Brenck et al. 2016). Diese werden meist von der All-
gemeinheit getragen und betreffen oft auch oder vor allem diejenigen, die das 
Auto nicht nutzen. Neben globalen Auswirkungen auf den Klimawandel durch 
den Ausstoß von Treibhausgasen sind dabei zunächst lokale Umweltauswirkun-
gen zu nennen, welche benachteiligte Gruppen besonders häufig betreffen (Bor-
gato et al. 2021a, 2021b; Rammler 2016; Banister 2008). Zudem verbraucht der 
MIV viel Platz, der anderen Nutzungen nicht zur Verfügung steht und verursacht 
eine hohe Zahl tödlicher Unfälle (Creutzig et al. 2020; Heinrich-Böll-Stif-
tung 2019). Einkommensarme Haushalte können oft entweder wenig mobil sein 
und sind damit von grundlegender Teilhabe ausgeschlossen oder müssen ‚ge-
zwungenermaßen‘ die hohen Kosten eines Personenkraftwagens (Pkw) tragen 
(Daubitz et al. 2023).  
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Deutlich ist, dass es einen grundlegenden Wandel im Verkehrssystem geben 
muss, um das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung zu erreichen, welches in zahl-
reichen Leitbildern verankert ist. Beispielhaft seien hier auf Ebene der Vereinten 
Nationen die Sustainable Development Goals genannt. Das Verkehrssystem 
wirkt sich auf mehrere dieser Ziele aus, etwa auf die Ziele „Sustainable Cities 
and Communities“ (11), „Gender Equality“ (5) und „Climate Action“ (13) 
(UN o.J.). Konkreter ist die Dekarbonisierung des Verkehrssektors auf nationaler 
Ebene inzwischen sogar gesetzlich verankert. Im Bundesklimaschutzgesetz von 
2019 ist erstmals ein sektorales Ziel zur Reduktion von klimarelevanten Ver-
kehrsemissionen verankert. Insgesamt sollen die klimarelevanten Verkehrsemis-
sionen bis 2030 auf 85 Mio. Tonnen CO2-Äquivalenten abgesenkt werden 
(- 48 % gegenüber 1990) und bis 2045 soll Klimaneutralität erreicht werden 
(Hendzlik et al. 2023).5 

Als Überbegriff für die notwendige grundlegende Veränderung im Verkehrssys-
tem wird der Begriff der Verkehrswende genutzt.6 Die Verkehrswende bezeichnet 
im Folgenden eine Neuorganisation des Verkehrs, insbesondere eine Reduktion 
des MIV und eine Ersetzung durch den Umweltverbund und neue Organisations-
formen wie etwa Sharing- und Pooling-Modelle. Neben einer Energiewende im 
Verkehr, also einer Antriebswende, müssen dafür auch die sozio-kulturellen, öko-
nomischen und räumlichen Dimensionen mit in den Blick genommen werden 
(Schwedes et al. 2023, S. 9; Hochfeld et al. 2017, S. 14).  

Obwohl der Handlungsbedarf schon seit mehreren Jahrzehnten diskutiert wird, 
steht die Verkehrswende noch am Anfang. Erkennen lässt sich das an einigen 
Kennzahlen. Während in anderen Sektoren, wie der Energiewirtschaft, die Treib-
hausgasemissionen zurückgehen, bleiben sie im Verkehrssektor seit 1990 in etwa 
konstant, bei gleichzeitiger Steigerung der Effizienz von Antrieben und anderen 

                                                      
5 Allerdings sind diese Sektorziele in einer 2024 beschlossenen Reform des Gesetzes nicht mehr 
vorgesehen, nachdem unter anderem für den Verkehrsbereich 2021 und 2022 die Ziele nicht einge-
halten wurden. Diese ‚Aushöhlung‘ der Sektorziele wird unter anderem von Umweltverbänden 
stark kritisiert.  
6 Ich verwende durchgehend den Begriff „Verkehrswende“ statt dem auch häufig verwendeten Be-
griff der „Mobilitätswende“. Der Grund ist, dass die negativen externen Effekte nicht durch die 
Mobilität an sich entstehen, sondern die momentane Art, diese zu realisieren, also durch den Ver-
kehr. Auch die in dieser Arbeit untersuchten Fallstudien zielen hauptsächlich auf eine Wende im 
Verkehr ab. Die Verkehrswende muss aber natürlich die Mobilität und die dahinterliegenden Be-
dürfnisse mitberücksichtigen. 
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technologischen Entwicklungen (BMWK 2022).7 Die Zielsetzungen aus dem 
Klimaschutzgesetz wurden bisher trotz aller technologischer Entwicklungen weit 
verfehlt und mit einer deutlichen Überschreitung der Zielwerte bis 2030 wird ge-
rechnet (Hendzlik et al. 2023; Holz-Rau et al. 2022). Der Trend zum Wachstum 
des MIV ist dabei noch immer ungebrochen: Die Anzahl der Neuzulassungen von 
Kraftfahrzeugen steigt, zudem steigen Gewicht, Größe und technische Leistung 
der Fahrzeuge (Huber und Schwedes 2021). Der Motorisierungsgrad und die 
Verkehrsleistung erhöhen sich in vielen Großstädten unter anderem durch einen 
Anstieg der zurückgelegten Distanzen (Holz-Rau et al. 2022).  

Eine Verkehrswende ist mit zahlreichen Schwierigkeiten konfrontiert. Die auto-
gerechte Planung, die sich unter anderem in Raumaufteilung, Siedlungsstruktur, 
Investitionsentscheidungen, Planungsparadigmen und Regelwerken, Gesetzen 
und Anreizsystemen und sogar der Sprache wiederspiegelt, ist ein „sozio-techni-
sches System“ (Kutter 2016, S. 219), das sich immer wieder selbst verstärkt bzw. 
aufrechterhält. Zwar scheinen ein Umdenken und Umsteuern insbesondere auf 
kommunaler und teilweise auch auf Landesebene zu beginnen, auf Bundesebene 
bremsen allerdings relevante Akteure (Verse und Douglas 2023). Auch lässt sich 
jahrzehntelange autogerechte Planung und Denkweise nicht einfach umkehren, 
zumal sich die autogerechte Stadt nicht nur in gebauter Umwelt und Stadtstruktur, 
sondern auch in Regulationen und Kultur festgesetzt hat (Schmidt 2018; 
Lee 2015) und große Teile der bundesdeutschen Gesellschaft ihre ‚selbstver-
ständlichen‘ Privilegien nicht aufgeben möchten. Das äußert sich etwa in wahr-
nehmbaren Protesten gegen Projekte der Verkehrswende, die das direkte Leben-
sumfeld betreffen, wie nicht zuletzt an einem der in dieser Arbeit untersuchten 
Fallbeispiele deutlich wird. Zudem verändert sich die gebaute Umwelt nur lang-
sam, denn Umbauten sind teuer, Planungsprozesse dauern lange und technische 
Regelwerke müssen eingehalten werden. Gesprochen wird mitunter von einem 
materiellen und symbolischen „Regime der Automobilität“ (Böhm et al. 2006, 
S. 4).  

Besonders in den letzten Jahren kommt jedoch von verschiedenen Akteuren der 
Wunsch nach einer Verkehrswende, die auch zunehmend Druck erzeugen. Zu 
nennen sind hier viele deutsche Kommunen, die verstärkt Planung im Sinne der 
Verkehrswende etablieren, den schwierigen Rahmenbedingungen und entgegen-
laufenden Anreizsystemen auf Bundesebene zum Trotz (bspw. Dienberg 2023; 
Horn et al. 2018). Die Sensibilität für die Gestaltung lebenswerter öffentlicher 

                                                      
7 In den Jahren 2020 und 2021 lagen die Emissionen etwa 9 % unter dem Wert von 1990. Dies ist 
auf die verminderte Verkehrsleistung durch die Corona-Pandemie zurückzuführen.  
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Räume scheint nicht nur in den Großstädten zuzunehmen, überall wird Neues 
ausprobiert (Horn 2022). Auch aus der Zivilgesellschaft kommt verstärkt der 
Wunsch nach einer Verkehrswende. Einer sozial-ökologischen Transformation 
wird in Deutschland – zumindest im Grundsatz – mehrheitlich zugestimmt (Belz 
et al. 2022, S. 10). Gerade im Verkehrsbereich engagieren sich in den letzten Jah-
ren zunehmend zivilgesellschaftliche Initiativen, beispielsweise die sogenannten 
Radentscheide, die in inzwischen 53 deutschen Städten8 entstanden sind, um die 
öffentliche Hand zu einer besseren Radverkehrsplanung zu bringen (Leinin-
ger 2021; Schneidemesser et al. 2020).  

2.1.2 Verkehrsplanung zwischen Technokratie und politischem Aus-
handlungsprozess 

Die Verkehrswende kann an zahlreichen Punkten angegangen werden, etwa in 
regulativen Fragen, kulturellen Fragen, technischen Fragen oder auch räumlichen 
Fragen (Gertz 2021, S. 18). Eine besondere Rolle spielt die räumliche Planung, 
da sie sich mit der Verteilung und Nutzung knapper Flächen befasst und damit 
starken Einfluss auch auf gesellschaftliche Entwicklungen hat (Hesse und 
Kühn 2023, S. 423). Gerade Infrastrukturen wie Verkehrssysteme prägen die ge-
baute Umwelt und die Siedlungsstruktur für Jahrzehnte oder sogar Jahrhunderte, 
mit zahlreichen Wechselwirkungen in andere gesellschaftliche Bereiche (Kut-
ter 2016). Relevant für die Verkehrswende sind dabei sowohl die verkehrliche 
Fachplanung als auch die räumliche Gesamtplanung. Diese Arbeit konzentriert 
sich auf Verkehrsplanung als „integrale[n] Bestandteil räumlicher Planungen 
(Ahrens 2018, S. 2807) (genauer siehe Kapitel 2.4).  

Klassischerweise wurde Planung im Verkehrsbereich als Optimierungsproblem 
gesehen, mit dem Ziel, eine vermutete Nachfrage an Personen- oder Tonnenkilo-
metern möglichst gut abzudecken, zielt also „in erster Linie auf eine angebotsori-
entierte Verkehrsmengenbewältigung“ (Schwedes 2016, S. 11). Verkehrsent-
wicklung war lange an den Bedarfen der Wirtschaftsentwicklung orientiert, da 
Verkehrswachstum als wichtiger Teil des Wirtschaftswachstums gesehen wird 
(Schwedes 2016). Raum wird dabei als Widerstand betrachtet, der zu überwinden 
ist. Obwohl die Probleme eines vom Auto abhängigen Verkehrssystems und einer 
technokratischen Planung schon seit den 1980er Jahren diskutiert werden und 
immer mehr im Mainstream-Diskurs ankommen, zeichnet sich das „großtechni-
sche System Verkehr gegenüber den Reformbemühungen […] durch große Be-
harrungskräfte aus“ (Schwedes und Rammert 2020, S. 19).  

                                                      
8 Stand: November 2023 (Changing Cities e.V. 2023). 
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Heute hat sich die Verkehrsplanung laut Ahrens (2018) von einer „sektoralen 
Fachplanung, verstanden als nachfrageorientierte Anpassungsplanung […], hin 
zu einer komplexen zielorientierten integrierten Verkehrsplanung entwickelt“ 
(S. 2806), wobei praktisches Handeln in der Planung diesem Anspruch oft noch 
nicht gerecht werden könne. Das zuvor angesprochene „sozio-technische Sys-
tem“ bedeutet nicht nur die Manifestation in der gebauten Umwelt, sondern ins-
besondere auch in Planungsprozessen, Richtlinien und ‚technischen‘ Dokumen-
ten, etwa zur Bemessung von Infrastruktur, bis hin zu Gesetzen wie der Straßen-
verkehrsordnung (StVO). Das bedeutet, dass eine Verkehrswende eine grundle-
gende Abkehr vom Status-Quo der Verkehrsplanung braucht, welcher sich noch 
immer praktisch manifestiert.  

Leitbild der Integrierten Verkehrsplanung 

Als kritische Alternative zur technokratischen Verkehrsplanung wird im Folgen-
den das Leitbild der Integrierten Verkehrsplanung (IVP) skizziert, die für diese 
Arbeit als normatives Zielbild für eine zukunftsfähige Verkehrsplanung dient. 
Als Begründer gilt Eckhard Kutter, der damit bereits in den 1970er Jahren einen 
sozialwissenschaftlichen und ganzheitlichen Fokus in der Verkehrsplanung initi-
ierte (Schwedes und Rammert 2020).  

Zugrunde liegt die Einsicht, dass die erwähnten Planungsansätze der Verkehrs-
planung, also die Orientierung an (wirtschaftlichen) Zielgrößen und einer Opti-
mierung der Verkehrssysteme, einer Verkehrswende entgegenstehen, da diese auf 
Wachstum und Optimierung ausgerichtet sind. Somit muss die hinter dem Ver-
kehr stehende Mobilität und damit die soziale Sphäre stärker berücksichtigt, al-
ternative Verkehrsmittel zum Auto gefördert und eine strategische Ausrichtung 
an sozial-ökologischen Zielen vorgenommen werden (Schwedes und Ram-
mert 2020; Holz-Rau 2018; Banister 2008). 

Basis der IVP bildet das Verständnis von Verkehrsplanung als politischem Pro-
zess statt als Optimierungsproblem. Basierend auf komplexen Herangehenswei-
sen an Integration in der Verkehrsplanung (Holz-Rau 2018; Beckmann und 
Baum 2002) schlagen Schwedes und Rammert (2020, S. 23) vier Ebenen vor, auf 
denen zukunftsfähige verkehrliche Planung möglichst stark integriert betrachtet 
werden sollte, nämlich die normative, die sektorale, die räumliche und die politi-
sche Integration. Diese beziehen sich sowohl auf den Planungsprozess als auch 
auf das Ergebnis und werden im Folgenden kurz ausgeführt: 

Zunächst stellt sich die IVP hinter bestimmte normative, politisch beschlossene 
Ziele (normative Integration), an denen Maßnahmen ausgerichtet sein sollten. 
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Als Anspruch kann also eine Verkehrswende formuliert werden, die wie ausge-
führt zu vielen der aktuellen Leitbilder und Ziele beiträgt. 

Außerdem sollte Verkehr nicht isoliert, sondern im Zusammenhang betrachtet 
werden: Die sektorale Integration berührt das Verhältnis der räumlichen Planung 
zu den benachbarten Fachdisziplinen sowie der Planungsdisziplinen untereinan-
der (Schwedes und Rammert 2020, S. 35). Raum sollte also nicht nur als Wider-
stand, sondern auch als zu gestaltendes Element verstanden werden. Zahlreiche 
Sektoren sind hier relevant, so beispielsweise auch die Wohnungspolitik, steuer-
rechtliche Fragen, Prioritäten bei technischer Weiterentwicklung, Raumordnung, 
etc.  

Bei der räumlichen Integration von Planung geht es darum, über administrative 
und geographische Grenzen hinweg zu planen bzw. Planungen aufeinander ab-
zustimmen, was besonders in Metropolregionen heute essenziell ist (Schwedes 
und Rammert 2020, S. 39). 

Politische Integration 

Für diese Arbeit besonders relevant ist die vierte Ebene, die politische Integra-
tion, die auf der Perspektive von Planung als politischem Prozess aufbaut und 
sich mit der Ausgestaltung des Planungsprozesses und den beteiligten Akteuren 
beschäftigt.  

Damit grenzt sich die IVP ab von Planung als rational-objektivem Prozess, der 
ein gegebenes Problem mit einer Lösung verbindet und knüpft an planungstheo-
retische Diskussionen an, die bereits seit den 1960er Jahren geführt werden. Pla-
nung wird also nicht mehr nur als Politikvorbereitung oder Ausführung von Ent-
scheidungen verstanden, sondern der Prozess der politischen Konsensbildung 
wird auch als Teil von Planung gesehen (Fürst 2008a, S. 26). Beispielsweise ar-
gumentiert Rittel (1972), dass nahezu alle halbwegs komplexen Planungsprob-
leme „wicked problems“ (S. 392) seien, was unter anderem bedeutet, dass Prob-
lemdefinition und Lösung gar nicht sinnvoll unterschieden werden können und 
die Definition des Problems alleine schon eines Aushandlungsprozesses bedürfe.  

Verstehen lässt sich Planung also als politischer Prozess im Sinne einer Ausei-
nandersetzung um Machtanteile, als „politics“ (Scharpf 1973, S. 167). Damit sind 
nicht nur die Handlungen oder Entscheidungen formaler Entscheidungsträger:in-
nen gemeint, sondern auch Aushandlungsprozesse über den Diskurs selbst, die 
Problemdefinition und die an der Aushandlung beteiligten Akteure (Fürst 2008b). 
Diese Aushandlungen geschehen dabei mehr oder weniger offen. Dabei sind so 
verstandene Planungsprozesse per se konflikthaft. Diese konflikthafte Natur leitet 
sich bereits aus der grundlegenden Aufgabe von Planung, der Verteilung knapper 
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Güter, ab. Bei der verkehrlichen Planung ist dies beispielsweise öffentlicher 
Raum, aber auch Verfügbarkeit von Zeit oder finanziellen Ressourcen (Hesse und 
Kühn 2023, S. 425). Es handelt sich also um Aushandlungsprozesse „bei nicht 
vorauszusetzendem Konsens“ (Scharpf 1973, S. 167). Konfliktbewältigung und 
Konsenssuche sind dabei als essenzielle Aufgaben in demokratischen Gesell-
schaften zu sehen (Hesse und Kühn 2023, S. 432). 

Schwedes und Rammert (2020) betonen dabei die Rolle der Zivilgesellschaft im 
Aushandlungsprozess um Ziele und Maßnahmen und dass Akteure in einer Viel-
zahl von Ausprägungsformen, Initiativen, Verbänden, etc. auftreten können. Da-
mit liegt der IVP ein multilaterales Akteursverständnis zugrunde, das sich von 
bilateralen oder trilateralen Akteursmodellen (Staat, Öffentlichkeit, ggf. Markt) 
löst und auch innerhalb der Zivilgesellschaft ausgeht von zahlreichenden Akteu-
ren, die in ihre jeweiligen Kontexte eingebettet sind und mehr oder weniger ihre 
Rollen ausfüllen (zu Akteursverständnissen siehe Maikämper 2023, S. 27–29). 

Durch die systematische und dauerhafte Einbeziehung vielfältiger Akteure soll 
eine „gleichberechtigte Beteiligung politischer und gesellschaftlicher Akteure“ 
ermöglicht und es sollen „vielfältige Perspektiven auf den Planungsgegenstand“ 
(Schwedes und Rammert 2020, S. 33) einbezogen werden. Die politische Integra-
tion, dass sich die Öffentlichkeit also an Planung beteiligen kann, bildet den 
„Schlüssel für eine zukunftsfähige Planung“ (Schwedes und Rammert 2020, 
S. 44). Darum geht es im nächsten Unterkapitel.  

2.2 Verständnis und Rolle von Öffentlichkeitsbeteiligung 
In diesem Unterkapitel geht es um Öffentlichkeitsbeteiligung und deren aus nor-
mativer Sicht erwünschte Rolle im Planungsprozess. Abschließend wird auf die 
aktuelle Rolle von Öffentlichkeitsbeteiligung in der Verkehrsplanung und damit 
verbundene Hoffnungen eingegangen.  

2.2.1 Begriffsverständnis 
Beteiligung – hier synonym verwendet: Partizipation – ist zunächst ein allgemei-
ner Begriff, mit dem je nach verfolgten Zielen und normativem Hintergrund ver-
schiedene Hoffnungen und Perspektiven verbunden werden. Beteiligung meint 
im weiteren Sinne zunächst, dass eine Person oder Gruppe freiwillig an einem 
politischen oder sozialen Entscheidungsprozess mitwirken oder einen Anteil ha-
ben kann (Meier 2018; Fürst und Scholles 2008). Allgemein verstanden involvie-
ren alle Entscheidungen in einer Demokratie Partizipation.  
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Im engeren Sinne lassen sich Beteiligungsprozesse definieren als  

“kommunikative Prozesse […], in denen Personen, die qua Amt 
oder Mandat keinen Anspruch auf Mitwirkung an kollektiven Ent-
scheidungen haben, die Möglichkeit erhalten, durch die Eingabe 

von Wissen, Präferenzen, Bewertungen und Empfehlungen auf die 
kollektiv wirksame Entscheidungsfindung direkten oder indirekten 

Einfluss zu nehmen.“ 
(Renn 2011, S. 32) 

Nicht gemeint sind hier traditionelle Mechanismen und Prozesse der repräsenta-
tiven Demokratie oder der demokratischen Willensbildung, etwa über Wahlen 
oder Demonstrationen. Hier werden institutionalisierte Formen der Beteiligung 
betrachtet, die Smith (2009) definiert als „democratic devices that provide citi-
zens with a formal role in policy, legislative or constitutional decision-making“ 
(S. 2).  

Betrachtet werden sogenannte Invited Spaces (Gaventa 2006, S. 26) oder institu-
tionalisierte Verfahren, in denen es eine „institutionelle Einheit [gibt], die für den 
Beteiligungsprozess verantwortlich ist und somit eine Steuerungsfunktion über-
nimmt“ (Maikämper 2023, S. 40). Diese Einheit kann die öffentliche Verwaltung 
sein, aber auch beauftragte Büros oder Investoren, die dann Beteiligte zur Mit-
wirkung einladen. Abgegrenzt werden diese Invited Spaces von sogenannten 
Claimed Spaces (Gaventa 2006, S. 27), die aus der Zivilgesellschaft heraus an-
gestoßen und gestaltet werden, und von den traditionellen Closed Spaces (Ga-
venta 2006, S. 27), in denen die Zivilgesellschaft nicht mitwirken kann. 

Die „Öffentlichkeit“, die sich beteiligen kann, umfasst zunächst die ganze Zivil-
gesellschaft und lässt sich unterscheiden in die allgemeine und die organisierte 
Öffentlichkeit (Bock und Reimann 2017). Der Fokus liegt in dieser Arbeit auf der 
Beteiligung der allgemeinen Öffentlichkeit, also Beteiligung unabhängig von ei-
ner Mitgliedschaft etwa in einer Initiative oder einem Verein. Das bedeutet, dass 
sich alle, die möchten, beteiligen können, ohne ein übergeordnetes Anliegen oder 
eine Expertise zu repräsentieren. Es muss allerdings darauf hingewiesen werden, 
dass die Unterscheidung nicht trennscharf ist, da Expert:innen und Repräsen-
tant:innen von Gruppen auch gleichzeitig Teil der allgemeinen Öffentlichkeit 
sind, und an offenen Veranstaltungen oft auch Repräsentant:innen von Gruppen 
teilnehmen (Smith 2009, S. 2).  

Beteiligung der allgemeinen Öffentlichkeit lässt sich auch abgrenzen von Be-
troffenenbeteiligung, also einer Gruppe individualisierter Personen, die von Pla-
nung betroffen sind und belehrt und befragt werden müssen (Kropp 2013). Nicht 
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gemeint ist auch die Beteiligung anderer nicht-staatlicher Akteure wie Investoren 
oder Träger öffentlicher Belange (TöB) (Quilling und Köckler 2018, S. 107).  

Der für diese Art der Beteiligung übliche Begriff „Bürger:innenbeteiligung“ wird 
in dieser Arbeit bewusst vermieden und nur in Zitaten genutzt, da Öffentlichkeit 
und Beteiligungsmöglichkeit nicht an einen Status als (Staats-)Bürger:in gebun-
den sein sollte (Alcántara et al. 2016, S. 15). 

2.2.2 Demokratietheoretische Perspektive 
Mit Öffentlichkeitsbeteiligung werden zahlreiche und zum Teil widersprüchliche 
Ziele verfolgt. Diese unterscheiden sich je nach grundlegendem Demokratiever-
ständnis, nach konkreter Situation vor Ort sowie nach Akteur, und werden oft 
nicht explizit gemacht (Range und Faas 2016). Dem zugrunde liegen unterschied-
liche, meist implizit ausgedrückte Vorstellungen von Demokratie und die Rolle, 
die Partizipation im demokratischen System haben sollte (Newton 2012, S. 13).  

Aus der Grundannahme von Planung als politischem Prozess und Wicked Prob-
lem, bei dem nicht einige wenige Expert:innen wissen, was die ‚richtige‘ oder 
beste Lösung ist, lässt sich eine normative Position zu Öffentlichkeitsbeteiligung 
ableiten, die dieser Arbeit zugrunde gelegt wird. Der zitierte Anspruch der IVP, 
durch Partizipation eine gleichberechtigte Beteiligung zu ermöglichen und „viel-
fältige Perspektiven auf den Planungsgegenstand einzubeziehen“ (Schwedes und 
Rammert 2020, S. 33), zeigt zunächst einen Fokus auf den Prozess und schließt 
schon gewisse Ansprüche an diesen Prozess mit ein. Dieser Anspruch lässt sich 
damit der normativen Position der Demokratietheorie der „strong democracy“ 
(Barber 2003) bzw. der „Partizipationsemphase“ (Alcántara et al. 2016, S. 13–
14) zuordnen. Die grundsätzliche Idee ist, dass die Öffentlichkeit im Sinne eines 
positiven Freiheitsverständnisses in der Lage ist und das Recht hat, sich an den 
sie betreffenden Prozessen auch sinnvoll einzubringen. Während in partizipati-
onsskeptischen Ansätzen Öffentlichkeitsbeteiligung vor allem dann als wün-
schenswert gesehen wird, wenn sie hilft, Kosten zu vermeiden und Legitimität zu 
erhöhen, wird Partizipation in den Theorien der Partizipationsemphase als Wert 
an sich und als Recht gesehen, sich über Wahlen hinaus zu beteiligen, meist in 
Ergänzung zur repräsentativen Demokratie. 

Theorien der Partizipationsemphase sind etwa die direkte, die deliberative, die 
partizipative oder auch die emanzipatorische Demokratietheorie. Diese sind als 
Reaktion auf Missstände im demokratischen System entstanden und können sich 
gegenseitig ergänzen (Lembcke et al. 2012; Smith 2009). Beteiligung wird dabei 
als Mittel gesehen, die schwache Übersetzung zwischen dem Willen der Bevöl-
kerung und politischen Entscheidungen durch Wahlen in der parlamentarisch-
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repräsentativen Demokratie um weitere Elemente zu ergänzen, also dem demo-
kratischen Ideal der selbstständigen Regelung der eigenen Angelegenheiten nä-
her zu kommen (Alcántara et al. 2016, S. 24–25; Lembcke et al. 2012, S. 17–20). 
Zudem wird in diesen Theorien Präferenzbildung als Teil des politischen Prozes-
ses verstanden und damit auch als Bestandteil des Partizipationsprozesses 
(Lembcke et al. 2012, S. 24). 

Diese Ansprüche finden sich in der Planung im kollaborativen bzw. kommunika-
tiven Paradigma wieder, das Hesse und Kühn (2023, S. 422) als „hegemonial“ in 
der Planungstheorie bezeichnen. Es beruht auf einem nicht-technischen Ver-
ständnis von Planung und einem pluralistischen Politikverständnis. Partizipation 
der Öffentlichkeit wird hier eine wichtige Rolle zugemessen. Verbunden ist damit 
einerseits der normative Anspruch einer Mitwirkung der Bevölkerung an der Pla-
nung sowie gleichzeitig auch die Hoffnung, dass Konflikte dadurch sinnvoll ge-
löst werden können und besser mit planerischen Herausforderungen umgegangen 
werden könne als es mit einem rational-allumfassenden Planungsansatz möglich 
ist (Hesse und Kühn 2023; Healey 1992).  

Dabei wird der Fokus auf die kommunikative Gestaltung eines Prozesses gelegt 
und grundsätzlich wird angestrebt, gemeinsame Lösungen zu finden. Dies basiert 
insbesondere auf der deliberativen Demokratietheorie, die sich stark auf die Ent-
scheidungsfindung bzw. den Diskussionsprozess konzentriert. Diese geht auf Jür-
gen Habermas (1981) zurück und geht davon aus, dass durch einen auf eine be-
stimmte Art gestalteten Kommunikationsprozess ‚gute‘ bzw. ‚bessere‘ Lösungen 
gefunden werden, die ihre Legitimität durch den Entstehungsprozess bekommen 
(Dryzek et al. 2019; Smith 2009, S. 10–12). Die Hoffnung wird damit sehr stark 
auf die Gestaltung des Beteiligungsprozesses selbst gesetzt, der etwa durch kleine 
Gruppen, Informationsmaterialien und insbesondere Regeln für den Diskurs zu 
einer Demokratisierung der Entscheidungsfindung beitragen soll (Friess und 
Eilders 2015). 

Ein weiterer wichtiger Aspekt für die Demokratisierung der Entscheidungsfin-
dung wird in der Zusammensetzung der Teilnehmenden gesehen. Dieser Ansatz 
findet sich etwa in der emanzipatorischen Theorie wieder, die den Hauptzweck 
von Partizipation darin sieht, Bildung und Inklusion benachteiligter Gruppen si-
cherzustellen, also von Gruppen, die momentan wenig oder gar nicht im politi-
schen System repräsentiert sind (Smith 2009, S. 5–6). Mit der Annahme, Beteili-
gung könne Planungsergebnisse verändern – also letztlich auch die gebaute Um-
welt – muss die Frage gestellt werden, wer diese potentiell weitreichende Wir-
kung verursacht. Momentan gelten bei allen Formen politischer Beteiligung Ar-
mut und Bildungsbenachteiligung als bedeutende Partizipationshemmnisse 
(Alcántara et al. 2016, S. 29). Tendenziell beteiligen sich eher Menschen mit 
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hoher Bildung und überdurchschnittlichem Einkommen, nicht-männliche Perso-
nen sind nach wie vor unterrepräsentiert, generell beteiligen sich eher Menschen 
mittleren Alters (Gabriel 2013). Vereins- und Verbandsvertreter:innen sind oft 
überrepräsentiert (Aitamurto 2016; Michels und Graaf 2010; Holtkamp et 
al. 2006, S. 169), auch beteiligen sich öfter bereits politisch interessierte Perso-
nen (Michels und Graaf 2017). Durch Online-Beteiligung ändert sich wenig an 
dieser Struktur, auch wenn Jugendliche besser erreicht werden können (E-
scher 2013, S. 467). Auch ist durch ungleiche Ressourcenverteilung die Möglich-
keit, sich in einem Partizipationsprozess auszudrücken und Gehör zu finden, un-
gleich verteilt, beispielsweise durch unterschiedlichen Zugang zu Wissen, Zeit 
zur Vorbereitung oder sprachliche Ausdrucksweise (Alcántara et al. 2016, S. 13). 
Somit kann eine Ausweitung der Beteiligungsmöglichkeiten zunächst zu uner-
wünschten Effekten wie der Verstärkung von Ungleichgewichten, einer einseiti-
gen Berücksichtigung bestimmter Interessen oder einer wenig informierten Mei-
nungsäußerung zugunsten von Partikularinteressen kommen (Smith 2009, S. 12–
20). 

Insgesamt wird also mit kommunikativen bzw. kollaborativen Ansätzen die Hoff-
nung verbunden, durch Beteiligung die Planung zu demokratisieren, wobei sich 
die Hoffnung auf verschiedene Verfahrensschritte oder eine Kombination be-
gründet. Allerdings wird kritisiert, dass dabei politische und ökonomische Macht-
verhältnisse ausgeblendet werden. In den Worten von Hesse und Kühn (2023, 
S. 429): „Dieses Paradigma scheint jedoch seine Grenzen in den harten Rahmen-
bedingungen einer nichtkollaborativen Welt zu finden, in der Macht woanders 
ausgeübt wird als am Ort des Problems“. Mit anderen Worten führt beispiels-
weise ein deliberativer Prozess nicht automatisch dazu, dass die Ergebnisse in-
haltlich wirksam werden (Dean et al. 2022). Alternativ wird in der agonistischen 
(Planungs-)Theorie der Fokus auf das Herstellen und produktive Bearbeiten von 
Konflikten gelegt, die ohnehin in der Planung immer existieren und als produk-
tive Kraft genutzt werden sollten. Das geht einher mit einer (Re-)Politisierung 
grundlegender Fragen, wie sie bereits im Kontext der IVP als Anspruch geschil-
dert wurden.9 Ohne diese Theorie hier vertieft zu diskutieren, kann doch abgelei-
tet werden, dass für eine politische Integration im Sinne der IVP eine ‚gute‘ 

                                                      
9 Diese Theorie geht insbesondere auf Mouffe (2014) zurück. Sie wird als Alternative zum kom-
munikativen Planungsparadigma gesehen, da der Fokus auf Konflikt liegt und Konsens, der im 
Kern der kommunikativen Ansätze steht, als potentielle Gefahr gesehen wird, da dadurch beste-
hende Konflikte negiert werden können. Allerdings vertreten Hesse und Kühn (2023, S. 432) die 
Auffassung, dass sich diese Perspektiven auch ergänzen können. Schließlich sieht auch die agonis-
tische Planungstheorie die Ausweitung von Beteiligungsmöglichkeiten als wünschenswert an, kann 
also auch als ‚demokratieemphatisch‘ bezeichnet werden.  
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Gestaltung von Beteiligungsprozessen (wie oben geschildert) nicht ausreicht, 
sondern gesellschaftliche Machtverhältnisse hinterfragt werden müssen. Denn 
von diesen hängt ab, welche Fragen überhaupt in Beteiligungsprozessen verhan-
delt werden und welche nicht, wer diese gestaltet, und wie die Ergebnisse weiter-
verarbeitet werden. Somit ist eine solche Auseinandersetzung notwendig, damit 
Beteiligung im Sinne der IVP relevante gesellschaftliche Fragen mitgestalten 
kann.  

Der hier formulierte normative Anspruch an Öffentlichkeitsbeteiligung ist zu-
sammenfassend – unter Rückbezug auf die IVP und Demokratietheorien mit Par-
tizipationsemphase –, dass die Bevölkerung gleichberechtigt an einer politischen 
Entscheidung und damit an der Ausgestaltung von Infrastruktur mitwirken kann. 
Dabei ist sowohl die Gestaltung des Prozesses als auch die Zusammensetzung der 
Teilnehmenden relevant. Öffentlichkeitsbeteiligung sollte also innerhalb des Pro-
zesses bestehende ungleiche Machtstrukturen und Privilegien ausgleichen und 
dazu beitragen, dass Menschen Teil des politischen Prozesses werden, die es tra-
ditionell nicht sind. Sie sollte zudem auch dazu beitragen, dass gesellschaftlich 
relevante Konflikte offen thematisiert werden, und sie sollte inhaltliche Wirkung 
an gesellschaftlich relevanten Fragen entfalten.  

2.2.3 Beteiligung und die Verkehrswende 
In der Verkehrsplanung nimmt die Rolle von Öffentlichkeitsbeteiligung zu, so-
wohl bei der strategischen Verkehrs- bzw. Mobilitätsentwicklungsplanung als 
auch bei Entwurf- und Betriebsfragen von Verkehrsanlagen (Beckmann 2021, 
S. 469). Während Öffentlichkeitsbeteiligung in der räumlichen Planung bereits 
seit den 1960er Jahren gesetzlich geregelt ist und insbesondere im Zuge der Städ-
tebauförderung seit den 1970ern auch (informelle, diskursive) Beteiligung gängig 
ist (entsprechend dem geschilderten kollaborativen Paradigma), geht das Beteili-
gungsverständnis in der Verkehrsplanung besonders mit dem Aufkommen infor-
meller und integrierter Planungen erst in den letzten Jahren verstärkt in Richtung 
der gemeinsamen Bearbeitung und Aushandeln verschiedener Interessen 
(FGSV 2018, 2012). Dies geht einher mit der skizzierten Entwicklung von Ver-
kehr als technokratischer Fachplanung hin zu einem Verständnis von Verkehrs-
planung als gesellschaftliche Gestaltung.  

Formelle Beteiligungserfordernisse in der Verkehrsplanung ergeben sich, wenn 
die Bauleitplanung betroffen ist, da etwa im Flächennutzungsplan die verkehrli-
chen Hauptnetze dargestellt sind, und für die planungsrechtliche Sicherung von 
Projekten nach verschiedenen gesetzlichen Grundlagen wie dem Baurecht und 
dem Raumordnungsrecht (Beckmann 2021, S. 454). Auch für Großprojekte wird 
im Zuge der Planfeststellungsverfahren zunehmend frühzeitige Öffentlichkeits-
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beteiligung durchgeführt.10 Die rechtlich vorgeschriebenen Beteiligungselemente 
bestehen jedoch zumeist nur in einer Auslegung und einer Möglichkeit zur Ab-
gabe einer (schriftlichen) Stellungnahme, erfüllen also grundlegende hier formu-
lierte demokratietheoretische Anforderungen nicht (siehe auch: Untersuchungs-
gegenstand).  

Die Öffentlichkeit wird zudem im Sinne des zuvor erwähnten Wandels im Betei-
ligungsverständnis verstärkt informell und diskursiv an Verkehrsplanungsprozes-
sen beteiligt (Mark et al. 2024; Alcántara et al. 2016). Für die strategische kom-
munale Verkehrsplanung etwa besteht keine gesetzliche Verpflichtung, die Öf-
fentlichkeit zu beteiligen, dies wird allerdings in fast allen Städten und Gemein-
den durchgeführt und auch von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen (FGSV)11 aus verschiedenen Gründen empfohlen (Beckmann 2021; 
FGSV 2012). Ebenso gelten die Leitlinien für Beteiligungsverfahren, über die 
immer mehr Kommunen informelle Beteiligung stärker institutionalisieren, auch 
für (informelle) Verkehrsplanungsprozesse (Stiftung Mitarbeit 2023). Im Gegen-
satz etwa zu den Sustainable Urban Mobility Plans, die von der europäischen 
Kommission empfohlen werden und die diskursive Beteiligung als essentiellen 
Bestandteil definieren und dafür detaillierte Richtlinien aufstellen (Ahrens 2018; 
Eltis 2016), bleibt die informelle Beteiligung in der strategischen Verkehrspla-
nung in Deutschland allerdings durch die fehlende gesetzliche Verankerung nicht 
an verbindliche Standards gebunden und auch die FGSV-Empfehlung bleiben 
laut Schwedes und Rammert (2020, S. 18) noch eher konservativ. Hingewiesen 
sei zudem darauf, dass die Verkehrsplanung noch immer sehr stark von techno-
kratischen Regelwerken und Empfehlungen geprägt ist, die erst zunehmend als 
Teil eines politischen Prozesses begriffen werden, aber noch immer nicht Gegen-
stand von Beteiligung sind (Becker und Schwedes 2020). Deutlich wird hier die 
theoretisch dargestellte Relevanz des Einbezugs von Machtbeziehungen zum 
Verständnis der (Grenzen der) Wirkung von Beteiligung, die später wieder auf-
gegriffen wird (Kapitel 4). 

Beckmann (2021, S. 450) beschreibt spezifisch für die Verkehrsplanung zahlrei-
che Hoffnungen, die mit Beteiligung verbunden werden. Interessant ist, dass viele 
davon instrumenteller Natur sind, wie etwa die Rechtssicherheit, formelle 
                                                      
10 Parallel zur Ausweitung der Beteiligungsmöglichkeiten lässt sich erkennen, dass im Zuge einer 
Beschleunigung von Planungsverfahren gerade bei Großprojekten Bestrebungen zu erkennen sind, 
Öffentlichkeitsbeteiligung wieder abzubauen (Hesse und Kühn 2023, S. 432). Hier lässt sich das 
(zumindest wahrgenommene) Spannungsfeld zwischen Effizienz und Demokratie erkennen. 
11 Dabei handelt es sich um eine Forschungsgesellschaft, die breit angewandte technische Regel-
werke und Empfehlungen für das Straßen- und Verkehrswesen in Deutschland erstellt.  
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Legitimation, Förderung von Akzeptanz etc., besonders bei großen und teuren 
Verfahren. Gerade das Schaffen von Akzeptanz ist eine Hoffnung, die generell in 
der Beteiligungsliteratur, als auch insbesondere in Bezug auf die Verkehrswende 
gängig ist. Obwohl einer sozial-ökologischen Transformation in Deutschland 
mehrheitlich zugestimmt und auch Handlungsbedarf im Verkehrsbereich gesehen 
wird, ist schließlich bei einschränkenden Maßnahmen teilweise noch starke Skep-
sis zu erkennen (Belz et al. 2022, S. 73; Andor et al. 2019, S. 8); diese sind aber 
für die Verkehrswende notwendig (Holz-Rau 2018; Banister 2008). Implizit oder 
explizit wird mit Öffentlichkeitsbeteiligung meist das Ziel verbunden, Akzeptanz 
auch für unpopuläre Maßnahmen zu schaffen (Böhm 2011, S. 618), Entscheidun-
gen und Grenzen zu erklären – „damit die merken, so einfach ist das alles nicht“ 
(Holtkamp et al. 2006, S. 170) – oder auch Konflikten vorzubeugen (Beck 2013, 
S. 1; Böhm 2011). So kann Öffentlichkeitsbeteiligung also – so die Hoffnung – 
auch instrumentell dazu beitragen, eine Verkehrswende umzusetzen.  

Auch die inhaltliche Wirkung, die (wie normativ hergeleitet) durch Beteiligung 
entstehen soll und mit dieser oft verbunden wird (bspw. Beckmann 2021; Neun-
ecker 2016a; Beck 2013; Selle 2013; Nanz und Fritsche 2012; Kubicek et 
al. 2011), kann zur inhaltlichen Ausgestaltung der Verkehrswende beitragen. Um 
diese inhaltliche Wirkung geht es im nächsten Unterkapitel und im weiteren Ver-
lauf dieser Arbeit.  

2.3 Policy-Wirkung als inhaltliche Wirkung  
In diesem Unterkapitel wird auf die mögliche Rolle von inhaltlicher Wirkung von 
Beteiligung für die Verkehrswende eingegangen und die Relevanz dieses For-
schungsgegenstandes dargestellt. Daraufhin wird der Begriff der Policy-Wirkung 
eingeführt und für diese Arbeit definiert und abgegrenzt. 

2.3.1 Herleitung und Relevanz 
Dem planvollen Einsatz von Methoden liegt mindestens implizit eine Wirkungs-
vorstellung zugrunde – ein (wie auch immer gearteter) Zusammenhang zwischen 
eingesetzten Methoden und Ergebnissen ist eine Grundannahme von Planung 
(Schönwandt 2002, S. 86–87). Mit Beteiligung wird in verschiedenen Dimensio-
nen Wirkungen verbunden, sowohl verfahrensbezogen als auch generalisiert, also 
über ein bestimmtes Verfahren hinaus, und sowohl auf das politisch-administra-
tive System, dessen Akteure und Prozesse, als auch auf die Öffentlichkeit (Vetter 
und Remer-Bollow 2017, S. 300). 
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Wirkungsverständnis 

Bevor die hier untersuchte Art der Wirkung eingegrenzt wird, kurz zum Begriff 
der Wirkung: Zwar wird Wirkung üblicherweise als Gegenkonzept zu einer Ur-
sache verstanden, die auf irgendeine Weise kausal verbunden sind (Maikäm-
per 2023, S. 58)12, allerdings spiegelt ein lineares und deterministisches Ver-
ständnis solcher Zusammenhänge nicht die komplexe und unordentliche Realität 
wieder und kann nur als modellhafte Annäherung verstanden werden. Diese Ar-
beit basiert hingegen auf dem Verständnis, dass Wirkung von Beteiligung nur 
annäherungsweise untersucht werden kann.13 Die Wirkung einer bestimmten Ur-
sache – hier Beteiligungsverfahren – und damit im Zusammenhang auch der Be-
griff der Kausalität wird hier nach Maikämper (2023, S. 60) als „fiktive Annähe-
rung an ein zu beschreibendes Phänomen“ verstanden, die in der Realität so nicht 
vorkommt. Planungsprozesse als Wicked Problems sind so komplex und dyna-
misch, dass jeder ihrer Schritte multikausal verursacht ist, auch Zufall und nicht-
messbare Aspekte Prozesse beeinflussen sie (Fugmann et al. 2018, S. 78). Jede 
Handlung (oder Unterlassung) kann eine Wirkung entfalten, die aber auch zeit-
verzögert oder in Interaktion mit anderen Faktoren in ganz anderer Form auftre-
ten kann (Förster 2014, S. 331). Wirkbeziehungen kann man sich somit eher als 
Knäuel vorstellen, das Herauslösen einzelner Beziehungen stellt damit immer 
eine Vereinfachung dar. Dennoch wird davon ausgegangen, dass man sich Wir-
kungsbeziehungen mit einer angemessenen Methodik annähern kann.  

Ist inhaltliche Wirkung ‚positiv‘? 

In Bezug auf Beteiligung wird hauptsächlich von positiver Wirkung ausgegan-
gen. Diese Annahme spiegelt laut Selle (2013, S. 3–4) durchaus nicht die Realität 
räumlicher Planung wider. Neben Wirkungslosigkeit – auch das wird wenig the-
matisiert – können auch „Konflikte entstehen, Verschleppungen von Verfahren, 
Verunsicherungen bei allen Beteiligten, Störfeuer oder populistische Aktionen 
von Teilen der politischen Akteure, Kompromissbildungen auf niedrigstem Ni-
veau, einseitige Interessendurchsetzung lautstarker Gruppen, ‚Deals‘ und 

                                                      
12 Wirkung wird im Duden definiert als eine „durch eine verursachende Kraft bewirkte Verände-
rung, Beeinflussung, bewirktes Ergebnis“ (Dudenredaktion o.J.). 
13 Passend dazu beziehen sich Emery et al. (2015, S. 423) auf einen Vorschlag von Joly und Kauf-
mann (2008), statt Wirkung („impact“) den Begriff der Resonanz zu nutzen, um den Eindruck eines 
linearen Wirkungsverständnisses zu vermeiden. Hier wird weiterhin der Begriff der Wirkung ge-
nutzt, da er intuitiv verständlich ist und sowohl umgangssprachlich als auch in der Fachliteratur 
gängig ist.  
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Befriedungsversuche der unterschiedlichen Art… Etc. pp.“ auftreten (Selle 2013, 
S. 4).14  

Die grundsätzlich positive Annahme zeigt sich auch in den Arbeiten zu inhaltli-
cher Wirkung. Selle (2013, S. 2–3) konkretisiert diese inhaltliche Wirkung als 
„Informationen und Anregungen, die ihren Niederschlag in Plan, Projekt oder 
Entscheidung finden“, und „Entwicklung neuer Lösungen“. Die meisten Au-
tor:innen, die über inhaltliche Wirkung schreiben, nutzen dabei positive Begriffe, 
wie etwa „Steigerung der Effektivität und der Effizienz von politischen Entschei-
dungen“ (Vetter und Remer-Bollow 2017, S. 300). Das hängt zum einen mit der 
spezifischen Ausrichtung ihrer jeweiligen Frameworks zusammen, spiegelt aber 
auch einen generellen Fokus in der Beteiligungsforschung sowie insbesondere in 
der Idee der Deliberation wider. In Neuneckers Zusammenstellung von Definiti-
onen von Policy-Wirkung (2016a, S. 57) lässt sich erkennen, dass diese zwar zum 
Teil neutral formuliert sind (bspw. Beierle und Konisky 2000), in vielen Fällen 
aber grundsätzlich von positiver Wirkung ausgegangen wird.  

Im Kontext der Verkehrswende ist eine solche positive Wirkung durchaus denk-
bar: Vorstellbar ist etwa, dass Öffentlichkeitsbeteiligung zur Verkehrswende bei-
trägt, indem sie förderliche Maßnahmen einbringt oder durch neue Informationen 
eine Planung verbessert. Vorstellbar ist aber auch, dass genau das Gegenteil pas-
siert. Gerade aufgrund der angesprochenen Einschränkungen, die die Verkehrs-
wende für einzelne bedeutet, und die starke Verwurzelung des Regimes der Au-
tomobilität in der Gesellschaft könnten Entscheidungen, die zur Verkehrswende 
beitragen, durch eine Öffnung des Entscheidungsprozesses für die Öffentlich-
keitsbeteiligung etwa auch verhindert oder in Richtung des autogerechten Status-
Quo verändert werden. 

Relevanz  

Wirkung von Beteiligung gerät zunehmend in den Fokus der Forschung 
(Maikämper 2023). Inhaltliche Wirkung ist ein wichtiger Fokus, da ein Missver-
hältnis besteht zwischen dem Forschungsstand (siehe Kapitel 3) und der Relevanz 
inhaltlicher Wirkung von Beteiligung aus normativer und praktischer Perspek-
tive. Über planerische Entscheidungen wird unsere gebaute Umwelt geprägt und 
entwickelt. Wenn die Zivilgesellschaft über Beteiligung solche Entscheidungen 
beeinflussen kann, kann sie somit auch diese gebaute Umwelt mit beeinflussen, 

                                                      
14 Dabei werden Konflikte hier nicht als negativ angesehen, sondern als notwendiger Bestandteil 
politischer Auseinandersetzung (Hesse und Kühn 2023). Das Zitat wurde gewählt, um zu verdeut-
lichen, dass Wirkungen ambivalent und vielschichtig sein können und auch so zu untersuchen sind.  
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was wiederum die nachhaltige Entwicklung beeinflusst – es ist wichtig zu verste-
hen, wie diese Wirkung funktioniert und ausgestaltet ist. Auch hängt an inhaltli-
cher Wirkung, wie bereits erläutert, ein Teil der demokratischen Qualität von Be-
teiligung: Wie Pogrebinschi und Ryan (2018, S. 136) ausführen, ist inhaltliche 
Wirkung essentiell für Demokratie – denn nur, wenn die entwickelten Ideen und 
Anregungen eine Auswirkung auf die Policy haben, kann die Öffentlichkeit ihr 
demokratisches Recht ausüben. Erst inhaltliche Wirkung schafft also eine Ver-
knüpfung von Partizipation und Repräsentation (Neunecker 2016a, S. 281–282; 
Goldschmidt 2014, S. 318). Gleichzeitig kann von dieser nicht ausgegangen wer-
den: Eine eigene Erhebung ergab beispielsweise, dass für knapp die Hälfte von 
über 300 untersuchten Planungsverfahren zu Mobilitätsthemen auf kommunaler 
Ebene in Deutschland auf ein Beteiligungsverfahren nicht einmal eine damit ver-
knüpfte Policy-Entscheidung auffindbar war (Mark et al. 2024, S. 12). 

2.3.2 Definition und Abgrenzung 
Policy-Wirkung wird verstanden als inhaltliche Wirkung auf eine bestimmte Po-
licy-Entscheidung (kurz: Policy). In Abgrenzung zu Politics bezeichnet Policy in 
der Politikwissenschaft den „inhaltlichen […] Teil von Politik“ (Schubert und 
Klein 2021, S. 269). Gemeint sind dabei in dieser Arbeit sowohl formal-politi-
sche Entscheidungen als auch fachplanerische Ausgestaltungen formal-politi-
scher Entscheidungen. Eine solche Policy(-Entscheidung) kann je nach Planungs-
verfahren beispielsweise ein Ratsbeschluss über ein Mobilitätskonzept oder auch 
die abgestimmte Objektplanung einer Straßenplanung sein. 

Policy-Wirkung bezeichnet also die Wirkung auf  

• eine bestimmte politische Entscheidung zu Planungsinhalten oder  

• die Ausgestaltung von Planungsinhalten auf Grundlage einer oder meh-
rerer bereits getroffener politischer Entscheidungen 

zu einem bestimmten, klar definierten Referenzzeitpunkt (Definition abgewan-
delt nach Neunecker (2016a).15  

                                                      
15 In ihrer Arbeit zur Wirkung von Bürgerhaushalten auf politische Entscheidungen definiert Neun-
ecker Policy-Wirkung als „inhaltliche Wirkung von Beteiligungsresultaten auf politische Sachent-
scheidungen“ (Neunecker 2016a, S.18). Im Unterschied dazu sind die betrachteten Entscheidungen 
hier weiter gefasst und es wird nicht nur der Einfluss der Beteiligungsbeiträge betrachtet, sondern 
auch deren inhaltliche Wirkung. 
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Der Begriff Effekt wird an einigen Stellen synonym zu Wirkung verwendet. Der 
Begriff Einfluss wird auch in ähnlicher Bedeutung und zur begrifflichen Ab-
wechslung verwendet, wird aber spezifischer, absichtsvoller und zielgerichteter 
verstanden. 

Abgrenzung von Policy-Wirkung gegenüber anderen Arten der Wirkung16 

Auf eine Policy-Entscheidung kann direkt eine räumliche Umsetzung folgen oder 
sie kann die Grundlage für einen weiteren, detaillierteren Planungsprozess bilden. 
Mit der Untersuchung der Wirkung auf eine bestimmte Policy wird also gewis-
sermaßen ein klar definierter „Zwischenstand“ (Fugmann et al. 2018, S. 72) von 
Wirkung betrachtet.17 Die räumliche Umsetzung kann aus forschungspraktischen 
Gründen nicht einbezogen werden, da hier Prozesse begleitend betrachtet werden 
und Umsetzungszeiträume teilweise lang sind. Aus einer beschlossenen Policy 
muss also gewissermaßen eine vermutete Wirkung auf die gebaute Umwelt ab-
geleitet werden. Das ist besonders bei eher konzeptionellen oder strategischen 
Planungsentscheidungen eine Einschränkung, da deren Umsetzung meist nicht 
unmittelbar mit dem Planungsprozess verknüpft ist.  

Weiterhin werden auch generalisierte Wirkungen, die über das spezifische Pro-
jekt hinausgehen (ähnlich: Neunecker 2016a, S. 56; Goldschmidt 2014, S. 287), 
hier nicht aufgeführt, also beispielsweise die Wirkung auf die beteiligte oder un-
beteiligte Zivilgesellschaft oder andere Akteure und deren Einstellungen, die po-
litische Landschaft oder Strukturen in Politik und Verwaltung (Vetter und Remer-
Bollow 2017; Ableson und Gauvin 2006; Michels und Binnema 2019). Wirkun-
gen auf einzelne Akteure oder Diskurse können als Zwischenschritt für Policy-
Wirkung relevant sein und scheinen mit Policy-Wirkung in positivem Zusam-
menhang zu stehen (Dietz und Stern 2008; Beierle und Cayford 2002). Dies wird 
                                                      
16 Diese Abgrenzung orientiert sich hauptsächlich an den Wirkungsdimensionen von Vetter und 
Remer-Bollow (2017, S. 300–301), die auf Basis einer umfassenden Literaturrecherche für die Ein-
ordnung von Wirkungen von Beteiligungsprozessen entstanden. Sie unterscheiden übergeordnet 
zwischen der Objektdimension, also auf wen oder was die Wirkung sich bezieht, und der Genera-
lisierungsdimension, ob die Wirkung sich nur auf ein unmittelbares Verfahren oder auf einen wei-
teren Kontext bezieht. 
17 Wie Schönwandt (2002, S. 53) anmerkt, ist das aber ein grundsätzliches Dilemma von Wirkungs-
forschung – selbst, wenn die Umsetzung einer Planung mit in den Blick genommen werden kann, 
können sich eventuelle Wirkungen theoretisch zeitlich unbegrenzt noch ergeben oder verändern. 
Praktisch betrachtet stellen sich zumindest viele Wirkungen erst nach einer Weile ein, je nach Pla-
nungsprojekt. Außerdem kann Policy-Wirkung wiederum andere Wirkungen, die nach Selle dann 
eher im prozessualen Bereich liegen, nach sich ziehen – beispielsweise können diese wieder zu 
einer höheren Akzeptanz führen, zumindest wenn die Policy-Wirkung wahrgenommen wird (das 
deuten Range und Faas (2016, S. 118–120) in ihrem Konzept des partizipativen Fußabdrucks an). 
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in der späteren Konzeption von Wirkmechanismen berücksichtigt (siehe Kapitel 
4). 

Policy-Wirkung wird hier zunächst als beschreibender Begriff verstanden. Wäh-
rend sie aus demokratietheoretischer Perspektive als positiv angesehen wird, wird 
davon ausgegangen, dass sie (in Bezug auf die inhaltliche Ausgestaltung der Ver-
kehrswende) sowohl positiv als auch negativ wirken kann. Auch kann nicht vo-
rausgesetzt werden, dass mehr Policy-Wirkung für die Verkehrswende automa-
tisch besser ist. Diese Frage der Bewertung sowie konkrete mögliche Ausgestal-
tung von Policy-Wirkung wird in Kapitel 5 diskutiert. 

Zu guter Letzt wird Policy-Wirkung, in Rückgriff auf das erläuterte Wirkungs-
verständnis, als Annäherung verstanden. Laut Roy Bhaskar, einem Vertreter des 
Critical Realism, gibt es deterministische Kausalmechanismen nur in einem ge-
schlossenen System. Wenn wir allerdings nach Wissen suchen, das in der Welt 
anwendbar und gültig ist, dann „können wir Ereignisinvarianzen nur als Belege 
für zugrundeliegende kausale Mechanismen nehmen, nicht als diese selbst“ (Ma-
der et al. 2017, S. 13). Für die Erforschung von Policy-Wirkung in der echten 
Welt bringt das Herausforderungen mit sich, die später noch thematisiert werden. 
Dementsprechend wird Policy-Wirkung hier verstanden als Veränderungen an 
einer Policy, die infolge eines Beteiligungsprozesses aufgetreten sind und „von 
den involvierten Akteur:innen mithilfe eines systematischen Untersuchungspro-
zesses mehrheitlich als wesentlich durch den Beteiligungsprozess beeinflusst 
identifiziert werden können“ (Maikämper 2023, S. 62). 

2.4  Untersuchungsgegenstand  
Der Untersuchungsgegenstand zur Untersuchung von Policy-Wirkung ist die 
konsultative, diskursive Öffentlichkeitsbeteiligung an kommunalen Verkehrspla-
nungsverfahren. Dieser Fokus wird in diesem Unterkapitel hergeleitet, begründet 
und abgegrenzt. Zunächst gibt Tabelle 1 auf der nächsten Seite einen Überblick: 
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Tabelle 1 Konkretisierung der Beteiligungsverfahren von Interesse 

Unterscheidungs-
dimension Gewählte Ausprägung(en) Begründung 

Beteiligungsverfahren 

Initiative und In-
stitutionalisierung 

Institutionalisiert, top-down /  
Invited Spaces 

Vorherrschende Form der Be-
teiligung, Steuerungsmöglich-
keiten der öffentlichen Hand 

Zielgruppe und 
Selektionsmecha-
nismen 

Allgemeine Öffentlichkeit, 
mind. ein offenes Format, 
darüber hinaus verschiedene 
möglich 

Möglichkeit Aller, teilzuneh-
men und sich einzubringen 

Formate und  
Interaktions 
möglichkeiten 

Diskursiv: Interaktionsmög-
lichkeiten zwischen den 
Teilnehmenden; verschie-
dene Formate möglich, in-
formell 

Erweitertes Beteiligungsver-
ständnis informeller Formate, 
mehr Potenzial für Lernpro-
zesse und Deliberation  

Macht- 
übertragung  Konsultation 

Vorherrschende Form der Be-
teiligung, Ergänzung zum re-
präsentativ-parlamentarischen 
System 

Planungsverfahren 

Thema 

Verkehrsbezug als Haupt-
thema, andere räumliche  
Belange betroffen  
(Fachplanung) 

Direkte Relevanz für nachhal-
tige Verkehrswende; Wandel 
notwendig 

Planungsebene Kommunale Ebene 
Direkte Handlungsebene und 
Betroffenheit, Verankerung 
von Beteiligung 

Formalität  
(Planungs- 
verfahren) 

Formelle und informelle Pla-
nungsverfahren 

Beide relevant für kommunale 
Verkehrswende, unterschiedli-
che Logiken sollen untersucht 
werden 



Verortung und Grundlagen | 49 
 

 

2.4.1 Konsultative, diskursive Invited Spaces 
Ein Beteiligungsverfahren wird hier verstanden als Teil eines Planungsverfah-
rens, das sich auf eine angestrebte Policy-Entscheidung bezieht. Dabei wird der 
Beteiligungsprozess im engeren Sinne in dieser Arbeit definiert als der Prozess 
ab der ersten Veranstaltung bis zu einer Zusammenstellung der Beteiligungser-
gebnisse.  

Beschrieben werden kann ein solcher Beteiligungsprozess anhand verschiedener 
modellhafter Phasen, die bei der Analyse helfen. Dabei wird ein einfaches Pro-
zessmodell zugrunde gelegt, das so oder in ähnlicher Form in der Beteiligungs-
forschung angewandt wird (Kubicek et al. 2011; Beierle und Cayford 2002, 
S. 56) und in Abbildung 2 dargestellt ist. Die Grundidee ist, dass die Teilnehmen-
den auf eine bestimmte Weise miteinander interagieren und dann gemeinsam Be-
teiligungsbeiträge bzw. inhaltliche Forderungen erarbeiten, die entweder als 
Sammlung einzelner Beiträge oder als gemeinsames Produkt der Beteiligten vor-
liegen können. Diese werden im Weiteren als Ergebnisse der Beteiligung be-
zeichnet, sie beeinflussen ggf. die Policy-Entscheidung, welche dann bei Umset-
zung die gebaute Umwelt verändert. 

 

Abbildung 2 Beteiligungsverfahren als Teil eines Planungsverfahrens 

Zur Definition und Abgrenzung der in dieser Arbeit untersuchten Art von Betei-
ligungsverfahren werden nach Fung (2006, S. 71) drei Unterscheidungsmerk-
male genutzt:  

• Wer kann an den untersuchten Prozessen teilnehmen?  

• Wie kann interagiert werden und wie wird über das Beteiligungsergebnis 
entschieden? 
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• Wie viel Einflussmöglichkeiten werden der Bevölkerung in der Beteili-
gung gegeben, also wie viel Macht wird formell übertragen? 

Teilnahme: offen für Alle 

Wie bereits im Verständnis von Öffentlichkeitsbeteiligung dargestellt, geht es um 
Verfahren, über die sich auch die allgemeine Öffentlichkeit beteiligen kann. Um 
die Definition zu erfüllen, muss mindestens ein Bestandteil für alle öffentlich zu-
gänglich sein, wie es auch beim Großteil der durchgeführten Konsultationen in 
Deutschland zu Mobilität der Fall ist (Mark et al. 2024). Darüber hinaus können 
Elemente mit unterschiedlichen Selektionsmechanismen enthalten sein, etwa Ex-
pert:innenbeteiligung bzw. Beteiligung ausgewählter Laien, die die Interessen an-
derer vertreten, Zufallsauswahl und die Organisation zielgruppenspezifischer 
Formate (Fung 2006, S. 68). 

Interaktionsmöglichkeiten: diskursiv  

Bezüglich der Interaktionsmöglichkeiten kann zunächst grob unterschieden wer-
den, ob die Interaktion nur zwischen Bevölkerung und Planenden passiert (wie 
etwa bei einer Auslegung einer formellen Planung, wo die Bevölkerung Stellung-
nahmen einreichen kann), oder ob auch Interaktion zwischen den Beteiligten 
möglich ist, sodass Ideen weiterentwickelt werden können. In dieser Arbeit wer-
den Beteiligungsverfahren erforscht, die einen Diskurs auch zwischen den Teil-
nehmenden sowie zwischen den Organisierenden und den Teilnehmenden in 
beide Richtungen erlauben, da davon ausgegangen wird, dass so Präferenzbil-
dung stattfinden kann, Personen zu Beteiligung befähigt werden können und das 
Potential für inhaltliche Wirkung so erhöht wird (Alcántara et al. 2016).  

Dazu gibt es zahlreiche Methoden, viele wissenschaftlich erarbeitet, aber in der 
Praxis eher selektiv angewandt, gerade aufgrund des großen Aufwandes. Gängige 
Formate sind beispielsweise Online-Foren, Stadtspaziergänge oder Workshops. 
Diskursive Elemente können dabei verschieden intensiv ausgestaltet sein und Er-
gebnisse können entweder ‚einfach‘ aggregiert werden oder das Verfahren kann 
vorsehen, dass eine gemeinsame Lösung zwischen den Teilnehmenden gefunden 
werden soll (Fung 2006).  

Zu diesen diskursiven Beteiligungsformaten zählen auch die (mehr oder weniger) 
spezifisch definierten Formen der deliberativen, kooperativen oder kokreativen 
Prozesse, bei denen es oft darum geht, sich auf eine gemeinsame Lösung zu eini-
gen und mit denen wie bereits erwähnt zahlreiche Hoffnungen bezüglich inhalt-
licher Qualität und demokratischer Wirkung verbunden werden (Dryzek et 
al. 2019; Alcántara et al. 2016; Escher et al. 2016; Smith 2009). Deliberation 
kann im engeren Sinne als “specific, important and idealized category within the 
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broader notion of what we call ‘discursive participation’” (Delli Carpini et 
al. 2004, S. 318) verstanden werden. Manche Beteiligungsverfahren versuchen 
explizit, deliberative Qualität zu erreichen; in der Realität wird Deliberation wie 
von Habermas gefasst allerdings kaum erreicht, unter anderem aufgrund der be-
reits angesprochenen Machtungleichgewichte (Alcántara et al. 2016, S. 34–37). 
Im weiteren Sinn wird der Begriff Deliberation auch verwendet, um generell dis-
kursive Beteiligungsverfahren mit fortschrittlichen Methoden und Interaktions-
formen zu bezeichnen (Maikämper 2023, S. 41). Ähnlich bezeichnet der Zusatz 
„kooperativ“ oder „kokreativ“ Verfahren mit hoher Diskursintensität und ge-
meinsamer Entscheidungsfindung (FGSV 2012).18 Verfahren mit solchen An-
sprüchen werden als Teil diskursiver Verfahren gesehen und sind somit Teil des 
Untersuchungsgegenstandes.  

Diskursive Methoden werden hauptsächlich in informellen Beteiligungsverfah-
ren angewandt. Aus diesem Grund werden in dieser Arbeit informelle Beteili-
gungsverfahren untersucht. Diese sind im Gegensatz zu formellen Verfahren 
nicht rechtlich vorgeschrieben und nicht an prozedurale Vorgaben gebunden 
(FGSV 2012). Sie können als Ergänzung zu formellen Prozessen oder unabhän-
gig davon durchgeführt werden.  

Formelle Machtübertragung: konsultativ 

Der Fokus dieser Arbeit liegt auf konsultativen Verfahren, die sich von anderen 
Verfahren im Grad der formellen Machtübertragung unterscheiden (Fung 2006). 
Damit ist hier der Einfluss gemeint, der der Öffentlichkeit legal zugesichert wird; 
zwischen den Extremen von gar keiner Möglichkeit der Einflussnahme – wie 
etwa in reinen, einseitigen Informationsveranstaltungen – und voller Machtab-
gabe an die Öffentlichkeit lassen sich Zwischenstufen unterscheiden, so etwa 
konsultative Einflussnahme (Fung 2006; Arnstein 1969).  

Eine klassische Kategorisierung der Machtübertragung bei Partizipationsverfah-
ren ist die „Leiter der Öffentlichkeitsbeteiligung“ („ladder of citizen participa-
tion“), die in ihrer ursprünglichen Form von Sherry Arnstein aufgestellt 
(Arnstein 1969) und seitdem verschiedentlich aufgegriffen und weiterentwickelt 
wurde (bspw. Straßburger und Rieger 2019; Fung 2006; Tritter und 
McCallum 2006). Besonders bei Arnstein steht hinter der Leiter ein – nicht ex-
plizit ausgedrücktes – Demokratieverständnis, weswegen sie die Stufen auf der 
                                                      
18 Dabei ist der Begriff kooperativ hier nur auf die Entscheidungsfindung während der Beteiligungs-
phase bezogen. In den hier gemeinten Verfahren bleibt die Entscheidungsmacht, was mit den erar-
beiteten Ergebnissen passiert, am Ende zumindest formal bei der öffentlichen Hand, wie im nächs-
ten Unterkapitel erläutert wird.  
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Leiter hierarchisch darstellt (kritisch hierzu siehe etwa Fung 2006, S. 67). Nach 
ihrem Verständnis ist alles, was keine formelle Machtübertragung einschließt, 
nur Pseudo-Beteiligung. Im Gegensatz dazu argumentiert Fung (2006, S. 67), 
dass die verschiedenen Grade der Machtübertragung je nach Kontext und Situa-
tion zu wählen und unterschiedlich zu bewerten seien. Konsultative Verfahren 
werden hier also abgegrenzt gegenüber Verfahren, in denen sich für die Teilneh-
menden zwar persönliche Vorteile ergeben, aber kein Einfluss genommen werden 
kann, beispielsweise Informationsveranstaltungen. Sie werden auch abgegrenzt 
gegenüber Verfahren mit (gemeinsam ausgeübten) Kontrollrechten der Beteilig-
ten oder sogar direkter Machtausübung der Beteiligten (Fung 2006, S. 70).  

Der Fokus auf konsultative Verfahren begründet sich zum einen daraus, dass sie 
den typischen Fall von Beteiligung in Deutschland darstellen, da in Deutschland 
die letztliche Entscheidungshoheit mit wenigen Ausnahmen (bspw. Bürgerent-
scheide) bei Politik und Verwaltung verbleibt (Bogumil und Holtkamp 2021). 
Gerade aufgrund der bereits geschilderten Schieflage bezüglich der gesellschaft-
lichen Gruppen, die sich am politischen Prozess beteiligen, wird die grundsätzlich 
konsultative Natur der meisten Beteiligungsangebote in Deutschland auch aus 
normativer Perspektive positiv bewertet und Konsultation als sinnvolle Ergän-
zung zur repräsentativen Demokratie gesehen. Die gewählten politischen Akteure 
sind durch Wahlen demokratisch zu Entscheidungen legitimiert, gleichzeitig kön-
nen sie die wichtige Funktion erfüllen, die Beteiligungsergebnisse mit anderen 
Interessen abzuwägen und so auch Interessen derjenigen zu berücksichtigen, die 
sich ggf. nicht beteiligt haben (Neunecker 2016a, S. 281; Young 2010). 

Außerdem ist die Frage nach der inhaltlichen Wirkung von Beteiligung gerade 
bei Konsultation besonders interessant, weil eben keine formelle Machtübertra-
gung stattfindet (Neunecker 2016a, S. 281). Während beispielsweise Arnstein 
(1969) in ihrer klassischen Leiter der Bürgerbeteiligung davon ausgeht, dass Be-
teiligung ohne formelle Machtübertragung wirkungslos ist, steht dies, wie Geißel 
et al. (2015, S. 154) herausarbeiten, in klarem Widerspruch zu den Versprechen 
und den Hoffnungen, die mit vielen Verfahren verbunden werden. Grundan-
nahme ist hier zunächst, dass auch konsultative Beteiligung unter bestimmten 
Bedingungen durchaus inhaltliche Wirkung entfaltet, wie dies in verschiedenen 
Studien bereits gezeigt wurde (siehe Kapitel 3).  

2.4.2 Kommunale Verkehrsplanung 
Im Folgenden wird erläutert, welche Arten von Planungsverfahren bzw. Pla-
nungsaufgaben hier untersucht werden. Betrachtet wird die Policy-Wirkung von 
Öffentlichkeitsbeteiligung auf kommunale Verkehrsplanungsverfahren, die sich 
mit der Aufteilung von öffentlichem Raum beschäftigen.  
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Verkehr als Hauptthema 

Untersuchungsgegenstand sind hier Verfahren der verkehrlichen Fachplanung, 
im Folgenden als Verkehrsplanungen bezeichnet. Zwar ist auch die räumliche 
Gesamtplanung für die Verkehrswende sehr relevant, da sie beispielsweise durch 
die Verteilung von Nutzungen (oder durch konkrete Regelungen wie festgesetzte 
Stellplätze das Mobilitätsverhalten beeinflussen können (Klein et al. 2021; Kut-
ter 2016). Allerdings ist dabei Verkehr oft nur eins unter vielen Themen, während 
sich anhand verkehrlicher Fachplanungen die Aushandlung um Raum für ver-
schiedene Verkehrsmittel direkt und unmittelbar untersuchen lässt.  

Solche verkehrlichen Planungen auf kommunaler Ebene sind etwa Verkehrsent-
wicklungspläne und Konzepte für verschiedene räumliche Maßstäbe, Straßenpla-
nungen und größere Infrastrukturprojekte, wie der Bau einer Straßenbahn oder 
eines Radschnellwegs. Die hier gemeinten Planungsverfahren müssen nicht un-
bedingt die Verkehrswende als dezidiertes Ziel haben, aber sie müssen durch ihre 
Beschaffenheit zumindest dazu beitragen können und sich an deren normativem 
Maßstab messen lassen.  

Betrachtet werden in dieser Arbeit solche Planungsverfahren, die sich mit den 
Ansprüchen verschiedener Verkehrsmittel beschäftigen, die die Nutzung von 
Raum als knapper und umstrittener Ressource unter sich aushandeln müssen, da 
an diesen die erwähnten Aushandlungsprozesse besonders gut nachvollzogen 
werden können. Prozesse, die beispielsweise nur auf eine Verteilung einer gege-
benen Anzahl an Fahrradbügeln abzielen, werden hier nicht betrachtet. Dabei 
sind sowohl Verfahren gemeint, die sich als Teil der ‚klassischen‘ Fachplanung 
Verkehr lesen lassen und eher eine engere, angebotsorientierte Perspektive auf-
greifen, als auch Verfahren, die eine integrierte Perspektive einnehmen und oft 
auch nachfrage- und mobilitätsorientierte Elemente mit aufnehmen und sich mit 
dem Raum als Qualität an sich beschäftigen. Ein Beispiel für letzteres sind Mo-
bilitätskonzepte.  

Kommunale Planungsebene 

Verkehrliche Planung findet auf (supra-)nationaler, Landes-, regionaler und kom-
munaler Ebene statt. Der Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit sind kommu-
nale Planungsprojekte, also die Projekte kreisangehöriger Gemeinden und kreis-
freier Städte in Deutschland. Sonderfälle sind Stadtstaaten, in denen sich die Pla-
nungsebenen nicht klar anhand der Verantwortlichkeiten trennen lassen, da kom-
munale und staatliche Aufgaben zusammenfallen (Bogumil und Holtkamp 2021). 
Ausgeschlossen werden im Fall von Stadtstaaten somit solche Aufgaben, die in 
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Flächenländern üblicherweise auf der staatlichen Ebene angesiedelt sind, bei-
spielsweise außerörtliche Landesfernstraßen. 

Dabei werden nur Kommunen im städtischen, nicht aber im ländlichen Raum be-
trachtet, da sich sowohl Infrastrukturanforderungen und Raumstruktur als auch 
Bevölkerungsstruktur unterscheiden. Städtische Kommunen sind solche mit min-
destens 5.000 Einwohner:innen oder einer mindestens grundzentralen Funktion 
(BBSR 2017). 

Viele wegweisende Planungsentscheidungen für eine nachhaltige Entwicklung 
werden auf kommunaler Ebene getroffen, so auch im Bereich Verkehr. Rund 
zwei Drittel der öffentlichen Investitionen finden auf lokaler Ebene statt, und 
viele der kleinräumlichen Aufgaben der Verkehrswende liegen im Hoheitsbe-
reich der Kommune, da sie für die konkrete städtebauliche Entwicklung verant-
wortlich ist und auf dieser Ebene viele direkte räumliche Entscheidungen als 
Selbstverwaltungsaufgabe getroffen werden (Bogumil und Holtkamp 2021). 
Diese Ebene steht in Ergänzung zu Regulationen und Infrastruktur auf höheren 
politischen Ebenen, vor allem wenn es um Stellschrauben für den Klimaschutz 
geht (Holz-Rau et al. 2022). Beispielsweise ist die Kommune verantwortlich für 
konkrete Straßenquerschnitte (außer im Fall von Landes- oder Bundesstraßen), 
die Bereitstellung und Planung des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 
oder die Einführung von Parkraumbewirtschaftung (Frank et al. 2017). Aller-
dings ist der Handlungsspielraum auf dieser Ebene durch Gesetze und Regulati-
onen von höheren administrativen Ebenen eingeschränkt, die eine Umsetzung 
von Verkehrswendeprojekten auf kommunaler Ebene stark von der Kreativität 
einzelner Planender abhängig macht. Die StVO etwa erschwert die Einschrän-
kung des fließenden Verkehrs grundsätzlich, außer es handelt sich um Maßnah-
men zur Gefahrenabwehr. Das kann beispielsweise die Anordnung von Tempo 
30 in Hauptverkehrsstraßen behindern.19  

Auf dieser Ebene ist auch Öffentlichkeitsbeteiligung stärker als auf höherer 
Ebene etabliert und formelle Beteiligung ist in verschiedenen gesetzlichen 
Grundlagen vorgeschrieben, informelle Beteiligung in zahlreichen Städten über 
die schon erwähnten Leitlinien verankert (Beckmann 2021, S. 453). Durch die 
direkte (spürbare) Betroffenheit der Bevölkerung durch Entscheidungen besteht 
                                                      
19 Von Seiten der Kommunen bildet sich allerdings Widerstand, wie etwa die Initiative „Lebens-
werte Städte durch angemessene Geschwindigkeiten“, der über 1.000 Kommunen (Stand: Dezem-
ber 2023) verschiedener Größen und politischer Führungen angehören, die auf eine Erweiterung 
ihrer Handlungsspielräume hinwirken möchten (http://lebenswerte-staedte.de/de/). Nicht zuletzt 
kann man an dieser Initiative die Relevanz der Kommunen für die Verkehrswende erkennen, die 
sich hier parteiübergreifend einer bremsenden Politik auf Bundesebene entgegenstellen.  

http://lebenswerte-staedte.de/de/


Verortung und Grundlagen | 55 
 

 

ein hohes Interesse an Mitwirkung (Gabriel und Kersting 2014, S. 82). Gleich-
zeitig sind vor allem kleinere Städte mit weniger Personal und knappen finanzi-
ellen Ressourcen teilweise zu Abwägungen gezwungen, „welcher Einsatz bei 
dem steigenden Bedürfnis bezüglich einer umfassenden und regelmäßigen Betei-
ligung der Bürger leistbar ist und wo der politische Anspruch nach mehr Partizi-
pation das eigene Regierungshandeln lähmt" (Meier 2018, S. 210–213).  

Formelle und informelle Planungsverfahren 

Eine wichtige Unterscheidungsdimension in Planungsverfahren ist – äquivalent 
zu den Beteiligungsverfahren – die Formalität. Auf kommunaler Ebene spielen 
sowohl formelle als auch informelle Planungsverfahren eine Rolle. Daher werden 
hier beide Arten von Planwerken betrachtet, insofern sie diskursive Beteiligungs-
elemente beinhalten.  

Formelle Planungsentscheidungen müssen nach bestimmten Verfahrensschritten 
erstellt werden. Hier ist auf kommunaler Ebene besonders die Objektplanung für 
Verkehrsanlagen (bspw. Straßenplanung) zu nennen sowie das Planfeststellungs-
verfahren für Infrastrukturprojekte, wie beispielsweise eine neue Straßenbahn-
strecke (Gertz 2021). Weitere formelle Planungen, die für die Verkehrswende re-
levant sind, sind beispielsweise die Bauleitplanung, Lärmaktionsplanung, Luft-
reinhalteplanung, Lärmminderungsplanung, der kommunale Nahverkehrsplan, 
die kommunale Stellplatzsatzung sowie ggf. auch ein städtebaulicher Vertrag 
(Gertz 2021; SRL 2020, S. 7; Ahrens 2018, S. 2806). Neben der vorgeschriebe-
nen formellen Beteiligung kann zusätzlich informelle Beteiligung durchgeführt 
werden. 

Informelle Planungsverfahren müssen dagegen keinen formalen Kriterien ent-
sprechen und die Umsetzung hängt oft vom politischen Willen ab, da bei Nicht-
erreichung von Zielen keine direkten Konsequenzen drohen. Die grundlegenden 
Fragen um Ziele, Strategien und Raumaufteilung werden oft schon in informellen 
Planwerken festgelegt, weshalb sie sehr wichtig für die nachhaltige Verkehrsent-
wicklung sind. Relevant sind insbesondere Verkehrsentwicklungspläne, ver-
schiedene (meist teilräumliche) Konzepte wie Parkraummanagement, Fußver-
kehrs-, Radverkehrs- oder Mobilitätskonzepte (Beckmann 2021; SRL 2020, 
S. 7). An diesen wird, wie erwähnt, gängigerweise die Öffentlichkeit beteiligt.  
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3 Stand der Forschung und Forschungsfragen 
In diesem Kapitel wird der empirische Forschungsstand zur Policy-Wirkung kon-
sultativer Invited Spaces umrissen, hauptsächlich bezogen auf den Untersu-
chungsgegenstand. Aufbauend auf den identifizierten Forschungslücken werden 
die forschungsleitenden Fragen für diese Arbeit formuliert.  

3.1 Stand der empirischen Forschung  
In den Planungsdisziplinen existiert eine Vielzahl wissenschaftlicher Arbeiten zu 
Partizipation, diese konzentrieren sich häufig auf die Verfahrensebene, wie das 
Generieren von Vorschlägen oder die Interaktionen (Fugmann et al. 2018; Barrett 
et al. 2012), und/oder diskutieren allgemein die Rolle der Partizipation im Kon-
text des Planungssystems (Hesse und Kühn 2023; Meier 2018; Selle 2013; 
Feichtinger und Pregernig 2005).  

Während inzwischen auch die Wirkung von Beteiligung zunehmend in den Fokus 
der Forschung gerät, wird Policy-Wirkung oft nicht oder nur am Rande mit be-
trachtet – sei es in der Deliberationsforschung oder bei praxisnahen Evaluationen 
(Maikämper 2023; Vetter und Goldberg 2022; Font et al. 2018; Nabatchi und 
Amsler 2014; Förster 2014; Selle 2013; Barrett et al. 2012; Ableson und Gau-
vin 2006, S. 6; Delli Carpini et al. 2004; Bickerstaff und Walker 2001). Das fällt 
als Lücke auf, vor allem im Vergleich zu ihrer Relevanz als kommuniziertes Ziel 
und ihrer normativ ableitbaren Relevanz. 

Für die inhaltliche Wirkung wird oft auf anekdotische Evidenz verwiesen, also 
dass Beteiligung allgemein Wirkung hat (Nabatchi und Leighninger 2015; Emery 
et al. 2015, S. 422-423). Teilweise werden auch Prozesskriterien und/oder Ak-
teurseinschätzungen als ‚Proxy‘ für gute Entscheidungen genutzt, obwohl gute 
Prozesse nicht automatisch zu guten Ergebnissen führen (Dean et al. 2022; Jolly-
more et al. 2018, S. 6; Emery et al. 2015; Rowe und Frewer 2004). Oder der Fo-
kus geht nur bis zu den Beteiligungsbeiträgen, nicht aber deren weitere Verwen-
dung (Deligiaouri und Suiter 2021). So besteht vor allem zwischen den Beteili-
gungsergebnissen und einer später getroffenen Policy-Entscheidung eine Wis-
sens- und Forschungslücke.  

In diesem Unterkapitel wird nun zunächst ein Überblick über den Forschungs-
stand zu Policy-Wirkung von konsultativer Öffentlichkeitsbeteiligung in der 
räumlichen Planung gegeben – vergleichbar mit einer großmaßstäblichen 
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Landkarte, die dann bei der Orientierung für die darauffolgende Zusammenfas-
sung empirischer Ergebnisse zu Policy-Wirkung hilft. In dieser Zusammenfas-
sung werden zunächst Studien betrachtet, die Policy-Wirkung untersuchten und 
mehr oder auch weniger davon fanden und dies beschreiben oder anhand von 
Faktoren zu erklären versuchen. Dann wird der Fokus etwas verschoben auf wei-
tergehende Studien, die sich mit Beteiligung und Policy-Wirkung im Kontext 
nachhaltiger Entwicklung beschäftigt haben. Im Anschluss an die Ergebnisse 
werden die methodischen Herangehensweisen der zuvor zitierten Studien einge-
ordnet und miteinander verglichen und die wesentlichen Forschungslücken zu-
sammengefasst. 

3.1.1 Überblick über das Forschungsfeld 
Es gibt einige empirische Arbeiten, die sich explizit mit inhaltlicher Wirkung be-
schäftigen oder diese als ein Erfolgskriterium untersuchen, meist als eins von 
mehreren (bspw. als eins von sieben bei Kubicek et al. 2011). Dabei wird oft aus-
schließlich die Policy-Entscheidung betrachtet, hin und wieder auch deren Um-
setzung (bspw. Maikämper 2013). Die meisten dieser Studien beschäftigen sich 
zunächst deskriptiv mit Policy-Wirkung, auch wenn manche eher normativ ge-
färbte Begriffe verwenden, wie etwa „verbesserte Entscheidung“ (Pfeifer et 
al. 2021, S. 495; Beck 2013, S. 16–17; Böhm 2011, S. 615; Innes und 
Booher 2000, S. 6–7), oder Worte wie „bereichern“ (Quilling und Köckler 2018, 
S. 107) oder „stärken“ (Aitamurto 2016, S. 2781) nutzen. Einzelne Studien gehen 
weiter und beschäftigen sich mit einer (wie auch immer definierten und mehr oder 
weniger theoretisch fundierten) ‚Verbesserung‘ des Ergebnisses durch Beteili-
gung. Hervorzuheben sind hier einige Studien aus den Umweltwissenschaften, 
die sich mit der Wirkung von Beteiligung auf die Umweltqualität des Ergebnisses 
beschäftigen. Auch gibt es einige neuere Studien, die sich ausgehend von den 
Beteiligungsbeiträgen mit deren weiterer Verwendung beschäftigen, woraus auch 
Aussagen zu Policy-Wirkung abgeleitet werden können (Hovik und Stigen 2023; 
Font et al. 2018).  

Das Thema Policy-Wirkung wird aus verschiedenen Disziplinen heraus unter-
sucht, die unterschiedliche Schwerpunkte setzen. Vor allem sind hier die Raum-
wissenschaften relevant, zunächst natürlich die Verkehrsplanung. Es sei hier vor-
weggenommen, dass es in diesem Bereich nur wenige Studien gibt; einige mehr 
finden sich in der Stadtplanung und vor allem bei den Umweltwissenschaften, 
welche zum Teil auch Verkehrsprojekte mit untersuchen, allerdings dann nicht 
die – hier betrachteten – kommunalen Projekte, sondern Großprojekte mit Plan-
feststellungsverfahren oder Umweltverträglichkeitsprüfungen. Aus sozialwissen-
schaftlicher Perspektive beschäftigt sich auch die Politikwissenschaft und die 
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Partizipationsforschung mit Policy-Wirkung, etwa mit Fokus auf die Prozessge-
staltung. Die Informatik beschäftigt sich v.a. mit Policy-Wirkung im Kontext von 
Onlinebeteiligung – dies dann am Beispiel verschiedener Themen, darunter auch 
verkehrliche oder räumlich relevante.  

Die empirische Forschung zu Policy-Wirkung von Beteiligung in der räumlichen 
Planung wird von Einzelfallstudien oder Studien mit wenigen Fallbeispielen do-
miniert (bspw. Boisjoly und Yengoh 2017; Drazkiewicz et al. 2015; Anton-
son 2014; Maikämper 2013), zudem gibt es einige Arbeiten, die systematische 
Vergleiche einer höheren Anzahl von Fällen durchführen (bspw. Schütte et 
al. 2023; Schwanholz et al. 2021; Kochskämper et al. 2018a; Newig et al. 2012; 
Kubicek et al. 2011; van Tatenhove et al. 2010). Zudem gibt es einige Metastu-
dien mit verschiedenen Schwerpunkten, hauptsächlich aus dem Bereich der Um-
weltplanung (Jager et al. 2020; Dietz und Stern 2008; Beierle und Cayford 2002) 
oder thematisch offen mit eher politikwissenschaftlicher Perspektive (Pratchett et 
al. 2009; Ableson und Gauvin 2006). Die Ergebnisse bezüglich Policy-Wirkung 
und hemmenden und fördernden Faktoren sind gemischt und teilweise schwer 
einzuordnen, weil sie methodisch und bezüglich des genauen Forschungsinteres-
ses und v.a. der Bedingungen sehr heterogen sind. Dieser Eindruck entsteht so-
wohl bei der Sichtung der verfügbaren Studien und wird auch von Ableson und 
Gauvin (2006, S. 6) als Fazit ihrer Metastudie formuliert. Eine Schwierigkeit ist 
dabei, dass Policy-Wirkung im Zusammenhang mit der methodischen Herange-
hensweise jeweils sehr unterschiedlich gefasst wird, sodass sich einzelne Studien 
untereinander mitunter schwer vergleichen lassen (siehe Kapitel 3.1.4).  

Innerhalb der konsultativen Invited Spaces – Fokus dieser Arbeit und somit auch 
des Stands der Forschung – gibt es Forschung zu verschiedenen Formaten und 
Zielgruppen, beispielsweise Onlinebeteiligung (bspw. Aitamurto und Lande-
more 2016) oder deliberativen Foren/Bürger:innenräten (bspw. Dean et al. 2022). 
Auffällig ist, dass in der Forschung besonders ‚nicht alltägliche‘ Formate unter-
sucht werden, wie etwa Gremien aus Bürger:innen, Bürgerhaushalte, deliberative 
Formate etc., was in einem Kontrast zu deren alltäglicher Relevanz steht (Mark 
et al. 2024).  

3.1.2 Ergebnisse zu Policy-Wirkung 
In der folgenden Zusammenfassung liegt der Schwerpunkt auf planerischen The-
men auf kommunaler Ebene, natürlich mit einem Fokus auf Verkehr; andere 
stadtplanerische oder umweltplanerische Themen werden als ähnliche Politikfel-
der mitbetrachtet. Es werden jedoch selektiv auch andere Arbeiten (bspw. solche, 
die sich nicht auf ein spezielles inhaltliches Feld konzentrieren) mit aufgenom-
men, wenn sich relevante Aussagen ableiten lassen. Genauso werden auch 



60 | Stand der empirischen Forschung 
 

 

Arbeiten aus anderen Kontexten (anderen Ländern, administrativen Ebenen) mit-
betrachtet. Es werden verschiedene Arten von Invited Spaces betrachtet. Da die 
Machtdimension (Fung 2006) für die Policy-Wirkung so ausschlaggebend ist, 
werden aber nur Studien berücksichtigt, in denen Prozesse mit rein konsultativer 
Beteiligung enthalten sind.  

Empirische Ergebnisse bezüglich einer Policy-Wirkung sind sehr kleinteilig und 
weisen in verschiedene Richtungen. Zusammengefasst lässt sich sagen, dass 
(konsultative) Beteiligung in der räumlichen Planung inhaltliche Wirkung auf Po-
licy haben kann und oft auch hat. Diese ist aber schwer zu messen und bleibt oft 
schwach ausgeprägt oder ist diffus. Auch ist Beteiligung keineswegs Garant für 
Policy-Wirkung – so gelang es verschiedenen Studien nicht, Policy-Wirkung 
nachzuweisen, und das, obwohl eher herausragende oder Best Practice-Beispiele 
untersucht wurden (bspw. Kubicek et al. 2011).20  

Auffällig ist, dass sich in Studien mit mehreren Fallbeispielen oft große Unter-
schiede in der Policy-Wirkung zwischen den Fallbeispielen zeigen. Beispiels-
weise erreichen in der Studie zu Erfolg von Beteiligung von Kubicek et al. (2011, 
S. 104) mit verschiedenen kommunalen Beteiligungsverfahren (hauptsächlich in 
Deutschland) einige sehr viel Policy-Wirkung, andere sehr wenig (ähnliches fin-
den Pfeifer et al. 2021; van Tatenhove et al. 2010). 

Fehlende Policy-Wirkung 

In einigen Studien zu verschiedenen Formen der Invited Spaces wurde wie gesagt 
keine klare Policy-Wirkung festgestellt. Michels (2011) beschreibt in ihrer Re-
view von 120 Beteiligungsverfahren, dass nur etwa ein Drittel der untersuchten 
Konsultationen eine Policy-Wirkung hatte. Auch Lowndes et al. (2001) bemer-
ken in ihrer Studie in Großbritannien, dass nur ein Drittel der öffentlichen Behör-
den fand, dass Beteiligung signifikante Policy-Wirkung hatte. Das passt auch zu 
dem Eindruck auf kommunaler Ebene in Deutschland: Holtkamp et al. (2006, 
S. 165–166) erwähnen bei ihrer Befragung auf kommunaler Ebene in zwei deut-
schen Bundesländern, dass Beschäftigte und Ratsmitglieder die mangelnde Um-
setzung von Beteiligungsergebnissen für das größte Problem von Bürger-

                                                      
20 Dabei wird dieser Mangel an Wirkung normativ unterschiedlich bewertet. Michels und Graaf 
(2010, S. 489) kommen zu dem Schluss, dass ein Mangel an Policy-Wirkung vertretbar ist, wenn 
andere positive Wirkungen erzielt werden. Eine alternative Lesart (die aber nicht in der Literatur 
bestätigt wurde) wäre, dass in manchen Studien nur deshalb keine Policy-Wirkung nachgewiesen 
werden konnte, weil die Beteiligten mit dem Plan bereits zufrieden waren und sich somit inhaltlich 
nichts änderte. Die normative Bewertung von Policy-Wirkung wird im weiteren Verlauf der Arbeit 
aufgegriffen. 
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beteiligung halten. Auch bei lokalen Agenda21-Prozessen, die in den 1990er und 
2000er Jahren ein weitverbreitetes Beteiligungsinstrument waren, konnte ver-
schiedentlich keine Policy-Wirkung nachgewiesen werden (Holtkamp et 
al. 2006, S. 178–179). Neben engen Handlungsspielräumen und Finanzierungs-
problemen identifizieren Holtkamp et al. (2006) als Hindernis für eine Policy-
Wirkung von Beteiligung in deutschen Kommunen, dass Stadträte die eigene Ent-
scheidungskompetenz nicht noch weiter aushöhlen lassen möchten – also zögern, 
Macht abzugeben. Ähnliches konstatiert Neunecker (2016a) in ihrer Forschung 
zur Wirkung von Bürgerhaushalten in 13 deutschen Kommunen. Sie merkt an, 
dass die überwiegende Mehrheit der Vorschläge keine oder unklare Policy-Wir-
kung entfaltet (S. 273). Laut der von ihr befragten Politiker:innen sei der Haupt-
grund, dass die Vorschläge bereits bekannt gewesen seien. Außerdem seien die 
geringen Teilnehmendenzahlen und die Homogenität der Teilnehmenden ein 
Grund für Politiker:innen gewesen, bewusst den Vorschlägen nicht allzu viel Po-
licy-Wirkung ‚einzuräumen‘, einerseits aus normativen Erwägungen, aber auch 
weil der zu erwartende Druck gering war (Neunecker 2016a, S. 277). 

Die im letzten Absatz zitierten Studien waren thematisch offen und bezogen sich 
nicht explizit auf räumliche Planung. Studien aus der räumlichen Planung – in 
anderen europäischen Ländern – kommen zu dem Schluss, dass (auch gute) Be-
teiligung zum Teil keine Policy-Wirkung hatte (Michels und Binnema 2019; 
Kochskämper et al. 2018a; Aitamurto 2016; van Tatenhove et al. 2010; Michels 
und Graaf 2010; Bickerstaff und Walker 2005; USA: Sutcliffe und Cipkar 2017). 
Als Hindernis wurde auch in diesen Studien attestiert, dass Politiker:innen und/o-
der Verwaltung keine Macht abgeben wollten (Young und Tanner 2023; Michels 
und Binnema 2019; van Tatenhove et al. 2010; Bickerstaff und Walker 2005); 
„[they] refused to be compromised by the negotiated results” (van Tatenhove et 
al. 2010, S. 620). Auch werden oft festgefahrene Entscheidungsstrukturen und 
Vorgaben als Hindernisse identifiziert; so führen diese Faktoren dazu, dass die 
Beteiligungsmöglichkeit von Anfang an nicht besonders umfangreich gewesen 
sei, es keine Qualitätskriterien gebe, keine formelle Machtübertragung stattfinde 
(Bickerstaff et al. 2002), der Raum für Möglichkeiten zur Veränderungen von 
vornherein eingeschränkt sei (Schneidemesser et al. 2020) und es (zum Teil be-
wusst) keine adäquate Verknüpfung zwischen der Beteiligung und den formellen 
Entscheidungsprozessen gegeben habe (van Tatenhove et al. 2010).  

Auf diese mangelnde Verknüpfung zwischen Beteiligungsprozess und weiterem 
Policy-Prozess als Hindernis für Policy-Wirkung wird in verschiedenen Kontex-
ten hingewiesen, beispielsweise von Pfeifer et al. (2021) in ihrer Studie zur Po-
licy-Wirkung von Beteiligung auf einen Planungsprozess des Auswärtigen Am-
tes oder von Bock und Reimann (2017) im Kontext von frühzeitiger Beteiligung 



62 | Stand der empirischen Forschung 
 

 

bei umweltrelevanten Großvorhaben in Deutschland oder von Dean et al. (2022) 
im Kontext des Bürgerrats Demokratie (international auch Emery et al. 2015; 
Barrett et al. 2012). 

Etwas detaillierter wird dieses Thema betrachtet von Aitamurto (2016), bezogen 
auf Crowdsourcing-Prozesse am Beispiel eines Gesetzesentwurfs im Verkehrs-
bereich in Finnland, bei dem keine Policy-Wirkung festgestellt wurde. Dabei 
seien spezifische Aspekte von Crowdsourcing etwa, dass die Mengen des Mate-
rials groß und unstrukturiert sind und die Beiträge in Qualität variieren sowie in 
sich widersprüchlich sind – dies sind Eigenschaften, die auch auf Konsultations-
prozesse in deutschen Kommunen zutreffen könnten. Das führte in dem unter-
suchten Fall zu Schwierigkeiten, die Beiträge (die in Menge und Qualität durch-
aus ausreichend und nutzbar gewesen wären) mit vertretbarem Aufwand so aus-
zuwerten, dass sie tatsächlich genutzt werden konnten (S. 2786). Die Autorin 
analysiert detailliert die verschiedenen Logiken der beiden Systeme – Crowd-
sourcing auf der einen Seite und Policy-Prozesse, die auf der anderen Seite für 
repräsentative Demokratie entwickelt wurden – und arbeitet heraus, dass diese 
Unterschiede in den Logiken dazu führen, dass die „absorptive capacity“ (S. 
2787) des Policy-Prozesses nicht ausreiche, um die Ergebnisse des Crowdsour-
cing-Prozesses einzuarbeiten. Interessant ist, dass diese Studie sich im Gegensatz 
zu anderen Forschungen, anstatt auf einzelne Akteure, stark auf die systemische 
Inkompatibilität konzentriert.  

Generell ist die mangelnde Flexibilität des Entscheidungssystems sowie die An-
zahl an sogenannten „Veto-Points“ (Hovik und Stigen 2023, S. 315) hemmend 
für eine Policy-Wirkung – wenn beispielsweise mehrere administrative Einheiten 
beteiligt sind, gibt es mehr ‚Gatekeeper‘, an denen der Einfluss eines Beteili-
gungsbeitrags auf die Policy scheitern könnte (Font et al. 2018; Yang und Pan-
dey 2011, S. 887; Fung 2006) –, andererseits gibt es so aber auch mehr mögliche 
‚Eintrittsstellen‘, was sich wiederum als förderlich für Policy-Wirkung erwiesen 
hat (Hovik und Stigen 2023). Dabei spielt die formelle Verbindung zwischen Be-
teiligungs- und weiterem Planungsprozess eine Rolle, da solch eine Verbindung 
Berührungspunkte herstellt zwischen den potentiellen Vetoplayern und denjeni-
gen, die die Beteiligungsbeiträge in den Planungsprozess tragen (Hovik und Sti-
gen 2023, S. 327). 

Es gibt weitere Studien, die zwar auch keine direkte Übernahme von Beiträgen 
fanden, aber daraus nicht schlossen, dass es keine Policy-Wirkung gab. Sie be-
schreiben, dass viele Merkmale der Entscheidung mit den Beteiligungsbeiträgen 
übereinstimmen und schließen somit eine indirekte Wirkung nicht aus: Maikäm-
per (2013) für die inhaltlichen Wirkungen einer Perspektivenwerkstatt auf einen 
Bebauungsplan, Beck (2013) zu einem Stadtviertelkonzept Nahmobilität, 



Stand der Forschung und Forschungsfragen | 63 
 

 

Antonson (2014) für einen Autobahnplanungsprozess in Schweden. Das zeigt 
erstens, wie vielfältig Policy-Wirkung zustande kommen kann, und zweitens, wie 
schwer sie zu fassen und zu untersuchen ist. 

Zustandekommen von Policy-Wirkung 

Während bisher der Fokus auf mangelnder Policy-Wirkung und hemmenden Fak-
toren lag, kann für andere Studien gesagt werden, dass Beteiligung Policy-Wir-
kung hatte – so wird immer wieder festgestellt, dass Policy-Wirkung durchaus 
auch bei konsultativer Beteiligung auftritt, also auch ohne formelle Machtüber-
tragung (Young und Tanner 2023; Pfeifer et al. 2021; Fugmann et al. 2018; Font 
et al. 2018; Escher et al. 2016, S. 150; Kubicek et al. 2011; Pratchett et al. 2009; 
Beierle und Cayford 2002). Diese unterscheidet sich allerdings stark nach dem 
Ausmaß an Wirkung, das nachgewiesen werden konnte.  

Vor allem in Verfahren im Umweltbereich, die die Forschungslandschaft domi-
nieren, ist in vielen Fällen Policy-Wirkung aufgetreten. In Deutschland fanden 
etwa Drazkiewicz et al. (2015) bei ihrer detaillierten Untersuchung von vier um-
weltrelevanten Planungsprozessen, dass die Beteiligung hier klare Wirkung auf 
die Planung hatte. Ähnliche Ergebnisse liefern auch Schütte et al. (2023) und 
Bock und Reimann (2017). Diese Studien werden später vorgestellt, da sie weiter 
gefasst sind und sich mit der inhaltlichen Qualität der Ergebnisse beschäftigen. 
Auch Regener (2009) sieht den Einfluss von Beteiligung im Zuge der strategi-
schen Umweltprüfung auf Bebauungspläne. Sie weist durch die qualitative Aus-
wertung von Beteiligungsunterlagen und beschlossenen Bebauungsplänen nach, 
dass 15 % der Umweltberichte und 44 % der Pläne modifiziert wurden; ersteres 
größtenteils durch Umwelteinwendungen und neue Informationen von Umwelt-
akteuren, zweiteres durch Einwendungen von Privatpersonen. Policy-Wirkung 
bei der frühzeitigen Beteiligung war stärker, ggf. auch weil es hierbei Bürgerver-
sammlungen vor Ort gab mit diskursiven Elementen statt nur einer öffentlichen 
Auslegung (Regener 2009, S. 161). Zu nennen ist auch eine Studie von Pfeifer et 
al. (2021), die deutlichen Einfluss von Beteiligung auf den deutschen Klimaakti-
onsplan nachzeichnet – zwar auf nationaler Ebene, aber die Relevanz des von 
vornherein verschränkten Beteiligungsprozesses mit dem Policy-Prozess scheint 
auch auf die kommunale Ebene übertragbar. Ähnliche positive Ergebnisse zu 
deutlicher Policy-Wirkung finden sich auch in internationalen Studien aus dem 
Bereich Umweltplanung (und Tanner 2023; eingeschränkt: Jollymore et al. 2018; 
Beierle und Cayford 2002; Rosener 1982). 

Wie sieht es aus im Verkehrsbereich? Aufschluss über die mögliche Relevanz 
des Policy-Feldes gibt zunächst eine Studie von Schwanholz et al. (2021), die im 
deutschen, kommunalen Kontext die Wirkung für eine kleine Anzahl ver-
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schiedener Online-Konsultationsplattformen und Policy-Feldern untersuchen. 
Sie stellen zwar fest, dass insgesamt etwa ein Drittel der Vorschläge von den Ge-
meinderäten angenommen wurde, dass es aber im Verkehrsbereich nur „diffuse 
Wirkung” (S. 54) gäbe, die sich nicht auf konkrete Entscheidungen auswirke. 
Diese „diffusen Wirkungen“ könnten beispielsweise bedeuten, dass die Vor-
schläge noch geprüft würden. Sie bemerken weiter, dass weniger relevante und 
weniger dringende Themen eher angenommen werden, während bei Mobilitäts-
themen lange und komplizierte Planungsprozesse gebraucht werden und es mehr 
Hürden geben kann. Sie stellen auch die (bereits aus den zuvor dargestellten Stu-
dien bekannte) These auf, dass sich Entscheidungsträger:innen bei derart wichti-
gen Themen nicht gerne ‚reinreden‘ lassen. Im Kontrast dazu finden Kubicek et 
al. (2011) in ihrer Analyse verschiedener (hauptsächlich planerischer) kommuna-
ler Verfahren heraus, dass sich neben anderen Faktoren vor allem die Dringlich-
keit des Themas positiv auf die Policy-Wirkung auswirkte (Kubicek et al. 2011, 
S. 91).  

(Eingeschränkte) Policy-Wirkung bei Konsultation im Verkehrsbereich beschrei-
ben Bickerstaff und Walker (2001). Sie sahen in verschiedenen konsultativen Be-
teiligungsformaten zu lokalen Verkehrsplänen in Großbritannien zwar Policy-
Wirkung, allerdings nur in 13-17 % einen deutlichen Einfluss (Bickerstaff et 
al. 2002). Im Gegensatz dazu findet eine Studie aus den USA bei lokaler Ver-
kehrsplanung deutlich mehr Policy-Wirkung. Chen und Aitamurto (2019) haben 
in einer Analyse der lokalen Verkehrsplanung in Palo Alto festgestellt, dass 46 % 
der mehr als 250 Online-Kommentare tatsächlich zu einer Änderung der Politik 
geführt haben. Interessant ist, dass hauptsächlich diejenigen Kommentare Policy-
Wirkung hatten, die von einem Bürgerbeirat weitergegeben wurden. Sie erklären 
das so, dass die öffentliche Hand keine Ressourcen hatte, alle Beiträge auszuwer-
ten und daher die Prüfung an den Beirat ‚outsourcte‘, womit aus ihrer Sicht das 
stark selektive und elitäre Komitee ernster genommen wurde als die allgemeine 
Öffentlichkeit (Chen und Aitamurto 2019, S. 119). Eine alternative Erklärung 
wäre, dass sowohl das Komitee als auch die öffentliche Hand die sinnvollsten 
Beiträge auswählte, es sich also um eine Korrelation statt einer Kausalität han-
delt. Ob Beiträge eingearbeitet wurden, hing davon ab, ob sie als machbar ange-
sehen wurden (Chen und Aitamurto 2019). In einem anderen Forschungsvorha-
ben zum gleichen Beteiligungsprozess erwähnen Aitamurto et al. (2016) , dass 
die Wirkung der Beteiligungsbeiträge auch davon abhing, wie oft die Themen 
angebracht wurden und wie stark sie formuliert waren. Dabei wurden Themen, 
die häufig vorkamen und vehementer formuliert worden waren, auch in der Ver-
änderung der Policy öfter berücksichtigt. 
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Hier wird deutlich, dass der Beteiligungsprozess selbst sowie die Eigenschaften 
der Beiträge eine Rolle spielen. Andere Studien stützen das. So scheint es förder-
lich für Policy-Wirkung zu sein, wenn der Beteiligungsprozess transparent ist 
(Kubicek et al. 2011), deliberative Qualität hat, mehr Interaktion erlaubt (Beierle 
und Cayford (2002) in einer Metastudie zu Umweltplanung in den USA; Font et 
al. (2018) für verschiedene kommunale Konsultationsverfahren in Spanien) und 
der Beteiligungsprozess stärker strukturiert ist, also klar ist, wie mit den Ergeb-
nissen weitergearbeitet wird (Font et al. 2018). Auf der anderen Seite gibt es auch 
Ergebnisse, die darauf hindeuten, dass weniger intensive Formate eher mehr Po-
licy-Wirkung hervorbringen (Michels 2011; Chess und Purcell 1999). Ebenfalls 
interessant ist, dass auch Onlinebeteiligung Wirkung haben und deliberative Kri-
terien erfüllen kann (Escher et al. 2016; Aitamurto und Landemore 2016).  

Bezüglich der Charakteristika der Beiträge finden Font et al. (2018, S. 631), dass 
diese sehr relevant sind und Übereinstimmung mit vergangener Politik und/oder 
aktueller Linie der Verwaltung und Politik, niedrige Kosten und Verfügbarkeit 
von externer Finanzierung für den Vorschlag sich signifikant positiv auf die wei-
tere Nutzung auswirkten. Diese als „Rosinenpickerei“ („cherry picking“) (Font 
et al. 2018, S. 615) bezeichnete Praxis weist auch noch einmal auf die Relevanz 
einzelner Prozessakteure hin, die darauf achten müssten, die Ergebnisse einzuar-
beiten und sich um eine gute Beteiligung zu bemühen (Hovik und Stigen 2023; 
Young und Tanner 2023; Friess und Herff 2023; Antonson 2014). Es bestehe 
aber die Gefahr des „simply pick and choose what they want to take from the 
available evidence” (Emery et al. 2015, S. 436). So betonen Ableson und Gauvin 
(2006, S. 25–26) die wichtige und zu wenig beachtete Rolle von Prozessakteuren 
(„policy makers“) und deren Einstellungen. Auch Neunecker (2016a) bezeichnet 
das „Können und Wollen“ der Politiker:innen als „Dreh- und Angelpunkt der Po-
licy-Wirkung“ (S. 282). Dabei weisen Emery et al. (2015, S. 438) auf das Prob-
lem der mangelnden Nachvollziehbarkeit und des mangelnden Drucks zur Einar-
beitung hin. 

Zudem kann festgestellt werden, dass Policy-Wirkung auch davon abhängt, wie 
die öffentliche Hand die Qualität der Beiträge bewertet (Font et al. 2016; Yang 
und Callahan 2005) bzw. wie deren generelle Perspektive auf die Beteiligungser-
gebnisse ist bezüglich Legitimität und Qualität (Emery et al. 2015). Diese Per-
spektive scheint wiederum durch den Beteiligungsprozess geprägt zu werden, 
etwa wer teilnimmt und wie man sich äußern kann (Migchelbrink und van de 
Walle 2019; Neunecker 2016a). 

Etwas unklar bleibt die Rolle von Kontextfaktoren: Es kommt immer wieder der 
Hinweis, dass Kontextfaktoren sehr wichtig sind und stärker erforscht werden 
sollten (Holtkamp et al. 2006, S. 199; Irvin und Stansbury 2004).  
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Delli Carpini et al. (2004, S. 336) betonen sogar, dass die von ihnen beschriebe-
nen positiven Auswirkungen von Deliberation in weniger förderlichen Kontexten 
auch ins Gegenteil umschlagen und sich sogar schädlich auswirken könnten. 
Dietz und Stern (2008, S. 236) weisen allerdings darauf hin, dass Kontexfaktoren 
zwar relevant sind, aber Design-Entscheidungen in einem spezifischen Beteili-
gungsprozess dies durchaus ausgleichen können, wenn die Schwierigkeiten aner-
kannt und reflektiert werden. Auch Font et al. (2018) sehen keinen Einfluss der 
von ihnen untersuchten Kontextfaktoren (Kommunengröße, Pro-Kopf-Einkom-
men, Partizipationserfahrung und -affinität der Kommune) auf das „Schicksal“ 
der Beiträge, schränken allerdings ein, dass Kontextfaktoren sich auf das Design 
der Prozesse auswirken könnten und der Mangel an Effekten auch an dem relativ 
homogenen Kontext der untersuchten Fallbeispiele liegen könnte (S. 630). 

Es wurden bereits viele mögliche hemmende oder fördernde Faktoren im Zusam-
menhang mit Policy-Wirkung angesprochen, die sich zum Teil gegenseitig wi-
dersprechen. In Kapitel 5.2 wird für ausgewählte und in dieser Arbeit untersuchte 
Einflussfaktoren auf Kontext-, Verfahrens- und Beitragsebene erneut Literatur 
herangezogen.  

3.1.3 Ergebnisse zum Beitrag zu nachhaltiger Entwicklung 
Über die reine Untersuchung hinaus, ob überhaupt Policy-Wirkung zustande 
kam, gibt es auch Arbeiten, die sich damit beschäftigen, ob das Ergebnis ‚besser‘ 
wird, oder (alternativ) ob das Zustandekommen von Policy-Wirkung zu demo-
kratischen Prinzipien beiträgt. Dabei wird der Begriff ‚Nachhaltigkeit‘ hier als 
Oberbegriff verwendet für positive soziale oder ökologische Wirkungen, die Be-
teiligung auf eine Policy-Entscheidung und deren Zustandekommen haben kann. 
Hier finden sich die beiden betrachteten Integrationsebenen aus der IVP, die nor-
mative und die politische Integration, wieder (siehe Kapitel 2). 

Ergebnisdimension 

Ein umfassender Versuch, die Wirkung von Beteiligung auf die ‚Qualität‘ zu un-
tersuchen, lässt sich nachlesen in der Metastudie von Beierle und Cayford (2002), 
in der über 200 Einzelfallstudien mit Partizipation verschiedener Formate und 
Intensitäten im Bereich Umweltplanung zusammengeführt sind. Sie definieren 
als ein Erfolgskriterium von Beteiligung „improving the substantive quality of 
decisions” (Beierle und Cayford 2002, S. 14) und bildeten einen Index aus 8 Kri-
terien, wie etwa Kosteneffizienz, innovative Ideen und eine ganzheitlichere Her-
angehensweise. Die Ergebnisse zeigen, dass in 68 % der untersuchten Fälle hohe 
Werte für eine inhaltliche Verbesserung erzielt wurden, in 14 % mittlere und in 
18 % niedrige. Letztere Kategorie kann bedeuten, dass es keine Änderung gab 



Stand der Forschung und Forschungsfragen | 67 
 

 

(also ggf. keine Policy-Wirkung) oder eine Verschlechterung – das wird leider 
nicht unterschieden. Somit kann laut dieser Studie in 82 % der Fälle von einer 
Policy-Wirkung ausgegangen werden, die das Planungsergebnis meist verbes-
serte.  

Andere Arbeiten konzentrieren sich eher auf eine spezifische Zielgröße. So gibt 
es Untersuchungen, die zeigen können, dass sich Bürgerhaushalte auf die soziale 
Gerechtigkeit auswirken (Boulding und Wampler 2010; Goldfrank 2006). Auch 
im Verkehrsbereich gibt es Studien, die den Einfluss von Beteiligung auf soziale 
Gerechtigkeit untersuchen, allerdings mit ernüchternden Ergebnissen. Elvy 
(2014) stellt in ihrer Untersuchung von 32 Nahverkehrsplänen in Großbritannien 
fest, dass zwar mehr als die Hälfte dieser Pläne eine explizit auf eine oder mehrere 
benachteiligte Gruppen ausgerichtete Beteiligung vorsah, dass jedoch kein signi-
fikanter Zusammenhang zwischen diesen Bemühungen und der Anzahl der auf 
benachteiligte Gruppen ausgerichteten Maßnahmen in den endgültigen Plänen 
bestand, woraus sie schließt, dass die Beteiligung keine positive Wirkung für so-
ziale Gerechtigkeit hatte. Boisjoly und Yengoh (2017) stellen in zwei kanadi-
schen Fallstudien fest, dass die Auswirkungen der Partizipation auf die Verkehrs-
planung sehr begrenzt waren und insbesondere das (theoretische) Potenzial, zu 
einem Paradigmenwechsel in Richtung sozialer Belange beizutragen, nicht aus-
geschöpft wurde, vor allem aufgrund anhaltend traditioneller Planungsparadig-
men. 

Ein am häufigsten untersuchter Aspekt bezüglich der Ergebnisqualität ist der Um-
weltstandard. Die Ergebnisse sind vielversprechend, da sichtbar wird, dass die 
Umweltqualität durch Beteiligung erhöht wird, wenn auch nicht in allen Fällen. 
Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass in manchen Untersuchungen nicht nur die 
Beteiligung der allgemeinen Öffentlichkeit betrachtet wird, sondern meist auch 
die organisierter Umweltgruppen, von denen eher umweltverträgliche Kommen-
tare zu erwarten sind. Damit sind die positiven Ergebnisse ggf. nicht eins zu eins 
auf die hier betrachteten Beteiligungsverfahren übertragbar, geben aber dennoch 
wertvolle Hinweise.  

Diverse Metastudien zeigen, dass die Umweltqualität durch Beteiligung grund-
sätzlich steigt, auch über verschiedene Beteiligungsformate hinweg (Jager et 
al. 2020; Newig et al. 2012; Dietz und Stern 2008). Jager et al. (2020) finden bei-
spielsweise in ihrer Meta-Analyse von mehr als 300 Fallstudien aus westlichen 
Demokratien heraus, dass (Bürger- und Stakeholder-) Partizipation im Allgemei-
nen die Umweltqualität der Entscheidungen erhöhte und dass in den Fällen, in 
denen Teilnehmenden mehr Macht übertragen wurde, diese Effekte besonders 
stark waren. Andere Studien aus verschiedenen Ländern mit Fokus auf weniger 
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oder einzelne Fallstudien veröffentlichten ähnliche Ergebnisse (Kochskämper et 
al. 2018a; Drazkiewicz et al. 2015; Rosener 1982).  

Zwei Studien des Umweltbundesamtes in Deutschland finden auch für Ver-
kehrsprojekte positive Umwelteffekte durch Beteiligung, einmal in einer Studie 
zu (formellen) Einwendungen durch Bürger:innen bei Zulassungsentscheidungen 
umweltrelevanter Vorhaben (15 Fälle) (Schütte et al. 2023) und, hier relevanter, 
in einer Studie zu frühzeitiger, informeller Beteiligung bei umweltrelevanten 
Vorhaben (20 Fälle, 8 davon Verkehrsprojekte) (Bock und Reimann, 2017). In 
beiden Studien wurden in einem Großteil der Fälle Policy-Wirkung benannt, 
meist positive; negative Umweltauswirkungen wurden nicht gefunden. Übertrag-
bar für diese Arbeit ist vor allem die zweite Studie, in der es um informelle Be-
teiligung geht.21 Beispielsweise wird bei der Beteiligung zur innerstädtischen 
Straßenbahn in Mainz festgestellt, dass durch diese „Ausgleichsflächen geschaf-
fen, Radwegführungen verändert und baumbestandene Mittelstreifen erhalten“ 
(Bock und Reimann 2017, S. 155) wurden. Hier wird als Hindernis von Policy-
Wirkung vor allem die mangelnde Verknüpfung der frühzeitigen, informellen Be-
teiligung mit den weiteren Verfahrensschritten herausgestellt und auf die Rele-
vanz einer gemeinsam konzipierten „gesamte[n] Verfahrensarchitektur“ (Bock 
und Reimann 2017, S. 82) hingewiesen – was zu den auf den letzten Seiten vor-
gestellten Studien passt. 

Negative Umweltauswirkungen werden kaum genannt. Kochskämper et al. 
(2018a), die mithilfe theoretischer Mechanismen auch nach subtilen Formen der 
Wirkung und deren Zustandekommen suchen, haben solche negativen Umwelt-
auswirkungen theoretisch konzeptualisiert, sie aber in den acht untersuchten Fäl-
len von Stakeholderbeteiligung nicht nachweisen können.22 Auch Drazkiewicz et 

                                                      
21 Im Gegensatz dazu ist die Studie von Schütte et al. für diese Arbeit nur begrenzt übertragbar, da 
es um formelle Zulassungsentscheidungen geht. Bei diesen ist die Berücksichtigung der Einwen-
dungen und der Erörterungstermin gesetzlich vorgeschrieben, weshalb bei Nicht-Berücksichtigung 
geklagt werden kann. Dazu passt auch, dass Wirkung v.a. durch das Vorbringen rechtlicher Argu-
mente und Hinweise auf Sachfehler bzw. Lücken in den Unterlagen erzielt wurde. Z.T. wurden die 
Einwendungen auch erst durch Klage berücksichtigt. Dies stellt einen wesentlichen Unterschied zu 
den Prämissen in dieser Arbeit dar. Dennoch sollten hier die positiven Ergebnisse erwähnt werden, 
da sie für das Potential von Beteiligung sprechen, umweltrelevante Aspekte einzubringen.  
22 Die Autor:innen fanden zwar übereinstimmend zu den vorher zitierten Studien heraus, dass die 
Umweltqualität besser wurde, je intensiver die Beteiligung war und je mehr Macht an die Beteilig-
ten abgegeben wurde. Sie bestätigten allerdings die im vorherigen Unterkapitel dargestellten Er-
gebnisse, dass in manchen der Fälle die Policy-Wirkung der Beteiligung bestenfalls unklar war. 
Der Einfluss der eingebrachten Umweltinteressen hing von den Interessen der implementierenden 
Stelle ab (Kochskämper et al. 2018a, S. 127–128). 
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al. (2015) bestätigen bei ihrer Untersuchung von vier Fallstudien aus der Um-
weltplanung in Deutschland mit verschiedenen Arten von Beteiligung die posi-
tive Tendenz. In drei von vier Fällen stieg die Umweltqualität und die Umsetzung 
wurde verbessert. Sie konstatieren, dass positive Umweltauswirkungen auf ganz 
unterschiedlichen Wegen zustande kommen können (Drazkiewicz et al. 2015, 
S. 219): so brachten sich in drei Fällen Personen und Gruppen ein, die Umwelt-
qualität stärken wollten. Sie vervollständigten das Wissen und kontrollierten da-
mit auch die Expertise, die die Planenden vorgelegt hatten, und schlossen sich 
zum Teil mit stärkeren Akteuren zusammen. Allerdings sind auch negative Um-
weltauswirkungen möglich, wie der vierte Fall zeigt. Entstanden sind diese Wir-
kungen, indem durch die Beteiligung Akteure mobilisiert wurden, die gegenläu-
fige Interessen vertraten, sodass im Ergebnis die Umweltqualität sank.  

Insgesamt hat Beteiligung also das Potential, Entscheidungen im Sinne spezifi-
scher Ziele zu verbessern, zumindest im Bereich der Umweltplanung. Negative 
Auswirkungen auf die Umweltqualität treten kaum zutage. Die Mobilisierung 
von Akteuren mit entgegengesetzten Interessen, die als Ursache negativer Um-
weltauswirkungen ausgemacht wurde, scheint allerdings für die hier betrachteten 
Planungsverfahren sehr relevant.  

Prozessdimension 

Ein anderer Aspekt der nachhaltigen Entwicklung ist die Frage, wie und durch 
wen potentielle Policy-Wirkung zustande kommt. Es gibt zwar viel Forschung 
zur Prozessgestaltung von Beteiligung, etwa zu Deliberation, sowie auch zahlrei-
che normative Kriteriensysteme und Analysen von Machtstrukturen in Beteili-
gungsprozessen. Allerdings existiert wenig Forschung, die solche Prozessfakto-
ren im Zusammenhang mit Policy-Wirkung untersucht. 

Zunächst ist bekannt, dass die Teilnehmenden grundsätzlich nicht repräsentativ 
sind, sondern vor allem bei selbst-selektierten Beteiligungen ein sozio-ökonomi-
sches Ungleichgewicht bezüglich Teilnahme und Artikulationsmöglichkeiten be-
steht. Es kann somit davon ausgegangen werden, dass Policy-Wirkung – wenn 
sie denn entsteht – grundsätzlich stärker von einem bestimmten Teil der Bevöl-
kerung geprägt wird, dass also nicht alle den gleichen Einfluss nehmen. Hier zeigt 
sich ein relevanter Faktor, nämlich auf welche Weise die Beiträge zusammen mit 
anderen Informationen in den Planungsprozess einfließen (Aitamurto 2016, 
S. 2786). Beispielsweise wird in einer Studie von Coelho et al. (2022), in der 
verschiedene Einflussstrategien der Öffentlichkeit beschrieben werden, deutlich, 
dass diese Strategien vor allem von gut organisierten Gruppen oder bereits be-
kannten und/oder ressourcenstarken Einzelpersonen genutzt werden. Man weiß 
allerdings auch, dass durch Deliberation Machthierarchien abgebaut werden und 
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Minderheitenmeinungen einen Einfluss haben können und damit die Dynamik 
prägen (Delli Carpini et al. 2004, S. 325) – somit kommt es stark auf die indivi-
duelle Prozessgestaltung an. 

Einzelne Arbeiten untersuchen explizit Planungsprozesse in Bezug auf die Po-
licy-Wirkung und deren Zustandekommen. So stellen Jollymore et al. (2018) bei 
ihrer Analyse des Beteiligungsprozesses zu einer Wassergesetzgebung in Kanada 
fest, dass der Einfluss von Teilnehmenden auf die Policy unterschiedlich war: 
Ökonomische Eliten wie Industrie-Vertreter:innen hatten durch die Konsultation 
scheinbar mehr Einfluss als etwa betroffene Indigene, obwohl die von Ersteren 
eingebrachten Aspekte insgesamt viel seltener aufkamen. Die Autor:innen führen 
das darauf zurück, dass Eliten generell ernster genommen werden und sie offen-
sichtlich informelle Einflusswege jenseits der allgemeinen Konsultation hatten 
(S. 21-22). Durch diese ungleiche Einflussnahme wurden bereits existierende 
Machtstrukturen verstärkt (ähnlich auch Crow et al. 2020; Gilens und 
Page 2014). Auch organisierte Interessen oder spezifisch besetzte Gremien schei-
nen tendenziell mehr Policy-Wirkung zu verursachen als unorganisierte Bür-
ger:innen – darauf weist unter anderem die bereits zitierte Studie von Crow et al. 
(2020) hin, in der diejenigen Beiträge stärker in die Policy einflossen, die ein 
Bürgerbeirat eingebracht hatte (ähnlich auch Michels und Graaf 2010, S. 485; 
Fagotto et al. 2009). 

3.1.4 Methodische Herangehensweisen 
Um die Ergebnisse der zuvor erwähnten Studien besser einzuordnen und zu den 
Forschungslücken hinzuleiten, werden im Folgenden gängige methodische Her-
angehensweisen an Policy-Wirkung dargestellt und eingeordnet. Diese beziehen 
sich auf die Feststellung von Policy-Wirkung, nicht deren normativer Bewertung 
bezüglich der Umweltqualität oder anderer Kriterien.  

Deutlich wurden bereits die Schwierigkeiten, die mit der Annäherung an Wirk-
prozesse bei Planungen verbunden sind. Versuche, Wirkung zu bestimmen durch 
den Vergleich mit einem identischen Fall ohne Beteiligung – also eine experi-
mentelle Herangehensweise – gibt es vereinzelt (Barrett et al. 2012, S. 190), sie 
ergeben aber aus Sicht des hier formulierten Planungs- und Wirkungsverständ-
nisses wenig Sinn. Diese Schwierigkeit, Policy-Wirkung zu erheben oder – prä-
ziser ausgedrückt – sich ihr anzunähern, wird in der Literatur immer wieder be-
tont und auch als Grund angeführt, sich eher auf den Beteiligungsprozess an sich 
zu konzentrieren (Emery et al. 2015; Barrett et al. 2012). 

Wie schon erwähnt, sind die meisten Studien fallstudienbasiert und untersuchen 
eine bis sechs Fallstudien, darüber hinaus gibt es einige Metaanalysen mit 
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unterschiedlichen Foki und unterschiedlicher Anzahl an berücksichtigten Stu-
dien. Fast alle analysieren die Prozesse ex-post, viele als Sekundäranalyse auf-
grund einer Untersuchung der veröffentlichten Dokumentationen (quantitativ o-
der qualitativ-kodierend), andere mit qualitativen Interviews oder im Einzelnen 
auch Befragungen oder eine Kombination daraus. Angewandte Forschungsdes-
igns sind sehr heterogen (Selle 2013, S. 7), was auch die Interpretation der Er-
gebnisse erschwert.  

Viele (v.a. quantitative) Studien nähern sich der Thematik an, indem sie Beteili-
gungsergebnisse und Policy-Entscheidung vergleichen (Young und Tanner 2023; 
Schwanholz et al. 2021; Chen und Aitamurto 2019; Pogrebinschi und 
Ryan 2018; Jollymore et al. 2018; Neunecker 2016a; Antonson 2014; Kubicek et 
al. 2011; Aitamurto et al.), wobei sich im Detail die Methodik unterscheidet und 
manche Studien leichter nachvollziehbar sind als andere. Ein solcher Vergleich 
und dessen Bewertung geht besonders gut bei Vorschlägen, auf die sich Beteiligte 
bereits einigen mussten, wie etwa bei Liquid Feedback (Schwanholz et al. 2021) 
oder dem Bürgerhaushalt (Neunecker 2016a) – schwieriger ist es bei ‚freien‘ 
Konsultationen, in denen sich verschiedene Positionen gegenüberstehen und de-
ren Ergebnisse aggregiert verarbeitet werden. Ein solcher Vergleich wird oft 
durch Einschätzung von Expert:innen oder durch quantitative Kodierung vorge-
nommen. Bei Schwanholz et al. (2021) werden die Vorschläge beispielsweise 
danach kodiert, ob sie in einer darauffolgenden Entscheidung angenommen oder 
abgelehnt wurden, oder ob der Umgang unklar war oder keine Information auf-
findbar ist. Eine weitere Option ist, einen Entwurf einer Policy mit einer späteren 
Version zu vergleichen; die Veränderungen werden dann auf die Beteiligung zu-
rückgeführt, teilweise in Kombination mit einer Analyse der Beteiligungsergeb-
nisse (Crow et al. 2020). 

Durch solche Vergleiche lassen sich bereits Aussagen zu Policy-Wirkung treffen, 
allerdings sind erstens diffuse Effekte nicht gut zu erkennen – wie etwa der Ein-
fluss auf Einstellungen und Argumentationen – und zweitens kann nicht berück-
sichtigt werden, ob eine Maßnahme ohnehin geplant war (das findet etwa Beck 
(2013), auch Chen und Aitamurto (2019) identifizieren dieses Problem); wenn 
eine in der Beteiligung vorgeschlagene Maßnahme ohnehin geplant war, handelt 
es sich eventuell nicht um Policy-Wirkung. Sutcliffe und Cipkar (2017, S. 44–
46) weisen bei der Auswertung ihrer Fallbeispiele immer wieder auf die Schwie-
rigkeit hin, Policy-Wirkung durch einen Vergleich wirklich auf die Beteiligung 
zurückzuführen. Etwa gehen Drazkiewicz et al. (2015) über das hinaus, was pas-
siert ist, und beziehen ein, was passiert wäre, indem sie konterfaktische Szenarien 
kreieren und auch in den Fragebögen abfragen (S. 214). Ähnlich bewerten Newig 
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et al. (2012, S. 541) die Policy-Entscheidung im Vergleich mit einem ‚hypothe-
tischen Optimalszenario‘. 

Andere stützen sich auf die Einschätzung einer oder mehrerer Akteursgruppen 
bezüglich der Policy-Wirkung, etwa durch qualitative Interviews (Hovik und Sti-
gen 2023; Beck 2013; Bickerstaff und Walker 2005, 2001) oder auch durch Be-
fragungen beispielsweise der Teilnehmenden (Michels und Graaf 2010) oder 
Verwaltungsangestellter (Yang und Pandey 2011). Bickerstaff und Walker 
(2001) berufen sich hauptsächlich auf die Einschätzungen der Policy-Wirkung 
vonseiten der Durchführenden. Teilweise vergleichen sie diese Einschätzung 
aber auch mit Ergebnissen einer Dokumentenanalyse. Dabei stellen sie fest, dass 
unterschiedliche Ergebnisse herauskamen. Später inkludierten sie weitere Ak-
teursgruppen in ihre Befragung, wobei sich zeigte, dass die Prozessverantwortli-
chen die Policy-Wirkung im Vergleich zu Akteuren der Zivilgesellschaft höher 
eingeschätzt hatten (Bickerstaff und Walker 2005). Grundsätzlich wird immer 
wieder angemerkt, dass sich die Perspektiven der Akteure deutlich voneinander 
unterscheiden (Vetter und Goldberg 2022; Fugmann et al. 2018, S. 82–83). Of-
fensichtlich kommt es bei diesem Interview-Ansatz also auch zu Verzerrungen, 
je nachdem welche oder wie viele Akteursgruppen man befragt.  

Eine weitere Option ist es, sich auf offizielle Dokumentationen zu berufen, die 
Aussagen zur Policy-Wirkung machen (Kubicek et al. 2011, 2010) – mit dem 
offensichtlich darin enthaltenen Bias lässt sich auch dies eher als Annäherung 
betrachten (Fugmann et al. 2018, S. 79).  

Es lässt sich also erkennen, dass Policy-Wirkung unterschiedlich konzeptualisiert 
wird und viele Ergebnisse als Annäherung verstanden werden können. Einige 
wenige Studien nutzen eine Kombination aus mehreren methodischen Ansätzen, 
um ein vollständiges Bild der Policy-Wirkung zu bekommen (Pfeifer et al. 2021; 
Kochskämper et al. 2018a; Sutcliffe und Cipkar 2017; Aitamurto 2016; Drazkie-
wicz et al. 2015).  

Nur wenige Arbeiten aus den Umweltwissenschaften nähern sich dem Thema 
deutlich tiefgreifender und untersuchen Mechanismen, über die Policy-Wirkung 
zustande kommt. Diese haben den Vorteil, dass sie den Beteiligungsprozess mit 
dem weiteren Planungsprozess und teilweise sogar der Umsetzung betrachten 
und diese miteinander verknüpfen (Schütte et al. 2023; Kochskämper et 
al. 2018a). Hervorzuheben sind die Arbeiten der Forschungsgruppe um Newig, 
die – orientiert an der Methodologie des Process Tracing – hypothetische Ein-
flussmechanismen von Beteiligung auf Policy in den Dimensionen Umweltqua-
lität und Umsetzbarkeit aufstellen und diese in verschiedenen Variationen empi-
risch überprüfen (Schütte et al. 2023; Newig et al. 2018; Kochskämper et 
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al. 2018a). Damit können auch subtilere Wirkungen abgebildet werden und Wir-
kung kann besser von Korrelation unterschieden werden. Sie stellen fest, dass es 
einen detaillierten Fallstudienansatz braucht, um Wirkungen wirklich detailliert 
erheben zu können (S. 90). Zudem haben diese Herangehensweisen vor allem 
gegenüber den quantitativ angelegten Studien den Vorteil, dass auch Einflussfak-
toren gefunden werden können, die zuvor nicht in die gerechneten Modelle ein-
geschlossen wurden – was gerade bei der noch eher unübersichtlichen For-
schungslage zu Einflussfaktoren von Vorteil ist.  

3.2 Forschungslücken 
Generell sind die Ergebnisse zur Policy-Wirkung von Beteiligung in der räumli-
chen Planung auf kommunaler Ebene in Deutschland noch diffus, untereinander 
schwer zu vergleichen und teilweise widersprüchlich. Für den Verkehrsbereich 
existieren kaum Studien. Zwar gibt es dazu Untersuchungen aus anderen Ländern 
und von anderen administrativen Ebenen, diese sind allerdings nicht eins zu eins 
übertragbar auf die Situation der kommunalen Verkehrswende in Deutschland.  

Generell besteht noch Forschungsbedarf, woran es liegt, ob und wie Policy-Wir-
kung zustande kommt. Bezüglich der Einflussfaktoren sind die Ergebnisse noch 
lückenhaft und diffus, da oft pro Studie nur einige wenige zuvor definierte Fak-
toren betrachtet werden, deren Auswahl nicht begründet wird (Chen und 
Aitamurto 2019; Beierle und Cayford 2002, S. 10). Der genaue Einfluss von Rah-
menbedingungen und von außen einwirkenden Faktoren wurde wiederholt als 
Forschungslücke hervorgehoben (Selle 2013, S. 10; Ableson und Gauvin 2006, 
S. 7; Rowe und Frewer 2004), besonders die Rolle einzelner Projektakteure 
wurde bisher unzureichend betrachtet. Hier besteht Bedarf nach einer offeneren 
Herangehensweise, die mehr Faktoren betrachten kann und offen ist für weitere 
Faktoren, deren Relevanz erst während der Forschung offensichtlich wird.  

Die meisten Studien begrenzen sich auf die Erfassung der Wirkung, ohne diese 
inhaltlich zu bewerten. Zwar gibt es Studien, die die Wirkung inhaltlich bewerten, 
allerdings hauptsächlich beschränkt auf den Bereich Umweltplanung und eine 
einzige Zielgröße, nämlich die Umweltqualität. Wie eine solche Zielgröße für die 
Verkehrswende aussehen müsste, ist noch zu bestimmen. Die Erkenntnisse aus 
den Studien bieten Hinweise, allerdings sind die Bedingungen bei der Verkehrs-
wende anders, da die Verfahren zum Teil stärker den Alltag der Menschen be-
treffen und sich vermutlich vermehrt Gruppen und Personen äußern, die ihre Pri-
vilegien schützen möchten. Auch wird in den vorliegenden Studien eher nach 
positiven Auswirkungen gesucht und negative (heißt: der jeweiligen Zielgröße 
entgegenlaufende) Auswirkungen werden kaum konzeptualisiert (Ausnahme: 
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Kochskämper et al. 2018a), während aber durchaus Hinweise darauf bestehen, 
dass solche negativen Auswirkungen eine Rolle spielen könnten und untersucht 
bzw. konzeptionell stärker in Untersuchungen eingeschlossen werden sollten. 

Auch lassen Studien, die sich auf inhaltliche Aspekte (Policy-Wirkung und/oder 
deren inhaltliche Bewertung) konzentrieren, normative Fragen bezüglich des Pro-
zesses meist vollkommen außer Acht, während sich viele andere Studien aus-
schließlich auf den Prozess konzentrieren (Crow et al. 2020; Ausnahmen etwa 
Jollymore et al. 2018; Gilens und Page 2014). Es fehlt eine gemeinsame Betrach-
tung, also eine Betrachtung von Policy-Wirkung unter Berücksichtigung des Ent-
stehungsprozesses und dessen normativen Implikationen. 

Methodisch fällt auf, dass sich bestehende Studien teilweise unterkomplex mit 
Policy-Wirkung beschäftigen. Vor allem dazu, wie diese zustande kommt (was 
m. E. auch wichtig ist, um wirklich zu wissen, ob es sich um Wirkung handelt), 
gibt es sehr wenig Informationen. Gerade der Schritt zwischen Beteiligungser-
gebnissen und Policy ist noch wenig erforscht, genauso wie die Beziehung der 
relevanten Akteure untereinander in diesem Schritt: “What is missing is an audit 
of the final decision-making process — a process which often involves lastminute 
modifications and compromises that are not reported” (Emery et al. 2015, 
S. 441). Gerade Studien, die Policy-Wirkung durch Annäherung quantifizieren, 
lassen hier Fragen offen – so mag die Aussage, dass 20 % der Beiträge einflossen, 
zunächst aufschlussreich wirken, lässt aber eine weitere Einordnung oft nicht zu, 
da beispielsweise unklar bleibt, wie relevant diese Beiträge waren, ob essentielle 
Dinge geändert wurden, und ob 20 % nun eigentlich viel oder wenig sind. Zudem 
sind quantifizierte Werte, v.a. aus Studien, die mehrere Erfolgskriterien betrach-
ten, zum Teil schwer zu deuten – was bedeutet etwa ein Wert von 4,7/5 in Bezug 
auf den „Einfluss auf das Ergebnis“ (Kubicek et al. 2011, S. 48)? 

Hier fehlen Studien, die für den Verkehrsbereich verschiedene Wege von Wir-
kungen konzeptualisieren (wie es Kochskämper et al. (2018a) für den Umwelt-
bereich machen) und im Detail betrachten. Um Wirkung wirklich erfassen zu 
können, scheint eine Kombination verschiedener Methoden wichtig, da in diver-
sen Studien gezeigt wurde, dass Wirkungen sich in einzelnen Methoden verzerrt 
darstellten. Auch der Vergleich verschiedener Formate wie etwa online und off-
line ist in bestehenden Studien oft nicht möglich, da die Wirkung nur insgesamt 
erhoben wird. Auch hierzu würden detailliertere Herangehensweisen beitragen. 
Auch prozessbegleitende Studien fehlen fast vollkommen. Das ist problematisch, 
weil, wie Maikämper (2013) in seiner Ex-post-Analyse einer Zukunftswerkstatt 
hervorhebt, viele der Wirkungen und Zusammenhänge später nicht mehr nach-
vollziehbar sind und die Wahrnehmung stark von den weiteren Entwicklungen 
geprägt ist. 
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Auf Basis dieser dargestellten Forschungslücken werden im Folgenden die For-
schungsfragen entwickelt.  

3.3 Forschungsleitende Fragen 
Die Forschungsfragen konkretisieren das in der Einleitung dargestellte Erkennt-
nisinteresse und bieten den Ausgangspunkt für die empirische Arbeit. Die über-
geordnete Forschungsfrage lautet: 

Durch welche Mechanismen und unter welchen Bedingungen tragen konsul-
tative Invited Spaces zu Policy-Entscheidungen der kommunalen Verkehrs-
wende bei? 

Diese Frage wird unterteilt in drei Unter-Forschungsfragen (im Folgenden: For-
schungsfragen), die jeweils unterschiedliche Aspekte in den Fokus nehmen. 
Diese Fragen sind in Abbildung 3 dargestellt und werden nun kurz erläutert. Am 
Ende des Kapitels werden die Forschungsfragen und ihre Foki, der Bezug zur 
übergeordneten Forschungsfrage und die erwarteten Ergebnisse zusammenfas-
send tabellarisch dargestellt.  

 

Abbildung 3 Zusammenfassende Darstellung der Forschungsfragen 

1) Policy-Wirkung 

Grundlage bildet die Frage nach der Policy-Wirkung. Dabei stellt sich zuerst die 
Frage, wie und ob sich die Beteiligung der allgemeinen Öffentlichkeit auswirkt 
auf die Policy-Entscheidung, die dann als Grundlage für eine Veränderung im 
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Verkehrssystem dient. Die erste Forschungsfrage zielt also darauf ab zu beschrei-
ben, wie viel Wirkung zustande kommt und wie diese konkret aussieht. In direk-
tem Zusammenhang steht die Frage nach dem Zustandekommen der Policy-Wir-
kung. Wie im letzten Kapitel argumentiert wurde, ist ein Verständnis des Zustan-
dekommens wichtig, um sich der Wirkung überhaupt aussagekräftig annähern zu 
können – um also sagen zu können, inwiefern es sich tatsächlich um Wirkung 
handelt und welche Eigenschaften diese aufweist. Dieses Verständnis des Zustan-
dekommens geschieht über das systematische Suchen und Nachvollziehen soge-
nannter Mechanismen, die konzeptionelle Annäherung an eine Ursache-Wir-
kungs-Beziehung (siehe dazu Kapitel 4). Die erste Unterfrage lautet also: Inwie-
fern und über welche Mechanismen kommt durch konsultative Invited Spaces Po-
licy-Wirkung zustande? 

Die erste Forschungsfrage (‚Wirkung‘) bildet die Grundlage für die weiteren For-
schungsfragen und zielt auf eine Beschreibung und Erklärung ab. 

2) Rolle für die Verkehrswende 

Diese Arbeit steht im Kontext der Verkehrswende und hat einen normativen An-
spruch, der auch durch die Kapitel immer wieder explizit gemacht wird. In der 
Haupt-Forschungsfrage ist dies ausgedrückt durch das Verb „beitragen“ („wie 
trägt […] zu Entscheidungen der kommunalen Verkehrswende bei“). Während 
in den ersten beiden Forschungsfragen Policy-Wirkung und deren Zustandekom-
men zunächst so detailliert wie möglich beschrieben werden sollen, ist Ziel dieser 
Arbeit auch eine Bewertung im Sinne der Verkehrswende. Abgeleitet aus dem 
Leitbild der IVP wird ein Analyseframework mit zwei Dimensionen verwendet, 
die Prozess- und die Ergebnisdimension.  

Die Prozessdimension, abgeleitet aus dem Anspruch der politischen Integration, 
bezieht sich auf das Zustandekommen der Policy-Wirkung mit Bezug zu partizi-
pationsemphatischen Demokratietheorien. Die Ergebnisdimension, abgeleitet aus 
dem Anspruch der normativen Integration, bezieht sich auf den inhaltlichen Bei-
trag der Beteiligung zur Verkehrswende (siehe Kapitel 2 für die Herleitung und 
Kapitel 5 für die daraus abgeleiteten Bewertungskriterien). Diese Forschungs-
frage baut also auf den Ergebnissen der vorherigen Fragen auf und bringt sie zu 
einer Bewertung zusammen. Die zweite Forschungsfrage lautet: Wie sind Policy-
Wirkung und ihr Zustandekommen aus Perspektive einer integrierten Verkehrs-
planung zu bewerten? Neben einer Bewertung jeweils der Ergebnis- und der Pro-
zessdimension zielt diese Frage auch darauf ab, diese beiden Dimensionen ge-
meinsam und im Vergleich zu betrachten – bedeutet ein ‚besserer‘ Prozess auch 
ein ‚besseres‘ Ergebnis?  
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3) Einflussfaktoren 

Im Gegensatz zu den Mechanismen werden unter Einflussfaktoren feste Gege-
benheiten verstanden, vergleichbar mit ‚Leitplanken‘, innerhalb derer oder in de-
ren Bahnen die Mechanismen ablaufen können und die die Mechanismen beein-
flussen. Einflussfaktoren zu verstehen ist auch wichtig für die Frage, auf welche 
anderen Kontexte die gefundenen Mechanismen übertragbar sind und bildet so-
mit die Grundlage für die Ableitung allgemeiner Erkenntnisse aus den Fallstu-
dien. Dabei werden auch die Faktoren nicht als hinreichende Bedingungen ver-
standen, um eine bestimmte Wirkung auszulösen, es wird aber davon ausgegan-
gen, dass sie bestimmte Wirkungen und Mechanismen begünstigen oder hemmen 
können. Dabei stehen die Faktoren miteinander in Wechselwirkung und werden 
als Teil des in Kapitel 2.2 beschriebenen ‚Knäuels‘ der Wirkbeziehungen ver-
standen.  

Hier kann keine abschließende Liste von möglicherweise relevanten Faktoren 
aufgestellt werden und schon gar nicht können alle untersucht werden. Stattdes-
sen werden hier bestimmte, aus der Literatur abgeleitete Faktoren genauer be-
trachtet, mit Offenheit für andere Faktoren, die sich aus dem empirischen Mate-
rial ergeben. Betrachtet werden dabei sowohl Faktoren auf Ebene des Beteili-
gungsprozesses selbst, Eigenschaften des Planungsprozesses sowie Faktoren auf 
Ebene des Kontextes. Diese Unterscheidung und die Herangehensweise an die 
Faktoren werden in Kapitel 5.2 erläutert. Zunächst hier nun die dritte Forschungs-
frage, welche lautet: Wie beeinflussen Faktoren in Kontext, Planungs- und Betei-
ligungsprozess die Policy-Wirkung, die Mechanismen und die ‚Nachhaltigkeits-
wirkung‘? 

In Tabelle 2 auf der folgenden Seite sind die Forschungsfragen noch einmal zu-
sammengefasst. 
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Tabelle 2 Zusammenfassung und Charakterisierung der Forschungsfragen 

Unter-
frage Fokus Ebene der 

Aussage 
Erwartete  
Ergebnisse 

1 
W

irk
un

g 1a) Policy- 
Wirkung beschreibend & 

erklärend 

Stärke, Art und 
Zustandekommen der 
Policy-Wirkung pro 
Fallstudie 1b) Mechanismen 

2 
V

er
ke

hr
sw

en
de

 

2a) Prozess 

bewertend 

Bewertung des Prozesses 
und des Ergebnisses 
bezüglich der Integrierten 
Verkehrsplanung und 
Bezug zueinander 

2b) Ergebnis 

2c) Zusammenhang 

3 
Ei

nf
lu

ss
fa

kt
or

en
 

3a) Kontextfaktoren 

beschreibend & 
erklärend 

Liste an jeweils relevanten 
Einflussfaktoren und deren 
Wirkweise 
Anhaltspunkte für 
Ableitung weiterführender 
Erkenntnisse 

3b) Faktoren des 
Planungsprozesses 

3c) Faktoren des 
Beteiligungsprozesses 

Bevor diese Fragen empirisch untersucht werden, werden in den nächsten Kapi-
teln zunächst einige konzeptionelle Grundlagen für die Bearbeitung dieser For-
schungsfragen dargestellt. Diese leiten dann die empirische Arbeit.  

 



4 Policy-Wirkung und Mechanismen 
In diesem Kapitel werden zunächst die konzeptionellen Grundlagen für die Be-
arbeitung der ersten Forschungsfrage gelegt, in der es um Policy-Wirkung und 
deren Entstehungsmechanismen geht. Dazu wird zunächst die Herangehensweise 
des Process Tracings erläutert, daraufhin werden einige Konzepte und Überle-
gungen vorgestellt, auf denen die darauffolgenden ‚Mechanismen-Skizzen‘ ba-
sieren. Diese sind als eine Art ‚diskursive Hypothesen‘ zur Beantwortung der 
ersten Forschungsfrage zu verstehen und bilden die Basis für deren empirische 
Bearbeitung. 

4.1 Process Tracing 
Bei der Suche nach Mechanismen geht es darum, nicht nur zu beschreiben, was 
’vorhanden ist (und mehr oder weniger erfasst werden kann), sondern darüber 
hinaus herauszufinden, warum diese Veränderungen stattfinden (Mader et 
al. 2017, S. 15; Schönwandt 2002, S. 90).23 

Dafür bildet der Ansatz des Process Tracings einen guten Ausgangspunkt und 
wird hier als rahmengebende konzeptionelle Herangehensweise gewählt. Diese 
politikwissenschaftliche Methodik bietet einen Rahmen, um solche Mechanis-
men zu identifizieren und zu beschreiben, und wird in verschiedenen Forschungs-
feldern angewandt, beispielsweise in den vergleichenden Politikwissenschaften 
zur Erklärung von Strategieänderungen von Parteien (Bale und Partos 2014), zur 
Beschreibung des Einflusses epistemischer Gemeinschaften auf Politik (Löb-
lová 2018), oder in den Umweltwissenschaften zur Erklärung kollaborativer Pla-
nung (Zandvoort et al. 2019). 

Für die Anwendung von Process Tracing wird zunächst auf politikwissenschaft-
liche Literatur zurückgegriffen (Beach und Kaas 2020; Beach und Peder-
sen 2019, 2018), die dann den Ausgangspunkt für eine hier sinnvolle, daran ori-
entierte Herangehensweise bildet. Außerdem dient die Arbeit von Kochskämper 

                                                      
23 Hier findet sich das Realitätsverständnis aus dem Critical Realism wieder. Demnach existiert 
nicht nur – wie es im Positivismus verstanden wird – das, was beobachtet oder erfasst werden kann, 
sondern es sollen Aussagen getroffen werden über die Ebene des Tatsächlichen, also das, was tat-
sächlich passiert, egal ob es beobachtet wird oder nicht, sowie die Ebene des Wirklichen, die Ebene 
der Mechanismen und gesellschaftlichen Strukturen (Mader et al. 2017, S. 15). 
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et al. (2018a) zum Thema Policy-Wirkung von Beteiligung in der Umweltpla-
nung, die bereits in Kapitel 3.1 vorgestellt wurde, als Inspiration, da auch hier mit 
einer am Process Tracing orientierten Herangehensweise gearbeitet wurde.  

Mechanismen werden im Process Tracing verstanden als „systems of interlocking 
parts that transmit causal powers or forces“ (Beach und Pedersen 2019, S. 38), 
also eine Verbindung – oder besser ausgedrückt, eine Annäherung an diese Ver-
bindung – zwischen einem bestimmten Ergebnis und dessen (möglicher) Ursa-
che, unter starker Berücksichtigung des Kontexts. Zum erläuterten Kausalitäts-
verständnis passend (siehe Kapitel 2.3) wird nicht nach deterministischen Me-
chanismen gesucht. Mechanismen werden als Systeme betrachtet, die in einen 
Kontext eingebettet sind. Sie sind kontextsensitiv und die einzelnen Teile eines 
Mechanismus sind essenzielle Bestandteile eines Ganzen (Beach und 
Pedersen 2019, S. 39). Es geht nicht darum, allgemeine Gesetzmäßigkeiten zu 
finden, sondern zunächst Mechanismen in einzelnen Fällen zu verstehen. Dabei 
sind die Mechanismen immer als Annäherungen an real ablaufende Prozesse zu 
verstehen. 

Ein Mechanismus verbindet wie gesagt Ursache und Ergebnis. Die Ursache ist 
hier ein konsultativer Invited Space. Diese Ursache ist zunächst noch relativ all-
gemein gehalten, eine Frage wird dann sein, welche Aspekte des Partizipations-
prozesses jeweils den Mechanismus auslösen. Das Ergebnis ist eine Policy-Ent-
scheidung, die ggf. zur Verkehrswende beiträgt, bzw. genauer gesagt die Policy-
Wirkung, wie sie in Kapitel 2 hergeleitet und definiert wurde. Die Mechanismen 
beschreiben also, auf welchen Wegen von der Öffentlichkeit Wirkung auf eine 
Policy-Entscheidung ausgeübt werden kann.  

Im Gegensatz zur in der Literatur beschriebenen Vorgehensweise wurde hier von 
Anfang an nicht nach einem, sondern nach mehreren Mechanismen gesucht. Das 
liegt darin begründet, dass meine Forschungsfrage die Policy-Wirkung im Zent-
rum hat und explizit danach fragt, wie diese zustande kommen kann – das impli-
ziert bereits die Möglichkeit mehrerer Mechanismen, von denen erwartet wird, 
dass sie auch parallel zueinander ablaufen und sich gegenseitig beeinflussen (wie 
auch Kochskämper et al. 2018a). Abbildung 4 zeigt skizzenhaft die Mechanismen 
als Verbindung zwischen Ursache und Ergebnis: 
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Abbildung 4 Konzeptionelle Darstellung der Mechanismen 

Anwendung von Process Tracing 

Die Anwendung von Process Tracing wird als Basis für die in diesem Kapitel 
folgenden Überlegungen bereits hier umrissen, genaueres zur Methodik folgt in 
Kapitel 6. Gewählt wird eine theoriezentrierte Variante des Process Tracing, kon-
kret eine Mischform zwischen einer ‚theorieprüfenden‘ – eher deduktiven – und 
einer ‚theoriebildenden‘ – eher induktiven – Herangehensweise (Beach und Pe-
dersen 2018, S. 152-153). Das bedeutet, dass begonnen wird mit aus der Literatur 
abgeleiteten Mechanismen-Skizzen, wobei sich am Material noch weitere Mecha-
nismen ergeben können. Diese Mechanismen-Skizzen werden am Ende dieses 
Kapitels vorgestellt. 

Sie sind entstanden aus der empirischen und theoretischen Literatur, die nach 
möglichen Mechanismen oder Bestandteilen durchsucht wurde, dem sogenann-
ten „theoretical brainstorm“ (Beach und Pedersen 2019, S. 89). Aufgenommen 
wurden weiterhin auch Annahmen über die Policy-Wirkung von Beteiligung, die 
etwa medial oder aus Praxis-Sicht geäußert werden. Über diese Skizzen werden 
die Ergebnisse der Literaturrecherche konzentriert und für die weitere Arbeit 
nutzbar gemacht. Diese Skizzen kann man sich etwa als eine Art ‚diskursiver 
Hypothesen‘ vorstellen. Mit diesen wird dann später weitergearbeitet.  

Auf dieser Basis wurden Vorschläge für Evidenz („propositions“; Beach und Pe-
dersen 2019, S.19) definiert, also welche Evidenz in den untersuchten Fallstudien 
gefunden werden muss, um argumentieren zu können, dass der Mechanismus tat-
sächlich auf diese Weise funktioniert. Die Vorschläge sind hypothetische, empi-
rische „Fingerabdrücke“ („fingerprints“; Beach und Pedersen 2019, S. 173). In 
den Fallstudien wurde dann nach dieser (und weiterer) tatsächlicher Evidenz 
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gesucht und auf dieser Basis wurden diese Skizzen modifiziert (Beach und 
Pedersen 2019, S. 89).  

Um schließlich allgemeine, über die Fallstudien hinausgehende, Erkenntnisse ab-
zuleiten, wurden die erkannten Mechanismen in den Kontext gesetzt und (soweit 
möglich) auf ihre essenziellen Bestandteile reduziert Zudem wurden Faktoren 
identifiziert, die die Mechanismen stark prägen bzw. erst ermöglichen (Beach und 
Pedersen 2019, S. 76). 

4.2  Mechanismen: Grundlegendes und Konzepte  
Zunächst werden grundsätzliche Überlegungen zu Policy-Wirkung und deren 
Konzeptionalisierung angestellt. Daraufhin wird das Konzept der Macht und die 
Relevanz und Herangehensweise für diese Arbeit herausgearbeitet. Zum Ab-
schluss wird kurz auf die wichtigsten Akteure für Beteiligung in der Verkehrs-
planung eingegangen. Die Inhalte der folgenden Unterkapitel dienen als Grund-
lage für die Mechanismen-Skizzen und werden in diesen wieder aufgegriffen.  

4.2.1 Annäherung an Policy-Wirkung 
Im Gegensatz zur häufigen Anwendung von Process Tracing, in der das Ergebnis 
eines Prozesses bereits bekannt ist und von diesem aus ‚detektivisch‘ zurückge-
forscht wird, ist hier das Ergebnis – die Policy-Wirkung – noch nicht bekannt und 
auch weniger leicht zu ‚beobachten‘. Dadurch entsteht im Fall von Beteiligungs-
verfahren die etwas paradoxe Situation, dass das Ergebnis erst über das tiefe Ein-
tauchen in den Fall, eventuell sogar erst über die Mechanismen, erkannt werden 
kann. Zudem kann es passieren, dass in manchen Fällen gar keine Policy-Wir-
kung eintritt, also auch kein entsprechender Mechanismus erforscht werden kann 
(dazu mehr im Kapitel 6.2). Der Schwierigkeit, Policy-Wirkung zu ‚erkennen‘, 
wird begegnet durch eine genauere konzeptionelle Fassung. Wie kann Policy-
Wirkung aussehen, wie kann sie erkannt und unterschieden werden? Wie können 
Einflusswege grob unterschieden werden? Dazu zunächst einige theoretische 
Überlegungen. 

Wie kann Policy-Wirkung beschrieben und unterschieden werden? 

Policy-Wirkung kann erstens darin bestehen, dass durch die Beteiligung eine in-
haltliche Veränderung vorgenommen wird. Das kann beispielsweise der Fall sein, 
wenn neue Planelemente hinzugefügt oder weggelassen werden. Es kann auch 
bedeuten, dass sich der räumliche oder inhaltliche Fokus der Planung verändert, 
oder dass sich die Problemdefinition verändert. Dies ist die Dimension, die durch 
die meisten Forschungsarbeiten erfasst wird, beispielsweise durch die Messung 
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der Übereinstimmung zwischen Beteiligungsergebnissen und Planungsergebnis 
(Neunecker 2016a) bzw. die Anzahl der Unterschiede zwischen einem Entwurf 
und dem letztendlich verabschiedeten Plan (Deligiaouri und Suiter 2021; Chen 
und Aitamurto 2019).  

Zweitens kann Policy-Wirkung auch bedeuten, dass aufgrund der Beteiligung 
eine Planung nicht weitergeführt oder zeitlich stark verzögert wird, beispiels-
weise weil durch die Beteiligung Konflikte offener ausgetragen wurden. Anders-
herum kann Policy-Wirkung auch zutage treten, wenn eine Planung nur durch die 
Beteiligung zustande kam.  

Weiterhin kann es auch Policy-Wirkung sein, wenn inhaltlich zwar durch die Be-
teiligung nichts verändert wird, aber erst durch die Beteiligung die Planung mög-
lich wird bzw. weiter durchgeführt werden kann, beispielsweise weil erst die Be-
teiligung Akzeptanz schafft, weil Beteiligungsbeiträge oder die Beteiligung an 
sich als Argumente genutzt werden können oder weil eine bestimmte Art von 
Beteiligung eine Grundbedingung für die Förderung des Projekts ist (Maikäm-
per 2023; Fugmann et al. 2018, S. 80).  

Tabelle 3 Mögliche Erscheinungsformen von Policy-Wirkung 

Erscheinungsform Mögliche Indikatoren 

Inhaltliche Änderungen Viele Beteiligungsbeiträge sind in der Planung enthalten 

Veränderung zwischen den Planversionen in Fokus oder 
Details (mehr/weniger Maßnahmen, Änderung Bezugs-
raum, Änderung der Art der Maßnahmen, Änderung der 
Ziele, Änderung der Problemdefinition) 

Veränderung von Diskussionen oder Einstellungen 

Abbruch oder Verzögerung der Planung 

Beginn einer neuen Planung 

Abbruch oder Zustande-
kommen 

Ermöglichen der Pla-
nung ohne inhaltliche 
Änderung 

Relevant für die Einordnung ist zudem die Stärke von Policy-Wirkung – es macht 
sowohl praktisch als auch normativ einen Unterschied, ob nur die Farbe von 
Stadtmöblierung beeinflusst oder durch die Beteiligung die grundsätzliche Aus-
richtung eines Projekts verändert wird. Angelehnt an Neunecker (2016a, S. 254) 
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werden dafür die Kategorien der signifikanten Policy-Wirkung und der selektiven 
Policy-Wirkung verwendet, zusätzlich zur Möglichkeit, dass keine klar nachvoll-
ziehbare, sondern eine diffuse Policy-Wirkung entsteht. Das sind keine klar von-
einander abgrenzbaren Kategorien, sondern sie werden als Spektrum verstanden 
(ähnlich: Deligiaouri und Suiter 2021; Pogrebinschi und Ryan 2018; 
Regener 2009).  

Signifikante Policy-Wirkung wird hier verstanden als Einfluss, der die Policy-
Entscheidung maßgeblich verändert, also Veränderungen bewirkt, die tatsächlich 
einen relevanten Unterschied im Ergebnis machen. Hier wird die Stärke der Wir-
kung qualitativ eingeordnet, somit kann sich die genaue Ausprägung je nach Fall 
unterscheiden. Selektive Policy-Wirkung ist dagegen zu verstehen als Wirkung, 
die zwar nachvollziehbar ist, aber nur kleine Details betrifft. Diffuse Policy-Wir-
kung liegt dann vor, wenn etwa Spuren von Wirkungsmechanismen gefunden 
werden, diese aber uneindeutig sind und ein inhaltlicher Einfluss der Beteiligung 
möglich wäre, aber nicht überzeugend argumentiert werden kann. Sie ist somit 
die schwächste Kategorie, die auch die Möglichkeit miteinschließt, dass keine 
Policy-Wirkung vorliegt. Abgedeckt wird also sowohl die Stärke der Wirkung als 
auch die Eindeutigkeit ihrer Erhebung. Tabelle 4 fasst diese Kategorisierung der 
Stärke von Policy-Wirkung zusammen. 

Tabelle 4 Kategorisierung der Stärke von Policy-Wirkung 

Stärke Beschreibung 

Signifikante Policy-Wirkung Maßgebliche Veränderung der Planung 

Selektive Policy-Wirkung Nachvollziehbare Veränderung von  
Details 

Diffuse Policy-Wirkung Keine nachvollziehbare Veränderung 

Policy-Wirkung im Politikkreislauf 

Durch den Beteiligungsprozess kommen Ergebnisse zustande, die dann an ver-
schiedenen Schnittstellen wieder in den Planungsprozess hineinkommen und 
nach deren Logik weiter wirken (oder nicht wirken). Um Policy-Wirkung zu er-
möglichen, sind sogenannte ‚entry-points‘ relevant – also Stellen, an denen 
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Beteiligungsergebnisse in das politische System hineinwirken können (Hovik 
und Stigen 2023). Zur Annäherung an die Mechanismen kann zunächst festge-
stellt werden, dass ein Beteiligungsprozess an verschiedenen Stellen im Policy-
Zyklus in den Planungsprozess ‚hineinwirken‘ kann – abhängig natürlich auch 
vom Zeitpunkt, zu dem beteiligt wird. Grundsätzlich ist ein Einfluss auf die Prob-
lemdefinition oder auf Lösungsideen denkbar (Smith 2009). 

Dem Verständnis von Planung als politischem Prozess entsprechend wird dieser 
Arbeit ein einfaches Prozessmodell zugrundgelegt, in dem der klassische Politik-
kreislauf (Schubert und Klein 2021, S. 270)24 mit Elementen aus dem „Planungs-
modell der dritten Generation“ (Schönwandt 2002, S. 35) ergänzt wurde. Dieses 
Modell kann universell angewandt werden, soll beim Verständnis von Planungs-
prozessen helfen und baut auf dem Verständnis von Planung als zirkulärem Aus-
handlungsprozess und auf dem System-Umwelt-Paradigma, demzufolge eine 
strukturelle Kopplung jedes Systems an seine Umwelt besteht (Schön-
wandt 2002).  

Eingebettet in die Alltagswelt ist Schönwandt zufolge eine (Fach-)Planungswelt. 
Beide ‚Welten‘ werden von unterschiedlichen Akteuren und Logiken bestimmt. 
Ein Planungsprozess berührt beide Welten und wird vereinfacht als der Prozess 
zwischen der Setzung eines wahrgenommenen Problems auf die Agenda (nicht 
klar zu trennen von Problemwahrnehmung und -formulierung) und einer Ent-
scheidung über das weitere Vorgehen verstanden. Deutlich wird, dass hier Ak-
teure aus beiden ‚Welten‘ beteiligt sind. 

Während im klassischen Politikkreislauf der Schritt zwischen Agenda-Setting 
und Politikformulierung nicht weiter ausgestaltet wird, ist für eine Untersuchung 
von Beteiligung der (fach-)planerische Schritt des „Verständnisses der Sachlage“ 
und der „Herstellung von Anleitungen“ sehr wichtig (Schönwandt 2002, S. 47). 
Die fachliche Planung, also etwa die Erstellung eines Straßenentwurfs auf Grund-
lage formal-politisch beschlossener Maßgaben, wird somit hier als ein Teil der 
Politikformulierung gesehen, der aber in der (Fach-)Planungswelt verortet ist und 
somit von anderen Akteuren und Prozessen geprägt ist. 

Dabei kann der fachplanerische Prozess nicht klar vom politischen Prozess der 
Alltagswelt abgegrenzt werden, sondern diese beiden greifen fortwährend inei-
nander (Förster et al. 2021, S. 32). Beispielsweise kann im fachplanerischen 

                                                      
24 Danach wird politisches Handeln von Regierungen in die Phasen Problemformulierung, Agenda 
Setting, Politikformulierung, Implementation, Evaluation und Terminierung bzw. Problem (Re-
)formulierung unterteilt. Diese Phasen bilden einen Zyklus.  
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Prozess zwischen dem Verständnis der Sachlage und der Herstellung von Anlei-
tungen noch ein weiterer politischer Beschluss stehen, und „jeder Planungsschritt 
bis hin zu Umsetzung und Betrieb kann von dauerhaften hoheitlichen Aufgaben 
und von politischer Verantwortung geprägt sein“ (Förster et al. 2021, S. 32). 
Auch der gesamte Kreisprozess ist natürlich als Annäherung zu verstehen, die 
verdeutlicht, dass alle Phasen zusammenhängen; Reihenfolgen und Richtung 
können sich aber immer unterscheiden bzw. es ist mit Rückkopplungen zu rech-
nen. Dennoch kann, wie Förster et al. (2021, S. 31) zeigen, der Politikkreislauf 
als hilfreiche Annäherung genutzt werden.  

 

Abbildung 5 Modellhafter Kreislauf eines politischen Prozesses mit fachplanerischen 
Schritten; basierend auf Schubert und Klein (2021), kursive Elemente ergänzt aus 
Schönwandt (2002) 

Öffentlichkeitsbeteiligung kann auf verschiedene Phasen dieses Zyklus wirken. 
Dies wird in Abbildung 5 durch die grauen Pfeile verdeutlicht. Sie kann zunächst 
(aus der Alltagswelt) in die Fachplanungswelt hineinwirken, indem Beteiligungs-
ergebnisse zum Verständnis der Sachlage, der detaillierten Planerstellung 
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(Herstellung von Anleitungen) oder der Auswahl aus planerischen Alternativen 
(Verständigung über das Vorgehen) zurate gezogen werden. Ein Invited Space 
kann dabei als Bestandteil sowohl der Alltagswelt als auch der Fachplanungswelt 
verstanden werden – er wird meist innerhalb der Fachplanungswelt entworfen 
und vorbereitet und bildet eine weitere Schrittstelle zwischen Alltags- und Pla-
nungswelt, in der Akteure aus beiden Welten aufeinandertreffen.  

Auswirken kann sich Öffentlichkeitsbeteiligung aber auch auf die anderen Pro-
zessphasen außerhalb der Fachplanungswelt. So ist vorstellbar, dass sich Beteili-
gung direkt auf die politische Meinungsbildung auswirkt und die Öffentlichkeit 
somit an der Definition des Problems und am Agenda-Setting mitwirken kann, 
wenn beispielsweise durch die Beteiligung ein gutes Argument zustande kommt, 
ein Thema politisch zu behandeln. Auch die letztendliche Entscheidung über die 
Policy, die in vielen Fällen formal-politisch getroffen wird, kann noch nach der 
Phase der Fachplanung von der Öffentlichkeit mit beeinflusst werden.  

Konsultative und kommunikative Wirkung 

Eine weitere Unterscheidung, die sinnvoll scheint, ist die zwischen konsultativer 
oder kommunikativer Wirkung. Fung (2006, S. 69) definiert ersteres als (teil-
weise) Einbeziehung der Beteiligungsergebnisse (Ideen, Schwerpunkte) in die 
planerische Entscheidung; das kann mehr oder weniger freiwillig erfolgen, bei-
spielsweise wenn Beteiligungsergebnisse als hilfreich oder legitim wahrgenom-
men werden, aber auch wenn die Öffentlichkeit Druck erzeugen kann. Kommu-
nikative Wirkung bedeutet dagegen, dass durch die Beteiligung Wirkung auf Mei-
nungen und Diskurse entsteht, was dann wiederum das Planungsergebnis beein-
flusst (Fung 2006). Das kann bedeuten, dass sich durch Beteiligung individuelle 
Einstellungen von Entscheidungsträger:innen verändern, beispielsweise weil 
durch die Beteiligung neue Perspektiven dazukommen. Bewusstsein für Themen 
kann geweckt werden. Weiterhin kann kommunikativer Einfluss auch darüber 
zustande kommen, dass Beteiligungsergebnisse strategisch genutzt werden, etwa 
als Argument. Durch kommunikativen Einfluss können sich also sowohl Dis-
kurse als auch Positionierungen von Gruppen (Fraktionen, Initiativen, etc.) ver-
ändern (Michels und Binnema 2019; Joss 1998). 

Konsultative und kommunikative Elemente des Einflusses können nicht trenn-
scharf unterschieden werden. In der Realität wird der Einfluss oft durch eine 
Kombination zustande kommen. Beispielsweise ist denkbar, dass eine Idee aus 
der Beteiligung in die Planung übernommen wird (konsultativ), dies aber nur 
möglich war, weil eine bestimmte Fraktion diese Idee in die politische Diskussion 
eingebracht hat, mit dem Hinweis auf die Beteiligung (kommunikativ).   
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4.2.2 Machtverständnis 
Um die Wirkung oder Nicht-Wirkung von Beteiligungsprozessen verstehen zu 
können, ist ein Grundverständnis von Macht wichtig, wie bereits in Kapitel 2 an-
gerissen. Durch Beteiligungsprozesse wird – idealerweise – ein Teil der Macht 
v.a. der Politik an die Bevölkerung abgegeben. Machtverhältnisse sind relevant 
dafür, wie viel Policy-Wirkung tatsächlich zustande kommen kann, aber auch für 
die Frage, wie die Policy-Wirkung konkret ausgestaltet wird. Konkret wird das 
Verständnis von Macht für das Verständnis von Policy-Wirkung insbesondere in 
drei Hinsichten als relevant betrachtet:  

• Was sind die Rahmenbedingungen der Beteiligung, also worauf kann 
überhaupt Wirkung erzielt werden, und wie wird das festgelegt? 

• Wer nimmt am Prozess teil, wie wird interagiert, und welches Wissen 
wird zur Verfügung gestellt? 

• Wie wird weiter mit den erarbeiteten Beteiligungsergebnissen verfahren 
(wessen Beiträge werden übernommen, etc.)?  

Durch das im Folgenden dargestellte Verständnis von Macht und deren Konzep-
tionalisierung können auch die nicht-offensichtlichen Formen von Machtaus-
übung erkannt und explizit gemacht werden, welche dazu führen, dass bestimmte 
Beteiligungsbeiträge Policy beeinflussen oder eben nicht. Damit ist die hier vor-
gestellte Konzeptionalisierung von Macht zunächst als ‚Brille‘ zu verstehen, um 
zu erkennen, was passiert (Mechanismen). Gleichzeitig bietet die Dimension der 
Macht in den Mechanismen die Grundlage für eine Bewertung des Prozesses; dies 
wird in Kapitel 4.2.2 erläutert.  

Macht ist zunächst eine grundlegende Voraussetzung für menschliches Handeln. 
Nach Low (2020) ist Macht im Kontext von Planungsprozessen etwas, „which 
enables, shapes and constraints us as political actors“ (S. 44). Dabei sind hier so-
wohl Herrschaftsmacht – das eher traditionelle Verständnis von Macht als Durch-
setzung eigener Interessen gegen potentiellen Widerstand – als auch Handlungs-
macht, also Macht im Sinne von ‚Ermächtigung‘, relevant für mögliche Wirkme-
chanismen. Zunächst werden beide Formen eingeführt, dann eine Matrix vorge-
stellt, die zur weiteren Analyse der Planungsprozesse genutzt wird.  

Herrschaftsmacht  

Der Machtbegriff, den Mader (2022) als „Herrschaftsmacht“ bezeichnet, ist eher 
als traditionell zu bezeichnen. Soziale Macht – um die es sich hier handelt – wird 
in diesem Sinne ausgeübt, um einen bestimmten Effekt zu erzielen, und zwar in 
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und durch soziale Beziehungen. Die klassische Definition nach Max Weber lau-
tet: „Macht bedeutet jede Chance, innerhalb einer sozialen Beziehung den eige-
nen Willen auch gegen Widerstreben durchzusetzen, gleichviel worauf diese 
Chance beruht“ (zit.n. Imbusch 2018, S. 282). Während oft der Aspekt des Wi-
derstands betont wird, um Herrschaftsausübung zu erkennen, beschrieb Lukes 
schon 1974 eine Form von Herrschaft, gegen die kein Widerstand zu beobachten 
ist und die im besten Fall gar nicht als Macht wahrgenommen wird – nämlich „by 
shaping their perceptions, cognitions and preferences“ (Lukes 2021, S. 33) –, so-
dass der Status-Quo und die eigene Rolle darin akzeptiert werden. In dem Fall 
besteht ein „latenter Konflikt“ (Lukes 2021, S. 33) zwischen den Interessen der-
jenigen, die Macht ausüben, und den ‚echten Interessen‘ derjenigen, über die 
Macht ausgeübt wird. Die Frage, woran die ‚echten Interessen‘ zu erkennen sind, 
wird kontrovers diskutiert und soll nicht weiter thematisiert werden. Wichtig ist 
hier das Bewusstsein, dass Macht auch, oder sogar vor allem, ausgeübt wird, ohne 
dass sie zunächst als solche wahrgenommen wird, denn „power is at it‘s most 
efficient when least observable“ (Lukes 2021, S. 5).  

Auch Scott (2014, S. 16) weist in seiner Kategorisierung darauf hin, dass die Her-
ausbildung von Diskursen als eine Form von Herrschaftsmacht zu sehen ist. Teil 
davon ist die Machtausübung durch Expertise, die auch in der Planung eine wich-
tige Rolle spielt und als Machtmittel eingesetzt werden bzw. Machtunterschiede 
zwischen Planenden und der Bevölkerung verfestigen kann (Forester 1982, 
S. 76). Dabei lässt sich die Ausübung von (Herrschafts-)macht in der Planung 
nicht vollständig vermeiden, kann allerdings durch bewussten Umgang abge-
schwächt werden. Umgekehrt können Expertise und der Umgang mit Wissen ab-
sichtlich eingesetzt werden, um Macht auszuüben (Forester 1982, S. 72).  

Handlungsmacht 

Eine alternative Perspektive auf Macht konzentriert sich auf Macht als eher 
schöpferisch, „Macht zu“ (Morriss 2006) oder „Handlungsmacht“ (Mader 2022), 
die beispielsweise entstehen kann durch den Zusammenschluss von Gleichge-
sinnten zu einer Gruppe. Diese Perspektive findet sich auch bei Hannah Arendt, 
die als „Grundphänomen der Macht […] die Formierung eines gemeinsamen Wil-
lens in einer auf Verständigung gerichteten Kommunikation“ (Habermas 1976) 
sieht. Morriss (2006, S. 126) argumentiert sogar, dass Handlungsmacht eigentlich 
das übergeordnete Konzept ist, da Macht als generelle “ability to affect outco-
mes“ (Morriss 2006, S. 126) auch Herrschaft einschließen müsste. Ohne sich in 
theoretischen Diskussionen zu verlieren, lässt sich sagen, dass eine Perspektive 
auf Macht als produktiv, auf Macht als Ermächtigung, für die Policy-Wirkung 
von Beteiligung als sehr relevant scheint. Handlungsmacht beinhaltet auch eine 
individuelle Komponente, indem etwa Klarheit über die eigenen Bedürfnisse und 
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Wünsche entsteht (Mader 2022) oder auch ein Gefühl der Selbstwirksamkeit – 
dies kann durch Beteiligungsverfahren gefördert oder initiiert werden. Mit dem 
Zusammenschluss mit Gleichgesinnten können dann Kräfte gebündelt werden 
(Coelho et al. 2022). 

Dabei ist der Übergang zwischen beiden Machtformen fließend. Aus Handlungs-
macht kann in politischen Prozessen schnell wieder Herrschaft oder zumindest 
der Versuch dieser entstehen: Beispielsweise kann durch Zusammenschluss eine 
gewisse Reichweite hergestellt werden, die dann für den Einfluss auf Diskurse 
oder Willensbildung genutzt werden kann.   

Kombination der Perspektiven: Macht-Matrix 

Low (2020, S. 48–55) vereint in seiner Matrix zu Dimensionen von Macht in der 
Planung beide Perspektiven und verschiedene Erscheinungsformen und Strömun-
gen. Aus diesem Grund wird seine Matrix hier als analytischer Rahmen für Macht 
verwendet. Die Matrix ist in Abbildung 6 auf der übernächsten Seite zusammen-
gefasst. 

Die Matrix wird gebildet aus zwei Achsen, zum einen denen zwischen „perfor-
mativem“ – also aktive Handlung beinhaltendem – und „strukturellem“ Ausdruck 
von Macht, welche, auch wenn sie nicht direkt ausgeübt wird, als Kapazität und 
als begünstigende ‚Spielregel‘ wirkt (Scott 2014, S. 5). Zum anderen unterschei-
det er, ob die Machtausübung (zumindest theoretisch) öffentlich sichtbar ist oder 
implizit, also unter der Oberfläche wirkt, wie etwa selbstverständliche Normen 
oder Verfahren. Damit entstehen vier Felder. Dabei sind diese nicht trennscharf 
und beeinflussen sich zudem gegenseitig. Prozesse von Macht können sich aus 
Handlungen und Gegebenheiten aus allen vier Feldern zusammensetzen, die 
durch das Zusammenspiel dann besonders stark wirken. Quer zu dieser Matrix 
liegen soziale Strukturen wie sozio-ökonomische Klasse, Verfügbarkeit von Res-
sourcen, oder Geschlecht einzelner Personen, die alle Dimensionen beeinflussen 
(Low 2020, S. 48–49). Die performative Dimension von Macht schafft und stärkt 
dabei die strukturelle Dimension. Alle vier Macht-Dimensionen spielen für die 
Wirkmechanismen eine Rolle. 

Öffentlich-performative Ausübung von Macht sind getroffene Entscheidungen, 
die zumindest theoretisch öffentlich sichtbar sind (selbst wenn die Informationen 
nicht für alle zu bekommen sind). Das sind zum einen Entscheidungen über In-
halte einer Policy. Relevant sind weiterhin Entscheidungen, wie und mit wem 
geplant wird, wer wie und wann beteiligt wird, sowie inhaltliche Rahmenbedin-
gungen. Im Zusammenhang mit der Frage, was in der Beteiligung diskutiert wird 
und was nicht und die damit verbundene Machtausübung, ist auch relevant, wer 
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über die Beteiligung, den Inhalt und den Prozess entscheidet, und wer eingeladen 
wird und wer nicht (Clark 2021; Smith 2009, S. 24). Teil dieser Dimension sind 
auch Entscheidungen, die als ‚Tatsache‘ aus der politischen Diskussion „heraus-
organisiert“ (Scott 2014, S. 59) und damit gar nicht als Entscheidungen wahrge-
nommen werden, also das sogenannte Non-Decision Making, das in den 1960ern 
von Bachrach und Baratz als weniger sichtbare Form der Macht in die Diskussion 
gebracht wurde (Lukes 2021, S. 27). Akteure können dafür Wertvorstellungen 
und politische Institutionen nutzen und damit den politischen Prozess auf Themen 
beschränken, die für sie nicht kontrovers sind, und damit Macht-Asymmetrien 
aufrechterhalten und verstärken (Scott 2014, S. 57–59). Das bedeutet, dass auch 
auf den ersten Blick inaktive Akteure relevant sein können (Scott 2014, S. 65). 

Implizit-performative Macht ist schwerer greifbar, da sie meist nicht diskutiert 
und reflektiert wird. Teil dieser Sphäre ist beispielsweise die Verwendung be-
stimmter sprachlicher Ausdrücke, die implizit wertend sind. Obwohl die Verwen-
dung der Ausdrücke an sich öffentlich ist, wirkt die Macht aber in der verborge-
nen Sphäre, da ihr normativer Gehalt nicht aktiv reflektiert wird (Low 2020, 
S. 48–55). Ein Beispiel ist die Verwendung des Begriffs ‚Verkehr‘ nur für den 
MIV, was implizit den nicht motorisierten Verkehr abwertet und als ‚weniger 
ernstzunehmend‘ konstruiert (Lee 2015). Über diese Dimension können Interes-
sen von Menschen geprägt werden, ohne dass diese das als Ausübung von Macht 
wahrnehmen (Lukes 2021, S. 34).  

Öffentlich-strukturelle Macht ist der institutionelle Kontext, der Entscheidungen 
möglich macht, also beispielsweise eine:n Beteiligungsbeauftragte:n und des-
sen/deren Rechte und Pflichten oder gesetzliche Grundlagen, wer an welchen 
Entscheidungen teilnehmen kann, wer überhaupt angehört wird, o. ä. Diese Di-
mension ermöglicht somit die performative Dimension. Bezüglich der Policy-
Wirkung von Beteiligung ist hier beispielsweise relevant, dass die Entscheidun-
gen über die Planung letztendlich von der öffentlichen Hand (der Politik) getrof-
fen werden können, potentiell auch gegen die geäußerten Interessen der Öffent-
lichkeit(en).  

Zuletzt beinhaltet die Sphäre der implizit-strukturellen Macht Aspekte wie An-
nahmen über uns selbst und angemessenes Verhalten oder informelle Netz-
werke, auch Fachsprache kann hier relevant sein. Diese Sphäre ist sehr schwer 
zu erkennen und zu erheben, spielt aber dennoch eine sehr große Rolle. Dazu 
gehört auch der Einfluss auf die Wahrnehmung von Problemen und die Wahr-
nehmung, welche Probleme artikulierbar sind (Lukes 2021). 

Diese Unterscheidung ist für die Analyse von Planungsprozessen sehr hilfreich. 
Wenn auch die performativen Akte diejenigen sind, die ausgeübt und beobachtet 
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werden können, werden sie zum Teil durch die strukturellen erst möglich bzw. 
schaffen und verstärken diese, oder können wiederum auch aufgebrochen wer-
den. Gleichzeitig wird durch die Matrix klar, dass viel in einer verborgenen 
Sphäre stattfindet, die schwer (oder nicht) zu beobachten ist somit gezielt rekon-
struiert werden muss. So kann beispielsweise erst verstanden werden, warum be-
stimmte Argumente mehr ‚wert sind‘ als andere (Low 2020, S. 48).  

 

Abbildung 6 Dimensionen von Macht; Darstellung nach Low (2020, S. 48-49) 

4.2.3 Relevante Akteure 
Als weitere Grundlage für die Mechanismen-Skizzen ist ein Überblick über wich-
tige Akteure und deren mögliche Rolle für Policy-Wirkung sinnvoll, da diese es-
sentielle Komponenten von Planung darstellen (Schönwandt 2002). Die Integra-
tion von Beteiligungsergebnissen in eine politische oder planerische Entschei-
dung geht in der Regel durch Aushandlungsprozesse zwischen verschiedenen 
Akteuren vonstatten. Dabei wird immer wieder die Bedeutung wichtiger Einzel-
personen betont, die auf eine sinnvolle Gestaltung der Beteiligung achten und 
Beiträge aus der Öffentlichkeit in das politisch-administrative System ‚hinein-
schleusen‘ (Friess und Herff 2023; Antonson 2014), andere Akteure können – 
teils qua ihrer Funktion – als Gatekeeper fungieren, um einen solchen Einfluss zu 
verhindern (Hovik und Stigen 2023; Fung 2006), oder auch auswählen, was 
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übernommen wird (Emery et al. 2015, S. 436). Verschiedene bereits dargestellte 
Studien finden, dass Entscheidungsträger:innen oft zögern, Macht abzugeben 
(Michels und Binnema 2019; Kochskämper et al. 2018a; Neunecker 2016a; van 
Tatenhove et al. 2010; Holtkamp et al. 2006; Bickerstaff und Walker 2005). Da-
bei sind diese einzelnen Akteure oder Akteursgruppen meist institutionell einge-
bettet in Entscheidungsstrukturen oder Hierarchien.  

An verkehrspolitischen Entscheidungsprozessen und der ‚Verarbeitung‘ von Be-
teiligungsergebnissen innerhalb eines Planungsprozesses sind verschiedene Ak-
teure beteiligt, die alle ihre spezifischen Ziele haben und über Instrumente verfü-
gen, diese zu verfolgen (Fichert und Grandjot 2016, 139-138). Als Akteure wer-
den hier diejenigen gesehen, die in der Lage sind, die jeweilige Entscheidung 
gezielt zu beeinflussen, beispielsweise aufgrund formaler Entscheidungskompe-
tenz oder aufgrund bestehender Machtverhältnisse (Fichert und Grandjot 2016, 
S. 138). Je nach Projekt unterscheiden sich Anzahl und Konstellation der Ak-
teure. Dabei können sich Akteurskonstellationen auch im Laufe eines Prozesses 
verändern, beispielsweise weil Aufträge von Beteiligungsdienstleistern während 
oder nach der Beteiligungsphase enden (Fugmann et al. 2018, S. 49; Jansen et 
al. 2007, S. 28). Dafür wird hier davon ausgegangen, dass jeweils in allen Sphä-
ren einzelne Akteure essenziell oder auch „Schlüsselakteure“ (Hansel et al. 2017, 
S. 7) sind. 

Vor allem wenn man sich auf öffentlich verfügbares Material stützt, kann die 
Akteurslandschaft begrenzt erscheinen; mit zunehmendem Feldzugang wird 
diese allerdings differenzierter und umfangreicher erscheinen (Fugmann et 
al. 2018, S. 30). Neben der Frage nach den offensichtlichen relevanten Akteuren 
lohnt es sich auch zu schauen, wer möglicher Gewinner oder Verlierer ist und 
wer die Promotoren und Opponenten sind (Jansen et al. 2007, S. 51–52). Wenn 
es darum geht, die relevanten Akteure zu identifizieren, müssen auch diejenigen 
mit einbezogen werden, die in Non-Decision Making involviert sind. Im Folgen-
den werden als relevante Akteursgruppen die Lokalpolitik, Verwaltungsmitarbei-
ter:innen und Partizipationsdienstleister wie etwa private Büros sowie Öffentlich-
keit(en), Marktakteure und intermediäre Akteure in ihrer möglichen Rolle kurz 
umrissen (Hovik und Stigen 2023; Fugmann et al. 2018).  

Die lokale Politik setzt in der Regel die Prozesse per Beschluss formell in Gang 
und beschließt dann die Ergebnisse, teilweise auch bereits Zwischenergebnisse 
(Fugmann et al. 2018, S. 33; Jansen et al. 2007, S. 48). Sie kann somit sowohl 
Bestellende als auch Mitwirkende und Adressatin von Beteiligung sein (Förster 
et al. 2021, S. 9) und hat somit eine Schlüsselrolle, die jedoch nicht immer deut-
lich wird. Dabei spielen verschiedene politische Akteure eine Rolle, deren Ein-
stellungen sich bezüglich ihrer Beteiligung unterscheiden (Vetter und 
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Goldberg 2022; Gabriel und Kersting 2014, S. 109). Relevant sein können etwa 
(Ober)bürgermeister:in, Stadt- oder Gemeinderat mit den jeweiligen politischen 
Fraktionen und Gremien oder Ausschüsse, hier insb. der Verkehrsausschuss 
(o. ä.) oder Bezirksvertretungen (Jansen et al. 2007, S. 48). Die politischen 
Abstimmungsprozesse zeichnen sich durch vielschrittige Beratungsfolgen aus, 
die Kommunikationsprozesse innerhalb der vielgliedrigen lokalen Politik sind oft 
schwer wahrnehmbar. Die Rolle der Politik in Invited Spaces unterscheidet sich 
stark je nach Prozess.25 Oft ist die Policy-Entscheidung als Ende eines Planungs-
prozesses ein weiterer formal-politischer Beschluss, ein Planungsprozess kann 
aber auch in der (Fach-)planungswelt enden, wenn beispielsweise eine Straßen-
planung auf Basis einer politischen Entscheidung innerhalb der Planungswelt fer-
tiggestellt wird. 

Die kommunale Verwaltung plant meist (federführend) das Konsultationsverfah-
ren, ist also zuständig für viele Design-Entscheidungen sowie Auswahl und Vor-
gaben von Planungsbüros. Außerdem koordiniert sie (meist) das Planungsverfah-
ren und dessen Verknüpfung mit dem Beteiligungsverfahren, ist somit auch ver-
antwortlich für oder beteiligt an der Durchführung der Veranstaltungen und der 
Weiterverarbeitung der Beteiligungsergebnisse. Damit hat sie einen Gesamtüber-
blick über das Planungsverfahren und bildet eine Schnittstelle zu Zivilgesell-
schaft und Politik (Förster et al. 2021, S. 79). Dabei sind neben den inhaltlich 
Hauptverantwortlichen bzw. federführenden Stellen (meist Verkehrs- oder Stadt-
planung) oft auch Abteilungen spezifisch zum Thema Öffentlichkeitsbeteiligung 
involviert. Die Rollenverteilung unterscheidet sich dabei je nach Kommune und 
Projekt stark. Dabei zeigen Förster et al. (2021, S. 87), dass sich aus der „Vielfalt 
und Komplexität des Zusammenspiels von politischen und planerischen Prozes-
sen […] zahlreiche Gestaltungschancen“ für die Verwaltungsakteure ergeben. 
Wichtig ist zu betonen, dass die Verwaltung zwar oft als „exekutiver“ Arm gese-
hen wird, sie allerdings stark mit der Politik verzahnt und als „eigenständiger 
Machtfaktor“ (Alcántara et al. 2016, S. 132) zu sehen ist, denn: „Auch für die 
Verwaltung würde die Transformation bedeuten, Leitungsrollen aus der Hand zu 
geben.“ (Alcántara et al. 2016, S. 132) Die Einstellungen von Verwaltungs-

                                                      
25 Manche politischen Vertreter:innen nehmen an Veranstaltungen teil in eher beobachtender Funk-
tion, in anderen Fällen nehmen sie auch explizit nicht teil. In vielen Fällen kann die:der Oberbür-
germeister:in und sein/ihr Engagement eine tragende Rolle spielen, so wie generell präsente politi-
sche Persönlichkeiten eine wichtige Rolle spielen können (Fugmann et al. 2018, S. 39). Bei man-
chen Prozessen treten die parlamentarischen Gremien nur am Anfang und am Ende in Erscheinung; 
in anderen Prozessen achten sie sehr darauf, dass die Rolle der Politik sichtbar bleibt und dass der 
eingeschlagene Weg auch politisch anerkannt wird, also regelmäßige Berichterstattung in den Gre-
mien stattfindet. 
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mitarbeitenden bezüglich des Planungsgegenstandes können beeinflussen, ob 
Beteiligungsergebnisse einfließen (Young und Tanner 2023, S. 768). 

Beteiligungsdienstleister nehmen an Bedeutung zu und ohne deren spezialisierte 
Expertise können Beteiligungsprozesse oft nicht sinnvoll durchgeführt werden 
(Friess und Herff 2023). Oft sind dabei Stadtplanungs- oder Verkehrsplanungs-
/Ingenieurbüros beteiligt, und/oder Büros mit Fokus auf Moderation und Beteili-
gung oder Medienagenturen (Fugmann et al., S. 42–45). Dabei ist auch die Rol-
lenverteilung zwischen v.a. den zuerst genannten Büros und der öffentlichen Ver-
waltung sehr unterschiedlich; dies kann relevant sein für Policy-Wirkung. Betei-
ligungsdienstleister und ihre zugrundeliegenden Werte beeinflussen Beteili-
gungsverfahren und Ergebnisse, indem sie über das Design der Verfahren, Fra-
ming der Fragestellung, Informationsvermittlung und die Weiterverarbeitung der 
Beiträge etc. (mit)entscheiden (Friess und Herff 2023; Read und Leland 2011). 

Neben der allgemeinen Öffentlichkeit kann auch die organisierte Zivilgesell-
schaft ein wichtiger Akteur sein, die oft große Teile der Bevölkerung repräsentiert 
und auch in lokalen Planungsverfahren Einfluss nehmen kann. Schwedes (2021, 
S. 97) unterteilt diese in „Interessensorganisationen der Verkehrsnutzer“, „Inte-
ressensorganisationen der Verkehrsumwelt“ und sonstige. Erstere sind auf loka-
ler Ebene etwa der Allgemeine Deutsche Automobil-Club (ADAC) und der All-
gemeine Deutsche Fahrrad-Club (ADFC) sowie zunehmend auch der Fuß e.V. 
und der Verkehrsclub Deutschland (VCD), zweitere könnten auf lokaler Ebene 
etwa Behindertenverbände sein. Zur organisierten Zivilgesellschaft zählen auch 
lokale Initiativen, die sich in Bezug zu einem Projekt gründen oder positionieren 
können. Solche Akteure sind oft, zusammen mit der allgemeinen Öffentlichkeit, 
in Initiativen oder Projektbeiräten organisiert. Zudem kann auch die Fachöffent-
lichkeit als Öffentlichkeit bezeichnet werden.  

Marktakteure sind in der öffentlichen Debatte wenig präsent, prägen aber Pla-
nungsprozesse stark (Fugmann et al. 2018, S. 40). Das können beispielsweise 
Verkehrsunternehmen, Kammern, Einzelhandel, Gewerbebetriebe, Wohnungs-
unternehmen, Gewerkschaften etc. sein, die zum Teil Schnittstellen zur lokalen 
Verwaltung aufweisen (Jansen et al. 2007, S. 48). Die Einbindung dieser Akteure 
geschieht oft in eigenständigen Formaten und wird dann kaum öffentlich wahr-
genommen, sie sind somit in Stadtentwicklungsprozessen oft unsichtbare Kräfte, 
die in informellen Abstimmungen Anforderungen stellen, was aber teilweise 
schwer zu dokumentieren ist (Fugmann et al. 2018). Dimensionen von Macht; 
Darstellung nach Low (2020, S. 48-49) 

Intermediäre Akteure und Formate können den Sphären Staat/Markt/Zivilgesell-
schaft nicht eindeutig zugeordnet werden. Gemeint sind beispielsweise Schulen, 
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Universitäten, Bibliotheken und Museen bzw. deren Vertreter:innen. Auch Me-
dien können dazugezählt werden, in diesem Fall v.a. lokale Medien. Diese sind 
sehr wichtig, weil sie Multiplikatoren sein können und erheblichen Einfluss auf 
den Meinungsbildungsprozess haben (Fugmann et al. 2018, S. 43).  

4.3 Skizzierung der Mechanismen 
Die Mechanismen-Skizzen beschreiben mögliche Wege, wie von der Öffentlich-
keit Policy-Wirkung auf eine planerische Entscheidung ausgeübt oder gestaltet 
werden kann, also etwa auch, welche Art von inhaltlicher Wirkung entsteht und 
welche nicht. Bei den Mechanismen geht es zunächst um Beschreibungen, wie 
Policy-Wirkung zustande kommen und geprägt werden kann; die Basis für eine 
Bewertung ist hier in vielen Fällen jedoch auch schon enthalten.  

Die Mechanismen basieren auf den Überlegungen und Konzepten aus dem vo-
rangegangenen Kapitel, also den Arten und Einflusswegen von Beteiligung, der 
Rolle von Macht und der relevanten Akteure. Sie orientieren sich zudem grob an 
dem Prozessmodell eines Beteiligungsprozesses aus Kapitel 2.4, sodass sich kon-
zeptionell zwei Phasen unterscheiden lassen, einmal der Beteiligungsprozess 
selbst bis hin zur Erzeugung von Ergebnissen, dann der Prozess der Einarbeitung 
von Beteiligungsergebnissen in eine Policy-Entscheidung. Neben vielfältiger Li-
teratur wurden zur Herausarbeitung dieser Mechanismen besonders die theoreti-
schen Überlegungen zu möglichen inhaltlichen Einflusswegen von Goodin und 
Dryzek (2006, S. 219) und zu den Einflussmechanismen aus der Studie von 
Kochskämper et al. (2018a, S. 13) herangezogen.   

Die skizzierten Mechanismen sind überblicksartig dargestellt. Sie sind konzepti-
onelle Hilfen für die Feldarbeit. Sie sind nicht als abschließend zu verstehen, kön-
nen parallel ablaufen und werden teilweise nicht voneinander zu trennen sein. 
Zudem beeinflussen sich die Mechanismen gegenseitig.  

Es wurden sechs Mechanismen aufgestellt, die anhand der Fallstudien geprüft 
werden sollen. Zunächst wird davon ausgegangen, dass Policy-Wirkung durch 
die Wahrnehmung der Beteiligung oder der Beiträge als legitim angesehen wer-
den kann (Legitimität). Expertise, die die Bevölkerung in die Beteiligung ein-
bringt, kann die Planung beeinflussen, genauso kann durch Expertise der Planen-
den die Art des Einflusses beschränkt oder gesteuert werden. Bei Interessenskon-
flikten können entweder Konfliktlösungsprozesse zu einer gemeinsamen Lösung 
führen, die dann in die Planung einfließen kann (Konfliktlösung), und/oder ein-
zelne Akteure können Druck erzeugen und damit die Planung beeinflussen 
(Druck). Auch können Aspekte aus der Beteiligung als Argumente genutzt 
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werden (Argumentation). Durch Nicht-Entscheidung können relevante Personen 
und Interessen aus dem Prozess herausgehalten werden. Die Mechanismen-Skiz-
zen sind zusammenfassend in Abbildung 7 am Ende des Kapitels dargestellt.  

4.3.1 Legitimität 
Die Einstellung der Politik und Verwaltung gegenüber dem Ergebnis eines Be-
teiligungsprozesses und ihre Bereitschaft, sich darauf einzulassen, sind ein wich-
tiger Faktor für die Policy-Wirkung und hängt zum Teil davon ab, für wie legitim 
sie den Beteiligungsprozess und die Teilnehmenden halten (Deligiaouri und 
Suiter 2021, S. 5; Migchelbrink und van de Walle 2019, S. 1). Unter dem Begriff 
Legitimität wird verstanden, dass etwas als rechtmäßig oder gerechtfertigt (legi-
tim) wahrgenommen wird, in diesem Fall der Beteiligungsprozess bzw. dessen 
Ergebnisse.26 

Die Ergebnisse werden als legitim wahrgenommen und führen mit größerer 
Wahrscheinlichkeit zu Policy-Wirkung, wenn die Beteiligung hoch ist und die 
Teilnehmenden als repräsentativ angesehen werden (Migchelbrink und van de 
Walle 2019, S. 7; Neunecker 2016b, 209–213; Geißel et al. 2015, S. 159; Yang 
und Pandey 2011, S. 886), wenn die Verantwortlichen die angewandten Metho-
den als fundiert und die Qualität der Ergebnisse als hoch (Font et al. 2016; Emery 
et al. 2015, S. 427) und die Kontroversität als gering einschätzen 
(Neunecker 2016a, S. 59). Dementsprechend stellte Neunecker (2016a) in eini-
gen Fällen fest, dass Verwaltung und Politik zögerten oder keine Notwendigkeit 
sahen, die Ergebnisse der konsultativen Beteiligung einzubeziehen, weil sie die 
Teilnehmenden als "selbstselektierte Lobbygruppe" (S. 59) ansahen, der es an 
Legitimität fehlte, politische Entscheidungen zu beeinflussen.  

Hohe Beteiligung und deren Wahrnehmung als legitim kann dazu beitragen, die 
Ergebnisse der Beteiligung in die Planung einfließen zu lassen, insbesondere 
wenn das Thema als kontrovers angesehen wird und die Beteiligten mit vorge-
stellten Entwürfen nicht zufrieden sind (Migchelbrink und van de Walle 2019, 
S. 8; Neunecker 2016a, S. 277). Es hat sich auch gezeigt, dass Politiker:innen e-
her dazu neigen, Kommentare von Teilnehmenden zu berücksichtigen, die sie als 
kompetent einschätzen (Migchelbrink und van de Walle 2019, S. 2–3; Emery et 
al. 2015; Hong 2015; Yang und Pandey 2011, S. 887), was auch bedeuten könnte, 
dass die Ergebnisse einer kleinen, diversen und politisch ausgewählten Gruppe 

                                                      
26 Abgegrenzt wird das damit vom politisch-soziologischen Begriff der Legitimität, der sich auf 
politische Herrschaft bezieht und den „Glauben an bzw. das Vertrauen auf die Rechtmäßigkeit“ 
dieser beschreibt (Schubert und Klein 2021, S. 214). 
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eher als legitim wahrgenommen und daher einbezogen werden (Fung 2006, 
S. 73). Hier besteht die Gefahr, dass Unterschiede zwischen gesellschaftlichen 
Gruppen weitergetragen werden – denn wenn die Beiträge gebildeter und kom-
petenter Personen als legitimer angesehen werden und deren Interessen damit e-
her einfließen, werden bestehende Asymmetrien in politischer Einflussnahme 
fortgeführt.  

Die Wahrnehmung bzw. die Darstellung von Beteiligung oder gewissen Elemen-
ten aus der Beteiligung als legitim oder nicht legitim kann auch (bewusst oder 
unbewusst) als Machtmittel eingesetzt werden, um eigene Argumente überzeu-
gender zu gestalten, bestimmte Inhalte zu ‚pushen‘ oder auch andere Inhalte ‚ab-
zutun‘ (Deligiaouri und Suiter 2021, S. 5) (siehe Mechanismus Argumentation).  

4.3.2 Expertise  
Es wird allgemein erwartet, dass Partizipation zur Einbeziehung von neuem Wis-
sen führt bzw. die Wissensbasis für Entscheidungen stärkt, was die politische 
Entscheidung beeinflusst (Quilling und Köckler 2018, S. 107; Beck 2013, S. 16–
17; FGSV 2012; Kubicek et al. 2011; Beierle und Cayford 2002, S. 14; 
Bickerstaff und Walker 2001, S. 442; Innes und Booher 2000, S. 6–7). Dieses 
spezifische Wissen zu einem für die Planung relevanten Thema wird hier als Ex-
pertise bezeichnet. In einem Beteiligungsprozess kann die Expertise der Bevöl-
kerung entweder gesammelt werden (wie etwa beim Crowdsourcing) oder durch 
den Beteiligungsprozess selbst kann neue Expertise erzeugt werden 
(Aitamurto 2016, S. 2782).  

Bei den Kompetenzen der Öffentlichkeit handelt es sich meist um lokales Wissen, 
also implizites Wissen über Bedingungen, Interessens- und Wertekonflikte, Zu-
sammenhänge, kollektive Wahrnehmungen, Strategien, zu erwartende Hinder-
nisse (Kropp 2013, S. 72). Es ist situationsbezogen und konkreter als dokumen-
tiertes und zertifiziertes Expert:innenwissen (Förster 2014, S. 73; 
Zimmermann 2010). Lokales Wissen kann präziser sein als Expert:innenwissen, 
da externe Fachleute möglicherweise nicht in der Lage sind, die lokalen Bedin-
gungen vollständig zu erfassen (Newig et al. 2018, S. 15; Bickerstaff und 
Walker 2001, S. 442). Zudem verfügen Teile der Öffentlichkeit immer mehr über 
Expert:innen- oder Verwaltungswissen (prozeduralem Anwendungswissen), teil-
weise aufgrund beruflicher Hintergründe, aber auch durch zivilgesellschaftliches 
Engagement (Goldschmidt 2014, S. 110–115; FGSV 2012, S. 7). Kropp (2013, 
S. 70) argumentiert, dass Partizipationsprozesse zu einer Synthese verschiedener 
Arten von Wissen führen und somit ein neues, transformatives Wissen schaffen 
können.  
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Allerdings wird nicht in alle Beteiligungsprozesse neues Wissen eingebracht oder 
gar geschaffen und qualitativ hochwertige, substanzielle Diskussionen können 
nicht vorausgesetzt werden (Fugmann et al. 2018, S. 133; Goldschmidt 2014, 86, 
105-110; Böhm 2011, S. 615). Die Wahrscheinlichkeit, dass Expertise aus der 
Öffentlichkeit entwickelt werden kann und in eine Entscheidung einfließt, ist hö-
her, wenn vielfältiges Wissen eingebracht wird (Goldschmidt 2014, S. 142) und 
Teilnehmende in der Lage sind, eine substanzielle und reflektierte Diskussion zu 
führen (Newig et al. 2018, S. 15). Kompetenzentwicklung kann durch Gestaltung 
der Beteiligungsprozesse gefördert werden (Kubicek et al. 2011; Beierle und Ca-
yford 2002, S. 31; Bickerstaff und Walker 2001). Durch den Partizipationspro-
zess verbessert sich das Verständnis der Teilnehmenden für die anstehenden 
Probleme. Dieses bessere Verständnis der Probleme ermöglicht es den Teilneh-
mern dann, Ideen zu entwickeln (Goldschmidt 2014, S. 293; Ableson und Gau-
vin 2006, S. 29). Neben diesem Kompetenzaufbau in inhaltlichen Fragen können 
Partizipationsprozesse auch Kapazitäten für eine bessere Einbindung und Inter-
aktion aufbauen, wie etwa die Fähigkeit zu Engagement und Offenheit für Mei-
nungen und Kommentare anderer (Kolleck 2017; Sutcliffe und Cipkar 2017; Gei-
ßel et al. 2015, S. 158; Ableson und Gauvin 2006).  

Auch die Frage, wessen Ideen einfließen und wer an den Diskussionen teilneh-
men kann, ist eine Frage von struktureller Macht, da bestimmte Bevölkerungs-
gruppen sich besser äußern können und deren Formen des Wissens anschlussfä-
higer an den politischen Diskurs sind. Wie dieser Mechanismus also tatsächlich 
wirkt, hängt davon ab, ob für bestimmte Bevölkerungsgruppen gezielt Kapazitä-
ten aktiviert und/oder aufgebaut oder geschützte Räume und spezifische Ange-
bote geschaffen werden, damit diese sich einbringen können (Alcántara et 
al. 2016). 

Ob die Öffentlichkeit sinnvoll Expertise einbringen und entwickeln kann, hängt 
auch davon ab, welches Wissen zur Verfügung gestellt wird und wie mit der Ex-
pertise der Planenden umgegangen wird – wie schon Forester (1982) beschreibt, 
kann mit den Wissensunterschieden in der Planung sehr unterschiedlich umge-
gangen werden. Planende und die öffentliche Hand können das bewusst steuern 
und damit den Planungsprozess mehr oder weniger demokratisch gestalten (Fo-
rester 1982, S. 68); beispielsweise können solche Asymmetrien durch das Einbe-
ziehen verschiedener, neutraler Fachleute, das Angebot von vielseitigem Infor-
mationsmaterial oder die bewusste Verwendung von einfacher Sprache abgebaut 
werden (OECD 2020, S. 102; Goldschmidt 2014, S. 142) oder auch durch ehrli-
che Kommunikation von Strukturen und Prozessen (Forester 1982, S. 76). Bei-
erle und Cayford (2002, S. 31–32) beschreiben, wie hingegen das Zurückhalten 
von Informationen Kompetenzaufbau hemmt: „When insufficient attention was 
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devoted to educating and informing the public, participants remained largely 
powerless to engage effectively in decisionmaking“ (Beierle und Cayford 2002, 
S. 32) 

Emery et al (2015, S. 422-423) stellen fest, dass auch mehr und breiteres Einbe-
ziehen von Expertise der Öffentlichkeit nicht unbedingt zu mehr Policy-Wirkung 
führt. Die Entscheidung, welche Ideen und welches Wissen in eine Planung inte-
griert werden, liegt letztendlich bei der öffentlichen Hand – durch strukturell-
öffentliche Macht kann oder muss diese also auch Ideen wieder verwerfen. Pla-
nende können beispielsweise Ideen unter Berufung auf ihre Expertise oder ‚Sach-
zwänge‘ verwerfen (siehe Mechanismus Nicht-Entscheidung). 

4.3.3 Konfliktlösung 
Versteht man räumliche Planungsprozesse als (mehr oder weniger offene) Kon-
fliktprozesse zwischen verschiedenen Akteuren in Bezug auf Ziele, Konzepte und 
zugrundeliegende Werte (Hesse und Kühn 2023), dann sind Konflikte und mög-
liche Lösungsprozesse ein wesentliches Element der zu untersuchenden Mecha-
nismen für Policy-Wirkung.  

Dieser Mechanismus beruht auf der Annahme, dass ein Beteiligungsprozess unter 
bestimmten Bedingungen zur Auflösung von Konflikten in Form eines Konsens 
führen kann, also eine Übereinstimmung relevanter Akteure zu bestimmten Fra-
gen erzeugen kann (Hesse und Kühn 2023, S. 432). Dabei kann es sich sowohl 
um Konflikte zwischen privaten und öffentlichen Akteuren als auch um Konflikte 
jeweils innerhalb der Akteursgruppen handeln. 

Ein solcher Effekt der ‚besseren/gemeinsameren Lösungen‘ und der Konfliktlö-
sung wird mit Deliberation in Verbindung gebracht (Schaal und Ritzi 2009, S. 7), 
empirische Ergebnisse dazu gibt es jedoch selten (Friess und Eilders 2015, 
S. 335). Tatsächlich konzentriert sich die deliberative Theorie stark auf das Er-
gebnis des politischen Prozesses (Schaal und Ritzi 2009, S. 5), wobei der Kom-
munikationsprozess entscheidend ist und Meinungen und Willensbildung mitge-
staltet (Friess und Eilders 2015, S. 320–322). Konflikt und die Notwendigkeit 
einer (gemeinsamen) Entscheidung sind Bedingungen, die eine Deliberation er-
möglichen (Friess und Eilders 2015, S. 325–328; Beierle und Konisky 2000, 
S. 596). Dieser Mechanismus könnte zustande kommen, wenn Personen teilneh-
men, deren Interessen sich von den vorgeschlagenen oder vorgesehenen Maßnah-
men unterscheiden, und diese Interessen auch geäußert werden (Curato 2012, 
S. 429–430; Schaal und Ritzi 2009, S. 16). Die Konfliktlösung kann dann durch 
einen ‚rationalen Diskurs‘ erfolgen; die ‚Rationalität‘ des Diskurses wird ideal-
erweise durch die Heterogenität in Bezug auf sozioökonomische Faktoren, poli-
tische Interessen und politische Präferenzen in der konkreten Frage gefördert 



Policy-Wirkung und Mechanismen | 101 
 

 

(Schaal und Ritzi 2009, S. 13). Die Konfliktlösung kann auch durch den Aufbau 
von Kompetenzen unterstützt werden. Je nach Art der Kommunikation/des Pro-
zesses einigt sich entweder die Gruppe auf eine gemeinsame Lösung, oder in 
Workshops, Gruppen oder Online-Foren wird die Kontroverse durch die Kom-
munikation geringer (so die Idee). Die Legitimität der Ergebnisse für politische 
Entscheidungsträger könnte dadurch erhöht werden, dass sie Prozesse der Kon-
fliktlösung wahrnehmen, da sie diese als gültige Prozesse für die Entscheidungs-
findung und die wahrgenommene Qualität des Ergebnisses als höher empfinden 
(Emery et al. 2015, S. 427). So könnte Konfliktlösung zu Policy-Wirkung beitra-
gen. 

Allerdings wird die ideale Sprechsituation, von der die Theorie der Deliberation 
ausgeht, niemals realisierbar sein. In den meisten Beteiligungsverfahren wird ja 
nicht einmal explizit versucht, Deliberation zu ermöglichen. Damit sind Konflikt-
lösungsprozesse immer von Machtstrukturen durchzogen. Gerade in kleinen 
Gruppen kann sich die Meinung der Gruppe zugunsten einer dominanten Gruppe 
ändern, insbesondere bei denjenigen, die vorher keine klare Meinung hatten; ent-
weder weil die Vertreter von Minderheitsmeinungen sich damit abfinden, oder 
weil sie dazu neigen, ihre Meinung in Richtung der Meinung der Mehrheit zu 
ändern, weil diese mehr neue, gültige und/oder überzeugende Argumente vor-
bringen kann (Delli Carpini et al. 2004, S. 325). Vor allem diejenigen, die als 
kompetent in Bezug auf den Diskussionsgegenstand oder das Diskutieren an sich 
wahrgenommen werden (unabhängig davon, ob sie tatsächlich kompetent sind), 
sind eher in der Lage, die Meinung anderer zu prägen; im Falle des Ziels der 
Formulierung einer gemeinsamen Position (wie es in deliberativen Prozessen der 
Fall ist) ist es wahrscheinlich, dass sie die Gruppenentscheidung prägen (Delli 
Carpini et al. 2004, S. 326). Wenn die Gruppen homogen sind, selbst in kleinen 
Gruppen, ist eine sogenannte ‚Enklaven-Deliberation‘ zu erwarten – das heißt, 
kein Austausch von widersprüchlichen Bedürfnissen, Ansichten und Präferenzen, 
sondern deren Radikalisierung. Daher neigen diese Gruppen nach der Delibera-
tion zu extremeren Positionen (Schaal und Ritzi 2009, S. 13). Dies kann dazu 
führen, dass bestimmte Interessen stark in den Planungsprozess hineingetragen 
werden, die nicht unbedingt die Ansichten und Bedürfnisse der betroffenen Öf-
fentlichkeit insgesamt repräsentieren, aber als solche dargestellt und wahrgenom-
men werden (Fugmann et al. 2018, S. 130).  

Während Elemente der Deliberation in manchen Fällen dazu führen können, dass 
eine Annäherung stattfindet und gemeinsame Interessen identifiziert werden, be-
steht auch die Gefahr, dass durch den Druck einer gemeinsamen Entscheidungs-
findung entweder die Konflikte gar nicht formuliert oder Konflikte und Unter-
schiede eher negiert werden und am Ende ‚faule‘ Kompromisse entstehen, die die 



102 | Skizzierung der Mechanismen 
 

 

relevanten Interessen nicht enthalten. So berufen sich etwa Holtkamp et al. (2006, 
S. 180) auf ein lokales Agenda21-Verfahren, in dem durch die Konsensorientie-
rung kaum Policy-Wirkung zustande kam, da „wesentliche Konfliktfragen nicht 
zwischen den unterschiedlichen Akteursgruppen diskutiert“ wurden und nur sol-
che Dinge in der Beteiligung entwickelt werden konnten, die gegenwärtigen In-
teressen nicht zuwiderliefen, sodass „Gegenwartsinteressen aufgrund des Kon-
sensprinzips zu Lasten der Zukunftsinteressen abgewogen wurden“ (S. 180).  

Auch Beierle und Cayford (2002, S. 28–29), die in 61 % der von ihnen unter-
suchten Beteiligungsprozesse Konfliktlösungsprozesse fanden, stellen fest, dass 
„the absence of conflict at the end of a process does no necessarily signal that all 
is well. The contentious issue may not have been resolved, but avoided – either 
by not discussing controversial issues or by excluding controversial participants.” 
(Beierle und Cayford 2002, S. 29) Sie beschreiben, dass in einem Drittel der Fälle 
von erfolgreicher Konfliktverminderung Parteien den Prozess verlassen hatten o-
der relevante Interessengruppen nicht vertreten waren. Gerade bei der Verteilung 
von Raum sollte anerkannt werden, dass es meistens nicht die ‚eine gute Lösung 
für alle‘ gibt, sondern sich Interessen zum Teil direkt ausschließen – es gibt also 
bei politischen Entscheidungen immer auch Verlierer. Damit ist gerade die Pos-
tulation von Konfliktlösung oft eine Form der Machtausübung, da die Illusion 
einer ‚guten Lösung für alle‘ aufrechterhalten wird und abweichende Meinungs-
träger auch schnell als ‚Störenfriede‘ dargestellt werden können.  

Somit kann Konfliktlösung zu Policy-Wirkung führen, diese muss aber, je nach-
dem, welche Akteure wie viele Kompromisse machen müssen, unterschiedlich 
bewertet werden.  

4.3.4 Druck 
Der Zivilgesellschaft fehlt aufgrund mangelnder Transparenz oft das Verständnis 
für Planungs- und politische Prozesse, während sie gleichzeitig direkt betroffen 
ist. Eine Auswirkung dieses Ungleichgewichts ist, dass Konflikte zunehmend öf-
fentlich diskutiert werden, was schwerwiegende Auswirkungen auf Prozesse ha-
ben kann, wie z.B. den Abbruch von Prozessen oder sogar einen erzwungenen 
Wechsel der politischen Führung (Schwedes und Rammert 2020, S. 32). Kon-
flikte, also „Akteurskonstellationen, bei denen grundsätzliche Interessen, Ziele 
oder Wertvorstellungen aufeinandertreffen oder miteinander kämpfen“ (Hesse 
und Kühn 2023, S. 432), werden in diesem Mechanismus nicht im Konsens auf-
gelöst.  

Druck ist eine Erscheinungsform von (Herrschafts-)Macht, um eigene Interessen 
durchzusetzen und kann erzeugt werden von solchen Gruppen oder Personen, die 
einen Platz im politischen System haben, bzw. die sich innerhalb der bestehenden 
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politischen Prozesse äußern und positionieren können (Scott 2014, S. 51). Dabei 
kann es auch vorkommen, dass Gruppen bewusst nicht in bestehende Beteili-
gungsformate eingebunden werden möchten aufgrund der Problematiken, die in 
den vorhergehenden Mechanismen deutlich wurden (also ‚nur‘ Entwicklung von 
Ideen innerhalb eng gesteckter Grenzen oder Vormachtstellung von Expert:in-
nenwissen und Gefahr eines kleinsten gemeinsamen Nenners) (Alcántara et 
al. 2016, S. 30). 

Druck kann durch Gruppen mit einer bestimmten Agenda (beispielsweise in einer 
Initiative) oder durch Gruppen von Teilnehmenden erzeugt werden, die mit den 
Planungen nicht zufrieden sind. Auch Einzelpersonen können theoretisch Druck 
aufbauen, sofern sie über angemessene Machtmittel verfügen; grundsätzlich führt 
aber der Zusammenschluss in einer Gruppe zu Ermächtigung. Durch den Druck 
können Entscheidungsträger:innen beeinflusst werden, den Inhalt einer Policy-
Entscheidung zu verändern.  

Das Hauptmittel für Druck ist Überzeugungsarbeit durch Lobbying, Verhandlung 
oder Diskussion und wird gestärkt durch alle „Druckmittel“, die die Gruppe auf-
bringen kann (Scott 2014, S. 51). Die strukturelle Dimension von Macht ist hier 
besonders hervorzuheben, also die Frage, wer sich wo äußern kann und darf, Zu-
gang zu welchen informellen Netzwerken hat und über welche Kontakte verfügt, 
beispielsweise von den Medien gehört und zitiert wird. Diese Strukturen können 
dann durch Machtausübung auf der Handlungsebene genutzt werden. Machtmit-
tel müssen auch glaubhaft dargestellt und kommuniziert werden; dabei reicht es 
oft aus, über diese zu verfügen oder dass diese wahrgenommen werden, sie müs-
sen meist gar nicht eingesetzt werden. Ein Beispiel ist, die Mehrheit der Bevöl-
kerung (also Wähler:innen) hinter sich zu haben oder legale Mittel einsetzen zu 
können. Dabei ist laut radikaler Demokratietheorien der erste Schritt, sich als po-
litisches Subjekt zu konstituieren, also als ernst genommenes Gegenüber darzu-
stellen und wahrgenommen zu werden (Herrmann und Flatscher 2020) – gerade 
für solche Gruppen, die in Konfliktlösungsprozesse zunächst gar nicht einbezo-
gen werden, ist Druck somit relevant.  

Dabei können Medien und ihre Darstellungen der Beteiligungsprozesse oder der 
Interessen bestimmter Initiativen die Wahrnehmung des Prozesses und der ‚öf-
fentlichen Meinung‘ mitbestimmen (Horn 2021, S. 7–8). Fugmann et al. (2018, 
S. 46) stellten fest, dass aus Sicht der öffentlichen Hand lokale Medien oft als 
destruktiv wahrgenommen werden und laut dieser dazu neigen, Konflikte als Mit-
tel zu nutzen, um Aufmerksamkeit zu erlangen und ihre Auflage zu erhöhen. Dies 
sei besonders in kleineren Gemeinden problematisch, in denen es oft nur noch 
eine Zeitung gibt (Fugmann et al. 2018, S. 104). So ist vorstellbar, dass Medien-
berichterstattung dazu beitragen kann, Druck aufzubauen.  
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4.3.5 Argumentation 
Beteiligungsergebnisse können als Argument für Entscheidungen verwendet 
werden und damit kommunikativen Einfluss ausüben, wie bereits im Zusammen-
hang mit dem Mechanismus Legitimität angerissen wurde. Es kann davon ausge-
gangen werden, dass dieser Mechanismus besonders gut funktioniert, wenn die 
Beteiligung und deren Ergebnisse als legitim wahrgenommen werden. 

Die Beteiligung bzw. deren Ergebnisse als Argumentationshilfe zu verwenden – 
und damit andere Akteure zu überzeugen oder zumindest deren Entscheidungen 
zu beeinflussen – ist zwischen verschiedenen Akteursgruppen und in verschiede-
nen Prozessphasen denkbar. Entscheidungen mit dem Beteiligungsprozess zu un-
termauern, kann auch eine Strategie gegenüber den Medien und der Öffentlich-
keit sein und genutzt werden, um Akzeptanz für bestimmte Entscheidungen her-
zustellen. 

Die formale Entscheidungsfindung im Anschluss an einen partizipativen Prozess 
erfordert häufig die Legitimation bestimmter Maßnahmen durch die Verwaltung 
gegenüber der Politik sowie zwischen verschiedenen Abteilungen der Verwal-
tung. Wenn bestimmte Maßnahmen als Ergebnis des Beteiligungsprozesses auf-
genommen oder durch die im Beteiligungsprozess eingebrachten Meinungen ge-
stützt werden, kann dies die Wahrscheinlichkeit erhöhen, dass die Politik einer 
Planung zustimmt, insbesondere wenn der Beteiligungsprozess als legitim wahr-
genommen und/oder öffentlicher Druck erzeugt wird (Hovik und Stigen 2023, 
S. 328–329; Goodin und Dryzek 2006, S. 232).  

Dieser Mechanismus kann in ‚Rosinenpickerei‘ ausarten, dass also die Entschei-
dungsträger:innen Ideen und Beiträge auswählen, die ohnehin ihren Zielen oder 
ihrer Agenda entsprechen, und diese dann als Argument nutzen (Font et al. 2018; 
Emery et al. 2015, S. 436). Auch das wird hier als Policy-Wirkung gewertet, 
wenn dadurch die Ideen in die Policy-Entscheidung einfließen. Es ist wahrschein-
licher, dass dies geschieht, wenn Beteiligungsergebnisse mit den politischen Prä-
ferenzen (der jeweiligen Partei, die das Ergebnis als Rechtfertigung verwendet) 
oder mit bestehenden Plänen in Einklang steht und wenn Beteiligungsergebnisse 
wenig konkret sind, da sie dann leichter in verschiedene Richtungen ausgelegt 
und als Rechtfertigung für ohnehin geplante Maßnahmen herangezogen werden 
können (Neunecker 2016a, S. 90–91).  

Bei diesem Mechanismus spielt die verborgene handlungsbezogene Dimension 
von Macht eine starke Rolle, da bestimmte sprachliche Mittel eingesetzt werden 
können, wie etwa der „Wille der Bevölkerung" (Fugmann et al. 2018, S. 128), 
der grundsätzlich und intuitiv als etwas Positives gesehen wird. Das kann je nach 
inhaltlicher Ausrichtung bestehende Machtverhältnisse stabilisieren, es kann aber 
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auch genutzt werden, um gerade neuen, als unmöglich bezeichneten Ansätzen 
Gehör zu verschaffen und sie mehrheitsfähiger zu machen – damit also Macht-
verhältnisse zugunsten von weniger repräsentierten Gruppen oder Vorschlägen 
zu verändern. 

4.3.6 Nicht-Entscheidung 
Der letzte Mechanismus unterscheidet sich von den vorhergehenden insofern, als 
dass er nicht Policy-Wirkung erzeugt, sondern diese verhindern, einzäunen oder 
in eine bestimmte Richtung lenken kann. Er kann damit anderen Mechanismen 
entgegenwirken oder sie abschwächen sowie die Art und das Ausmaß der Wir-
kung prägen. Er muss also nicht unbedingt unmittelbar mit der Beteiligung zu-
sammenhängen, wirkt sich aber auf diese aus. 

Anknüpfend an das bereits vorgestellte Konzept des Non-Decision Making ist es 
vorstellbar, dass Policy-Wirkung beeinflusst wird, indem Akteure den politischen 
Prozess (und damit auch den Beteiligungsprozess) auf Themen und Interessen 
beschränken, die für sie nicht kontrovers oder problematisch sind. In diesem Zu-
sammenhang kritisieren Alcántara et al. (2016), dass oft gesellschaftliche Grund-
fragen in Beteiligungsprozessen nicht diskutiert werden und sprechen auch die 
„diskursiven Thematisierungsvoraussetzungen“ (S. 30) an, also die Fragen, auf 
welche Weise die Menschen vorgeprägt sind, die sich beteiligen, für welche The-
men Begriffe zur Verfügung stehen und welche Fragen verhandelt werden ‚dür-
fen‘ (Alcántara et al. 2016, 29-21).  

Für den Mechanismus Nicht-Entscheidung können gesellschaftliche Wertvorstel-
lungen (was macht einen legitimen politischen Prozess aus?) und politische In-
stitutionen genutzt werden (Scott 2014, S. 57–59). Auch fachliche Expertise und 
der Umgang mit Informationen kann strategisch verwendet werden, um Struktu-
ren bewusst zu verschleiern oder bestimmte Alternativen nicht zu diskutieren 
(Forester 1982, S. 74–75).  

Wege, Themen in einem Beteiligungsprozess gezielt aus der Diskussion heraus-
zuhalten, sind nach Forester (1982, S. 72) der gezielte Einsatz von (unverständli-
cher) Fachsprache oder ein Übermaß an Informationen, suggestive Formulierung 
von Fragestellungen, die Einbindung charismatischer oder überzeugender Perso-
nen, um so von Inhalten abzulenken, Kosten, Risiken und Alternativen zu ver-
heimlichen, unzureichend oder falsch darzustellen, Informationen erst in strate-
gischen Momenten zur Verfügung zu stellen oder kritische Aspekte einfach nicht 
auf die Tagesordnung zu setzen.  
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Durch die Verwaltung und Darstellung von Informationen kann auch auf Wün-
sche und Bedürfnisse und die Selbstwahrnehmung der Menschen Einfluss ge-
nommen werden (Lukes 2021; Forester 1982, S. 76). 

Expertise bzw. die Berufung auf formalisiertes Wissen kann dazu genutzt werden 
bzw. den Effekt haben, dass bestimmte Themen ausgeschlossen werden und die 
Policy-Wirkung der Öffentlichkeit sehr stark in vorher definierten Bahnen gehal-
ten wird. Dabei wird im Allgemeinen formales Expert:innenwissen höher wert-
geschätzt als andere Formen des Wissens und häufig als neutral dargestellt; somit 
bleibt der Charakter als Machtausübung verborgen (Scott 2014, S. 108). Auf 
diese Weise werden asymmetrische Machtverhältnisse auf der strukturellen 
Ebene und auf der (verborgenen) Handlungsebene gefestigt. Macht wirkt hier 
beispielsweise durch die Anwendung einer bestimmten Fachsprache; aber auch 
schon der institutionalisierte Status als Expert:in, der sich etwa in akademischen 
Titeln zeigt, kann Wirkung erzeugen (Alcántara et al. 2016, S. 29–31; Scott 2014, 
S. 22–23).  

Des Weiteren kann beeinflusst werden, wer an den politischen Abstimmungspro-
zessen beteiligt ist und wer nicht, beispielsweise ob Initiativen eine Möglichkeit 
haben, am institutionalisierten Entscheidungsprozess mitzuwirken oder versucht 
wird, sie aus dem politischen Prozess herauszuhalten, welche Sitzungen öffent-
lich abgehalten werden und ähnliches. Dabei wirken institutionalisierte Entschei-
dungsprozesse immer zum Vorteil einer – eingeschlossenen – Gruppe und zum 
Nachteil derer, die ausgeschlossen sind, und Veränderungen sind schwer zu er-
wirken (Alcántara et al. 2016, S. 121; Scott 2014).  

Auch bei Invited Spaces kann beeinflusst werden, wer sich überhaupt beteiligt 
oder beteiligen kann. Das kann heißen, dass bestimmte Personen oder Gruppen 
nicht angesprochen oder eingeladen werden, sich zu beteiligen, und damit mög-
licherweise deren Themen und Anliegen nicht ausreichend vertreten sind. Das 
könnte auch indirekt geschehen, indem beispielsweise Methoden gewählt wer-
den, mit denen sich bestimmte Gruppen vermutlich nicht angesprochen fühlen. 
Das kann bewusst oder unbewusst geschehen, und bestehende soziale Normen 
können es erleichtern, ‚unliebsame‘ Interessen aus dem Planungsprozess heraus-
zuhalten.  

Die Folge wäre dann, dass die Interessen der Gruppen ggf. nicht in den Prozess 
eingebracht werden können und es einfacher ist, eine Entscheidung zu treffen, die 
deren Interessen nicht entspricht. Nach Clark (2021) beeinflussen die Wertehal-
tungen von Planenden, wen sie als legitimen Teilnehmenden sehen und somit 
auch, wen sie einbinden und wer dann tatsächlich teilnimmt (Clark 2021, S. 212).  
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Nicht-Entscheidung erfordert meistens eine öffentliche Handlung oder ‚Nicht-
Handlung‘ (etwa bei der Gestaltung von Tagesordnungen, aber auch durch Un-
terlassung beispielsweise gezielter Ansprache relevanter Gruppen (Lukes 2021, 
S. 30); die verborgene Dimension von Macht kommt aber häufig zum Einsatz, 
wenn beispielsweise bestimmte gesellschaftliche Werte die Grundlage bilden und 
genutzt werden, um Akteure und Themen auszuschließen. Auch die strukturelle 
Dimension spielt eine Rolle, da eine Person zunächst in einer machtvollen Posi-
tion sein muss, um Entscheidungen treffen zu können, die zu einer Situation der 
Nicht-Entscheidung führt. Auf diese Weise kann die Nicht-Entscheidung zur Re-
produktion von Machtstrukturen führen. Insgesamt wird deutlich, dass Entschei-
dungen über die Gestaltung des Beteiligungsprozesses und die darin diskutierten 
Themen wichtige Stellschrauben sind und eine Form der Macht über essenzielle 
Debatten bedeuten.  
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Abbildung 7 Zusammenfassung der Mechanismen-Skizzen 



5 Bewertungskriterien und Einflussfaktoren 
Nach dem Grundgerüst für die Erforschung der Policy-Wirkung und die Entste-
hungsmechanismen wird in diesem Kapitel das konzeptionelle Gerüst für die 
zweite und dritte Forschungsfrage gelegt. Im ersten Teil des Kapitels werden Be-
wertungskriterien abgeleitet, um den Beitrag der Beteiligung und der Policy-Wir-
kung zur IVP abzuschätzen. Solche Kriterien definieren Erfolg und sorgen für 
eine Nachvollziehbarkeit einer Bewertung. Im zweiten Teil werden ausgewählte 
Einflussfaktoren auf verschiedenen Ebenen skizziert.  

5.1 Bewertungskriterien 
Die Bewertungskriterien beziehen sich auf die beiden Integrationsebenen der 
IVP, die als besonders relevant identifiziert wurden, nämlich die politische In-
tegration – die Prozessebene – und die normative Integration – die Ergebnisebene 
(siehe Kapitel 2.1). Eine zusammenfassende Darstellung der aufgestellten Krite-
rien befindet sich am Ende des Unterkapitels in Tabelle 5.  

Die Kriterien werden hier theoriebasiert hergeleitet, in Abgrenzung zu nutzerba-
sierten Evaluationen, wozu auch Bewertungen nach selbst gesteckten Zielen etwa 
der organisierenden Einheit zählen (Range und Faas 2016, S. 117; Förster 2014; 
Kersting 2008, S. 273; Ableson und Gauvin 2006). Von nutzerbasierten Evalua-
tionen erfolgt an dieser Stelle explizit eine Abgrenzung, da sich Ziele je nach 
Akteuren stark unterscheiden und durch einen solchen Ansatz ggf. Ziele weniger 
ausdrucksstarker Gruppen ausgeblendet werden. Auch stellt sich das Problem, 
wer über die Erfüllung dieser Ziele entscheiden darf. Bei theoriebasierten Evalu-
ationssystemen werden dagegen normative Kriterien abgeleitet, die für verschie-
dene Verfahren angewandt werden können und sich aus theoretischen Überle-
gungen zur Rolle von Partizipation und Planung herleiten. Damit hängen die Kri-
terien stark von der normativen Grundlage ab, die aber in vielen Kriteriensyste-
men nicht explizit gemacht wird (Range und Faas 2016, S. 117; Geißel 2012a, 
S. 209–212).  

Dabei geht es nicht darum, dass ein Verfahren alle Kriterien maximal erfüllen 
muss. Auch wenn das in der Theorie wünschenswert ist, muss klar sein, dass es 
immer Konflikte gibt zwischen verschiedenen Kriterien, vor allem zwischen An-
sprüchen an den Prozess und Ansprüchen an das Ergebnis – deutlich gesagt, es 
kann nicht automatisch davon ausgegangen werden, dass ein demokratischer Pro-
zess auch eine im Sinne der Verkehrswende nachhaltige Entscheidung hervorruft. 
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Genauso kann es auch zwischen den Prozesskriterien Widersprüche geben. In der 
Realität müssen dann je nach Verfahren Prioritäten gesetzt werden. Durch ein 
solches ‚idealisiertes‘ Framework können aber tradeoffs deutlicher werden.  

5.1.1 Prozesskriterien 
Die Prozesskriterien sind signifikante Policy-Wirkung, Inklusivität, Fundierte 
Urteilsbildung und Transparenz. Die Kriterien basieren auf einer partizipations-
emphatischen Demokratietheorie und einem Verständnis der Machtausübung auf 
Ebene von Entscheidungen, Agendasetting und Willensbildung. Wenn man also 
grundsätzlich davon ausgeht, dass durch Beteiligung eine politische Entschei-
dung geändert wird – wie es ja ihr Anspruch ist – und damit im besten Fall Infra-
struktur verändert wird, ist die Frage, wie sich diese Wirkung legitimiert. Kern-
anspruch ist demzufolge aus demokratietheoretischer Sicht eine Policy-Wirkung, 
die gleichberechtigt erzeugt wird, was eine Infragestellung von asymmetrischen 
Machtstrukturen in Planungsprozesses und ein Entgegenwirken gegen diese be-
inhalten muss. Die im letzten Kapitel skizzierten Wirkmechanismen können je-
weils an verschiedenen Stellen dazu beitragen, Machtasymmetrien abzubauen, 
aber sie auch verstärken. 

Die im Folgenden entwickelten und ausgeführten Prozesskriterien orientieren 
sich an bestehenden Kriteriensystemen (Neunecker 2016a; Alcántara et al. 2016; 
Goldschmidt 2014; Netzwerk Bürgerbeteiligung 2013; Geißel 2012b; Kubicek et 
al. 2011; Smith 2009; Pratchett et al. 2009). Dabei wurden meist nur Teile der 
Kriterien übernommen, da es hier um eine Bewertung der Policy-Wirkung geht, 
während die Kriteriensysteme teilweise eine allumfassende Bewertung versuchen 
und/oder sich an den Zielen der Organisator:innen orientieren.  

Als Ausgangspunkt für die Kriterien der politischen Integration dienen die Krite-
rien von Smith (2009). Diese bieten einen sinnvollen Ausgangspunkt eines eige-
nen Frameworks, da sie sich aus einer Kombination demokratieemphatischer 
Theorien ableiten, sich in vielen anderen Frameworks wiederfinden (für einen 
Überblick siehe Geißel 2012a, S. 209–212) und somit auch durch Definitionen 
oder Operationalisierungen aus anderen Frameworks ergänzt werden können. 
Der Ansatz, sich auf verschiedene partizipationsemphatische Demokratietheorien 
zu beziehen, scheint sinnvoll, da die einzelnen Demokratietheorien sich (wie be-
reits in Kapitel 2 beschrieben) jeweils auf einen besonderen Verfahrensschritt o-
der Aspekt konzentrieren und dadurch an anderen Stellen ‚blinde Flecken‘ haben 
(Hesse und Kühn 2023; Smith 2009, S. 198).  
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Signifikante Policy-Wirkung 

„Impact on public policies“ ist eines der gängigsten Bewertungskriterien für de-
mokratische Innovationen (Geißel 2012a, S. 209–212). Aus demokratischer Sicht 
wird hier argumentiert, dass ein bestimmtes Mindestmaß an Policy-Wirkung 
wünschenswert ist, bindende Policy-Wirkung (also eine unbedingte, komplette 
Übernahme aller Beteiligungsergebnisse oder auch eine bindende Übertragung 
von Entscheidungsbefugnissen an die Öffentlichkeit) dafür aber nicht. Der Argu-
mentation von Neunecker (2016a) zufolge sollte Öffentlichkeitsbeteiligung im 
Sinne eines Nebeneinanders repräsentativer und partizipativer Elemente eine 
Wirkung haben, die über ‚Rosinenpickerei‘ hinausgeht, aber auch eine zwin-
gende, 100%ige Übernahme der Beiträge ist nicht wünschenswert, da die Auf-
gabe zu entscheiden, welche Beiträge auf welche Weise einfließen, von den ge-
wählten Repräsentant:innen erledigt werden sollte (ähnlich: Mansbridge et 
al. 2012).  

So gesehen ist signifikante Policy-Wirkung wünschenswert, was bedeutet, dass 
die Beteiligung einen messbaren Einfluss auf die Entscheidung haben sollte, aber 
nicht zwingend alles übernommen werden muss (zur genaueren Definition siehe 
Kapitel 4). Auch die komplette Übernahme der Beteiligungsergebnisse kann un-
ter diese Definition von signifikanter Policy-Wirkung fallen.  

Als Unterkriterium wird außerdem der mögliche Einflussrahmen verwendet. 
Smith (2009, S. 23–24) argumentiert, dass eine Bewertung der Policy-Wirkung 
auch darin bestehen müsse, welche Fragen überhaupt in einer Beteiligung ver-
handelt und welche nicht verhandelt werden, ob also Stellschrauben mit beein-
flusst werden können oder vielleicht nur irrelevante Details verhandelt werden, 
die sich in eng definierten Möglichkeiten bewegen (Smith 2009, S. 23–24). Er 
merkt an, dass Beteiligung oft begrenzt ist auf unverfängliche Fragen oder irrele-
vante Details, während die Problemdefinition oder relevante Stellschrauben dem 
Prozess oft vorgelagert oder auf übergeordnete Machtebenen geschoben werden 
(Smith 2009, S. 23–24). 

Grundsätzlich sollte eine Mitwirkungsmöglichkeit in allen Phasen des Politik-
kreislaufs möglich sein, also die Problemdefinition zumindest auch Gegenstand 
einer öffentlichen Debatte sein. Die Beteiligung sollte sich nicht nur auf Details 
beschränken. Die Aspekte, die nicht Teil der öffentlichen Debatte sind, sollten 
gut begründet und argumentiert und transparent als vorgelagerte Entscheidung 
dargestellt werden (siehe Transparenz). Weiterhin ist es wünschenswert, dass 
auch der Beteiligungsprozess selbst mit beeinflusst werden kann, einhergehend 
mit einer Konfrontation verschiedener Werteorientierungen (Clark 2021, S. 3). 
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Inklusivität 

Inklusivität ist notwendig, damit nicht durch Beteiligung ungleiche Einflussmög-
lichkeiten konsolidiert und verstärkt werden. Politisch aktive bzw. ressourcen-
starke Segmente nehmen tendenziell eher an den Prozessen teil, dabei besteht die 
Gefahr einer „pseudo-demokratischen Eliteherrschaft“ (Geißel 2008, p. 31). Die 
normative Bewertung der Policy-Wirkung hängt somit von der Inklusivität ab. 

Smith (2009, S. 21–22) formuliert Inklusivität als den Anspruch, Unterschiede, 
die traditionell bei der Mitwirkung verschiedener Bevölkerungsgruppen entste-
hen, zu verringern oder sogar zu neutralisieren. Dem folgend wird Inklusivität 
hier verstanden als eine Repräsentation aller relevanten Interessen, allerdings mit 
besonderem Fokus auf unterrepräsentierte Gruppen. Da ohnehin das Wissen be-
stimmter Bevölkerungsgruppen in politischen Prozessen bereits stärker repräsen-
tiert wird, bedeutet Inklusivität hier nicht unbedingt Repräsentativität, sondern 
das Ziel sollte eine Stärkung der Interessen bestimmter, bis dahin ausgeschlosse-
ner Gruppen sein (Alcántara et al. 2016, S. 126). Wichtig sind also Arrange-
ments, die in der Praxis die Mitwirkung verschiedener sozialer Gruppen ermutigt 
bzw. sie empowert (Alcántara et al. 2016, S. 126; Smith 2009).  

Gängige Kategorien aus der sozialwissenschaftlichen Forschung sind dabei so-
zio-demographische Faktoren wie Alter, formale Bildung, Einkommen, Ge-
schlecht und Migrationsgeschichte. Soziodemographische Daten ergeben auch in 
Bezug zu Mobilität Sinn, da sich Mobilitätsbedürfnisse und -möglichkeiten nach 
all diesen Faktoren unterscheiden (Kaufmann et al. 2004). Für Beteiligung an 
Verkehrsplanung könnten hier noch weitere Diversitätsfaktoren sinnvoll sein, die 
generell nicht in der Partizipationsliteratur besprochen werden. Das sind bei-
spielsweise körperliche Einschränkungen und bevorzugte Verkehrsmittelnut-
zung. Zudem ist auch die Rolle innerhalb der Familie relevant, also vor allem, ob 
die Person hauptsächlich die Betreuung eines abhängigen Familienmitglieds 
übernimmt, da dies sowohl die üblicherweise zurückgelegten Wegebeziehungen 
als auch die Anforderungen an Verkehrsmittel maßgeblich prägt (Borgato et 
al. 2021b). Zudem könnte auch eine Diversität der Wohnorte anzustreben sein, je 
nach dem, um welchen Bezugsraum es sich handelt.  

Inklusivität bedeutet auch, dass nicht nur ein eng eingegrenzter Kreis von Be-
troffenen angehört werden sollte. Entgegen der neoliberalen Konzeption, die die 
Vorstellung der Betroffenen sehr eng fasst, sollte dabei davon ausgegangen wer-
den, dass „bei sehr vielen Fragen der Kreis der Betroffenen auch sehr weit gefasst 
werden kann, wenn man Langzeitfolgen, unintendierte und Spill-Over-Effekte 
miteinbezieht“ (Alcántara et al. 2016, S. 125). Gemeint sind beispielsweise auch 
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zukünftige Betroffene, die meist in Beteiligungsverfahren nicht ausreichend er-
reicht werden oder sich (noch) nicht äußern können. 

Hier wird argumentiert, dass alle drei der in Kapitel 2.4 eingeführten Dimensio-
nen relevant sind für Inklusivität, also sowohl die Zusammensetzung der Teilneh-
menden als auch der weitere Prozess (Interaktionsmöglichkeiten und die weitere 
Nutzung der Beteiligungsergebnisse). 

Wer kann teilnehmen, bzw. hier: Wer nimmt tatsächlich teil? Die häufig vorkom-
menden Verzerrungen bezüglich der Teilnehmendenstruktur wurden bereits aus-
führlich dargestellt. Das wird hier als Problem für die Inklusivität gesehen, da 
davon ausgegangen wird, dass Personen selbst ihre Interessen am besten vertreten 
und somit die Repräsentation verschiedener Gruppen sehr wichtig ist. Bedürf-
nisse unterscheiden sich strukturell, bei heterogener Zusammensetzung kann 
auch eine Vielzahl möglicher Sichtweisen einbezogen werden (Alcántara et 
al. 2016, S. 7).  

Wie kann interagiert werden bzw. wessen Ideen und Interessen werden im Betei-
ligungsprozess eingebracht? Wichtig ist ein Prozess, der die gleichberechtigte 
Einbringung von Ideen und Bedürfnissen ermöglicht (Deligiaouri und Sui-
ter 2021, S. 7). Gleichzeitig sind aber, wie erwähnt, Ressourcen und Ausdrucks-
möglichkeiten ungleich verteilt. Es reicht also nicht aus, dass benachteiligte 
Gruppen teilnehmen und theoretisch die gleichen Rechte bestehen zur Äußerung, 
sondern die Frage ist, ob gleichberechtigter Ausdruck auch gefördert wird, indem 
bewusst Ressourcen geschaffen werden bzw. für Unterstützung gesorgt wird für 
diejenigen, die benachteiligt sind (Smith 2009). Da sich aus der deliberativen De-
mokratietheorie ableitet, dass gut argumentierte Argumente auch gleiche Wich-
tigkeit haben sollten, geht „ohne Empowerment Benachteiligter keine legitime 
Normsetzung durch Deliberation“ (Alcántara et al. 2016, S. 127). Das bedeutet 
konkret, dass im Prozess möglicherweise sprachliche und/oder kulturelle Über-
setzungsleistungen notwendig sind, da „Verständigungsschwierigkeiten auch in 
habituellen herkunfts- oder milieubezogenen Ungleichheiten verborgen sein kön-
nen“ (Alcántara et al. 2016, S. 128–129). Des Weiteren kann diskursive Inklusi-
vität auch bedeuten, dass im Beteiligungsprozess eine Bandbreite relevanter The-
men diskutiert wird; dies kann sogar Verzerrungen bei der Teilnehmendenstruk-
tur zum Teil ausgleichen (Aitamurto und Landemore 2016, S. 191). 

Wessen Interessen haben welchen Einfluss auf das Ergebnis? Im Gegensatz zu 
vielen anderen Definitionen erwähnt Smith (2009, S. 22) noch die Inklusivität in 
der Erzeugung von Ergebnissen, indem er fragt: „How inclusive are the rules and 
procedures governing the output?“ Haben also Beteiligte gleiche Möglichkeiten, 
die Beteiligungsergebnisse und die politische Entscheidung zu beeinflussen? 
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Wessen Beiträge werden aufgegriffen, wessen eventuell seltener (Chen und 
Aitamurto 2019, S. 119)? Es lässt sich oft beobachten, dass gut organisierte und 
ausdrucksstarke Personen es besser schaffen, Wirkung zu erzeugen (bspw. 
Coelho et al. 2022 in ihrer Studie zu Mobilitätsplanung in Brasilien). Inklusivität 
der Interessen, die in die Entscheidung einfließen, bedeutet dann nicht unbedingt, 
dass alle Beteiligungsbeiträge gleichrangig einfließen, sondern kann auch bedeu-
ten, dass abgewogen wird, welche Interessen oder Positionen ggf. zu wenig re-
präsentiert sind und diese stärker gewichtet werden als andere. In diesem Schritt 
können – und sollten – also ggf. noch mangelnde Inklusivität auf Ebene der Teil-
nehmenden und der Diskussion ausgeglichen werden (Aitamurto und Lande-
more 2016, S. 191; Young 2010).  

Fundierte Urteilsbildung 

Als weiteres Bewertungskriterium wird fundierte Urteilsbildung eingeführt (nach 
Smith: „considered judgement“), die Kapazität der Beteiligten, durchdachte und 
reflektive Urteile zu bilden. Smith (2009, S. 24–25) argumentiert, dass die Bei-
träge nicht nur auf Vorlieben und Interessen beruhen sollten, sondern eine infor-
mierte und reflektierende Einschätzung notwendig ist. Das ist wichtig, da gezeigt 
wurde, dass die meisten Menschen wenig an Politik interessiert sind bzw. wenig 
Zeit aufwenden, um sich zu informieren. Konsultationsprozesse sind oft thema-
tisch komplex und es ist schwer, mit begrenzter Zeit und begrenztem Zugang zu 
Informationen und in Isolation eine reflektierte Meinung zu bilden. Dadurch be-
steht zum einen die Gefahr, dass oberflächliche und wenig fundierte Meinungen 
eingebracht werden, und zum anderen, dass die Meinungen beeinflusst werden 
durch diejenigen, die besser organisiert sind oder sich besser ausdrücken können, 
was tendenziell wieder den ohnehin privilegierten Gruppen in der Gesellschaft 
zugutekommt (Smith 2009, S. 16-17). Fundierte Urteilsbildung im Beteiligungs-
prozess verbessert also die demokratische Qualität einer möglichen inhaltlichen 
Wirkung.  

Durch eine bestimmte Organisation von (Diskussions-)Prozessen kann dafür ge-
sorgt werden, dass fundierte Meinungen gebildet werden und voneinander gelernt 
wird (Turnhout et al. 2010). Dies passt zur grundlegenden Annahme der Demo-
kratietheorien mit Partizipationsemphase, dass sich Präferenzen (auch) im politi-
schen Raum durch Kommunikation noch bilden und bilden sollten (Friess und 
Eilders 2015, S. 320–322). Fundierte Urteilsbildung kann durch Pluralität des 
einbezogenen Wissens und der Kompetenzen, durch Prozesse mit Reflexions-
möglichkeiten (Goldschmidt 2014, S. 332) und durch Empowerment bestimmter 
Gruppen begünstigt werden (Alcántara et al. 2016, S. 129). Zudem ist die Orga-
nisation und Struktur des Diskussionsprozesses an sich wichtig, die – laut der 
deliberativen Demokratietheorie – bestimmte Kriterien erfüllen sollte, um zu 
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fundierten Urteilen führen zu können. Neben der Diversität der Teilnehmenden 
(Schaal und Ritzi 2009, S. 13) mit den Möglichkeiten und dem Empowerment, 
sich auch zu äußern, muss eine Bedingung für deliberatives Potential sein, dass 
die Prozesse so gestaltet sind, dass Themen und Positionen auch gleichberechtigt 
eingebracht werden können. Deliberationskriterien sind Offenheit, Rationalität, 
Inklusivität und Zivilität. Dafür müssen bestimmte Diskursregeln eingehalten 
und durchgesetzt werden; bestimmte Faktoren im Design des Prozesses tragen 
dazu bei (Friess und Eilders 2015, S. 325–328).  

Als Unterkriterien von fundierter Urteilsbildung werden hier aufbauend auf den 
dargestellten Überlegungen Kompetenzentwicklung und deliberative Qualität des 
Prozesses definiert. 

Transparenz 

Transparenz trägt zu anderen Zielen im Beteiligungsprozess bei. So zeigen em-
pirische Studien beispielsweise, dass ein Mangel an Transparenz eine sehr wich-
tige Rolle für Bürger:innen spielt, sich nicht mehr zu beteiligen (zusammenge-
fasst von Schwanholz et al. 2021, S. 47). Transparenz könnte also beispielsweise 
ein Faktor sein, der die Teilnehmendenzahl beeinflusst. Transparenz über den 
Beteiligungsprozess hinaus kann laut Smith auch eine Motivation für die Teil-
nehmenden sein, fundiertere und weniger egoistische Urteile zu fällen oder Kom-
mentare abzugeben (Alcántara et al. 2016, S. 8–9; Smith 2009, S. 25–26).  

Transparenz ist zudem wichtig für die individuelle Willensbildung und die Ver-
hinderung von Machtmissbrauch durch Zugang zu Informationen und dient somit 
dazu, die demokratische Kontrolle von Macht aufrechtzuerhalten. "The ability of 
citizens to scrutinize the activities of institutions is crucial to any democratic sys-
tem and is fundamental to building trust and confidence in the political process” 
(Smith 2009, S. 25–26). 

Relevant sind dabei sowohl interne als auch externe Transparenz (Alcántara et 
al. 2016, S. 8–9; Smith 2009, S. 25–26). Interne Transparenz meint, dass Teil-
nehmende ein Verständnis der Beteiligungsbedingungen haben müssen, wie etwa 
Fragestellung und Problemdefinition zustande gekommen sind, wie mit den Er-
gebnissen weitergearbeitet wird und wie eine letztendliche politische Entschei-
dung zustande kommt. Die externe Transparenz für die breite Öffentlichkeit ist 
wichtig, weil – optimalerweise – durch Beteiligung Policy beeinflusst wird, die 
dann alle betrifft; diese Entscheidungsprozesse müssen aus demokratischer Per-
spektive nachvollziehbar sein. 
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Transparenz kann auch Machtungleichgewichten entgegenwirken, denn wenn 
Planungsprozesse besser nachvollziehbar und dokumentiert werden, wird auch 
Non-Decision Making sowie ausgeübter Druck ggf. besser sichtbar. Allerdings 
ist Transparenz weder ‚Allheilmittel‘ noch grenzenlos: Neben rechtlichen und 
vertraglichen Grenzen kann es auch für den Prozess sinnvoll sein, geschützte 
Räume zu schaffen, sodass Akteure freier sprechen können; dies könnte zu einer 
Versachlichung der Diskussion beitragen (Alcántara et al. 2016, S. 9). Dabei ist 
allerdings wichtig, dass zumindest klar benannt wird, weshalb bestimmte Infor-
mationen nicht zugänglich sind und ob und wann sie zugänglich gemacht werden 
können (Netzwerk Bürgerbeteiligung 2013, S. 6). 

5.1.2 Ergebniskriterien 
Der Beitrag zur normativen Integration wird daran gemessen, inwiefern die Be-
teiligung eher zu einer Policy-Entscheidung mit Maßnahmen führt, die zur Ver-
kehrswende beitragen. Die Bewertungskriterien orientieren sich dementspre-
chend an aktueller verkehrsplanerischer Forschung zu sinnvollen Maßnahmen 
und Maßnahmenkategorien für die Verkehrswende (siehe auch Kapitel 2.1). Be-
trachtet wird das Verhältnis der Maßnahmenkategorien (Vermeiden, Verlagern, 
Verträglicher abwickeln) untereinander, das Verhältnis von Push- und Pull-Ele-
menten und das Verhältnis von Maßnahmenfeldern.  

Diese Herangehensweise wurde gewählt, weil damit erstens der Beitrag zur Ver-
kehrswende in mehreren Dimensionen abgebildet wird, im Gegensatz zur Be-
trachtung nur einer Zielgröße wie etwa ökologischer Qualität (wie es viele Ar-
beiten aus den Umweltwissenschaften tun, siehe Kapitel 3). Zweitens wird eine 
umfassende Bewertung der (substanziellen) Nachhaltigkeit anhand bestehender 
Kriteriensysteme (bspw. Riedel et al. 2016) mit verschiedenen Nachhaltigkeits-
dimensionen als unnötig komplex erachtet für den hier verfolgten Zweck. Um-
fassend die Nachhaltigkeit von Detailentscheidungen zu vergleichen, stellt sich 
in vielen Fällen als sehr kompliziert heraus, da beispielsweise zwischen verschie-
denen Verkehrsmitteln des Umweltverbundes oder zwischen ökologischen As-
pekten und sozialen Aspekten abgewogen werden müsste. Die Wirkungen auf die 
einzelnen kleinteiligen Indikatoren hätte zudem zum Teil nicht sinnvoll abge-
schätzt werden können. Da es hier ja nicht um eine Einschätzung der Nachhaltig-
keit des Planungsergebnisses insgesamt geht, sondern um eine Bewertung der 
Veränderung der Nachhaltigkeit durch Beteiligung, hätte sich vermutlich bei den 
meisten Indikatoren ohnehin nichts verändert. Der Mehrwert einer sehr detaillier-
ten Bewertung verschiedener Nachhaltigkeitsdimensionen wird hier somit nicht 
gesehen.  

 



Bewertungskriterien und Einflussfaktoren | 117 
 

 

Maßnahmenkategorien Vermeiden – Verlagern – Verträglicher Abwickeln 

Für eine Verkehrswende sind vor allem Maßnahmen wichtig, die zu Vermeidung 
von Verkehr oder zur Verlagerung von Wegen vom MIV auf andere Verkehrs-
mittel führen (Hochfeld et al. 2017; Banister 2008). Unter dem Stichwort Ver-
meiden werden Maßnahmen gefasst, die zu weniger Personen- und Tonnenkilo-
metern führen sollen, ohne aber die Mobilität einzuschränken. Eine Priorisierung 
des Vermeidungsansatzes bedeutet eine Abkehr der traditionellen Angebotsper-
spektive und folgt Kutter (2016) in seinem Appell, den Verkehr dort zu betrach-
ten, wo er entsteht. Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung benötigen deshalb oft 
auch einen ganzheitlichen Ansatz und setzen beispielsweise bei der Siedlungs-
entwicklung oder der Arbeitsorganisation an. Bei Maßnahmen der Verkehrsver-
lagerung geht es darum, dass Wege zunehmend mit dem Umweltverbund statt 
dem MIV zurückgelegt werden, also beispielsweise eine Verlagerung von Wegen 
auf das Fahrrad. Hier spielen vor allem Infrastruktur, aber auch Mobilitätsma-
nagement eine große Rolle. Erst als dritte Priorität sollten Maßnahmen erfolgen, 
die zur verträglicheren Abwicklung des Verkehrs beitragen, beispielsweise alter-
native Antriebe. Diese sind eher als ergänzender Baustein zu sehen für die Wege, 
die nicht vermieden oder verlagert werden können, dominieren allerdings den öf-
fentlichen Diskurs. Sie sind oft politisch angesehener, da sie keine Verhaltensän-
derung und wenig strukturelle Änderung voraussetzen. Es ist allerdings in der 
Forschung unumstritten, dass eine Antriebswende nicht ausreicht um beispiels-
weise die Sektorziele aus dem Klimaschutzgesetz zu erreichen; andere negative 
Effekte des MIV werden dadurch nicht abgeschwächt (FGSV 2022).  

Öffentlichkeitsbeteiligung kann das Verhältnis der Maßnahmenkategorien in ei-
ner Policy verändern. Es gilt, dass eine Verlagerung des Maßnahmenschwer-
punkts Richtung Verkehrsvermeidung und/oder Verkehrsverlagerung als Schritt 
in Richtung einer normativen Integration gewertet wird, während eine Verlage-
rung Richtung einer verträglicheren Abwicklung eher als Rückschritt zu sehen 
ist. 

Verhältnis zwischen Push- und Pull-Maßnahmen 

Des Weiteren ist die Kombination von Maßnahmen mit verschiedenen Wirkungs-
weisen ein wichtiger Baustein für die Verkehrswende. Hier wird üblicherweise 
zwischen restriktiven (Push-) und erweiternden (Pull-)Maßnahmen in Bezug auf 
eine gewünschte Veränderung (hier: Verkehrswende) unterschieden. Erstere 
bauen Vorteile für bestimmte – unerwünschte – Handlungsweisen ab, zweitere 
schaffen Vorteile für bestimmte – erwünschte – Handlungsweisen (Holz-
Rau 2018, S. 128). Dabei beinhalten Maßnahmen zur Verlagerung und zur Ver-
meidung von Verkehr meist Push-Maßnahmen. In der deutschen Verkehrspolitik 
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sind weiterhin Pull-Maßnahmen sehr viel beliebter und finden häufiger Anwen-
dung, während aus wissenschaftlicher Sicht unumstritten ist, dass sowohl Pull- 
als auch Push-Maßnahmen notwendig sind, um das Verkehrssystem effektiv zu 
beeinflussen (Schwedes und Rammert 2020, S. 41; Banister 2008).  

Sinnvolle Push-Maßnahmen auf räumlich-kommunaler Ebene sind beispiels-
weise Parkraumbewirtschaftung bzw. Wegfall von öffentlichem Parkraum, Re-
duktion der Kfz-Fahrstreifen oder Reduktion der Höchstgeschwindigkeit. Pull-
Maßnahmen sind etwa zusätzliche Angebote zum sicheren Fahrradparken, die 
Anlage von Radwegen, E-Ladesäulen oder die Förderung eines Fahrradleihsys-
tems. Sehr viele Maßnahmen haben gleichzeitig Push- und Pull-Effekte, bei-
spielsweise die Umwandlung eines Kfz-Fahrstreifens in einen Fahrradweg, der 
zugleich den Radverkehr attraktiver macht und den Kfz-Verkehr unattraktiver 
(Holz-Rau 2018, S. 129). Pull-Maßnahmen entfalten dabei ihre Wirkung teil-
weise erst mittel- oder längerfristig, während Push-Maßnahmen auch kurzfristig 
wirken können (FGSV 2022). 

Öffentlichkeitsbeteiligung kann das Verhältnis zwischen Push- und Pull-Maß-
nahmen in der Policy-Entscheidung verändern. Eine Stärkung von Push-Maßnah-
men wird als Beitrag zur normativen Integration gewertet, da diese weniger 
beliebt sind und die Hürden für solche Maßnahmen höher liegen, sie gleichzeitig 
aber essenziell sind.  

Zusammensetzung der Maßnahmenfelder 

Weiterhin ist für eine Umsetzung der Verkehrswende wichtig, dass Maßnahmen 
aus verschiedenen Maßnahmenfeldern integriert werden, wobei nicht nur Maß-
nahmen der traditionellen Felder des Infrastruktur- und Verkehrsmanagements, 
sondern auch des Mobilitätsmanagements eingeschlossen werden sollten, dessen 
Maßnahmen primär auf den individuellen Möglichkeitsraum der Ortsverände-
rung abzielen, also eher die Nachfrageseite und die Entstehung von Verkehr in 
den Blick nehmen (Schwedes und Rammert 2020, S. 35; Schwedes et al. 2018, 
S. 205).  

Auch dies kann durch Öffentlichkeitsbeteiligung beeinflusst werden. Dabei wird 
hier ein Beitrag zur Berücksichtigung der verschiedenen Maßnahmenfelder als 
positiv bewertet, v.a. eine Stärkung des traditionell unterrepräsentierten, nachfra-
georientierten Maßnahmenfelds des Mobilitätsmanagements. 
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Tabelle 5 Zusammenfassung der Bewertungskriterien 

Bewertungskriterien Unterkriterien 

Signifikante Policy-Wirkung 
Möglicher Einflussrahmen 

Tatsächliche Policy-Wirkung 

Inklusivität 
Inklusive Teilnehmendenstruktur 

Inklusiver Prozess 

Fundierte Urteilsbildung 
Kompetenzentwicklung 

Deliberative Qualität der Diskussion 

Transparenz 
Interne Transparenz 

Externe Transparenz 

Beitrag zur Verkehrswende 

Verhältnis von Maßnahmenarten  

Verhältnis Push-/Pull-Elemente  

Verhältnis der Maßnahmenfelder 

5.2 Einflussfaktoren  
Um das Planungsgeschehen im Einzelfall zu verstehen, müssen nach Schönwandt 
(2002, S. 49) nicht nur die konkreten Planungsschritte betrachtet werden, sondern 
auch die „in der Planungswelt verwendeten ‚Ansätze‘ einschließlich der organi-
satorischen Rahmenbedingungen sowie darüber hinaus die Agenda und Arena 
der Alltagswelt, die ihrerseits den Rahmen beziehungsweise Hintergrund abge-
ben für das Geschehen in der Planungswelt“ (Schönwandt 2002, S. 49). Die zu-
grundeliegende Annahme ist, dass ein Beteiligungsprozess und die Mechanis-
men, die die Policy-Wirkung hervorbringen, durch eine Vielzahl von Faktoren 
geprägt sind. Sie beeinflussen diese Mechanismen und können zu einem ‚besse-
ren‘ oder ‚schlechteren‘ Prozess und Ergebnis führen. Ihr Verständnis ist also 
wichtig, um Erkenntnisse zu Policy-Wirkung sinnvoll interpretieren zu können. 
Zudem helfen Faktoren und deren Ausprägungen, die Fallstudien und damit die 
Ergebnisse in einen weiteren Kontext einordnen zu können und Aussagen zur 
Übertragbarkeit abzuleiten.  
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5.2.1 Was sind Einflussfaktoren? 
Es ist nicht möglich, alle Einflussfaktoren zu betrachten oder überhaupt aufzulis-
ten – wie schon Rittel (1972) im Kontext der Wicked Problems beschreibt, wirken 
auf Planungsprozesse unbegrenzt viele Faktoren. Dennoch kann sich den Ver-
schiedenheiten über die gezielte Betrachtung und Variation bestimmter Einfluss-
faktoren systematisch genähert werden. Es wird explizit davon ausgegangen, dass 
in den Fallstudien weitere relevante Faktoren identifiziert werden; die Methodik 
ist darauf ausgerichtet (siehe Kapitel 6).  

Mit der Betrachtung der Faktoren sollen die Bedingungen verstanden werden, 
unter denen Beteiligung (über die skizzierten Mechanismen) Policy-Wirkung be-
wirken kann. Der Übergang zwischen Mechanismen und Faktoren ist an manchen 
Stellen fließend und die Unterscheidung ist als konzeptionelle zu sehen. Während 
die Faktoren auf Kontext-Ebene eher den Rahmen bilden für die Mechanismen, 
konkretisieren Faktoren auf Ebene des Beteiligungsprozesses möglicherweise die 
Ursache für einen ablaufenden Mechanismus. In anderen Worten: Wenn sich 
eine bestimmte Methode als relevant herausstellt für einen bestimmten Mecha-
nismus, muss der Einsatz dieser bestimmten Methode möglicherweise als konsti-
tuierendes Element des entsprechenden Mechanismus gesehen werden.  

Ausgewählt wurden hier auf Basis theoretischer und empirischer Literatur 17 
Faktoren (siehe Tabelle 6 auf S. 123), die für relevant gehalten werden und sich 
innerhalb des definierten Untersuchungsgegenstands bewegen. So sind manche 
anderen Faktoren zwar potentiell relevant, deren Rolle kann aber durch den ein-
gegrenzten Untersuchungsgegenstand nicht untersucht werden. Auf Kontext-
ebene sind dies etwa das politisch-administrative System (hier: Deutschland), auf 
Ebene des Planungsprozesses das Politikfeld (Verkehr). Auch Faktoren auf 
Ebene des Beteiligungsprozesses sind ein Stück weit beschränkt, da es hier ex-
plizit um konsultative, diskursive Invited Spaces geht – wobei sich später zeigen 
wird, dass ein Vergleich mit anderen Elementen innerhalb des gleichen Verfah-
rens durchaus Aussagen über die Rolle dieser Faktoren zulässt. Solche Faktoren 
werden hier also nicht in den Fokus genommen. 

Einflussfaktoren werden üblicherweise unterschieden in Kontextfaktoren und 
Prozess-Design-Faktoren (Nabatchi und Amsler 2014). Letztere werden hier 
konzeptionell weiter aufgeteilt in Faktoren des Planungsprozesses und Faktoren 
des Beteiligungsprozesses. Zusätzlich wird eine Kategorie aufgemacht für Fakto-
ren, die die Einbettung des Beteiligungsprozesses in den Planungsprozess be-
schreiben (Schematische Darstellung siehe Abbildung 8 auf der folgenden Seite).  
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Es sei vorweggenommen, dass sich viele Faktoren gegenseitig beeinflussen, vor 
allem die der ‚oberen‘ Ebenen nach ‚unten‘, allerdings können auch „eingesetzte 
Methoden zur Veränderung des Handlungskontextes führen“ (Förster 2014, 
S. 329). 

 

Abbildung 8 Schematische Darstellung der Faktoren auf verschiedenen Ebenen 

Kontextfaktoren werden hier als Faktoren der Alltagswelt verstanden – relevant 
könnten hier beispielsweise finanzielle Ressourcen oder die Größe einer Kom-
mune sein. Gemeint sind Faktoren, die unabhängig vom spezifisch untersuchten 
Planungsprozess vorliegen.  

Faktoren des Planungsprozesses meinen Eigenschaften eines spezifischen Pla-
nungsverfahrens, wie der räumliche Maßstab des Prozesses oder das genaue 
Thema (Schwanholz et al. 2021). Diese Faktoren sind zunächst unabhängig vom 
Beteiligungsverfahren.  

Eingebettet in diesen Planungsprozess wird der Beteiligungsprozess verstanden. 
Relevante Faktoren der Einbettung sind beispielsweise der Umfang der vorgese-
henen Einflussnahme durch die Beteiligung auf die Planung. Faktoren des Betei-
ligungsprozesses selbst sind vor allem in dessen Gestaltung zu finden.  
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Grob kann dabei unterschieden werden zwischen Kräften und Stellgrößen – wäh-
rend die ersten gegeben und nicht unmittelbar veränderbar sind, können zweitere 
von den Planungsbeteiligten beeinflusst werden (Förster 2014, S. 75–76). Ver-
einfacht lässt sich sagen, dass eine Veränderung von Kontextfaktoren relativ 
schwierig ist bzw. lange dauert und diese somit als Kräfte verstanden werden. 
Auch Faktoren auf Ebene des Planungsprozesses sind in Teilen schwer veränder-
bar, teilweise können sie aber leichter angepasst werden. Faktoren auf Ebene des 
Beteiligungsprozesses werden als Stellgrößen verstanden, da sie bevorzugt An-
satzpunkte bieten, um innerhalb eines bestimmten Kontextes und Planungspro-
jektes Anpassungen vorzunehmen, die sich auf Policy-Wirkung und politische 
und normative Integration auswirken. Somit sind Kräfte wichtig, um zu verste-
hen, für welche Arten von Prozessen bestimmte Aussagen gelten, während Stell-
größen konkrete Ansatzpunkte für Veränderung bieten. Kräfte und Stellgrößen 
sind nicht immer klar voneinander zu unterscheiden, die Unterscheidung ist aber 
wichtig, weil die beiden Kategorien von Faktoren bei der Fallauswahl unter-
schiedliche Rollen spielen.  

In den folgenden Unterkapiteln werden die ausgewählten Faktoren und deren Re-
levanz kurz erläutert. Diese wurden ausgewählt auf Basis einer Sammlung aus 
der Literatur (siehe Anhang A.1, Tabelle 127), die dann Schritt für Schritt weiter 
reduziert wurde auf Faktoren von besonderer Relevanz oder Interesse, für die 
aufgrund des hier gewählten Kontexts und Untersuchungsgegenstandes Aussa-
gen möglich schienen. Manche sind dabei gängigerweise in Untersuchungen ent-
halten, zu anderen gibt es wenig Evidenz. Auf der nächsten Seite folgt die tabel-
larische Übersicht. 

  

                                                      
27 Der Anhang, auf den wiederholt im Text verwiesen wird, kann online heruntergeladen 
werden. Der Link findet sich am Ende des Buches.  
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Tabelle 6 Überblick der gewählten Einflussfaktoren 

Ebenen Ausgewählte Faktoren 

Kontextfaktoren 
Mobilitätskontext 
Stadtgröße 
Beteiligungserfahrung und -affinität 

Faktoren des 
Planungsprozesses 

Konkretheit  
Räumlicher Maßstab 
Vorgeschichte 
Verständnis von Straßenraum 

Einbettung des  
Beteiligungsprozesses in den  
Planungsprozess 

Umfang der vorgesehenen Einflussnahme 
Gestaltung des Beteiligungsprozesses 
Grad der Kopplung 

Faktoren des  
Beteiligungsprozesses  

Rekrutierung der Teilnehmenden 
Anzahl und Reihenfolge der Veranstaltungen 
Veranstaltungsformat(e) 
Moderation 
Fachleute 
Formulierung der Fragestellung  
Form der Beteiligungsbeiträge 

 

5.2.2 Kontextfaktoren 
Es kommt immer wieder der Hinweis, dass Kontextfaktoren sehr wichtig sind 
und stärker erforscht werden sollten (siehe auch Kapitel 3) (Holtkamp et al. 2006, 
S. 199; Irvin und Stansbury 2004). Der genaue Einfluss von Rahmenbedingun-
gen und von außen einwirkenden Faktoren wurde wiederholt als Forschungslücke 
hervorgehoben (Selle 2013, S. 10; Ableson und Gauvin 2006, S. 7; Rowe und 
Frewer 2004). Betrachtet werden hier der Mobilitätskontext, die Größe, sowie die 
Beteiligungserfahrung und -affinität der Kommune.  

Der Mobilitätskontext umfasst die aktuelle und vergangene Verkehrs- und Mobi-
litätspolitik sowie den Stand der Verkehrswende, der sich vereinfacht in Kenn-
zahlen zu Verkehrsmittelnutzung und -besitz und deren Entwicklung darstellen 
lässt. Verschiedene Effekte sind denkbar.  

Es ist vorstellbar, dass ein eher verkehrswende-affiner Kontext dazu führt, dass 
gegenläufige Interessen aus den Beteiligungsverfahren es nicht ‚schaffen‘, die 
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Planung zu verändern – da intern in Verwaltung und Politik das Interesse an einer 
Verkehrswende besteht –, sondern dass eher diejenigen Kommentare, die bereits 
die gewählte und konsolidierte Politik widerspiegeln, herausgegriffen werden 
und neue Erkenntnisse genutzt werden können, um die geplanten Maßnahmen zu 
ergänzen. Diese Annahme beruht auf empirischen Ergebnissen, nämlich dass e-
her Beiträge eingearbeitet werden, wenn sie mit der bisherigen Politik und/oder 
mit der aktuellen Linie der Verwaltung und Politik übereinstimmen (Kochskäm-
per et al. 2018b, S. 127–128; Font et al. 2018, S. 631; Neunecker 2016b, 213) 
und/oder zumindest anschlussfähig sind (Chen und Aitamurto 2019, S. 113; Gei-
ßel et al. 2015, S. 159). Auf der anderen Seite ist auch möglich, dass bei einer 
Pro-Verkehrswende-Planung vermehrt Gegner:innen mobilisiert werden, die 
dann auf die Planung einwirken können.  

Wenn der Übergang zu einer nachhaltigen Mobilität erst vor kurzem oder noch 
gar nicht stattgefunden hat, sind widersprüchliche (und möglicherweise polari-
sierte) Ansichten innerhalb der öffentlichen Hand möglich, was tendenziell zu 
mehr Wirkung der Beteiligung führen könnte (Holtkamp et al. 2006, S. 167–168) 
– in die eine oder in die andere Richtung. Auch könnte in diesem Fall mehr neues 
Wissen durch die Beteiligung eingebracht werden, da eine Auseinandersetzung 
mit der Verkehrswende neu ist für die öffentliche Hand, wodurch mehr Policy-
Wirkung erzeugt wird (Neunecker 2016a). 

Die Stadtgröße bezeichnet die Anzahl der Einwohner:innen. Sie beeinflusst zu-
nächst soziale Beziehungen, die laut Granovetter (1973) in kleineren Einheiten 
eher durch sogenannte schwache Bindungen (“weak ties”) gekennzeichnet sind. 
Somit ist vorstellbar, dass Informationen zum Vorhaben sich eher verbreiten und 
die Wahrscheinlichkeit höher ist, dass sich die Öffentlichkeit selbst organisiert 
sowie sich stärker mit einem Vorhaben verbunden fühlt oder identifiziert. Ggf. 
kann eher Druck erzeugt werden, da dann die Medien interessiert sind und Poli-
tiker:innen sich persönlich angesprochen fühlen bzw. Konsequenzen fürchten 
könnten, wenn Beteiligungsergebnisse nicht umgesetzt werden (Neu-
necker 2016a, S. 95). In kleineren Einheiten sind auch mehr Politiker:innen eh-
renamtlich tätig, was der Verwaltung eine entscheidende Rolle zuweisen könnte 
in der Einarbeitung der Beteiligungsbeiträge („Verwaltung als Experte“) 
(Neunecker 2016b, S. 211). Auch kann sich die Stadtgröße auf die verfügbaren 
Ressourcen für Beteiligung und damit auf deren Gestaltung auswirken.  

Die Beteiligungserfahrung und -affinität der Kommune, d. h. die Einstellung und 
Erfahrung in Bezug auf Beteiligung in Verwaltung und Politik, könnte weiterhin 
relevant sein. Evidenz für eine hohe Beteiligungsaffinität können etwa eine starke 
institutionelle Verankerung von Beteiligung sein (beispielsweise Leitlinien, 
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Beteiligungsbeauftragte) oder eine hohe Zahl bereits durchgeführter Beteili-
gungsprozesse.  

Grundsätzlich wird davon ausgegangen, dass sich die Beteiligungserfahrung und 
-affinität eher positiv auf die Policy-Wirkung auswirkt. Das wird daraus abgelei-
tet, dass Erfahrungen mit Partizipation die Einstellung von Entscheidungsträ-
ger:innen zum Positiven verändern können (Gabriel und Kersting 2014, S. 82) 
und diese Einstellung wiederum eine wichtige Rolle dabei spielt, inwiefern die 
Beteiligung die Entscheidung beeinflusst (Migchelbrink und van de Walle 2019, 
S. 2). Dieser Einstellungswandel hängt jedoch sehr wahrscheinlich von den kon-
kreten Erfahrungen ab, die mit Beteiligung gemacht wurden. Zwar finden Font et 
al. (2018) keinen Einfluss der Partizipationserfahrung und -affinität der Kom-
mune auf die Verwendung von Beteiligungsbeiträgen, weisen allerdings darauf 
hin, dass diese Kontextfaktoren sich auf das Design der Prozesse auswirken und 
der Mangel an Effekten auch an dem relativ homogenen Kontext der Fallbeispiele 
liegen könnte, da auch andere Kontextfaktoren keine Wirkung hatten (S. 630). 

5.2.3 Faktoren des Planungsprozesses 
Auf Ebene des Planungsprozesses werden als Faktoren die Konkretheit der Pla-
nung in Verbindung mit dem räumlichen Maßstab sowie die Vorgeschichte und 
das Verständnis von Straßenraum betrachtet.  

Konkretheit bezieht sich auf die (angestrebte) Policy-Entscheidung in einem Pla-
nungsprozess und beschreibt, inwieweit diese direkt umsetzbar ist. Als abstrakte 
Policy-Entscheidungen werden solche mit überwiegend allgemeiner Lenkungs-
wirkung verstanden, die der Vorbereitung weiterer Planungsschritte in der Zu-
kunft dienen. Konkrete Projekte sind solche, die auf detaillierte Maßnahmen an 
einem bestimmten Standort abzielen und direkt umgesetzt werden können, bei-
spielsweise die Objektplanung für eine Straße oder ein Bebauungsplan 
(BBSR 2018, S. 28; ähnlich: Fugmann et al. 2018, S. 52). Konkrete Planungspro-
jekte beziehen sich in der Regel auf eine kleinere räumliche Einheit, wie etwa 
eine Straße oder einen Platz, während sich abstrakte Planungsprojekte oft auf ei-
nen größeren räumlichen Maßstab erstrecken, teilweise sogar auf eine ganze 
Stadt. Die Konkretheit kann sich aber auch auf derselben räumlichen Ebene und 
innerhalb eines Projekts unterscheiden und ist als Kontinuum zwischen den bei-
den Polen zu sehen. Dieser Faktor wurde ausgewählt, weil beide Arten von Pla-
nungsverfahren für die Verkehrswende relevant sind und angenommen wird, dass 
sich Einflussmechanismen unterscheiden könnten.  

Auf eher abstrakte Entscheidungen kann meist noch mehr Einfluss genommen 
werden. So wurde festgestellt, dass der Einfluss auf die Entscheidung in der 
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frühen Phase der Beteiligung größer ist als in der späteren (Regener 2009). Al-
lerdings besteht oft auch noch weniger Interesse an Beteiligung – das klassische 
Beteiligungsparadox (FGSV 2012). Fugmann et al. (2018, S. 54) stellten für 
kleine, konkrete Projekte fest, dass – sobald konkrete Maßnahmen diskutiert wer-
den – andere Akteure mobilisiert werden, die oft direkter betroffen sind; diese 
können auch eine ablehnende Haltung gegenüber den Maßnahmen haben 
(Lobeck und Wiegandt 2020, S. 30; Basedow et al. 2013) und sich vor allem mit 
dem eigenen, unmittelbaren lokalen Umfeld beschäftigten (Antonson 2014, 
S. 61). Auch führt zunehmende Konkretheit von Vorschlägen tendenziell zu einer 
Abnahme der öffentlichen Akzeptanz (Eliasson 2014). Somit wird angenommen, 
dass mit der Konkretheit eines Projekts auch die Gegenstimmen zunehmen, die 
sich aufgrund eigener Betroffenheit lautstark äußern. Konkretere Projekte sind 
also vermutlich kontroverser, gleichzeitig ist meist weniger inhaltlicher Spiel-
raum vorgesehen. An abstrakteren Projekten könnten sich im Gegensatz dazu e-
her diejenigen beteiligen, die bereits informiert und interessiert sind und über 
Ressourcen für die Teilnahme verfügen (Fugmann et al. 2018, S. 54; Holtkamp 
et al. 2006, S. 226). 

Die Vorgeschichte einer Planung ist ein Faktor, der im grundsätzlich konflikthaf-
ten Thema Verkehrswende auf jeden Fall betrachtet werden sollte. Gemeint ist 
damit die mit dem Plangebiet und -gegenstand zusammenhängende Geschichte 
vor der (wahrnehmbaren) Entscheidung zum untersuchten Planungsprozess. Die 
Vorgeschichte prägt die relevante Akteurskonstellation und deren Beziehungen 
zu Beginn des jeweiligen Planungsprozesses (Goldschmidt 2014, S. 422; Beierle 
und Cayford 2002). Relevant kann beispielsweise die Herausbildung zivilgesell-
schaftlicher Initiativen sein, die sich in den Beteiligungsprozess einbringen oder 
diesen beeinflussen. Die Vorgeschichte kann sich somit auf den Beteiligungspro-
zess und dessen Ziele und Gestaltung auswirken.  

Des Weiteren unterscheiden sich Verkehrsplanungsprozesse in ihrem Verständ-
nis von Straßenraum, also ob Straßenraum als Transitraum interpretiert wird, der 
als Ziel hauptsächlich die Abwicklung von Personen oder Tonnenkilometern hat, 
oder ob Straßenraum als Lebensraum und öffentlicher Raum verstanden wird. In 
dieser Unterscheidung ist zugleich die Annahme enthalten, dass Verkehrsplanung 
in ersterem Fall eher als technisches Problem angesehen wird, während sie in 
letzterem als Aushandlung zwischen verschiedenen Interessen verstanden und 
gelebt wird. Dies wirkt sich auch auf das Verständnis von Beteiligung aus. Dieser 
Faktor ist noch recht vage, soll aber untersucht werden, da er das Spannungsfeld 
zwischen traditionellen Ansätzen und fortschrittlichen Herangehensweisen an 
Verkehr aufgreift. 
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5.2.4 Einbettung des Beteiligungsprozesses in den Planungsprozess 
Wie in Kapitel 3 beschrieben, scheint besonders die Einbettung der Beteiligung 
in den Planungsprozess ein kritischer Punkt zu sein (Emery et al. 2015, S. 425). 
Diese Faktoren betreffen sowohl den Planungsprozess als auch den Beteiligungs-
prozess und beschreiben deren Verhältnis zueinander. Betrachtet wird hier der 
Umfang der vorgesehenen Einflussnahme, wer an der Gestaltung des Beteili-
gungsprozesses beteiligt ist, sowie der Grad der Kopplung zwischen Beteili-
gungs- und Planungsprozess.  

Beim Umfang der vorgesehenen Einflussnahme vonseiten der öffentlichen Hand 
geht es um den Spielraum, der der Beteiligung in einem Planungsprozess zuge-
standen wird. Gemeint sind hier die offizielle Haltung zum Einflussrahmen, also 
etwa die Kommunikation der durchführenden Stelle in der Verwaltung, aber auch 
weniger offen kommunizierte Begrenzungen, wobei verschiedene Akteure unter-
schiedliche Ziele bezüglich des Einflussrahmens verfolgen können. Unterschie-
den wird, ob die Öffentlichkeit an grundsätzlichen Fragen beteiligt wird oder ob 
es sich um die detaillierte Ausgestaltung handelt (siehe auch Konkretheit). Dabei 
spielen auch Rahmenbedingungen oder Interessen anderer Akteure 
(administrative Ebenen, die Privatwirtschaft, gesetzliche Rahmenbedingungen) 
eine Rolle, die von vornherein den möglichen Einfluss eines Beteiligungsverfah-
rens beschränken. Möglich ist auch, dass politisch über bestimmte Aspekte be-
reits Einigkeit besteht, sodass diese (mehr oder weniger offen) ‚gesetzt‘ werden 
und gar nicht ‚vorgesehen‘ ist, dass diese noch im Beteiligungsprozess diskutiert 
werden. Angenommen wird, dass die Policy-Wirkung stärker ist, wenn der Ein-
flussrahmen weiter gesetzt wird.  

Auch auf die Gestaltung des Beteiligungsprozesses selbst kann die Öffentlichkeit 
in manchen Fällen Einfluss nehmen. Betrachtet wird hier als Faktor vornehmlich 
der Einfluss auf den Beteiligungsprozess, der dieser zugestanden wird, untersucht 
wird aber auch der von der öffentlichen Hand ‚nicht vorgesehene‘ Einfluss. Wer 
die Entscheidungen trifft, wie Beteiligung ausgestaltet werden soll, ist, wie Clark 
(2021) zeigt, sehr wichtig für die Entwicklung und ggf. auch die Wirkung des 
Prozesses. Wenn – wie traditionell – vor allem die Verwaltung oder ein beauf-
tragter Dienstleister den Partizipationsprozess gestaltet, wird meist das zugrun-
deliegende Wertesystem nicht hinterfragt oder explizit gemacht, während bei ei-
nem ko-kreativen Prozess die Notwendigkeit entsteht, diese Werte und damit ver-
schiedene Planungsverständnisse zu reflektieren und im Zuge dessen andere, in-
novative Prozesse entstehen können; ein Ausschluss von Themen wird damit 
schwieriger (Clark 2021, S. 5–6; Schneidemesser et al. 2020). Somit könnte 
durch eine gemeinsame Gestaltung von Beteiligungsprozessen auch die Policy-
Wirkung beeinflusst werden. 
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Relevant könnte weiterhin sein, ob diejenigen an der Konzeption des Beteili-
gungsprozesses beteiligt sind, die mit den Ergebnissen weiterarbeiten, oder ob 
über ihre Umsetzung anderweitig entschieden wird. Empirische Ergebnisse deu-
ten darauf hin, dass dies förderlich für Policy-Wirkung sein könnte. Friess und 
Eilders (2015, S. 328–331) merken an, dass Personen, die an der Fragestellung 
beteiligt sind, Beteiligungsergebnisse eher als legitim und hilfreich empfinden. 
Auch tendieren Politiker:innen dazu, die Ergebnisse der von ihnen initiierten Be-
teiligungsprozesse, die in ihren Politikzyklus passen, stärker zu berücksichtigen 
(Emery et al. 2015, 432 ff.).  

Direkt im Zusammenhang steht der Grad der Kopplung (Mansbridge et al. 2012, 
S. 22) zwischen Beteiligungs- und Planungsprozess. Die Enge der Kopplung setzt 
sich zusammen aus dem Grad, zu dem die Planung über die Beteiligung infor-
miert ist, ‚Übersetzbarkeit‘, also inwiefern die eine Seite die Produkte der ande-
ren versteht, und ‚Rezeptivität‘, also Offenheit und die Auseinandersetzung mit 
den Produkten der jeweils anderen Seite (Pfeifer et al. 2021, S. 490). Eine engere 
Kopplung der beiden Prozesse kann zu relevanteren Beiträgen führen, die dann 
leichter integriert werden können (Kolleck 2017); als Gegenbeispiel beschreibt 
Aitamurto (2016), wie entgegensetzte Logiken von Beteiligung und Policy-Pro-
zess zu Wirkungslosigkeit führten. Kopplung kann auch durch einzelne Akteure 
und deren Einbindung beeinflusst werden. Auch informelle Interaktionen zwi-
schen politischen Entscheidungsträger:innen und Partizipationspraktiker:innen 
sind dabei wichtig und können Vertrauen und Legitimität der Beteiligungsergeb-
nisse erhöhen (Emery et al. 2015, S. 440; Goldschmidt 2014, S. 421). Insgesamt 
wird davon ausgegangen, dass sich eine stärkere Kopplung positiv auf die Policy-
Wirkung auswirkt.  

5.2.5 Faktoren des Beteiligungsprozesses 
Auf Ebene des Beteiligungsprozesses sind die Rekrutierung der Teilnehmenden, 
verschiedene konkrete Aspekte zur Gestaltung der Beteiligungsveranstaltungen, 
nämlich die Anzahl und Reihenfolge der Veranstaltungen, die Veranstaltungsfor-
mat(e), die Formulierung der Fragestellung, die Einbindung von Fachleuten und 
Moderation sowie das vorgesehene Format der Beteiligungsbeiträge relevant. 

Die Rekrutierung beeinflusst die Zusammensetzung der Teilnehmenden. Fung 
(2006, S. 67–68) unterscheidet grob zwischen offener, selektiver, zufälliger und 
gezielter Auswahl. Insgesamt wird von den drei letzteren, ‚nicht-offenen‘ Aus-
wahlformen erwartet, dass sie Policy-Wirkung fördern. Offene Rekrutierung 
führt zu Selbstselektion, was i. d. R. zu einer selektiven und eher homogenen 
Teilnehmendenstruktur führt (wie bereits mehrfach ausgeführt). Das könnte sich 
nachteilig auf das Generieren von neuem Wissen auswirken und die 
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wahrgenommene Legitimität der Ergebnisse mindern. Selektive oder zufällige 
Auswahl kann die Zusammensetzung der Teilnehmenden inklusiver machen, 
wenn sie Zielgruppen anspricht, die sonst seltener vertreten sind, was sich positiv 
auf neues Wissen, Konfliktlösung und die Einstellung der Entscheidungsträger 
gegenüber dem Ergebnis auswirkt. Auch eine gezielte Auswahl und Einladung 
von Laien, die ein großes Interesse haben und bereit sind, Energie zu investieren, 
könnte zu neuem Wissen führen und als kompetent wahrgenommen werden. In 
solchen Gremien wird ein Potential gesehen, da Forschung zeigt, dass sie eher 
abstraktere Vorschläge machen, die allgemeinen Nutzen haben sollen (Aitamurto 
et al.). 

Partizipationsprozesse unterscheiden sich in der Anzahl und Reihenfolge der 
Veranstaltungen. Einige beinhalten beispielsweise nur einen Workshop, während 
andere aus einer Reihe von Veranstaltungen bestehen. Lernprozesse und Kon-
fliktlösungsprozesse treten eher auf, wenn es sich um mehrere Veranstaltungen 
handelt, die aufeinander aufbauen, und Teilnehmende ausreichend gemeinsame 
Zeit haben (OECD 2020, S. 98; Kochskämper et al. 2018b, S. 131). So entsteht 
auch mehr Verbindlichkeit, die wichtig für Policy-Wirkung sein kann (Michels 
und Binnema 2019, S. 763). Auch finden Yang und Pandey (2011, S. 887), dass 
die Kombination mehrerer Formate eher zu Policy-Wirkung führt. 

Bei mehreren Veranstaltungen können auch Partizipationsformate kombiniert 
werden. Diese können sich unterscheiden, beispielsweise ob sie online oder ana-
log stattfinden, wie die Interaktion strukturiert ist etc. Tendenziell scheint inten-
sivere Beteiligung (also solche, die mehr Interaktion erlaubt) auch stärkere Po-
licy-Wirkung zu begünstigen (Beierle und Cayford 2002). Auch Font et al. (2018, 
S. 630) schließen aus ihren Ergebnissen, dass deliberative Qualität ein fördernder 
Faktor für die Übernahme von Beiträgen ist. Andererseits konstatiert Michels 
(2011) in ihrer Review, dass bei ‚einfachen‘ Konsultationen die Wirkung stärker 
war als bei den deliberativen Foren (ähnlich: Chess und Purcell 1999). Das soll 
als Illustration genügen, dass die Wirkung unterschiedlicher Formate nicht ein-
deutig ist. 

Zunehmend wächst die Bedeutung von Online-Formaten, weswegen auf diese 
hier kurz eingegangen wird. Auch Onlinebeteiligung kann inhaltliche Wirkung 
haben und deliberative Kriterien erfüllen (Escher et al. 2016; Aitamurto und Lan-
demore 2016; Delli Carpini et al. 2004, S. 335). Online-Prozesse funktionieren 
zudem gut, um Wissen zu sammeln und sind oft auch genau darauf angelegt 
(bspw. Crowdsourcing, siehe Aitamurto 2016, S. 2782). Online-Formate erhöhen 
insgesamt die Beteiligung leicht, die sozio-ökonomischen Ungleichgewichte 
werden dadurch aber allen Hoffnungen zum Trotz nicht gelöst (Oser et al. 2013, 
S. 98). Online-Formate schließen Menschen aus, die sich keine technischen 
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Fähigkeiten zuschreiben oder ein geringes Vertrauen in die Technik haben, wie 
beispielsweise ältere Menschen (Oser et al. 2013, S. 98), sprechen aber junge 
Leute eher an (Escher 2013, S. 467). Die meisten Online-Angebote richten sich 
lediglich an die breite Öffentlichkeit, und es gibt kaum Angebote für spezifische 
Gruppen. In Online-Formaten sind die Interaktionsmöglichkeiten begrenzt, Dis-
kussionen in Echtzeit und von Angesicht zu Angesicht sind in der Regel nicht 
möglich, was beispielsweise für die Konfliktlösung hilfreich wäre (OECD 2020, 
S. 98). Die meisten Online-Diskussionen lassen zwar Kommentare und Reaktio-
nen zu, ein (unmittelbares) Feedback von Fachleuten gibt es aber meist nicht 
(Ginski und Thissen 2017, S. 29–35). 

Sowohl in Online- als auch in Offline-Prozessen wird oft auf eine neutrale Mo-
deration zurückgegriffen. Eine solche kann sich positiv auf neues Wissen, Lern-
prozesse und die deliberative Qualität der Diskussion auswirken (OECD 2020, 
S. 102; Kropp 2013). Sie kann dazu beitragen, dass sich nicht nur die bereits ak-
tiven und organisierten Interessensvertreter:innen äußern (Barrett et al. 2012, 
S. 200).  

Auch Fachleute im Beteiligungsprozess sind ein relevanter Faktor. Gemeint sind 
Personen mit mehr Kompetenz und Erfahrung zur Lösungsfindung und einem 
ausdifferenzierten Wissenskorpus in einem relevanten Bereich sowie der gene-
rellen Fähigkeit, komplexe Informationen zu verarbeiten (Goldschmidt 2014, 
S. 100–101). Forschungsergebnisse zeigen, dass sie Policy-Wirkung fördern, in-
dem sie die Umsetzbarkeit der Maßnahmenvorschläge erhöhen und zu Lernpro-
zessen und neuen Ideen beitragen, da sie ihr Wissen weitergeben und dazu bei-
tragen können, das Verständnis für Probleme zu verbessern (Kochskämper et 
al. 2018b, S. 132). Standardmäßig sind als Fachleute in Beteiligungsprozessen 
zunächst (interne oder externe) Planende vertreten, die mit dem jeweiligen Pro-
jekt befasst sind. Interne Fachleute bergen allerdings die Gefahr der Machtaus-
übung durch ihre Expertise, während neutrale und divers zusammengesetzte Ex-
pert:innen zu fundierter Urteilsbildung beitragen und sogar die Öffentlichkeit er-
mächtigen können, wenn sie ihr Wissen auf zugängliche Weise weitergeben kön-
nen (OECD 2020, S. 102; Goldschmidt 2014, S. 142). 

Weiterhin wird hier auch die Formulierung der Fragestellung als Faktor aufge-
nommen. Konkrete Fragen und klar kommunizierte Grenzen tragen bei zu sinn-
vollen und nutzbaren Beiträgen anstelle einer vorhersehbaren und vagen Liste 
an Wünschen (Michels und Binnema 2019, S. 763; Fugmann et al. 2018; Ginski 
und Thissen 2017, S. 36).  
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Gleichzeitig können klare Fragen auch den Beteiligungsprozess lenken und be-
stimmte Themen aus dem Prozess heraushalten und den Einflussrahmen ein-
grenzen. Für Lernprozesse und Konfliktlösungen braucht die Fragestellung eine 
gewisse Offenheit, sollte also zur Diskussion anregen (OECD 2020, S. 85). 

Abschließend wird die Form betrachtet, in der die Beteiligungsbeiträge vorlie-
gen. In den meisten Fällen erhalten Verwaltung oder Dienstleistende (oder Poli-
tik) die gesammelten Aussagen und berücksichtigen diese Ansichten dann bei 
ihren nachfolgenden Überlegungen. Andere Verfahren sind speziell darauf aus-
gerichtet, dass die Teilnehmer eine kollektive Entscheidung treffen, entweder 
durch Aggregation und ‚Feilschen‘ („aggregation and bargaining“) oder durch 
Deliberation und Verhandlung („deliberation and negotiation“) (Fung 2006, 
S. 68). Eine solche gemeinsame Entscheidung könnte eine verbindlichere Wir-
kung haben, während im üblichen Fall einer Sammlung von Kommentaren diese 
selektiv ausgewählt und genutzt werden können. Bei einer Sammlung frei aggre-
gierter Beiträge werden eher solche Beiträge berücksichtigt, die ‚geliked‘ oder in 
irgendeiner Weise priorisiert wurden (Ginski und Thissen 2017), vor allem da oft 
die Ressourcen fehlen, um alle Beiträge umfassend auszuwerten. Außerdem wer-
den Beiträge bevorzugt eingearbeitet, die im Einklang mit der politischen Linie 
stehen und/oder leicht umsetzbar sind (Chen und Aitamurto 2019, S. 113; Font et 
al. 2018, S. 631). Das kann einerseits auf mehr Policy-Wirkung hinweisen, denn 
schließlich können ‚nutzbare‘ Beiträge ausgewählt werden. Es kann aber auch 
bedeuten, dass viele Beiträge nicht berücksichtigt werden und ‚Rosinenpickerei‘ 
betrieben wird. Auf der anderen Seite kann der Anspruch, ein gemeinsames Er-
gebnis zu erzielen, dazu führen, dass manche Interessen nicht gehört werden, wie 
bereits bei den Mechanismen-Skizzen beschrieben wurde. Dieser Anspruch kann 
auch die Kreativität einschränken und dazu führen, dass weniger neue Erkennt-
nisse gewonnen und Ideen geäußert werden (Greinke 2015, S. 62).  
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6 Methodik 
In den letzten Kapiteln wurde das Forschungsvorhaben ausführlich dargestellt. 
Die Zielsetzung erfordert eine entsprechende methodologische und methodische 
Verankerung und Bearbeitung. Um zu untersuchen, auf welche Weise Policy-
Wirkung zustande kommt, wurde ein qualitativer, in die Tiefe gehender Fallstu-
dienansatz gewählt. Im Folgenden wird zunächst dieser Ansatz begründet. An-
schließend werden die Überlegungen und das Vorgehen zur Fallauswahl erläutert 
und die Fallstudien kurz vorgestellt. Daraufhin geht es um die empirische Arbeit, 
zunächst um ihre Verknüpfung mit den theoretischen und konzeptionellen Bau-
steinen und schließlich um die gewählten Methoden und deren konkrete Anwen-
dung.  

6.1 Qualitative fallbasierte Forschung 
Die Wahl des qualitativen Ansatzes beruht auf der Notwendigkeit, die Prozesse 
in der Tiefe zu erforschen. Aus bestehenden Ansätzen, Policy-Wirkung quantita-
tiv zu erforschen, lassen sich wertvolle Erkenntnisse für diese Arbeit ableiten 
(siehe Kapitel 3), allerdings werden auch die Grenzen klar. Dabei gibt es sowohl 
Arbeiten, die viele Fälle untersuchen, also eine Allgemeingültigkeit über die 
Menge der Fälle herstellen möchten, als auch Arbeiten, die sich auf wenige Fälle 
und deren internes Funktionieren konzentrieren, mit quantitativer Herangehens-
weise innerhalb eines Falls. In beiden Fällen muss notgedrungen die Komplexität 
reduziert werden, indem sich die Analyse auf einzelne Dimensionen von Wir-
kung oder auf zuvor definierte Einflussfaktoren konzentriert. Auch werden durch 
die notwendige Aggregation von Daten Unterschiede zum Teil nicht sichtbar und 
es wird nicht immer deutlich, ob es sich um Wirkung oder nur um Korrelation 
handelt.  

Da es wenig Forschung explizit zu Policy-Wirkung und deren Entstehungsme-
chanismen gibt, ist diese Arbeit offen und explorativ angelegt. Sie zielt darauf ab, 
das ganze Bild zu erfassen und orientiert sich bezüglich der Mechanismen und 
Faktoren zwar an den theoretisch erarbeiteten ‚Hypothesen‘, möchte aber gleich-
zeitig auch darüber hinaus offenbleiben. Dafür sind qualitative Methoden nötig, 
um in die ‚Black Boxes‘ von Planungsprozessen hineinsehen zu können, da das 
ein gewisses Graben und das Aufspüren verschiedener Kommunikationsebenen 
auch neben den öffentlich sichtbaren erfordert (Fugmann et al. 2018, S. 10–13; 
Schönwandt 2002, S. 90). Gerade um kausale Mechanismen zu verstehen, also 
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Aussagen zu treffen, die über das direkt Beobachtbare hinausgehen, ist eine qua-
litative Herangehensweise sinnvoll. 

Eine grundlegende Besonderheit qualitativer Forschungsdesigns ist, dass sie zir-
kuläre Elemente enthalten, Theorie und Empirie stark ineinandergreifen und die 
Forschungsfrage sich im Laufe der Forschung weiterentwickeln kann (Przyborski 
und Wohlrab-Sahr 2019, S. 106). Dementsprechend auch in dieser Arbeit. Die 
Mechanismen-Skizzen und die beschriebenen Faktoren als strukturierende Hilfe 
für die empirische Arbeit wurden in mehreren Schritten überarbeitet, neu formu-
liert und ergänzt. Auch die Fallstudienauswahl wurde nicht in einem Schritt ab-
geschlossen, sondern informierte sich aus ersten empirischen Ergebnissen. Die 
methodischen Bausteine wurden an die Fallstudien angepasst und im Laufe der 
Zeit ergänzt und modifiziert. 

Fallbasierter Ansatz 

Für diese Arbeit wurde ein fallbasierter Ansatz gewählt, in Abgrenzung zu einer 
varianzbasierten oder interpretativen Variante des Process Tracings. Die fallba-
sierte Methodik nimmt den Einzelfall als Ausgangspunkt. Es geht zunächst da-
rum, Mechanismen und ihre Bedingungen in einem Fall zu verstehen, oft ergänzt 
durch spezifische Vergleiche mit einem oder mehreren anderen Fällen (Beach 
und Kaas 2020, S. 2).  

In einem Fallstudienansatz können vertiefte Aussagen innerhalb eines spezifi-
schen Kontexts getroffen werden, während das Verständnis des (quantitativen) 
Vorkommens in der Population der untersuchten Phänomene bzw. die statistische 
Relevanz schwach bleibt. Da in fallstudienbasierter Forschung zunächst nur Aus-
sagen über einen spezifischen Fall getroffen werden, aber dennoch Aussagen 
über eine allgemeinere Population von Fällen abgeleitet werden sollen, muss die 
Fallauswahl regelgeleitet, systematisch und theoriebasiert erfolgen 
(Flyvbjerg 2006, S. 314).  

Ein Fall wird in dieser Studie definiert als ein Verkehrsplanungsprozess, der zu 
einer politischen Entscheidung führt und einen oder mehrere Beteiligungspro-
zesse beinhaltet. Um einen Vergleich zu ermöglichen und gleichzeitig die hier 
notwendige Bearbeitungstiefe gewährleisten zu können, wurden zwei Fallstudien 
im Detail betrachtet. Die Beschränkung auf zwei Fallstudien erlaubte den tiefen 
Einblick in die Projekte. So konnten jeweils auch Vorgeschichte und Kontext de-
tailliert betrachtet werden. Auch wurde es dadurch möglich, neben den hier im 
Fokus stehenden Invited Spaces auch die parallel auftretenden Claimed Spaces 
mit zu berücksichtigen, was sich im Laufe des Forschungsprozesses als relevant 
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herausstellte und als sehr fruchtbar für die Beantwortung der Forschungsfragen 
erwies.   

Kombination von Methoden 

Innerhalb der qualitativen Herangehensweise wurden mehrere Methoden kombi-
niert. Diese Entscheidung geht zurück auf das Verständnis von Wirkung als et-
was, dem man sich nur annähern kann: die geschichtete und damit schwer zu-
gängliche Natur von Kommunikationsprozessen, die zwangsläufig unterschiedli-
chen und subjektiven Perspektiven von Akteuren auf Beteiligungsprozesse. Da 
die zu untersuchenden Mechanismen nicht direkt sichtbar sind und in ihrem Zu-
sammenwirken „ein Meer von Kontingenzen produzieren“, ist „anzuerkennen, 
dass spezifische [Aspekte von] Gegenstände[n] spezifische Methoden bzw. – 
weil die Dinge komplex sind – spezifische Methodenmixe erfordern, sprich: dass 
die tatsächliche Praxis guter Forschung einem Methodenpluralismus unterliegt.“ 
(Mader et al. 2017, S. 36–37) Das steht im Einklang mit Selle (2013, S. 12), der 
über die Komplikationen beim Verständnis der Auswirkungen von Planungspro-
zessen im Detail spricht und die Bedeutung eines komplexen Methodenmixes be-
tont.  

Es wurde eine Kombination verschiedener Erhebungsmethoden, Datenquellen 
und Auswertungsmethoden gewählt, die zusammengesetzt ein Bild ergeben. So-
mit handelt es sich hier um methodologische und Daten-Triangulation 
(Flick 2019, S. 480). Die qualitativen Methoden (leitfadengestützte Interviews, 
Medien- und Dokumentenanalyse, teilnehmende Beobachtungen) wurden dabei 
punktuell durch Ergebnisse aus Teilnehmendenbefragungen ergänzt. Diese Me-
thoden werden in Kapitel 6.4 genau erläutert.  

6.2 Fallstudienauswahl 
Die Frage nach der Validität der Forschung, also die Frage, wie sich über die 
Forschung „Aussagen mit einer ausreichenden Gültigkeit zum Untersuchungs-
thema“ (Flick 2019, S. 474) treffen lassen, hängt stark mit der Fallauswahl zu-
sammen. Wichtig ist dabei sowohl die interne Validität, also dass eine Fallstudie 
in sich ausreichende Erkenntnisse erlaubt, als auch die externe Validität, sodass 
aus einer Fallstudie auch gut begründete Erkenntnisse über diese hinaus abgelei-
tet werden können (Flick 2019, S. 474–475). 

Die beiden ausgewählten Fallstudien sind der Umbau der Elbchaussee und die 
Planung zur autoarmen Gestaltung von Ottensen. Im Folgenden werden die Aus-
wahlkriterien dargestellt und die Fallstudien vorgestellt.  
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6.2.1 Auswahlkriterien 
Die Grundgesamtheit sind im Untersuchungsgegenstand (Kapitel 2.4) definierte 
Verkehrsplanungsverfahren, die mindestens ein im Untersuchungsgegenstand 
enthaltenes Beteiligungsverfahren im Hinblick auf eine geplante Policy-Ent-
scheidung durchführen. In allen diesen Fällen liegt die mögliche Ursache für ei-
nen Wirkmechanismus vor (Beach und Pedersen 2018, S. 849). Fälle ohne Betei-
ligung wurden bewusst nicht betrachtet, da in diesen Fällen die gesuchten Me-
chanismen nicht auftreten können. 

Extreme Fälle innerhalb der Grundgesamtheit 

Die Ableitung von Erkenntnissen aus den ausgewählten Fallstudien beruht bei 
qualitativer Forschung nicht auf der Repräsentativität der Fälle für eine Grund-
gesamtheit, sondern auf Vergleichen und Schlussfolgerungen unter den jeweili-
gen Umständen (Flyvbjerg 2006). Die Auswahl der Fallstudien zielte somit nicht 
auf repräsentative Fälle ab (Przyborski und Wohlrab-Sahr 2019, S. 115).  

Im Gegenteil argumentiert Flyvbjerg (2006), dass die Auswahl typischer Fälle 
bei einer vertieften Untersuchung einzelner Fallstudien oft nicht sinnvoll sei, da 
sie weniger Informationsdichte enthielten und eine Verallgemeinerung durch an-
dere Auswahlstrategien besser funktioniere. Hier wurde dieser Einschätzung fol-
gend zunächst darauf abgezielt, extreme Fälle bezüglich der Konsultation auszu-
wählen, also Fälle, in denen davon ausgegangen werden kann, dass Policy-Wir-
kung wahrscheinlich auftritt, und die aus Sicht der IVP eher mit positiven Bei-
spielen verknüpft werden (Flyvbjerg 2006). Das bedeutete hier Fälle auszuwäh-
len, deren Konsultation in Qualität und Quantität über das ‚typische‘ Maß an 
Konsultation in deutschen Kommunen hinausgeht und in denen sich Anzeichen 
für Veränderungsbereitschaft in Politik und Verwaltung feststellen lassen. Eine 
nicht erfolgende Policy-Wirkung würde somit auch Aussagen über Fälle mit ‚we-
niger guter‘ Beteiligung zulassen.  

Zwar konnte mit dieser Strategie der Empfehlung von Beach und Pedersen (2018) 
zur Fallauswahl bei der Untersuchung nur bedingt entsprochen werden. Diese 
empfehlen, nur Fälle zu betrachten, bei denen die untersuchte Wirkung auftritt; 
ob hier Wirkung auftritt oder nicht, war allerdings zum Zeitpunkt der Fallauswahl 
noch nicht klar. Die Auswahl ‚positiver‘ Fälle von Beteiligung wird hier aller-
dings als gangbarer Weg gesehen: Damit wird erstens die Wahrscheinlichkeit er-
höht, dass Policy-Wirkung auftritt; zweitens wird angenommen, dass eine solche 
Fallstudie auch im Falle des Nicht-Auftretens von Policy-Wirkung erkenntnis-
reich sein kann.  
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In diesem Fall, einem sogenannten „abweichenden Fall“ (Beach und Peder-
sen 2018, S. 849), könnten Mechanismen bis zu deren „Zusammenbruch“ ver-
folgt und die Gründe für das Scheitern abgeleitet werden.  

Maximale Variation in ausgewählten Aspekten  

Neben der Verortung der einzelnen Fälle innerhalb der Grundgesamtheit ist für 
die externe Validität auch die systematische Auswahl und das Verhältnis der bei-
den Fälle zueinander relevant. Wichtig ist: Process Tracing zielt zunächst darauf 
ab, Mechanismen und ihre notwendigen Bedingungen in einem Fall zu verstehen 
und kann dann für einen systematischen fallübergreifenden Vergleich verwendet 
werden – dabei handelt es sich aber nicht um Variation im statistischen Sinn. 

Hier wurde eine weitere von Flyvbjerg (2006) beschriebene Auswahlstrategie an-
gewandt, nämlich die maximale Variation der Fallstudien in ausgewählten As-
pekten. Während einige der in Kapitel 5 beschriebenen Faktoren durch den Un-
tersuchungsgegenstand bewusst konstant gehalten wurden, sollten andere be-
wusst variiert werden.28 Konkret wurde bei den folgenden drei Faktoren auf Va-
rianz geachtet: 

• Konkretheit der Planung: ein eher konzeptionelles und ein eher konkre-
tes, direkt umsetzbares Planungsverfahren 

• Verständnis von Straßenraum: ein Verfahren, das die Straße im klassi-
schen Sinn als Verkehrsader sieht, und ein Verfahren, das Verkehr als 
Teil einer integrierten Betrachtung von öffentlichem Raum versteht 

• Gestaltung des Beteiligungsverfahrens (anhand der definierten Faktoren 
aus Kapitel 5.2): sowohl Online- als auch Offlineverfahren, verschiedene 
Rekrutierungsmechanismen, verschiedene Methoden 

Dichte Fälle mit Zugang zu Informationen 

Die Anforderung an die interne Validität wurde in der Fallauswahl berücksich-
tigt, indem darauf geachtet wurde, dass die Fälle einen guten Zugang zum Feld 
ermöglichen, um den Prozess und den Kontext im Detail verstehen zu können. 
Dazu wurden Fälle ausgewählt, die noch nicht lange zurückliegen oder noch nicht 
abgeschlossen sind, die ausreichend dokumentiert und deren Schlüsselakteure be-
reit und in der Lage sind, Einblick in den Prozess zu geben. Der Anspruch, die 
                                                      
28 Es geht hier nicht um eine experimentelle Variation im statistischen Sinne, sondern darum, die 
Rolle der Faktoren einschätzen und ggf. abgrenzen zu können. Sie geben einen Hinweis darauf, wo 
man ansetzen muss, um Unterschiede im Mechanismus zu erklären. 
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Fälle parallel zu begleiten, bringt zwar Schwierigkeiten mit sich (v.a., weil Pla-
nungsprozesse schwer abschätzbar sind), weshalb viele Studien ex-post durchge-
führt werden. Für diese Arbeit wurde dennoch eine größtenteils begleitende Be-
trachtung vorgesehen, da sich Urteile und Wahrnehmungen des Prozesses ändern, 
sobald einige Zeit vergangen ist und die prozessbegleitende Untersuchung Zu-
gang zu Informationen ermöglicht, die später nicht mehr vorhanden sind (Coelho 
et al. 2022, S. 13; Maikämper 2013).  

Zudem wurde nach Fällen gesucht, die reich an Informationen sind. Auch dieser 
Anspruch spricht für die Auswahl extremer Fälle, da diese meist informationsrei-
cher sind, weil sie mehr Akteure und Mechanismen aktivieren (Flyvbjerg 2006, 
S. 307). Aus diesem Grund wurden bevorzugt konflikthafte Fälle mit einer dyna-
mischen Vorgeschichte ausgewählt. 

6.2.2 Auswahlprozess 
Der Auswahlprozess erfolgte in folgenden Schritten: 

1) ‚Long List‘ mit über 350 kommunalen, mobilitätsbezogenen Planungs-
verfahren mit diskursiver Konsultation – diese Liste wurde im Zuge eines 
anderen Teilprojektes innerhalb des Forschungsprojekts CIMT erstellt. 
Für dieses Projekt wurden zunächst alle auffindbaren Konsultationsver-
fahren mit Mobilitätsbezug ab 2015 durch Desk-Research und Kontakt-
aufnahme mit Kommunen gesammelt.29 

2) Reduzierung auf ‚Short List‘ mit rund 20 Verfahren anhand der folgen-
den Kriterien (soweit bereits erkennbar):  

a. gerade erst abgeschlossene oder noch laufende Prozesse (Be-
schluss voraussichtlich bis 2022) 

b. Kommunen mit einer Mindestgröße von 50.000 Einwohnenden, 
da in diesen von mehr Ressourcen und Entscheidungskompeten-
zen ausgegangen wird  

 

                                                      
29 Eine theoriebasierte Auswahl von 260 dieser Fälle wurde 2023 ausgewertet, um Aussagen über 
die kommunale Beteiligungslandschaft in Deutschland treffen zu können (siehe Mark et al. 2024). 
Da die Verfahren teilweise nach hier verwendeten Faktoren kodiert wurden, können die Ergebnisse 
zur Einordnung dieser Arbeit dienen.  



Methodik | 139 
 

 

c. Verfahren, die (auch) konkrete, kleinräumige Elemente beinhal-
ten, da angenommen wird, dass sich in solchen Fällen ein kon-
flikthafter Charakter eher äußert, dass viel lokales Wissen einge-
bracht und eher von der (zeitnahen) Umsetzung einer Planung 
ausgegangen werden kann 

d. Anwendung verschiedener Beteiligungsformen innerhalb des je-
weiligen Verfahrens 

e. Erfüllung von Grundanforderungen ‚guter Beteiligung‘ (bei-
spielsweise Auffindbarkeit von aktuellen Informationen und An-
sprechpartner:innen online) 

f. tatsächliche Nutzung der Beteiligungsmöglichkeit durch Be-
troffene 

g. Erkennbarkeit von Konflikten 

3) Typenbildung nach Konkretheit und Bezugsraum  

4) Einholen weiterer Informationen zu den potenziellen Fällen: Kontakt-
aufnahme mit Kommunen, detaillierte Online-Recherche 

5) Ausschluss und Vorauswahl von Fällen, dann nach und nach finale 
Auswahl der Fälle im Dialog mit der theoretischen Arbeit und ersten em-
pirischen Ergebnissen. 

6.2.3 Ausgewählte Fallstudien 
So wurde zunächst die Fallstudie Elbchaussee in Hamburg ausgewählt, in der es 
um die Neuaufteilung einer innerstädtischen Hauptverkehrsstraße geht. Hier 
wurde die Bevölkerung über Workshops und Online-Dialoge beteiligt.  

Bei dem Verfahren handelt es sich um eine formelle Objektplanung, die sich auf 
einen genau eingegrenzten Raum bezog und die bereits sehr konkret arbeitete, 
auch in der Beteiligung. Der Verfahrensgegenstand – die Neuaufteilung einer 
Straße mit Fokus auf sichere Radverkehrsinfrastruktur – ist ein gängiges Thema 
der Verkehrswende und beinhaltet durch die Knappheit des Raums Konfliktpo-
tential. Auch wurde das Thema schon seit vielen Jahren kontrovers diskutiert. Die 
Planung kann als eher ‚klassische‘ Verkehrsplanung gesehen werden: Raum 
wurde als zu überbrückende Dimension verstanden und es erfolgte eine starke 
Orientierung an der Leistungsfähigkeit des Kfz-Verkehrs.  
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Die Elbchaussee wurde auch ausgewählt, weil die Planung für den ersten Bauab-
schnitt schon abgeschlossen und für den zweiten Bauabschnitt eine Beteiligung 
mit Zufallsauswahl der Teilnehmenden vorgesehen war, also ein vielverspre-
chendes Format genutzt werden sollte. Diese Planung zum zweiten Bauabschnitt 
kam allerdings im Zeitraum dieser Arbeit nicht zustande. Damit kann der Fall 
nicht mehr als extremer Fall interpretiert werden, sondern erwies sich mit der 
Beteiligung zum ersten Bauabschnitt eher als typischer Fall. Zwar wurde mit der 
Mischung aus Online- und Offline-Elementen intensiver beteiligt als in vielen 
anderen Verfahren, allerdings wurde ausschließlich mit Selbst-Selektion gearbei-
tet und nur in einer eng eingegrenzten Phase des Prozesses beteiligt. Im Laufe der 
Arbeit an dieser Fallstudie zeigte sich zudem, dass der Fall auch bezüglich der 
Beschränkungen der Einflussmöglichkeiten als typischer Fall bezeichnet werden 
kann. Damit bestätigt sich, was Flyvbjerg (2006, S. 307) beschreibt, nämlich dass 
sich die ‚Art‘ des Falls und damit dessen Interpretation während der Arbeit än-
dern kann. Durch den Wegfall des zweiten Bauabschnitts war in diesem Fall auch 
die projektbegleitende Analyse nicht möglich, die Beteiligung zum ersten Bau-
abschnitt konnte ex-post nachvollzogen und die Akteure konnten noch erreicht 
werden. Das führte dazu, dass trotz Verzögerungen im Prozess, die auch bei vie-
len anderen potentiellen Fallstudien auftraten, die Policy und sogar bereits deren 
Umsetzung mit einbezogen werden konnten. Weiterhin ergab sich im Lauf der 
Arbeit, dass die Fallstudie zwar ‚nur‘ typisch bezüglich der Invited Spaces ist, 
bezüglich eines Claimed Space allerdings als extremer Fall oder sogar als para-
digmatischer Fall interpretiert werden kann, der generelle Entwicklungen im Be-
reich der Beteiligung illustriert (Flyvbjerg 2006, S. 307); dazu später mehr.  

In Kontrast und Ergänzung wurde einige Monate später als zweite Fallstudie das 
Verkehrskonzept zur autoarmen Gestaltung des Stadtteils Ottensen ausgewählt, 
ebenfalls in Hamburg. Dieses Projekt besteht aus mehreren aufeinander aufbau-
enden Phasen. Während ursprünglich geplant war, nur die Phase direkt vor dem 
Beschluss des Verkehrskonzepts zu betrachten (freiRaum Ottensen), stellte sich 
im Lauf der Untersuchung heraus, dass eine Trennung von den vorhergehenden 
Projektphasen nicht sinnvoll war, zumal sich auch in diesen Phasen bereits die 
Öffentlichkeit beteiligt hat und starke Wechselwirkungen bestanden. Dieser Fall 
lässt sich wie geplant als extremer Fall interpretieren, da der Policy-Prozess sehr 
weit geöffnet wurde und die Öffentlichkeit sich auf vielen verschiedenen Wegen 
beteiligen konnte.  

Auch dieses Thema, die Gestaltung und Organisation eines autoarmen Quartiers, 
ist ein klassisches und konflikthaftes Thema der Verkehrswende. Ähnlich wie bei 
der Elbchaussee hatte auch dieses Projekt eine konflikthafte Vorgeschichte. 
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Besonders wurde bei der Auswahl geachtet auf die Variation der drei im letzten 
Unterkapitel dargestellten Faktoren Konkretheit, Verständnis von Straßenraum 
und Beteiligungsmethoden; die beiden Fallstudien unterscheiden sich aber auch 
in einem Großteil der anderen Faktoren aus Kapitel 5. Das Projekt Ottensen war 
genau wie das der Elbchaussee eher kleinräumlich, blieb aber noch stärker kon-
zeptionell und wurde erst nach dem Betrachtungszeitraum in einer Objektplanung 
konkretisiert. In diesem Projekt wurde Verkehr als einer unter vielen Ansprüchen 
gesehen, der Fokus lag auf der Stadt als öffentlichem Raum. Durch die Auswahl 
zweier Fallstudien in einer Stadt wurde der städtische Kontext zwar konstant ge-
halten, allerdings ergeben sich starke Unterschiede daraus, dass die Elbchaussee 
ein gesamtstädtisches Projekt ist, während das Projekt Ottensen vom Bezirk Al-
tona federführend geplant wurde. Die Implikationen, die sich aus der Auswahl 
zweier Fallstudien in einer Stadt ergeben, werden in Kapitel 9.1 diskutiert.  

In Tabelle 7 (nächste Seite) werden die beiden Fallstudien vergleichend charak-
terisiert. 
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Tabelle 7 Darstellung und Einordnung der gewählten Fallstudien 

Name Elbchaussee Autoarmes Ottensen 

Zeitpunkt der Auswahl 6/2021 12/2021 

Beginn der Beteiligung 9/2018 6/2021 

Zeitpunkt der Policy- 
Entscheidung 2/2021 5/2022 

Beteiligungsformate 

Onlinedialoge mit 
Diskussionsfunktion, 
Workshops 

Zusätzlich: Radentscheid, 
Verbände/Initiativen 

Befragung, Onlinedialog mit 
Diskussionsfunktion, 
Workshops (digital), 
Fokusgruppen mit 
spezifischen Gruppen, Beirat 

Zusätzlich: 
Verbände/Initiativen 

Begründung der 
Auswahl 

Uneinigkeit über die 
Aufteilung des 
Straßenraumes, Knappheit 

Große Relevanz der Straße 

Umfangreicher 
Beteiligungsprozess, 
Workshops mit 
Zufallsauswahl geplant  

Erster Bauabschnitt bereits 
beschlossen, Beteiligung 
zu zweitem Bauabschnitt 
unmittelbar geplant 

Wechselhafter und 
konflikthafter Prozess, inkl. 
Verkehrsversuch 

Ambitioniertes Projekt 
(verkehrlich und bezüglich 
der Beteiligung) mit 
Modellcharakter 

Knappheit und zahlreiche 
entgegenlaufende Ansprüche 

Sehr aktive 
Zivilgesellschaft, die sich 
auf verschiedenen Wegen 
einbrachte 

Art des Falls (bezüglich 
der Konsultation) 

Typischer Fall  
(geplant: extremer Fall) Extremer Fall 
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6.3 Verknüpfung von Theorie und Empirie 
Die Erhebung in den Fallstudien erfolgte entlang der drei Forschungsfragen, de-
nen jeweils ein Konzept zugeordnet ist. Forschungsfrage 1 beschäftigt sich mit 
den Mechanismen, einschließlich der verschiedenen Ausprägungen von Policy-
Wirkung, Forschungsfrage 2 mit den Erfolgskriterien und Forschungsfrage 3 mit 
den Einflussfaktoren.  

Diese drei Konzepte wurden operationalisiert, um sie empirisch erforschen zu 
können. Dies bildete die Basis für die Auswahl und Entwicklung der Erhebungs-
instrumente (Kapitel 6.4). Sie übersetzen sozusagen – wie Leitfragen – die For-
schungsfragen in konkrete Fragen, die ans Material zu richten sind. Jedem Schritt 
der Mechanismen und allen Faktoren und Kriterien wurden Methoden zugeord-
net, mit denen die benötigten Informationen erhoben werden. Auf die drei Kon-
zepte und deren Operationalisierung wird im Folgenden eingegangen, zusam-
mengefasst finden sie sich in der folgenden Tabelle 8. 

Tabelle 8 Zusammenfassung der Konzepte und ihrer Operationalisierungen 

Konzept Operationalisierung Nachzulesen 

Mechanismen und  
Policy-Wirkung 

Aufteilung in Schritte/Aspekte 
Jeweils Formulierung von  
Vorschlägen für Evidenz  

Anhang A.1 
Tabelle 2 - 7 

Bewertungskriterien 

Hauptsächlich qualitative  
Vorschläge für Evidenz  
(einzelne quantifizierbare In-
dikatoren) 

Anhang A.1,  
Tabelle 8 - 12 

Faktoren 
Teilweise quantifizierbare, 
teilweise qualitative  
Vorschläge für Evidenz  

Anhang A.1 
Tabelle 13 
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Mechanismen 

Die bereits in Kapitel 4.1 angerissenen Vorschläge für Evidenz und die Hinweise 
zur Argumentationslogik aus dem Process Tracing halfen dabei, die Theorie mit 
der Empirie zu verbinden und von einem theoretischen Mechanismus zu dessen 
Überprüfung in der Realität zu gelangen.  

Konkret wurde für die einzelnen Schritte der entwickelten Mechanismen-Skizzen 
detailliert definiert, was in einem Fall gefunden werden müsste, um überzeugend 
darstellen zu können, dass dieser Schritt hier tatsächlich passiert ist. Diese Vor-
schläge für Evidenz finden sich für jede Mechanismen-Skizze im Detail in den 
Tabellen 8 bis 12 im Anhang. Sie sind als eine Art Indikatoren zu verstehen, um 
anzuzeigen, inwiefern ein bestimmter Mechanismus vorliegt.30 Oft sind dies 
mehrere Aspekte, die erst in ihrem Zusammenspiel ein überzeugendes Argument 
darstellen. Im Abgleich zwischen dem erhobenen empirischen Material, also der 
tatsächlichen Evidenz, mit den zuvor formulierten Vorschlägen für Evidenz konn-
ten dann Schlussfolgerungen zu den Mechanismen gezogen werden.  

Diese tatsächliche Evidenz kann nach Beach und Pedersen (2019, S. 173) unter-
schiedlich aussehen. Neben detaillierten Darstellungen von Abläufen, wie sie bei-
spielsweise in Protokollen oder Interviews gefunden werden, können solche Hin-
weise auch (statistische) Muster sein, Sequenzen in einem zeitlichen Ablauf oder 
Vorkommnisse, deren reine Existenz schon ein Beweis oder ein Hinweis auf ei-
nen Mechanismus sein kann (beispielsweise kann schon ein Meeting an sich Hin-
weis auf Lobbying sein, ohne den Inhalt des Treffens zu kennen).  

Bei der Interpretation sind zu beachten (Beach und Pedersen 2019, S. 195): 

• Empirische Gewissheit („empirical certainty“): Inwiefern kann der 
Quelle getraut werden bzw. können Informationen aus verschiedenen 
Quellen zusammengefügt werden? Wurde das relevante Material voll-
ständig in Betracht gezogen? Hat jemand Informationen versteckt, die 
relevant wären?  

                                                      
30 Hier wird der Begriff Vorschläge für Evidenz genutzt, da er erstens zur gewählten Me-
thodik Process Tracing gehört und zweitens im Vergleich zum Begriff Indikatoren die 
Offenheit betont, dass noch neue Aspekte im Laufe der Feldforschung dazukommen kön-
nen. Es handelt sich nicht um ein festes Set an Indikatoren, sondern eben um Vorschläge, 
die ergänzt werden können. Aus diesem Grund wird dieser Begriff auch bei der Operati-
onalisierung der Erfolgskriterien und den Einflussfaktoren verwendet. Teilweise wird 
aber auch der Begriff Indikatoren synonym verwendet.  
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• Empirische Eindeutigkeit („empirical uniqueness“): Wie wahrscheinlich 
ist der Schluss unabhängig von der Evidenz? Könnte diese Evidenz auch 
auftreten, wenn die Theorie nicht zuträfe? Spricht die Evidenz also wirk-
lich für die Theorie oder könnte sie auch für etwas anderes sprechen?  

• Berücksichtigung auch kleiner Hinweise oder ‚Störungen‘: Auch klei-
nere Hinweise, die für sich selbst nicht ausreichen, um einen hypotheti-
schen Mechanismus zu stützen oder in Frage zu stellen, können die Ar-
gumentation Stück für Stück in die eine oder andere Richtung verschie-
ben – somit sollten solche nicht einfach abgetan oder ‚wegargumentiert‘, 
sondern auch die Uneindeutigkeit der Evidenz ‚ausgehalten‘ werden. 

Es ist zu betonen, dass es sich bei der Interpretation um ein Hin und Her zwischen 
Theorie und Empirie handelt – es kann auch anhand der tatsächlichen Evidenz 
überlegt werden, wofür dies ein Beweis sein könnte (Beach und Pedersen 2019, 
S. 173). Wenn Mechanismen nicht wie angenommen stattfinden, ist das kein 
Scheitern, sondern gewollter Teil des Forschungsprozesses (Beach und 
Pedersen 2019, 11-12; 74–75).  

Bewertungskriterien und Einflussfaktoren 

Auch die Bewertungskriterien und die Einflussfaktoren wurden operationalisiert 
und ähnlich wie die Mechanismen bearbeitet. Bei beiden wurde mit einer Mi-
schung aus quantifizierbaren und qualitativen Vorschlägen für Evidenz gearbei-
tet.  

Bei den Bewertungskriterien wurden keine Ausprägungen definiert, sondern ein 
theoretisch abgeleitetes Ideal. Qualitativ beschrieben wird der Grad, zu dem das 
erreicht wird. Bei den Bewertungskriterien wurden hauptsächlich qualitative In-
dikatoren genutzt, da die Bewertung stark im Kontext des jeweiligen Falls zu 
sehen ist und die dafür relevanten Aspekte kaum quantifizierbar sind. Selbst die 
Zusammensetzung der Teilnehmenden, die zwar theoretisch quantifiziert werden 
kann, muss je nach Fall unterschiedlich eingeordnet werden, sodass ein quantita-
tiver Schwellenwert keinen Sinn ergibt. 

Bei den Einflussfaktoren wurden Ausprägungen der jeweiligen Faktoren definiert 
und es wurde – äquivalent zur mechanistischen Evidenz – auch hier definiert, 
woran diese Ausprägung jeweils in der Realität zu erkennen wäre. Dabei wurden 
auch etwas mehr quantitative Indikatoren genutzt. Da es bei den Faktoren ja unter 
anderem um einen Vergleich der Fallstudien untereinander und eine Einordnung 
in einen weiteren Kontext ging, schien das sinnvoll. Dennoch sind auch hier die 
meisten Indikatoren qualitativer Natur, passend zum explorativen und offenen 
Vorgehen.  



146 | Methodisches Vorgehen 
 

 

Der Abgleich zwischen den jeweiligen Vorschlägen für Evidenz und der tatsäch-
lichen gefundenen Evidenz aus verschiedenen Datenquellen bildet die Grundlage 
für die Kapitel 7 und 8.31 In diesen Fallstudienkapiteln sind die Ergebnisse schon 
zum Teil aggregiert dargestellt.  

6.4 Methodisches Vorgehen 
Mechanismen, Einflussfaktoren und Bewertungskriterien wurden für jeden der 
Fälle separat analysiert und dann beide Fälle qualitativ verglichen. Dies ist not-
wendig, da jeder Planungsprozess einzigartig ist und in seiner eigenen Logik ver-
standen werden muss, bevor bestimmte Aspekte verglichen werden können 
(Fugmann et al. 2018, S. 16).  

Der ‚Kern‘ eines Falles beginnt mit einer Entscheidung für ein Planungsvorhaben 
und endet mit einer Policy-Entscheidung (siehe Kapitel 2). Je nach ihrer Relevanz 
für das Verständnis des Planungsprozesses wurden Prozesse davor und danach 
ebenfalls betrachtet. Dies bedeutet, dass die Definition von Anfangs- und End-
punkt (für diese Analyse) für jeden Fall individuell festgelegt wurde und sich im 
Laufe der Untersuchung verändert hat. Die Konsultation steht jeweils im Fokus, 
andere Beteiligungsformate aus den Fallstudien wurden aber als Vergleichsfolie 
mitbetrachtet. Für beide Fallstudien wurden die Entwicklungen bis Ende August 
2023 berücksichtigt. 

Aufgrund der Unterschiedlichkeit wurden zwar in beiden Fallstudien die gleichen 
Methoden angewandt, deren genaue Ausgestaltung und deren Zusammenwirken 
unterschied sich jedoch. Darauf wird in der Beschreibung der Methoden jeweils 
eingegangen, eine Zusammenfassung der jeweils in den Fallstudien angewandten 
Methoden findet sich in Tabelle 9 auf der nächsten Seite. 

 

                                                      
31 Für die konsultativen Formate wurden jeweils alle Vorschläge für Evidenz einzeln mit der tat-
sächlichen Evidenz abgeglichen und Schlussfolgerungen gezogen. Für die anderen Beteiligungs-
formate, die als Vergleichsfolie mitbetrachtet wurden, wurde pro Mechanismus/Kriterium die Evi-
denz zusammengestellt und ausgewertet, aber nicht alle Vorschläge für Evidenz einzeln durchge-
gangen.  
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Tabelle 9 Überblick über jeweils in den Fallstudien angewandte Methoden 

 
Interviews Medien- 

analyse Dokumentenanalysen Teiln. Be-
obachtung 

El
bc

ha
us

se
e 

10 
(~400 Extrakte) 

37 Artikel  
(+114 gesichtet) 

Inhaltsanalyse 
Beteiligungs-
beiträge Vergleich 

Planversionen 
und  
Beteiligungs-
beiträge 

- 

O
tte

ns
en

 

13 
(~500 Extrakte) 104 Artikel 

Auswertung 
der Protokolle 
politischer Sit-
zungen 

9 Veran-
staltungen 

Triangulation wird auch deshalb hier für sehr sinnvoll erachtet, weil die Informa-
tionen zum Teil nur über die Akteure selbst erlangt werden konnten, womit sie 
gewissermaßen durch die ‚Linse‘ dieser Akteure erhoben wurden, also bereits 
interpretiert worden waren. Dabei waren alle Akteure auf irgendeine Weise am 
Prozess beteiligt und hatten somit meist auch konkrete eigene Interessen, waren 
also voreingenommen (Goldschmidt 2014). Das gleiche gilt für Medienerzeug-
nisse. Eigene Beobachtungen sind dagegen durch meine subjektive Sichtweise 
geprägt. Diese Herangehensweise, dass sich ein Bild durch verschiedene subjek-
tiv-interpretierende Blickwinkel zusammensetzt, soll blinde Flecken ausgleichen 
und verschiedene Sichtweisen zusammenfügen, sodass letztendlich – vergleich-
bar mit einem Puzzle – ein umfassendes Bild entsteht. Für die gleichen For-
schungsfragen wurden hier jeweils verschiedene Methoden und Datenquellen 
verwendet, was die interne Validität der Forschungsergebnisse entscheidend er-
höht (Gläser und Laudel 2010, S. 105). Im Folgenden werden detailliert die ge-
wählten Methoden und deren Anwendung beschrieben. 

6.4.1 Leitfadengestützte Interviews 
Den Kern der Datenerhebung bilden leitfadengestützte Expert:inneninterviews. 
Solche können mit allen Personen geführt werden, deren spezifisches Wissen für 
die Rekonstruktion des Falls als relevant erachtet wird. Als Expert:innen werden 
diese Personen vor allem in dem Sinne gesehen, dass sie Sachverständige für be-
stimmte Konstellationen und Prozesse sind, aber auch die Wahrnehmungen und 
Einstellungen der Befragten selbst kommen vor und können interessant sein 
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(Gläser und Laudel 2010, S. 41–43). In diesem Fall sind das Personen, die qua 
ihrer Funktion am Planungs- und/oder Beteiligungsprozess beteiligt waren oder 
über spezifisches Wissen dazu verfügen.  

Geführt wurden Interviews mit den relevanten Stakeholdern im Prozess, nämlich 
Vertreter:innen der Verwaltung, privater Planungsbüros, der Politik und der be-
teiligten Zivilgesellschaft. Insgesamt wurden 23 Interviews geführt, 10 für die 
Elbchaussee, 13 für Ottensen.32 Die Interviewpartner:innen wurden zum Teil auf 
Basis der Zeitungsartikel und Planungsdokumente, zum Teil im Schneeballsys-
tem auf Empfehlung anderer Interviewpartner:innen ausgewählt. Pro Fall wurde 
ein Interview zu Beginn der Feldphase geführt, um die Fallauswahl zu konsoli-
dieren. Die weiteren Interviews wurden zu verschiedenen Zeitpunkten des Pro-
zesses, größtenteils jeweils nach der Policy-Entscheidung, geführt. Zum Teil 
wurden Personen auch mehrfach interviewt, beispielsweise am Anfang und am 
Ende eines Prozesses. Eine Auflistung findet sich in Anhang B.1 bzw. C.1. 

Die Interviews wurden mithilfe eines Leitfadens geführt. Der Interviewleitfaden 
wurde abgeleitet aus den Operationalisierungen der Mechanismen, der Einfluss-
faktoren und der Bewertungskriterien. Diese Elemente übernahmen damit die 
Funktion von Leitfragen, die die eher abstrakten Forschungsfragen in konkretes 
Erkenntnisinteresse übersetzten. Der Leitfaden strukturierte die Interviews, For-
mulierung und Reihenfolge der Fragen waren flexibel. Es gab einen Haupt-Leit-
faden, der dann je nach Akteursgruppe und je nach Fallstudie leicht angepasst 
und vor jedem Interview individualisiert wurde. Dieser Leitfaden für alle Ak-
teursgruppen findet sich in Anhang A.2. 

Die halbstrukturierte Form wurde gewählt, da es diese Art von Interview ermög-
licht, Einblicke in die Tiefe zu erlangen. Der Leitfaden dient dazu, die For-
schungsfragen in Alltagssprache zu übersetzen, um direkt an der Lebensrealität 
des Gegenübers anzusetzen und sicherzustellen, dass keine Aspekte vergessen 
werden oder nicht zur Sprache kommen. Der Leitfaden wirkt zudem ‚Gewöh-
nungseffekten‘ entgegen. Außerdem dient er der Entwicklung und Überarbeitung 
bei der Vorbereitung auf die Interviews (Przyborski & Wohlrab-Sahr, 2014, S. 
126-127). 

Bei der Erarbeitung des Leitfadens wurden die Hinweise von Gläser und Laudel 
(2010, S. 139–148) berücksichtigt. Der Leitfaden folgt – nach einigen 

                                                      
32 Zusätzlich wurden in drei weiteren Fällen Interviews geführt, die in die engere Fallauswahl ge-
kommen waren. Außerdem wurden für beide Fallstudien weitere Interviewpartner:innen angefragt, 
die nicht zu einem Interview bereit waren, genaueres siehe jeweils die Fallstudienkapitel.  
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einleitenden Fragen - chronologisch den Prozessschritten, gefolgt von Fragen 
nach Einflussfaktoren im Kontext. Dabei wurde vor allem auf erzählanregende, 
offene Fragen gesetzt, die dann durch spezifische Nachfragen ergänzt werden 
konnten. Vor dem Einsatz im Feld wurde der Leitfaden in allen Akteursgruppen 
getestet. Dabei wurden auch gezielt verschiedene Reihenfolgen ausprobiert, um 
zu schauen, wie ein möglichst natürlicher Gesprächsfluss hergestellt werden 
kann; die Formulierungen wurden immer wieder (auch noch im Forschungspro-
zess) angepasst.  

Die Interviews dauerten meist etwa 60 min. und wurden persönlich (im Büro der 
Interviewpartnerin oder an einem öffentlichen Ort) oder über Webex (mit Video) 
geführt. Alle Interviews wurden aufgezeichnet. Nach jedem Interview wurden 
Feldnotizen erstellt (schriftlich oder als Audio-Aufnahme). Dann wurden die In-
terviews nach pragmatischen, zuvor festgelegten Regeln transkribiert (angelehnt 
an Gläser und Laudel 2010). Diese Transkripte bilden die Grundlage für die Ana-
lyse der Interviews.  

Auswertung mit der qualitativen Inhaltsanalyse 

Die Auswertung der Interviews orientiert sich an der qualitativen Inhaltsanalyse 
nach Gläser und Laudel (2010). Die qualitative Inhaltsanalyse eignet sich für das 
theoriegeleitete Vorgehen und den Fokus auf kausale Mechanismen und Zusam-
menhänge. Während kodierende Verfahren sehr textnah bleiben, werden bei der 
qualitativen Inhaltsanalyse Schlüsselstellen aus dem Textmaterial extrahiert, mit 
denen dann weitergearbeitet wird. Mit dieser gezielten Extraktion soll die Infor-
mationsfülle verringert und systematisch strukturiert werden (Gläser und 
Laudel 2010, S. 43–47).  

Ein theoretisch begründetes Suchraster (Darstellung der Kategorien siehe An-
hang B.2/C.3) leitete die Extraktion relevanter Aspekte aus den Interviews und 
verknüpfte die Analyse des Interviewmaterials mit dem theoretischen Rahmen: 
Nach der Transkription wurden thematisch zusammenhängende Absätze zu Ana-
lyseeinheiten zusammengesetzt. Dann wurden in den Transkripten die inhaltlich 
relevanten Textstellen markiert (die Textstellen, die eine Aussage über die im 
Suchraster definierten Variablen enthalten) und einer Oberkategorie (beispiels-
weise einer Projektphase oder einer Faktorengruppe) zugeordnet. Diese Extrakte 
wurden dann aus dem Gesamttext entnommen. Es wurden für die Elbchaussee 
etwa 400 Extrakte, für Ottensen etwa 500 Extrakte entnommen. 
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Gesucht wurde nach Informationen zu den folgenden Kategorien: 

• Einflussfaktoren auf verschiedenen Ebenen (Kontext, Planungsverfah-
ren, Beteiligungsverfahren) 

• Prozessschritte (Teilnehmende, Diskussionsprozess, Beteiligungsergeb-
nisse, Prozess nach Abschluss des Beteiligungsprozesses), dabei jeweils 
bestimmte Aspekte und Bewertungskriterien 

• Policy-Wirkung 

• erfolgte Policy-Entscheidung 

• Vorgeschichte sowie weiterer Prozess 

Daraufhin wurden die Extrakte in ein aus dem Suchraster entwickeltes Auswer-
tungsraster übernommen. Das Auswertungsraster besteht aus den gleichen Ober-
kategorien, die in zahlreiche Unterkategorien ausdifferenziert sind. In jeder der 
Kategorien waren verschiedene Dimensionen von Interesse: die Inhaltsdimension 
(meist noch nach detaillierten Aspekten aufgegliedert), die Wirkungsdimension 
sowie zum Teil auch die Ursachendimension.  

Beispielsweise sieht das Auswertungsraster für die Erfassung der Interaktion in 
der Beteiligung und des Erarbeitungsprozesses der Ergebnisse folgendermaßen 
aus: 
 

Tabelle 10 Beispielhafter Ausschnitt des Auswertungsrasters 
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Detaillierte Informationen wurden den Extrakten entnommen und den jeweils 
passenden Kategorien zugeordnet. Die Auswertung war dabei ein iterativer Pro-
zess, in dem sich auch das Raster weiterentwickelte, indem neue Aspekte hinzu-
gefügt wurden. Damit kann die Auswertung als deduktiv-induktiv bezeichnet 
werden. Das Auswertungsraster unterscheidet sich im Detail zwischen den beiden 
Fallstudien. 

Die so entstandene umfangreiche Datenbasis wird handhabbar durch die Anwen-
dung von Filtern auf die kategorisierten Textstellen. Gefiltert werden kann bei-
spielsweise nach den spezifischen Beteiligungsformaten, nach Akteursgruppen 
der Interviewten oder danach, ob zu bestimmten Kategorien oder einzelnen Di-
mensionen Informationen enthalten sind. Vorteilhaft ist die Filterfunktion insbe-
sondere für die praktische Handhabung der Tabelle sowie für den Umgang mit 
Textstellen, die mehreren Kategorien zuzuordnen sind.  

Folgende Tabelle (Tabelle 11) zeigt ein Beispiel. Hier wurde nach Aussagen zu 
Interaktion und Erarbeitungsprozess gefiltert und die dazugehörige Ursachen- 
und Wirkungsdimension mitbetrachtet, die anderen Kategorien wurden für die 
Abbildung ausgeblendet. 

Tabelle 11 Beispielhafter Ausschnitt des ausgefüllten Auswertungsrasters 
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„Was wahrscheinlich auch wieder etwas 
mit der durchaus auch online-affinen teil-
nehmenden Klientel zu tun ist, dass sie tat-
sächlich selber dieses Board bedient haben. 
Das war auch besser als in jedem anderen 
Workshop, den ich gemacht habe. Ich 
nehme mal an, dass sie das alle oder zum 
großen Teil zumindest aus ihren Arbeits-
kontexten kannten.“ 

155 Die Personen 
konnten alle 
selbst das Miro-
Board bedienen, 
besser als ich 
vergleichbaren 
Workshops 

Internet-
affines 
Klientel, 
kannte das 
Tool 
schon 

[Keine 
Aus-
sage] 
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Die direkten Interviewzitate, die in den folgenden Kapiteln verwendet werden, 
wurden von den Interviewpartner:innen freigegeben und teilweise auf deren 
Wunsch leicht redaktionell überarbeitet, inhaltliche Veränderungen wurden nach-
träglich nicht vorgenommen.  

6.4.2 Medien- und Dokumentenanalyse 
Medienanalyse 

Aus den Medien lassen sich zum einen Informationen zu Akteuren, Faktoren und 
zum Beteiligungsprozess entnehmen, vor allem aber lassen sich die hegemonia-
len Diskurse und deren Veränderungen im Lauf des Prozesses rekonstruieren. 
Diskurse sind Ereignisse oder Praktiken des Sprach- oder Zeichengebrauchs, die 
als solche Wirklichkeit konstituieren (Keller 2011, S. 66). Diese Diskurse und 
damit möglicherweise der Prozess werden durch die Berichterstattung wiederum 
auch beeinflusst (FGSV 2012, S. 11). Eine solche Veränderung von Diskursen ist 
für mehrere der Mechanismen-Skizzen höchst relevant.  

Es wurden Zeitungsartikel und Videobeiträge zum Thema des jeweiligen Pla-
nungsprozesses gesammelt und analysiert. Besonders wichtig waren in diesem 
Fall die regionale und v.a. die lokale Presse, da sie „sie mit den Strukturen vor 
Ort vertraut ist und in der Regel auch die Positionen von Politik, Verwaltung und 
der verschiedenen Verbände kennt“ (Jansen et al. 2007, S. 54). Als Grundlage 
dienten somit die vier auflagenstärksten Zeitungen aus Hamburg, ein regionaler 
Sender sowie fünf überregionale Zeitungen (die vier auflagenstärksten sowie eine 
Zeitung, in der aus thematischer Nähe häufig berichtet wurde).  

Gesucht wurde für einen je nach Fall definierten Zeitraum und unter Nutzung 
definierter Suchbegriffe auf der Internetseite der entsprechenden Zeitung sowie 
über die Datenbank lexisnexis. Es wurde zu mehreren Zeitpunkten gesucht. Nach 
einer Zusammenstellung aller Artikel mit Bezug zum Planungsverfahren im je-
weils definierten Zeitraum wurden diese zunächst nach Datum sortiert. Daraufhin 
wurden die Artikel nach einem theoriegeleiteten System kodiert, das auf Basis 
der ersten Ergebnisse noch angepasst wurde.  

Das Auswertungssystem orientierte sich an dem Zweck, der mit der Medienana-
lyse verfolgt wurde: nämlich die punktuelle Ergänzung der anderen Ergebnisse 
an spezifischen Stellen im Prozess, wie es etwa Bögel et al. (2022) in ihrer Ana-
lyse eines lokalen Innovationsprozesses getan haben. Deshalb wurden die Artikel 
zwar laufend gelesen, die Analyse wurde allerdings erst nach Auswertung der 
Interviews durchgeführt. So konnte sich das Auswertungssystem bereits an den 
ersten Ergebnissen orientieren. Besonders die Mechanismen ‚Druck‘ und 
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‚Überzeugung‘ konnten ergänzt werden, indem Aussagen über die Darstellung 
und die Wahrnehmung des Prozesses und vor allem der Beteiligung abgeleitet 
wurden.  

Die Analyse erfolgte auf Artikel- und Passagenebene: 

Auf Artikelebene wurden die gesamten Artikel nach verschiedenen Aspekten ka-
tegorisiert, etwa ob sie sich auf jeweilige Beteiligungsformate berufen, ob darin 
das Projekt als konflikthaft dargestellt wird, o. ä. Die Konflikthaftigkeit wurde 
zusätzlich separat für die Titel der Artikel ausgewertet, da davon ausgegangen 
werden kann, dass diese oft wahrgenommen werden, ohne dass notwendiger-
weise der Artikel gelesen wird, und sie somit die öffentliche Wahrnehmung prä-
gen. Auch betrachtet wurde für alle Artikel, ob darin eine bestimmte Partei oder 
Akteursgruppe zu Wort kommt und wie viele Zitate von diesen Akteuren in ei-
nem Artikel jeweils enthalten sind. All diese und weitere Aspekte wurden quan-
titativ nach Erscheinungsmonat ausgewertet.  

Die Passagen, die den Ausschlag gaben für die gerade beschriebene Kategorisie-
rung der Artikel, wurden für manche der Themen genauer betrachtet. Das Ziel 
war, genauer herauszufinden, in welchem Kontext und auf welche Weise die je-
weiligen Beteiligungsveranstaltungen besprochen wurden. So wurden die den 
einzelnen Beteiligungsformaten zugeordneten Passagen noch induktiv in Kate-
gorien eingeteilt, etwa ob die Beteiligung nur erwähnt wurde, ob der Bezug ne-
gativ oder positiv war, oder um welchen Aspekt es konkret ging (Übersicht siehe 
Anhang C.3).  

Auch hier unterscheiden sich die Auswertungssysteme zwischen den Fallstudien 
leicht, sind aber ähnlich aufgebaut. Für das Verfahren Ottensen wurden mehr Ka-
tegorien genutzt als für die Elbchaussee, da das Verfahren sehr viel umfangrei-
cher war und es sich um deutlich mehr Artikel handelte. Im Anhang (B.3/C.3) 
finden sich für beide Fallstudien die Suchbegriffe, die Suchzeiträume, die berück-
sichtigten Medien, die Kodierschemata und die quantitativen Auswertungen der 
Artikel jeweils nach Kategorie und Erscheinungsmonat. 

Dokumentenanalyse 

Analysiert wurden auch ausgewählte Dokumente des Planungsprozesses wie Pro-
tokolle von politischen Sitzungen, Dokumentationen von Beteiligungsveranstal-
tungen, Planungsentscheidungen und deren Erläuterungen, Entwürfe und die end-
gültig beschlossene Planung. Dabei handelte es sich vorwiegend um öffentlich 
zugängliche Unterlagen, in Einzelfällen auch um vertrauliche Unterlagen, die zur 
Kenntnis genommen werden durften.  
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Die Dokumente wurden auf verschiedene Weisen ausgewertet, da sie sehr unter-
schiedlich ausgestaltet waren. Viele Dokumente wurden ohne systematisches 
Suchraster als Informationsquelle genutzt und sind als solche im Text als Quelle 
genannt. Protokolle von Beteiligungsveranstaltungen wurden zum Teil anhand 
des beschriebenen Interviewauswertungsrasters ausgewertet.  

Zudem wurde für beide Fälle die verschiedenen Planentwürfe bzw. Planstände 
mithilfe eines Rasters untereinander und mit den Beteiligungsergebnissen vergli-
chen, um Änderungen herausarbeiten zu können (siehe Anhang B.5/C.5). 

Zudem wurden in den beiden Fallstudien noch separate Auswertungen durchge-
führt:  

• Im Fall Elbchaussee wurde der Inhalt der Beteiligungsbeiträge analysiert, 
indem jeweils die am häufigsten genannten Forderungen bzw. am häu-
figsten bewerteten Beiträge anhand eines Schemas ausgewertet wurden 
(Zusammenfassung siehe Anhang B.4). Für Ottensen lag eine solche Zu-
sammenfassung bereits von Seiten der Verwaltung bzw. der Dienstleister 
vor, sodass auf diese zurückgegriffen werden konnte.33 

• Für den Fall Ottensen wurden die Protokolle des bezirklichen Verkehrs-
ausschusses und der Bezirksversammlung sowie der Bürgerschaft sepa-
rat nach einem Analyseraster ausgewertet, um einen Überblick über die 
Rolle der Beteiligung in der politischen Diskussion zu bekommen (Zu-
sammenfassung siehe Anhang C.4). Dies war notwendig, da das Projekt 
in den meisten Sitzungen von 2019 bis 2023 behandelt worden und ein 
Überblick über die Rolle der Beteiligung somit nur über eine detaillierte 
Auswertung möglich war. Im Gegensatz dazu wurde das Projekt Elb-
chaussee kaum im Verkehrsausschuss behandelt, sodass eine solche Ana-
lyse nicht nötig schien. Dabei wurden zunächst alle entsprechenden Pro-
tokolle und dazugehörige Beschlüsse und Anfragen gesammelt. Hier 
wurde auf Protokollebene ausgewertet, während ausgewählte Passagen 
ebenfalls betrachtet wurden. Es ging konkret darum, was jeweils in den 
Sitzungen besprochen wurde, wie und wann von wem über die Beteili-
gung gesprochen wurde, und in welchem Kontext dies geschah. Aus die-
ser Zusammenstellung konnten auch einige besonders wichtige 

                                                      
33 Diese Lösung wurde gewählt im Bewusstsein, dass es sich dabei bereits um eine Interpretation 
der Rohdaten handelt. Grund war, dass nur ein Teil der Beteiligungsbeiträge aus Ottensen verfügbar 
ist (Onlinebeiträge). Diesen Teil auszuwerten hätte einen hohen Aufwand bedeutet, aber wenig 
Mehrwert gebracht, da er ohnehin nur einen kleinen Teil der Beteiligung abbildet. 
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Sitzungen identifiziert werden, deren Protokolle dann noch einmal de-
taillierter betrachtet wurden und die für das Verständnis der Mechanis-
men relevant wurden. 

6.4.3 Teilnehmende Beobachtung 
Teilnehmende Beobachtung wurde nur in Ottensen durchgeführt, da die Beteili-
gung und die politische Entscheidung für die Elbchaussee zum Zeitpunkt der Er-
hebung bereits abgeschlossen waren. Die teilnehmende Beobachtung diente zum 
einen als Zugang zum Feld und als Vorbereitung für die anderen Methoden (Przy-
borski und Wohlrab-Sahr 2014, S. 39–45) sowie auch als eigenständige Erhe-
bungsmethode, besonders für die Bestimmung der Einflussfaktoren und für die 
Bewertung. Auch half die Beobachtung, andere Ergebnisse zu kontextualisieren. 
Beobachtungen wurden durchgeführt bei einigen Sitzungen des Verkehrsaus-
schusses, bei Konsultationsveranstaltungen und Beiratssitzungen (eine vollstän-
dige Liste der Beobachtungen findet sich in Anhang C.6). 

Teilnehmende Beobachtung bedeutet, dass die Forscherin eine aktive Rolle im 
Feld übernimmt, also sozusagen ‚mitspielt‘. Dabei gab es verschiedene Grade des 
‚Mitspielens‘ – meine Rolle unterschied sich je nach Veranstaltung und Format 
und hat sich auch im Laufe des Projektes verändert. Wenn möglich, handelte es 
sich aus Transparenzgründen um eine offene Beobachtung (Thierbach und 
Petschick 2019, S. 1167), das heißt, ich habe mich den Teilnehmenden vorge-
stellt. In anderen Veranstaltungen nahm ich anonym teil und in noch anderen 
wurde ich gar nicht wahrgenommen, beispielsweise in Online-Veranstaltungen 
ohne Kamera. Dabei ist jeweils individuell eine Reflexion der eigenen Rolle 
wichtig, da durch die Anwesenheit das Geschehen grundsätzlich beeinflusst wird; 
allerdings kann bei einer stillen Teilnahme damit gerechnet werden, dass der Ein-
fluss nicht maßgeblich ist (Thierbach und Petschick 2019, S. 1167).  

Besonders relevant war die teilnehmende Beobachtung bei den Konsultationsver-
anstaltungen und den Beiratssitzungen, da ein Teil des dort gesuchten Wissens 
nicht in den Protokollen enthalten ist und bei Interviews Verzerrungen durch so-
ziale Erwünschtheit zu erwarten sind (Goldschmidt 2014, S. 345–349; Gläser und 
Laudel 2010, S. 103). Dort wurde deshalb zusätzlich zu den informellen Feldno-
tizen ein detailliertes Beobachtungsprotokoll auf theoretischer Basis erstellt. Die 
Beobachtung ist zwischen der stark und der schwach strukturierten Beobachtung 
(Thierbach und Petschick 2019, S. 1166) zu verorten: Das Erkenntnisinteresse 
war spezifisch und im Vorhinein geleitet und damit weniger offen als etwa der 
Interviewleitfaden. Eine gewisse Offenheit war aber gewährleistet, da die Krite-
rien ohne vorab definierte Merkmalsausprägungen qualitativ ausgefüllt wurden, 
Beobachtungen außerhalb der definierten Kriterien aufgenommen wurden und 
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das Protokoll im Laufe der Forschung ergänzt wurde. Die Vorlage des Protokolls 
befindet sich im Anhang C.6. Die Auswertung der Feldnotizen und der Beobach-
tungsprotokolle erfolgte über das Auswertungsraster der qualitativen Inhaltsana-
lyse. 

6.4.4 Teilnehmenden- und Bevölkerungsbefragung  
Ergänzend wurden die Auswertungen quantitativer Befragungen aus dem For-
schungsprojekt CIMT herangezogen. Dabei wurden die Teilnehmenden der Kon-
sultationsveranstaltungen und repräsentativ ausgewählte Personen, die im Um-
feld des jeweiligen Projekts leben, befragt, in Ottensen vor und nach und bei der 
Elbchaussee nach dem Planungsverfahren.  

Die Prozesseinschätzungen aus Sicht der Teilnehmenden werden hier als weitere 
Perspektive auf den Prozess für die Mechanismen und die Bewertungskriterien 
genutzt. Die Ergebnisse der Zufallsstichprobe dienen in einigen Fragen als Refe-
renz. Die Befragten wurden in einem umfangreichen Fragebogen in geschlosse-
nen Fragen auf einer Likert-Skala von 1 bis 5 nach einer Prozesseinschätzung 
sowie zu ihrer Perspektive auf die Policy-Wirkung befragt. Dabei wurden die 
Teilnehmenden beim Projekt Ottensen jeweils direkt in den Veranstaltungen re-
krutiert und nach der Veranstaltung befragt. Beim Projekt Elbchaussee gab es 
einen größeren zeitlichen Abstand zwischen Beteiligungsprozess und Befragung. 
Einige Teilnehmende konnten noch über einen E-Mailverteiler der Beteiligung 
erreicht werden, andere konnten über die Bevölkerungsbefragung erreicht wer-
den.  

Hier wird auf die Datenauswertung aus dem Projekt CIMT zurückgegriffen. Eine 
eigene Datenauswertung darüber hinaus erfolgte nicht. Für die ausgewerteten Da-
ten, die Fragebögen und die Auswertungsmethodik siehe Holec und Escher 
(2024a, 2024b).



7 Überplanung der Elbchaussee  
Bei dem Verfahren geht es um die Überplanung des Straßenquerschnitts der Elb-
chaussee, die insgesamt 9 km lang ist und die Elbvororte mit dem Zentrum Altona 
verbindet. Die Elbchaussee ist eine Hauptverkehrsstraße, deren Verwaltung da-
mit beim gesamtstädtischen Senat angesiedelt ist. Baulastträger ist somit der Lan-
desbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer (LSBG), der bis 2020 der Behörde für 
Wirtschaft, Verkehr und Innovation und seitdem der Behörde für Verkehr und 
Mobilitätswende (BVM) unterstellt ist.34 (LSBG 2021a, S. 3) In diesem Kapitel 
geht es um den 4 km langen westlichen, ersten Planungsabschnitt, der ab Mai 
2021 zuerst umgebaut wurde (siehe Abbildung 9, folgende Seite).35  

Zu dieser Planung gab es 2018 mehrere konsultative Invited Spaces, bestehend 
aus zwei Phasen der Online-Beteiligung, jeweils gefolgt von einer öffentlichen 
Veranstaltung (LSBG 2021a). Darüber hinaus brachte sich die Öffentlichkeit 
über Claimed Spaces, nämlich Mobilitätsverbände und lokale Initiativen und die 
Volksinitiative Radentscheid, in die Planung ein. Diese Claimed Spaces werden 
hier mit betrachtet, da gerade im Vergleich verschiedener Formate vertiefte Aus-
sagen über die Rolle von Konsultation getroffen werden können. 

Zusammengefasst ist durch die Invited Spaces kaum Policy-Wirkung zustande 
gekommen, mehr durch den Claimed Space Radentscheid. Dabei lassen sich viele 
der theoretisch hergeleiteten Mechanismen finden, etliche jedoch nur in Ansätzen 
und ohne zu Policy-Wirkung zu führen. Die in diesem Kapitel vorgestellte Ana-
lyse basiert auf 10 qualitativen Interviews mit 11 Personen, Planungsdokumen-
ten, Protokollen politischer Sitzungen und Beteiligungsveranstaltungen, Zei-
tungsartikeln und quantitativen Befragungsdaten (siehe Kapitel 6).  

  

                                                      
34 Der LSBG ist vergleichbar mit dem Tiefbauamt in anderen Städten. 
35 Insgesamt gibt es drei Planungsabschnitte. Perspektivisch soll die komplette Straße überplant 
werden, allerdings wurde im Laufe des Projekts aus verschiedenen Gründen entschieden, zunächst 
nur mit dem Planungsabschnitt West zu beginnen. Wenn im Folgenden vom westlichen/östlichen 
Teil die Rede ist, bezieht sich das also immer auf den 1. Planungsabschnitt (sprich: der westli-
che/östliche Teil des 1. Planungsabschnitts). 
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Abbildung 9 Verlauf der Elbchaussee 
und Planungsabschnitte (eigene Dar-
stellung, basierend auf Daten von    
OpenStreetMap/Mitwirkenden 
(ODbL)) 
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Die qualitativen Interviews wurden mit Personen aus Politik, Verwaltung, freier 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft geführt, ausgewählt auf Basis der Planungsdo-
kumente sowie im Schneeballsystem aus den anderen Interviews.  

Die Interviewpartner:innen lassen sich der folgenden Akteursgrafik (Abbil-
dung 10) entnehmen und sind detaillierter in Anhang B.1 aufgeführt. Fett sind 
die interviewten Personen mit im Text verwendetem Kürzel, weitere für ein In-
terview angefragte Personen sind mit * markiert. Je weiter mittig die Akteure 
verortet sind, desto wichtiger werden sie für die Policy-Wirkung der Beteiligung 
eingeschätzt.  

 

Abbildung 10 Relevante Akteure im Planungsprozess Elbchaussee 

Im ersten Teil des Kapitels wird ein Überblick über Gebiet und Planung gegeben 
und daraufhin der Planungsprozess inklusive der Beteiligung detailliert darge-
stellt. Das bildet die Basis für den zweiten Teil, in dem für die relevanten Betei-
ligungsformen – Konsultation, Mobilitätsverbände und -initiativen und Volksini-
tiative Radentscheid – die Policy-Wirkung und die Wirkmechanismen heraus-
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gearbeitet werden. Dann erfolgen die Bewertung und Einordnung anhand der the-
oretisch hergeleiteten Kriterien und ein Überblick über die wichtigsten Einfluss-
faktoren. Dabei konzentriert sich der erste Teil des Kapitels (7.1 und 7.2) auf die 
Darstellung der empirischen Ergebnisse und der spätere Teil auf die Interpreta-
tion der Ergebnisse im theoretisch entwickelten Analyseraster.  

7.1 Überblick 
Es folgt ein Überblick zu Vorgeschichte, Prozess und Ergebnissen der Planung.  

Ausgangssituation und Ziele 

Die Elbchaussee ist eine historisch gewachsene, wichtige Verbindung von Ham-
burg in die Elbvororte sowie eine prestigeträchtige und bekannte Straße, größten-
teils begrenzt von großen Privatgrundstücken mit Villen. Sie wird aufgrund ihrer 
Geschichte und dem Zugang zum Elbstrand als identitätsstiftend und emotional 
besetzt beschrieben (Pol - E3 2021, Rn. 25; Ver - E1 2021, Rn. 132). 

Ausgangssituation für die Planung war ein schlechter baulicher Zustand und fast 
gänzlich fehlende Radverkehrsinfrastruktur, sodass die Situation für den Radver-
kehr nicht mehr regel- und leitbildkonform war (LSBG 2021a, S. 3). Konkret 
wurde der Radverkehr auf der Kfz-Fahrbahn im Mischverkehr bei einer Höchst-
geschwindigkeit von 50 km/h geführt, außerdem war der Fußweg südlich für den 
Radverkehr freigegeben. Zwar wurde der Kfz-Verkehr nur zweistreifig geführt, 
allerdings fuhren durch eine hohe Fahrstreifenbreite oft zwei Kfz pro Richtung 
nebeneinander. Der Abschnitt wurde auch von 6 Buslinien genutzt. 
(LSBG 2020d). Dieser Situation entsprechend schildern Interviewte, dass die ge-
meinsame Führung mit dem Autoverkehr und die zahlreichen Kurven und Eng-
stellen die Straße für den Radverkehr unattraktiv machten und somit viele Rad-
fahrende die Elbchaussee mieden (Pol - E1 2021, Rn. 23-24, Büro - E2 2021, Rn. 
75). Auch die Situation für den Fußverkehr war mangelhaft: Für diesen gab es im 
entsprechenden südlichen Abschnitt einen teilweise schmalen Gehweg, nördlich 
ein unbefestigtes Hochbankett.36 Der ruhende (Kfz-)Verkehr spielte mit 26 Stell-
plätzen im Abschnitt eine untergeordnete Rolle. (LSBG 2021a, S. 6–9) 

Politisch war die Elbchaussee und deren Problemlage schon länger in der Dis-
kussion. Eine Person aus der Bezirkspolitik schildert, dass das Thema, schon 
                                                      
36 Das kann man sich vorstellen als teilweise sehr schmalen, mit Granulat befestigten Streifen, der 
beispielsweise direkt neben einem Radweg verläuft und damit für den Fußverkehr wenig komfor-
tabel und sicher ist bzw. teilweise in seiner Breite für die Nutzung nicht ausreicht, je nach Nutzung 
des angrenzenden Grundstücks. 
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seitdem sie in der Politik ist (2004), immer wieder diskutiert werde, zum Teil 
auch konflikthaft, der Bezirk habe das Thema immer wieder angestoßen, sei al-
lerdings nicht federführend dafür zuständig. Es sei nie zu einer Umgestaltung ge-
kommen, da eine fahrradfreundliche Veränderung der Verkehrssituation als kom-
plizierte Herausforderung aufgefasst wurde und eine durchgehende Lösung für 
den Radverkehr aufgrund der Engstellen wie auch der wechselnden politischen 
Merheiten nicht möglich schien (Pol - E2 2021, Rn. 34). Eine andere Person aus 
der Politik beschreibt die Einschränkungen und thematisiert indirekt auch die 
Maßgabe, dass die Leistungsfähigkeit des Kfz-Verkehrs erhalten werden 
müsse:37 

 „Und hier war die Herausforderung, dass wir […] nicht den aus-
reichenden Raum haben, um regelkonform Radwege zu bauen, 

dass wir aber auch nur eine Fahrspur je Richtung haben, sodass 
wir jetzt auch nicht einfach sagen können, wir nehmen eine Fahr-
spur raus, um hier Platz zu finden, sondern er ist einfach nicht da. 
Und vor der Prämisse, dass wir eine Spur je Richtung […] haben 

wollen, ist es schwer umsetzbar.“ 
 (Pol - E3 2021, Rn. 46) 

Auch aufgrund dieser Herausforderungen wurden immer wieder alternative Stre-
cken in die Diskussion eingebracht, allen voran eine Führung auf dem Elberad-
weg, der teilweise parallel verläuft. Neben anderen Kritikpunkten ist dieser Rad-
weg aber auf etwa 900 m unterbrochen, und ein Bürgerentscheid, der einen Lü-
ckenschluss vorsah, scheiterte 2017 (ZG - E2 2022, Rn. 56; Pol - E1 2021, 
Rn. 24, 30-31). Damit verbunden war der Anspruch, „dass die Radwege nach 
oben sollen“, somit wuchs der Druck, eine Lösung auf der Elbchaussee zu finden 
(Büro - E1 2021, Rn. 54).  

Nach Versuchen, die Situation durch punktuelle Eingriffe zu verbessern, zeich-
nete sich ab, dass der gesamte Querschnitt überplant werden müsse. Für einen 
Abschnitt der Elbchaussee wurde dazu 2015 ein Ingenieurbüro beauftragt, dieses 
Planungsverfahren wurde allerdings zunächst abgebrochen. Grund war, dass die 
Baufälligkeit der Trinkwassersiele bekannt wurde, somit die ganze Straße geöff-
net werden musste und dies mit einer Überplanung des Querschnitts der gesamten 

                                                      
37 Das bedeutet, dass die Straße nach dem Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanla-
gen bestimmte Qualitätsstufen erreichen muss, sodass die übergeordnete Verbindungsfunktion er-
füllt werden kann. Damit in Verbindung stehen Anforderungen an Straßenbreite, Geschwindigkeit 
und Knotenpunktgestaltung (FHH, BVM o.J.a; FGSV 2015). 
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Elbchaussee verbunden werden sollte (Büro - E1 2021, Rn. 23-24; 134; 
LSBG 2015, S. 4). Damit begann das hier betrachtete Planungsverfahren.  

„Weil es immer schwer zu vermitteln ist, wenn man sagt, eigent-
lich müsste eine Straße mal geändert werden, aber wir machen 

den Zustand so wie er vorher war. Hamburg Wasser buddelt das 
alles schön auf und lässt keinen Stein auf dem anderen, und da-
nach machen die den Zustand wieder hin wie er vorher war, bei 

dem alle wussten, dass es verbesserungsbedürftig ist.“ 
(Pol - E3 2021, Rn. 32) 

Durch das baufällige Siel entstand Zeitdruck, die Planung wurde priorisiert (Pol 
- E1 2021, Rn. 20). Ziel war dabei laut offiziellen Planungsdokumenten, v.a. die 
Bedingungen für den Radverkehr zu verbessern, also „leistungsfähige und sichere 
Radverkehrsanlagen [einzurichten] und somit die Verkehrssicherheit für alle Ver-
kehrsteilnehmer“ (LSBG 2021a, S. 3) zu erhöhen. Die Leistungsfähigkeit des 
Kfz-Verkehrs blieb Maßgabe (LSBG 2021a, S. 13). 

Planungsergebnis und Umsetzung 

Ab 2021 wurden folgende Maßnahmen baulich umgesetzt: Die Zweistreifigkeit 
für den Kfz-Verkehr und alle Fahrbeziehungen blieben erhalten, die Breiten wur-
den allerdings verringert, sodass nur noch ein Fahrzeug je Richtung Platz hat. Die 
Höchstgeschwindigkeit beträgt weiterhin zum größten Teil 50 km/h. In einem 
Abschnitt von etwa 300 m wurde Tempo 30 angeordnet. Die Buslinien werden 
wie gehabt entlang der Elbchaussee geführt, drei Bushaltestellen wurden barrie-
refrei ausgebaut. Der Fußverkehr wird zukünftig durchgängig auf der Südseite 
auf einem barrierefreien Fußweg geführt, auf der Nordseite bleibt das Hochban-
kett. Die Längsparkstände entfielen teilweise. (LSBG 2021a, S. 26–28) 

Die geplante Radverkehrsführung unterscheidet sich je nach Streckenabschnitt 
und Straßenseite und setzt sich zusammen aus Schutzstreifen, Mischverkehr bei 
Tempo 50 mit Fahrradpiktogrammen auf der Kfz-Fahrbahn (sogenannten 
Sharrows38) sowie einem Kopenhagener Radweg jeweils einseitig mit wechseln-
den Seiten (siehe Abbildungen 11 und 12). Das ist ein Radweg, der sowohl vom 
Kfz-Verkehr als auch vom Fußverkehr baulich je durch ein Hoch- bzw. Rundbord 
getrennt wird. 

                                                      
38 Wortschöpfung aus den Worten „share“ (engl.: teilen) und „arrow“ (engl.: Pfeil). 
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Abbildung 11 Kopenhagener Radweg (Foto: März 2023) 

Insgesamt wurden etwa 3 km Kopenhagener Radweg mit 1,85 m Breite39 gebaut 
und 4 km mit Sharrows markiert. Beides wurde damit in Hamburg zum ersten 
Mal umgesetzt (LSBG 2021a, S. 25–26).  

 

Abbildung 12 Sharrow (Foto: März 2023) 

                                                      
39 Die Regelbreite für den Kopenhagener Radweg beträgt für Hamburg 2,75 m, wobei von einer 
Führung in beide Richtungen ausgegangen wird. Die hier gebaute Breite von 1,85 m ist die Min-
destbreite (FHH, BVM 2022).  
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Zusammenfassend lässt sich sagen, dass neben der Instandsetzung und Aktuali-
sierung laut Regelwerken vor allem Fläche vom Kfz-Verkehr zum Radverkehr 
umverteilt wurde, da die Fahrstreifenbreite verringert wurde und Parkstände zu-
gunsten des Radverkehrs sowie zum Teil des Fußverkehrs entfallen sind. Da als 
oberste Maßgabe allerdings die Leistungsfähigkeit des Kfz-Verkehrs stand und 
damit fast überall Tempo 50 erhalten wurde und zudem die Straße direkt von 
Privatgrundstücken begrenzt wird, wird sowohl für den Fuß- als auch für den 
Radverkehr auf einem Großteil der Straße nur einseitig eine sichere Führung her-
gestellt. 

7.2 Die Rolle der Öffentlichkeit im Planungsprozess 
Als Grundlage für Mechanismen und Bewertung wird nun zunächst der Beteili-
gungs- und Planungsprozess dargestellt. Eine Übersicht über die Beteiligungser-
gebnisse und die verschiedenen Planversionen findet sich in Tabelle 12 am Ende 
des Unterkapitels.  

7.2.1 Invited Space 
Die konsultative Beteiligung namens Elbchaussee-Dialog erfolgte in zwei Pha-
sen, jeweils mit einer Onlinebeteiligung und einer Vor-Ort-Veranstaltung mit ex-
terner Moderation. Zur Vorbereitung wurden 24 Stakeholder-Gespräche mit aus-
gewählten Initiativen und Verbänden geführt (Ver - E1 2021, Rn. 27; LSBG 
2018b, S. 3-4). Auf die erste Onlinebeteiligung im Frühjahr 2018 folgte eine öf-
fentliche Auftaktveranstaltung, auf die zweite im Herbst 2018 ein öffentlicher 
Planungsworkshop, um Details diskutieren zu können (Büro - E2 2021, Rn. 47–
51). Beide Phasen waren für alle Interessierten offen und wurden durch Info-
stände im Straßenraum, Hauswurfsendungen und Aufsteller im Straßenraum be-
worben (Ver - E1 2021, Rn. 34, 51). An den beiden Veranstaltungen nahmen je-
weils etwa 120 Personen teil (LSBG und Superurban 2018c, 2018b), bei den On-
linebeteiligungen lässt sich das nicht ermitteln. 

Die Entscheidung, eine umfangreiche Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen, 
kam von der damaligen Behördenleitung, also der politischen Ebene (Büro - 
E1 2021, 67, 85). Die Konsultation wurde von einem Kommunikationsbüro 
durchgeführt. Die Konzeption erfolgte zusammen mit dem LSBG, dem beauf-
tragten Ingenieurbüro und einer externen Moderatorin, koordiniert durch die Par-
tizipationsbeauftrage des LSBG (Büro - E3 2021, Rn. 25–29; Büro - E2 2021, 
Rn. 157-161). 
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Die Ziele der Beteiligung, wie sie in den Interviews von allen Akteursgruppen 
genannt wurden, lassen sich zusammenfassen als Informationsvermittlung, Kon-
fliktverminderung und Input der Bevölkerung. Es wurde besonders betont, dass 
die Rahmenbedingungen und Grenzen der Planung klar dargestellt und verständ-
lich gemacht werden sollten, gerade wegen der Auffassung, dass aufgrund der 
räumlichen und der planerischen Beschränkungen ohnehin nur eine Kompromiss-
lösung möglich sein würde (Büro - E1 2021, Rn. 75; Pol - E1 2021, Rn. 38; Ver 
- E1 2021, Rn. 33). Somit spielte in den Überlegungen zum Aufbau und der Or-
ganisation der Beteiligungsveranstaltungen Information und Vermittlung eine 
große Rolle (Büro - E3 2021, Rn. 55; Ver - E1 2021, Rn. 33).  

Inhaltlich wurde in der Konsultation v.a. eine durchgehende und sichere Radver-
kehrsführung gewünscht, zum einen auf der Elbchaussee, auch mithilfe einer Ein-
schränkung des Kfz-Verkehrs, alternativ aber auch auf einer Parallelverbindung. 
Hierbei wurden viele Vorschläge geäußert, die den gesetzten Rahmenbedingun-
gen nicht entsprachen, wie etwa die Einrichtung einer Fahrradstraße oder einer 
Einbahnstraße. Zum Teil wurde sogar eine Enteignung angrenzender Grundstü-
cke gefordert. Allerdings gab es auch Stimmen, die die Leistungsfähigkeit der 
Elbchaussee als sehr wichtig einschätzten und keine Einschränkung des Kfz-Ver-
kehrs wollten. (Zusammenfassende Auswertung auf Basis der meistbewerteten 
Beiträge, Methodik und Ergebnisse siehe Anhang B.4) 

Erste Beteiligungsphase 

In der ersten Beteiligungsphase ging es um die gesamte Elbchaussee. Online 
konnte der Status-Quo bewertet und es konnten Vorschläge eingereicht und be-
wertet werden. Eine Diskussion der Beteiligten untereinander war nicht möglich. 
Basis war der Bestandsplan, es wurden noch keine Ideen oder vorherigen Ent-
würfe gezeigt. Alternativ konnten Vorschläge auf Postkarten eingereicht bzw. an 
den Infoständen ausgefüllt werden.  

Die Auftaktveranstaltung diente dazu, Fragen zu klären und war dem Protokoll 
nach zu schließen eher informationslastig (LSBG und Superurban 2018b). In ei-
nem Interview wurde sie beschrieben als „keine echte Beteiligung von selbst mit 
kreieren in diesem Sinne, sondern eine Beteiligung in diesem Falle von Informa-
tion, Kommentierung und Ideen abgeben” (Büro - E3 2021, Rn. 55).  
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Hier wurden auch die genannten Rahmenbedingungen kommuniziert, vor allem 
die Maßgabe der Leistungsfähigkeit für den Kfz-Verkehr (LSBG und Superur-
ban 2018b). Im Plenum und vor der Veranstaltung konnten Fragen und Anmer-
kungen gemacht werden. Weiterhin gab es den sogenannten „Straßenraumaus-
probiertisch“, in dem in kleinen Gruppen für den gegebenen Abschnitt verschie-
dene Querschnitte manuell ‚zusammengesetzt‘ werden konnten (Büro - E1 2021, 
Rn. 75).  

Im inhaltlichen Fokus der ersten Phase stand die Forderung der Beteiligten nach 
einer sicheren und durchgängigen Radinfrastruktur. Neben der Forderung nach 
sicherem Radverkehr auf der Elbchaussee wurde auch die Schaffung oder Stär-
kung einer Alternativverbindung gefordert, etwa über den Elberadweg oder Ne-
benstraßen. Weiterhin wurde eine Einschränkung des Kfz-Verkehrs, etwa durch 
Geschwindigkeitsbeschränkung oder Raumumverteilung, gefordert und teilweise 
auch die Maßgabe der Leistungsfähigkeit des Kfz-Verkehrs kritisiert. Gleichzei-
tig gab es auch Forderungen, den Kfz-Verkehr nicht einzuschränken, die jedoch 
eher negativ bewertet wurden. Exemplarisch zeigt sich das an einem Beitrag aus 
der Onlinebeteiligung mit 6 Likes und 31 Dislikes: „Keine Einschränkung für 
PKW. Rad und Fußweg zusammenlegen, um Stau zu vermeiden Elbchaussee so 
breit erhalten wie sie ist“ (LSBG und Superurban 2018, S. 2). Wichtiges Thema 
war weiterhin die Erhaltung des Grünraums, die Bedingungen für Fußverkehr 
und Aufenthalt wurden ansonsten eher am Rande thematisiert. 

Nach der ersten Beteiligungsphase wurde zunächst der östliche Abschnitt aus der 
Planung herausgelassen. Im Folgenden wurden die Grundlagenermittlung abge-
schlossen sowie Varianten für Querschnitte und Knotenpunkte entwickelt. 

Zweite Beteiligungsphase 

Für den hier betrachteten Abschnitt wurden für drei Unterabschnitte jeweils meh-
rere Querschnitte vorgeschlagen, die sich in der Führung für den Radverkehr un-
terschieden (LSBG und Superurban 2018c). Die Entwürfe konnten in der Online-
beteiligung der zweiten Phase kommentiert werden. Im darauffolgenden Work-
shop wurden nach einer Erläuterung des Planungsstandes die Varianten der Quer-
schnitte in Kleingruppen diskutiert. Zudem wurden Thementische zu Tempo 30, 
Radverkehr und ÖPNV angeboten. Neben dem Planungsteam und der Partizipa-
tionsbeauftragten waren weitere Behörden und das Planungs- und das Beteili-
gunsbüro vertreten.  

Die Entwürfe wurden von den Teilnehmenden größtenteils negativ bewertet (ge-
nauer siehe Anhang B.4). Der Entwurf mit beidseitigen Kopenhagener Radwegen 
sticht hervor: Er bekam in der Onlinebeteiligung über 50 sehr positive Bewertun-
gen, allerdings auch um die 30 sehr negative. Schutzstreifen, wie sie in vielen der 
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Varianten vorgesehen waren, wurden klar abgelehnt, v.a. wenn als Alternative 
ein beidseitiger Radweg oder ein Kopenhagener Radweg ‚angeboten‘ wurde. 
Radfahrstreifen wurden besser bewertet, allerdings immer noch nicht ausrei-
chend. Insgesamt war auch in dieser Beteiligungsphase der Radverkehr das do-
minante Thema. 

Die Auswertung erfolgte durch das Kommunikationsbüro und den LSBG. Die 
Beiträge wurden geclustert und zusammengefasst und von den Planenden (LSBG 
und Ingenieurbüro) mit der Partizipationsbeauftragten diskutiert (Büro - E2 2021, 
Rn. 157).  

Verbände und lokale Initiativen  

In und nach dem Elbchaussee-Dialog brachten sich auch Mobilitätsverbände und 
lokale Initiativen ein. Zum einen mobilisierten der ADFC und ein lokales Zu-
kunftsforum für eine Teilnahme an der Konsultation (ZG - E2 2022, Rn. 105-
109; ZG - E1 2021, Rn. 18-19). Außerdem organisierten nach der Konsultation 
zwei lokale Initiativen eine Fahrraddemonstration auf der Elbchaussee, an der 
auch der ADFC maßgeblich beteiligt war (ZG - E1 2021, Rn. 12). Später wurde 
eine weitere Demonstration organisiert. Bei dieser wurde eine Fahrradstraße ge-
fordert und die Orientierung an der Leistungsfähigkeit für den Kfz-Verkehr kri-
tisiert, auch mit Verweis auf die Beteiligung (Kurs Fahrradstadt 2020a). Diese 
Initiativen traten danach allerdings im Zusammenhang mit dem Planungsprozess 
nicht mehr in Erscheinung und wurden auch in den Interviews nicht erwähnt. 

Im Gegensatz dazu waren das lokale Zukunftsforum und die Mobilitätsverbände 
auch im weiteren Planungsprozess aktiv, besonders der ADFC, konkret durch 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, durch die Abgabe von kritischen Stellungnah-
men zur Planung, direkten Kontakt zu Politiker:innen und einem Gespräch mit 
der Planungsbehörde (ZG - E2 2022, Rn. 135, 141-145; ZG - E1 2021, Rn. 64; 
ADFC HH 2020, 2019; VCD Nord 2020; Zukunftsforum Blankenese e.V. 2020). 
In Kapitel 7.3 wird darauf ausführlich eingegangen.  

7.2.2 Entwicklung der Planversionen 
Nach der Konsultation wurde die erste Verschickung erarbeitet.40  

                                                      
40 Mit dem Begriff „Verschickung“ wird in Hamburg das Versenden von planungsbezogenen Un-
terlagen an Behörden und TöB bezeichnet. Die erste Verschickung besteht also aus Abstimmungs-
unterlagen in Form von Plänen und einem Erläuterungsbericht. Dazu können dann die TöB und die 
Behörden eine Stellungnahme abgeben. Daraufhin wird normalerweise die Schlussverschickung 
angefertigt, also eine abgestimmte Planung mit Berücksichtigung und Abwägung der Eingaben, die 
dann wiederum verschickt wird und Grundlage für die Umsetzung bildet. (FHH, BWVI 2017, 
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Diese sah bereits die später auch umgesetzte verengte Kfz-Führung sowie den 
barrierefreien Ausbau des Gehwegs auf der Südseite vor sowie 24 zusätzliche 
Parkstände (LSBG 2019a). 

Für den Radverkehr waren die in der Beteiligung abgelehnten Schutzstreifen 
zentrales Planungselement, abschnittsweise in Kombination mit einer Freigabe 
des Gehwegs für den Radverkehr oder einem Radfahrstreifen auf der anderen 
Seite. Dies wird beschrieben als Resultat einer Abstimmung mit dem Polizeikom-
missar, der Verkehrsdirektion, der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innova-
tion und dem Radverkehrsbeauftragten und als „Alternativ- bzw. Kompromisslö-
sung angesehen, da eine separate Radverkehrsanlage aufgrund der vorhandenen 
Straßengebietsgrenze und damit beengten Platzverhältnissen nicht möglich ist“ 
(LSBG 2019b, 2019a, S. 14). Im Abschnitt Teufelsbrück war außerdem stadtaus-
wärts ein Radfahrstreifen in Mittellage (RiM) geplant, das heißt, der Rechtsab-
biegestreifen für den Kfz-Verkehr hätte diesen queren müssen.  

Die erste Verschickung wurde als nicht anordnungsfähig abgelehnt, wie der Stel-
lungnahme der Behörde für Inneres und Sport entnommen werden kann, da „die 
geplanten Schutzstreifen […] regelhaft zur Gewährleistung des Begegnungsver-
kehrs überfahren werden“ (zit.n. LSBG 2020b, S. 3) müssen, was bei den gege-
benen Kfz-Verkehrsmengen zu unsicher wäre. Zudem wurde kritisiert, dass nicht 
ausreichend nachgewiesen wurde, dass die Leistungsfähigkeit der Straße bei ei-
ner Zweistreifigkeit erhalten werden kann. Somit wurde diese Planung im bezirk-
lichen Verkehrsausschuss nicht vorgestellt; dieser äußerte sich dennoch sehr kri-
tisch (Ver - E2 2021, Rn. 273-282). Auch in der Stellungnahme des ADFC stieß 
die erste Verschickung auf Kritik (ADFC Hamburg 2019). 

Zweite Verschickung 

Die zweite Verschickung erfolgte im Januar 2020, die Schlussverschickung dann 
im Juni 2020 mit nur unwesentlichen Änderungen (LSBG 2020f). Wesentliche 
Änderungen im Vergleich zur ersten Verschickung: Die Mitbenutzung des Geh-
wegs für den Radverkehr und die Ausschilderung des Elberadwegs waren nun 
nicht mehr Bestandteil. Die Radverkehrsführungen setzten sich etwas anders zu-
sammen, teilweise wurde immer noch auf Schutzstreifen gesetzt, vermehrt wurde 
aber auch der Radverkehr im Mischverkehr geführt oder es wurden Radfahr-

                                                      

S. 12). Im Fall der Elbchaussee gab es aufgrund des großen Überarbeitungsbedarfs eine zweite Ab-
stimmungsrunde, also eine zweite Verschickung. Die erste Verschickung wurde neben dem hier 
betrachteten Abschnitt West auch noch für den mittleren Abschnitt erstellt. Die folgenden Beschrei-
bungen beziehen sich aber wieder nur auf den Abschnitt West, da der mittlere Abschnitt bis jetzt 
(August 2023) nicht weiterverfolgt wurde. 
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streifen vorgesehen. In einem Abschnitt (ca. 300 m) wurde nun Tempo 30 vorge-
schlagen, begründet mit engem Querschnitt und Unfallhäufungen. Es wurden nur 
noch 11 Längsparkstände vorgesehen, also weniger als im Bestand. 
(LSBG 2020d, S. 22)  

Überarbeitung der Schlussverschickung 

Die – eigentlich bereits beschlossene – Schlussverschickung wurde erneut über-
arbeitet. Hintergrund waren eine Neuaufteilung der politischen Ressorts auf ge-
samtstädtischer Ebene und neue Leitlinien für den Radverkehr. 

Etwa zeitgleich zur Schlussverschickung veränderten sich im Juni 2020 durch die 
Bürgerschaftswahlen die politischen Mehrheiten. Die Regierungskoalition blieb 
zwar rot-grün mit der SPD als stärkster Kraft, die GRÜNEN gewannen aber stark 
an Mandaten dazu. Nach den Wahlen wurde für das Ressort Verkehr die BVM 
geschaffen (Bürgerschaft FHH 2020a). Teil des Koalitionsvertrags waren die von 
der Bürgerschaft beschlossenen Leitlinien für die Radverkehrsplanung (Pol - 
E3 2021, Rn. 95), basierend auf einem Einigungsprozess mit der Volksinitiative 
„Radentscheid Hamburg – Sicheres Radfahren für alle, überall in Hamburg“ (im 
Folgenden: Radentscheid). Dafür wurde von der Initiative von einem Volksge-
setzgebungsverfahren abgesehen, für das sie schon genügend Unterschriften ge-
sammelt hatte (Bürgerschaft FHH 2020b, S. 1). 

Für die Elbchaussee sind besonders der beschlossene Verzicht auf RiM sowie die 
folgenden Passagen zu Radverkehrsanlagen an Hauptverkehrsstraßen relevant 
(Bürgerschaft FHH 2020b, S. 12) [Hervh. LM]: 

„Die Bürgerschaft ersucht den Senat, […] Radwege entlang von 
Hauptverkehrs […] straßen nach Möglichkeit baulich vom Geh-

weg und von der Fahrbahn getrennt zu führen, um die Attraktivität 
der Radverkehrsanlagen zu erhöhen, sowie […] 

b. hierbei in der Regel das Kopenhagener Modell (Radweg höhen-
versetzt zur Fahrbahn und zum Fußweg) zu präferieren; […] 

f. zu prüfen, inwieweit diese Prinzipien nach Möglichkeit auch auf 
bereits geplante, aber noch nicht gebaute Radverkehrsanlagen an-

wendbar sind; […] 
Ausschlaggebend sind hierfür insbesondere die Verkehrsstärke 

und -geschwindigkeit.“  

Da der Bautermin bereits feststand, wurde dementsprechend vom Planungsteam 
im LSBG in Abstimmung mit der Behördenleitung unter Zeitdruck unter anderem 
die Schlussverschickung der Elbchaussee überarbeitet (Ver - E2 2021, Rn. 127; 
Pol - E3 2021, Rn. 60; Bürgerschaft FHH 2020d, S. 2). Veränderungen wurden 
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entsprechend der zitierten Leitlinien beim Radverkehr vorgenommen, sodass die 
nun umgesetzte Planvariante entstand. Die hauptsächlichen Anpassungen waren 
die Einführung der Kopenhagener Radwege und der Sharrows sowie die Entfer-
nung des RiM (LSBG 2021a). 

Die folgende Tabelle 12 auf der nächsten Seite zeigt die Planversionen im Über-
blick (basierend auf LSBG 2021b, 2021a, 2020f, 2020c, 2019c, 2019b; LSBG 
und Superurban 2018c, 2018a, 2018b, 2018e). Eine ausführlichere Version fin-
det sich in Anhang B.5.  

Rezeption 

Die meisten Interviewpartner:innen beschreiben die Schlussverschickung als 
„tragbare[n] Kompromiss“ (Ver - E1 2021, Rn. 68), der sich allerdings nach Mei-
nung eines Großteils im Laufe der Planung noch verbessert hat (Pol - E1 2021, 
Rn. 158; Ver - E3 2021; Rn. 62, 118; Pol - E2 2021, Rn. 129). Viele der zuvor 
angesprochenen Kritikpunkte blieben allerdings bestehen, so sei etwa immer 
noch keine einheitliche Radverkehrsführung vorgesehen („Flickenteppich“, Pol - 
E2 2021, Rn. 110). Der ADFC zeigte sich insgesamt mäßig zufrieden mit der Pla-
nung, da sie nicht weit genug ginge (ZG - E1 2021, R (Elbchaussee)n. 24–26). 
Wie den Medien zu entnehmen ist, äußerten sich auch die Oppositionsparteien 
kritisch, da nur für ein kleines Teilstück Kopenhagener Radwege umgesetzt und 
für den Auto- und Fußverkehr keine Verbesserungen erzielt worden seien (CDU) 
bzw. der Mischverkehr bei Tempo 50 aus Sicherheitsgründen nicht akzeptabel 
sei (Die Linke) (dpa 2021).  

Da es sich hier um eine prestigeträchtige Straße, um eine der ersten Planungen 
der neuen Behörde und zusätzlich um den ersten Kopenhagener Radweg und die 
ersten Sharrows in Hamburg handelte, wurde die Planung auch in den überregio-
nalen Medien vorgestellt.41 Dies kann im Kontext einer allgemeinen Medienprä-
senz der neuen Regierung und deren Pläne für die Verkehrswende verstanden 
werden (bspw. Lauterbach 2022; Dey und Meyer 2021). So sei laut eine:r Pla-
ner:in die Umplanung durch die neue Regierung bewusst medienwirksam positi-
oniert worden (Ver - E3 2021, Rn. 63).  

                                                      
41 In der taz, der Süddeutschen Zeitung und der ZEIT, die wörtlich oder sinngemäß eine Meldung 
der dpa übernahmen, in der zunächst die Planung und Kopenhagener Radwege vorgestellt und da-
raufhin kritische Stimmen zitiert werden, die diese Planung noch immer für unzureichend halten 
(Knödler 2021; o.V. 2021a, 2021b). Somit bietet sich diese überregionale Berichterstattung nicht 
für eine tiefergehende Analyse an; die Tatsache, dass darüber berichtet wird, ist allerdings durchaus 
bedeutsam. 
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Tabelle 12 Vergleich der Ausgangssituation, der Beteiligungsergebnisse und der Plan-
stände (Elbchaussee) 
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7.3 Policy-Wirkung und Mechanismen 
In der bisherigen Darstellung des Planungsprozesses deutet sich bereits an, dass 
die Policy-Wirkung der Konsultation überschaubar war. Außerdem wurde klar, 
dass die Öffentlichkeit auch auf anderen Wegen – mehr oder weniger erfolgreich 
– versucht hat, inhaltlichen Einfluss zu nehmen, nämlich über Mobilitätsver-
bände und -initiativen und über den Radentscheid. Dabei wurden die Mechanis-
men-Skizzen zwar für die Invited Spaces erarbeitet, lassen sich aber – wie sich 
zeigen wird – auch auf andere Formen der Beteiligung anwenden.  

Insgesamt wurde durch den Elbchaussee-Dialog nur diffuse Policy-Wirkung er-
zeugt, da zwar einige Details eingearbeitet wurden, aber grundlegende Fragen 
unbeeinflusst blieben. Über die Verbände und Initiativen kam ebenfalls nur dif-
fuse Policy-Wirkung zustande. Signifikante Policy-Wirkung hingegen kam über 
den Claimed Space Radentscheid zustande, der es schaffte, die Radverkehrsfüh-
rung zu verändern.  

Diese Wirkungen und deren Zustandekommen werden im Folgenden hergeleitet 
und dargestellt, ausgehend von den zuvor theoretisch erarbeiteten Mechanismen-
Skizzen (siehe Kapitel 4). Dabei sind neben den Mechanismen, die zu Wirkung 
führten, auch ‚gescheiterte‘ Mechanismen interessant, um die Dynamik von Be-
teiligung und deren Wirkung zu verstehen.  

7.3.1 Elbchaussee-Dialog 
Dass durch die Konsultation kaum Policy-Wirkung zustande kam, zeigt sich be-
reits im Vergleich der Beteiligungsergebnisse mit den Planständen (siehe Tabelle 
12) und wird bei der detaillierten Betrachtung der Mechanismen im Folgenden 
weiter ausgeführt.42 Es lassen sich Ansätze einiger Mechanismen beobachten, die 
allerdings größtenteils ‚zusammenbrechen‘, bevor Policy-Wirkung erzielt wird. 
Vor allem konsultativer Einfluss kommt nicht nennenswert zustande, kommuni-
kativer Einfluss nur sehr eingeschränkt. Ersteres war definiert worden als der Ein-
bezug von Beteiligungsergebnissen in die Planung, zweiteres als indirekte Wir-
kung über Meinungen und Diskurse (siehe Kapitel 4.2). Als relevanteste Mecha-
nismen wurden Nicht-Entscheidung und Expertise herausgearbeitet.  

 

                                                      
42 Die Einschätzung der befragten Teilnehmenden, ob die Ergebnisse die politische Entscheidung 
beeinflussten, passen insofern zu dieser Einschätzung, als das sie eher verhalten waren. Die Ein-
schätzung lag im Schnitt bei 2,9 (Holec und Escher 2024a, 7.1.2).  
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Nicht-Entscheidung 

Die Möglichkeit, über den Elbchausse-Dialog Einfluss zu nehmen, war inhaltlich 
von Anfang an sehr begrenzt. Begrenzende Aspekte sind hier zum einen die 
räumliche Enge, die durch die angrenzenden Privatgrundstücke verursacht wird, 
vor allem aber die Maßgabe der Leistungsfähigkeit der Elbchaussee für den Kfz-
Verkehr – da sich alle Planungen diesem Paradigma unterordnen müssen, blieben 
wenig Optionen.  

An dieser Stelle lässt sich bereits der relevanteste Mechanismus erkennen, der 
den Planungsprozess prägte. Es ist einer, der die Policy-Wirkung der Beteiligung 
einschränkt: Der Erhalt der Leistungsfähigkeit war als Ziel von Anfang an veran-
kert und war weder Gegenstand der Beteiligung noch der Planung, genauso die 
Unantastbarkeit der privaten Villengrundstücke – hier wurde also durch Nicht-
Entscheidung bereits ein wesentlicher Teil des möglichen Einflusses verhindert, 
ohne dass dies Gegenstand einer offenen Aushandlung gewesen wäre.  

Dabei wurde diese Beschränkung als organisatorische und planerische Beschrän-
kung in der Beteiligung zum Teil explizit dargestellt und auch von den Planenden 
reflektiert (Ver - E3 2021, Rn. 22, 26; LSBG und Superurban 2018b), oft aber 
dennoch durch Aussagen wie „der Straßenquerschnitt [ist] so schmal, dass als 
einzige Radfahranlage ein Schutzstreifen angelegt werden [kann]“ (LSBG und 
Superurban 2018c, S. 3) naturalisiert. Auch in der bereits in Kapitel 7.1 zitierten 
Interviewaussage zu den Beschränkungen findet sich eine solche Naturalisierung, 
etwa mit dem Hinweis, dass der Platz „einfach nicht da“ (Pol - E3 2021, Rn. 46) 
sei.  

Da die Bedingung der Leistungsfähigkeit gesetzt war, war es für die Planenden 
logisch, dieses Thema aus der Planung und Beteiligung auszuklammern und die 
Diskussion auf Details zu beschränken. So kann der offensive Umgang mit den 
Beschränkungen als Versuch gelesen werden, dieses Thema nicht weiter zu dis-
kutieren. Auch war bei den ‚stärker strukturierten‘ Beteiligungselementen die 
Frage nach der Leistungsfähigkeit nicht in der Fragestellung enthalten. Es gelang 
allerdings nicht in Gänze, das Thema ‚herauszuhalten‘: In den ‚freieren Beteili-
gungsformaten‘ wurde dieses als gegeben dargestellte Paradigma (sowie zum 
Teil auch der Privatbesitz an den Seiten) in Frage gestellt und zum Teil sehr deut-
lich kritisiert (siehe Anhang B.4) – jedoch ohne Folgen in der Planung.  

In der Konsultation gelang es in der späteren Phase, die Diskussion auf die ‚mach-
baren‘ Radverkehrsoptionen zu konzentrieren, unter Nutzung der Macht der 
Sprache und ohne Darstellung der Hintergründe der Leistungsfähigkeitsdiskus-
sion. Hier spielten Machtasymmetrien eine Rolle. Erstens war klar, dass sowohl 
die Zivilgesellschaft als auch das Bezirksamt keine Handhabe gegen die bereits 
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auf ‚höherer Ebene‘ erfolgte Entscheidung hatten und somit eine Diskussion in-
nerhalb des Möglichkeitsrahmens sinnvoller schien. Außerdem wurden die Ver-
anstaltungen stark von der Expertise der beauftragten Büros und der Planer:innen 
aus dem LSBG geprägt, die die Struktur der Veranstaltungen „top-down“ geplant 
hatten, Fragen beantworteten, Machbarkeiten erklärten und deren Entwürfe die 
Basis der Diskussion bildeten und diese damit auf bestimmte Aspekte kon-
zentrierten. So unterschieden sich die Entwürfe nur in der Radverkehrsführung. 
Auch implizite Dimensionen von Macht spielten hier eine Rolle, einmal durch 
die bereits erwähnte naturalisierende Sprache, aber auch durch den Kontext einer 
Mobilität, die eine Orientierung an der Leistungsfähigkeit des Kfz-Verkehrs als 
normal erscheinen lassen und in Richtlinien verankert haben (Schwedes 2020). 
Dabei wären durchaus auch andere Ansätze denkbar.43  

Enteignungen (oder Ankäufe) kleiner Teile der angrenzenden Grundstücke wären 
ein Thema gewesen, das zumindest hätte diskutiert werden können, wie auch im 
bezirklichen Verkehrsausschuss angemerkt wurde (FHH, BVA 2020b). Auch 
war von Anfang an der Rahmen gesetzt, dass es sich um ein verkehrliches Prob-
lem handele, für das schnell eine verkehrliche Lösung gefunden werden müsse. 
Das lässt sich daran erkennen, dass für die Planung ausschließlich ein reines In-
genieurbüro beauftragt wurde und am Fokus der Diskussion auf Leistungsfähig-
keit und Radverkehr (etwa im Verkehrsausschuss, aber auch in der Konsultation), 
während die Betrachtung der Straße als Lebensraum (bezüglich Aufenthaltsqua-
lität o. ä.) wenig thematisiert wurde – was in der Logik der beteiligenden Behörde 
ja durchaus sinnvoll erscheint, aber die Betrachtung der Straße als reinen Raum 
zur Beförderung verfestigt. Ein weiterer Punkt, der gesetzt und nicht zu diskutie-
ren war, war der Bauzeitpunkt – es war aus nachvollziehbaren Gründen klar, dass 
zusammen mit Hamburg Wasser gebaut werden musste und somit auch nach der 
Überarbeitung der Schlussverschickung keine Zeit mehr für weitere Konsultation 
blieb.  

Weiterhin wurde der Fußverkehr in der Beteiligung wenig thematisiert. Im Er-
gebnis gibt es nur einseitig einen Gehweg, während sich auf der anderen Seite ein 

                                                      
43 In Hamburg wird momentan (Stand: September 2023) geprüft, ob die Maßgabe der Leistungsfä-
higkeit an Hauptverkehrsstraßen weniger strikt gehandhabt werden kann, unter Berücksichtigung 
alternativer Zielstellungen wie es etwa in der E Klima 2022 (FGSV 2022) vorgeschlagen wird. 
Zudem gibt es grundsätzlich auch die Möglichkeit, Straßen durch einen Senatsbeschluss ‚herabzu-
stufen‘ und also in das bezirkliche Netz zu überführen, wie es seit 2006 in zwei Fällen erfolgt ist 
(E-Mail von Timo Kröger, BVM, 2023). Die Maßgabe, dass Hauptverkehrsstraßen Tempo 50 ha-
ben müssen, ist auch nicht ‚in Stein gemeißelt‘ – im neuen Koalitionsvertrag wurde allerdings ex-
plizit vereinbart, dabei zu bleiben (FHH, Senatskanzlei 2020). Das war aber einige Jahre nach der 
Konsultation und daher nicht Gegenstand der Diskussion.  
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mehr oder weniger begehbares Hochbankett befindet – sodass an manchen Stel-
len das Grundstück direkt an den Radweg grenzt. Dies führte erst nach dem Bau 
zu Protest in den Medien und in der politischen Diskussion (Bürgerschaft 
FHH 2023b; Schmoock 2023b, 2023a) – offenbar war das niemandem aufgefal-
len, und es ist anhand der Pläne auch tatsächlich selbst für Fachkundige schwer 
zu erkennen. Dieser Missstand war in der Konsultation kein Thema. Durch die 
Konzentration auf den Radverkehr und wenig klare Kommunikation (beispiels-
weise: Was genau ist ein Hochbankett?) scheint das Thema nicht als relevant 
wahrgenommen worden zu sein. Auch in der Teilnehmendenbefragung (die nach 
dem Beschluss, aber vor der Fertigstellung erfolgte) wurde die Verbesserung für 
den Fußverkehr überdurchschnittlich bewertet (Holec und Escher 2024a, 7.3.2). 

Expertise 

Innerhalb der Rahmenbedingungen wurde Wissen der Öffentlichkeit eingebracht, 
allerdings wird der Mechanismus Expertise insgesamt als wenig einflussreich 
eingeschätzt.  

Das Erzeugen und Einbringen von Wissen durch die Konsultation war gewollt: 
Ziel war auch, an lokales Wissen heranzukommen, zu dem die Planenden trotz 
Ortsbesichtigung und umfassender Beschäftigung keinen Zugang hätten, was 
auch erfolgreich war (Büro - E2 2021, Rn. 29; Ver - E2 2021, Rn. 159). Aller-
dings seien die meisten Kritikpunkte bzw. Wünsche absehbar gewesen (Pol - 
E2 2021, Rn. 74; Büro - E2 2021, Rn. 135-139). Als überraschend wahrgenom-
men wurde nur der starke Fokus auf Kopenhagener Radwege, die damals noch 
wenig bekannt waren (Büro - E2 2021, Rn.  139), und der Fokus auf den Elbe-
radweg als Alternative (Pol - E1 2021, Rn. 43) sowie die Notwendigkeit einer 
Zone für Paketanlieferungen an einer Stelle (Büro - E1 2021, Rn. 108). Dazu 
passt auch die Einschätzung der Teilnehmenden, dass durch die Veranstaltungen 
eher wenig neue Erkenntnisse oder Ideen gewonnen wurden (Holec und E-
scher 2024a, 6.5.1).  

Wie floss nun die Expertise der Teilnehmenden in die Planung ein? Auf Basis der 
Beteiligungsbeiträge wurde der Bezugsraum für die Planung verändert, also der 
östliche Abschnitt nach der ersten Beteiligungsphase zunächst aus der Planung 
ausgeschlossen, da dieser die Komplexität der Planungsaufgabe zeigte (Ver - 
E1 2021, Rn. 45). Allerdings wurde dieser Abschnitt später weitergeplant, sodass 
diese Änderung hier nicht als Policy-Wirkung interpretiert wird.  

Einer maßgeblich Beteiligten zufolge ist später auf Basis der Beteiligungsformate 
die (erste) Verschickung erarbeitet worden (Ver - E1 2021, Rn. 64). Wie man 
aber am Vergleich der Beteiligungsergebnisse mit den verschiedenen Planstän-
den erkennen kann (siehe Tabelle 12), sind die meisten Ideen oder Positionen aus 
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der Konsultation nicht in die Planung eingeflossen, was auf die „viele[n] plane-
rische[n] oder rechtliche[n] Restriktionen“ (Ver - E1 2021, Rn. 50) zurückzufüh-
ren sei. Der Fokus auf den Radverkehr findet sich zwar sowohl in den Forderun-
gen aus der Beteiligung als auch in den Planständen wieder, war allerdings schon 
vorher gesetzt und kam somit nicht aus der Beteiligung hervor.  

Für die Erarbeitung der zweiten Verschickung wurden die Beteiligungsbeiträge 
vom neuen Planungsteam erneut gesichtet (Ver - E2 2021, Rn. 84) – hier lässt 
sich eine leichte Annäherung an die Wünsche aus der Beteiligung erkennen, etwa 
bei der Radverkehrsführung (siehe Tabelle 12) oder der Einführung eines Ab-
schnitts mit Tempo 30. Während die Veränderungen sicher nicht nur auf die Kon-
sultation zurückgeführt werden können – immerhin war die erste Verschickung 
nicht genehmigungsfähig und wurde von verschiedenen Seiten kritisiert –, wur-
den doch konkrete Details aus der Beteiligung eingearbeitet, konkret genannt 
wurde der Wunsch nach einer Querungsmöglichkeit für Hochzeitsgesellschaften 
vor einer Kirche (Ver - E2 2021, Rn. 84).  

Weitere Einflussmechanismen 

Die wahrgenommene Legitimität der Konsultation und deren Ergebnisse wurde 
in der politischen Diskussion (soweit nachvollziehbar) und den Medien nicht the-
matisiert und auch in den Interviews nur angerissen, indem etwa über fehlende 
Gruppen oder Ungleichgewichte in der Repräsentation gesprochen wurden 
(bspw. Pol - E1 2021, Rn. 47; Büro - E3, Rn. 104; Ver - E1 2021, Rn. 35). Dass 
die Frage nach der Repräsentativität bzw. der Legitimität nicht öffentlich disku-
tiert wurde, lässt sich auf den geringen Handlungsspielraum zurückführen. 

Wohl auch weil ihre Legitimität nicht in Frage gestellt wurde, konnten die Betei-
ligungsergebnisse wiederholt als Argument verwendet werden, um bestimmte 
Änderungen zu rechtfertigen bzw. eigene Argumente zu stärken. Hier ist interes-
sant zu sehen, dass die Zeitpunkte der Überarbeitung genutzt wurden, um die Be-
teiligungsergebnisse erneut zu sichten und noch Änderungen zu erwirken – kon-
kret bei der Überarbeitung der ersten Verschickung und der Schlussverschickung.  

Bei der Überarbeitung der ersten Verschickung wurden die Beteiligungsergeb-
nisse vom ADFC (in der Stellungnahme) und vom Verkehrsausschuss (in einer 
Stellungnahme) argumentativ für die Einführung von Tempo 30 und besserer 
Radverkehrsinfrastruktur genutzt (FHH, BVA 2020b; ADFC HH 2019). Dafür 
waren laut Aussage einer Person aus der Bezirkspolitik die Beteiligungsergeb-
nisse hilfreich, da diese halfen, für den geschwindigkeitsbeschränkten Abschnitt 
„in den Dissenz“ zu gehen und die Maßgaben zu hinterfragen (Pol - E2 2021, 
Rn. 125). 
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Dies fiel zusammen mit der Einarbeitung des neuen Planungsteams, die die Bei-
träge erneut sichteten, um diese stärker zu berücksichtigen (Ver - E2 2021, 
Rn. 84). Damit kann davon ausgegangen werden, dass die Argumentation mit den 
Beteiligungsergebnissen zusätzlich dazu beitrug, den Tempo 30-Abschnitt einzu-
richten und Änderungen an der Radverkehrsführung vorzunehmen. Die Wirkung 
ist allerdings nur indirekt auf die Konsultation zurückzuführen.  

Auch für die Überarbeitung der Schlussverschickung (2020) wurden die Konsul-
tationsergebnisse als relevant bezeichnet (Pol - E1 2021, Rn. 151); ein:e Politi-
ker:in im Interview:  

„Wir hatten eine sehr umfangreiche Beteiligung, aus der Beteili-
gung heraus wussten wir natürlich auch, wo noch Mängel in den 
Planungen waren bzw. wo noch Kritikpunkte waren. Und das war 
eben vornehmlich die Radverkehrsführung. Deswegen sind wir in 

die Radverkehrsführung noch mal extrem intensiv rein.“ 
 (Pol - E3 2021, Rn. 145) 

Die Beteiligungsergebnisse konnten also ggf. als zusätzliches Argument für eine 
erneute Überarbeitung genutzt werden. Schon vorwegnehmend wird hier aller-
dings argumentiert, dass vielmehr die Leitlinien des Radentscheides ausschlag-
gebend waren, da die Konsultationsergebnisse zu dem Zeitpunkt schon lange be-
kannt gewesen waren und früher hätten eingearbeitet werden können. 

Die Mechanismen Konfliktlösung und Druck ließen sich bei der Konsultation 
nicht finden. Die möglichen Lösungen waren von vornherein so stark beschränkt, 
dass zwar Konflikte (zwischen Öffentlichkeit und öffentlicher Hand und inner-
halb der beteiligten Öffentlichkeit) aufgetreten sind, aber diese im zeitlich und 
organisatorisch beschränkten Rahmen der Beteiligung nicht konstruktiv gelöst 
werden konnten bzw. der Anreiz dazu nicht bestand. Das kann auf die Machtdif-
ferenzen zwischen der öffentlichen Hand und der Öffentlichkeit zurückgeführt 
werden, durch die die Unzufriedenheit der Beteiligten mehr oder weniger ‚igno-
riert‘ werden konnte – es waren keine Konsequenzen zu befürchten. Auch medial 
war die Konsultation wenig präsent.44  

                                                      
44 So wurde die Konsultation nur in 6 von insgesamt 37 ausgewerteten Artikeln erwähnt, wobei in 
den meisten Fällen keine weiteren Informationen zu Inhalten oder Ergebnissen enthalten waren 
(siehe Überblick Medienanalyse, Anhang B.3). 
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7.3.2 Mobilitätsverbände und -initiativen 
Bei den Verbänden und Initiativen, die sich über Öffentlichkeitsarbeit, Stellung-
nahmen und Lobbyarbeit einbrachten, lassen sich ebenfalls Ansätze einiger Me-
chanismen beobachten. Allerdings konnte insgesamt weder klare konsultative 
noch kommunikative Policy-Wirkung festgestellt werden, auch wenn einige 
Gruppierungen es schafften, sich als relevante Akteure zu positionieren. 

Zunächst wirkt auch hier der Mechanismus Nicht-Entscheidung, wie bereits bei 
der Konsultation beschrieben, indem von vornherein enge inhaltliche Linien ge-
setzt worden waren. Ein weiteres Element dieser Kategorie lässt sich darin fin-
den, dass die relevanten Verbände und Initiativen zwar angehört, aber nicht als 
Teil der TöB definiert wurden. Somit konnten sie lediglich Stellungnahmen ab-
geben; diese waren aber nicht öffentlich, es bestand kein Legitimationsdruck und 
keine Notwendigkeit der Reaktion vonseiten der Behörde, da diese Stellungnah-
men nicht Teil der Abwägungsvermerke waren (LSBG 2020b). Auch im Verbän-
degespräch wurde der Fußverkehr wie auch schon in der Konsultation kaum the-
matisiert, insbesondere der in der Planung teilweise fehlende Fußweg wurde nicht 
kritisert und dann auch von den planenden nicht ins Gespräch eingebracht (Ver - 
E2 2021, Rn. 338). 

Einzelne Initiativen/Verbände schafften es, über den Aufbau von Druck Teil des 
Planungsprozesses zu werden. Zunächst waren sie am Anfang des Prozesses in 
Akteursgesprächen befragt worden, sorgten dann aber auch im weiteren Verlauf 
für eine Rolle im Prozess, die über die von der Behörde vorgesehene hinausging. 
Das war hier im Unterschied zur Konsultation deshalb möglich, weil Einzelper-
sonen sich durch den Zusammenschluss ermächtigen und gemeinsam auftreten 
konnten. Besonders ist hier der ADFC zu nennen. Der Aufbau von Druck erfolgte 
durch die Stellungnahmen, durch öffentliche Kritik in den Medien45 und die Or-
ganisation von sichtbarem Widerstand in Form von Demonstrationen.  

„Das ist eigentlich unser einziges Mittel. Also dass wir durch Öf-
fentlichkeitsarbeit auf Missstände oder auf fehlerhafte oder fahr-
radfeindliche Planung hinweisen. Also außerhalb der Stellung-

nahme.“ 
 (ZG - E1 2021, Rn. 65) 

                                                      
45 Die Medienanalyse ergab, dass in 22 Artikeln über die Elbchaussee (ausgeschlossen diejenigen, 
die nur über die Bauarbeiten berichteten) der ADFC in 12 Artikeln vorkam und teils auch mit sehr 
deutlichen Worten zitiert wurde, wie etwa „gefährlichen Murks“ (zit.n. Popien 2020) (siehe Über-
blick Medienanalyse, Anhang B.3). 
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Der Versuch Druck aufzubauen, wird hier als erfolgreich bewertet, da der ADFC 
öffentlich präsent war, in den Interviews als Akteur erwähnt und gemeinsam mit 
anderen Verbänden zu einem informellen Termin eingeladen wurde, was laut 
ADFC und Planungsteam als Reaktion auf die öffentliche Präsenz und die Stel-
lungnahme des ADFC verstanden werden kann (Ver - E3 2021, Rn. 86-90; ZG - 
E1 2021, Rn. 64). Der ADFC kritisierte hier insbesondere den Fokus auf Schutz-
streifen und Tempo 50 (LSBG 2020a). Dieser Druck reichte allerdings nicht aus, 
um die Planung inhaltlich zu beeinflussen, wie man besonders im Vergleich zum 
Radentscheid sieht (siehe nächstes Unterkapitel) – so haben an den Demonstrati-
onen nur um die 200 Personen teilgenommen und die Aktionen wurden von den 
Interviewten nicht oder kaum erwähnt und in nur einem Zeitungsartikel darge-
stellt (Kurs Fahrradstadt 2020b; o.V. 2019a). Das anberaumte Akteursgespräch 
fand nach der zweiten Verschickung statt und drehte sich weniger um inhaltliche 
Änderungen als darum, in Reaktion auf die als konfrontativ wahrgenommene 
Stellungnahme Entscheidungen und Grenzen zu kommunizieren und Akzeptanz 
zu schaffen und wurde aus Planungssicht eher als taktisches Element gesehen 
(Ver - E3 2021, Rn. 103, 306; Ver - E2 2021, Rn. 304, 310). 

Auch die Mobilisierung des ADFC und des lokalen Zukunftsforums zur Teil-
nahme an den Konsultationsveranstaltungen kann als Strategie zum Aufbau von 
Druck gewertet werden. Die Mobilisierung trug zur starken Präsenz von Radfah-
rinteressen in der Beteiligung bei und prägte die Stimmung (Büro - E1 2021, 
Rn. 196; ZG - E1 2021, Rn. 18). Ein:e ADFC-Vertreter:in beschreibt das Vorge-
hen: 

„Erst mal klären wir, versuchen wir, wenn wir davon erfahren, 
dann darauf aufmerksam zu machen und ermuntern eben halt 
nicht nur Parkplatz-Bewahrer dorthin zu gehen, sondern eben 

auch noch Fahrrad-Menschen, damit dann eben halt deren Mei-
nung dort auch - und das ist ganz gut gelungen. Meinem Eindruck 
nach. Alles, was ich an Rückmeldungen von diesen Workshops be-
kommen habe, war, dass tatsächlich dort auch unsere Ziele oder 
unsere Vorstellungen von moderner Mobilität auf die Pinnwände 

gekommen ist.“  
(ZG - E1 2021, Rn. 18) 

Diese Mobilisierung kann gleichzeitig auch als Versuch verstanden werden, über 
den Weg der Konsultation Expertise in den Prozess einzubringen, ähnlich wie die 
bereits erwähnten Stellungnahmen, die durch ihre teilweise scharfe Kritik als Teil 
einer Druck-Strategie verstanden werden können, aber auch Expertise in den Pro-
zess einbringen, indem etwa konstruktive Vorschläge für die Radverkehrsfüh-
rung gemacht werden (ADFC HH 2020, 2019; Zukunftsforum Blankenese e.V. 
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2020), die allerdings den definierten Bedingungen der Planung nicht entsprachen. 
Das lokale Zukunftsforum versuchte außerdem, über den wiederholten persönli-
chen Kontakt zur Politik ihre Ideen in den Prozess zu geben, bekam aber wenig 
Resonanz (ZG - E2 2022, Rn. 131, 145).  

So führten ähnlich wie bei der Konsultation weder die eingebrachte Expertise 
noch der erzeugte Druck zu einer erkennbaren Policy-Wirkung. Hier ist auch re-
levant, dass die Initiativen (insb. des ADFC) von den Planenden eher als Vertre-
ter:innen von Partikularinteressen wahrgenommen wurden, die von der Planung 
überzeugt werden müssten (Ver - E3 2021, Rn. 86; Ver - E2 2021, Rn. 304, 310; 
Büro - E1 2021, Rn. 196; Büro - E3 2021, Rn. 187) und damit als nicht legitim 
im Sinne einer Repräsentativität der Interessen. Daraus erklärt sich auch, dass die 
Vorschläge der Initiativen nicht als Argument gegenüber anderen Fraktionen oder 
Behörden verwendet wurden. Auch der Mechanismus Konfliktlösung kann bei 
den Initiativen nicht erkannt werden – was sich auch durch den nicht genügend 
erzeugten Druck für eine gemeinsame Lösung erklären lässt. Konflikte gab es 
zwar, diese konnten in dem Fall von den Planenden aber einfach ‚ausgehalten‘ 
werden.  

7.3.3 Radentscheid 
Der Radentscheid ist für die Elbchaussee wichtig, da die Initiative maßgeblich 
beteiligt war an der Erarbeitung von Leitlinien für die Radverkehrsplanung, die 
sich kurz vor Baubeginn auf die Elbchaussee auswirkten (Pol - E3 2021, Rn. 60; 
Bürgerschaft FHH 2021, S. 2). Vom Radentscheid ausgehend ist im Unterschied 
zur Konsultation sowohl konsultative als auch kommunikative Wirkung zu be-
obachten.  

Der Radentscheid unterscheidet sich grundsätzlich von den bisher diskutierten 
Beteiligungsformen, da durch die gesammelten Unterschriften die Möglichkeit 
eines Volksgesetzgebungsverfahrens im Raum stand, also mit Rechtswirkung ge-
droht werden konnte (Bürgerschaft FHH 2020b, S. 1). Der darüber aufgebaute 
rechtliche Druck wird hier als relevantester Mechanismus gesehen. Durch diesen 
konnte zunächst ein Einigungsprozess initiiert werden zwischen dem Radent-
scheid und den Abgeordneten der Bürgerschaft, die zwar alle grundsätzlich für 
eine Förderung des Radverkehrs waren, allerdings unterschiedliche Ansätze ver-
folgt hatten (Pol - E3 2021, Rn. 70).  

Nicht nur der legale Druck, sondern auch die wahrgenommene Legitimität der 
Forderungen, die durch die Menge der Unterschriften zustande gekommen war, 
spielte hier für die antragstellenden Abgeordneten und die Bürgerschaft eine 
Rolle für die Aufnahme von Verhandlungen, wie aus einer Interviewaussage und 
einer Äußerung eines beteiligten Politikers in der Bürgerschaft deutlich wird:  
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„Auf Wunsch des Senators, aber indirekt ja auch über die Öffent-
lichkeit, nämlich über den Radentscheid, der auch im Grunde die 
Aussage, dass... ja, oder auch das Standing hingekriegt hat mit 

den Unterschriften, mit den Leuten, die dafür unterschrieben ha-
ben.“  

(Ver - E3 2021, Rn. 123) 
 

„Eine Volksinitiative, die innerhalb kurzer Zeit 20 000 Unter-
schriften sammelt, zeigt, dass es eine gesellschaftliche Relevanz 
und eine Diskussion in der Stadt gibt. Ich finde, dass es richtig 
und gut ist, diesen Dialog aufgenommen und die Gespräche mit 

der Volksinitiative geführt zu haben. Das waren intensive Gesprä-
che, das waren lange Gespräche, und die Fristen in der Gesetzge-
bung lassen jetzt auch keinen Raum für eine Pause, weil die Koali-

tionsverhandlungen noch nicht abgeschlossen sind.“  
(Bürgerschaft FHH 2020c, S. 163) 

Zur Erarbeitung der Leitlinien waren mehrere Verhandlungsrunden notwendig 
und der Radentscheid beantragte wiederholt die Verlängerung des Verhandlungs-
zeitraums (Radentscheid Hamburg 2020b; Bürgerschaft FHH 2020b), was auf 
eine intensive und kontroverse Verhandlung hinweist. Außerdem kann anhand 
der Beschreibung der Verhandlungen in einem Sitzungsprotokoll (Bürgerschaft 
FHH 2020c) davon ausgegangen werden, dass es zu einer Synthese zwischen dem 
(Alltags-)Wissen der Aktivist:innen und dem politischem Wissen der Abgeord-
neten kam. Somit sind hier auch Elemente der Mechanismen Konfliktlösung und 
Expertise erkennbar.  

Nach der Einigung und dem Beschluss der Leitlinien durch den Senat wurde die 
Gesetzesvorlage gegenüber dem Senat zurückgenommen und damit das Volks-
gesetzgebungsverfahren beendet (Bürgerschaft FHH 2020b, S. 1). Dadurch fiel 
das Druckmittel weg, sodass die institutionell gesicherte Machtposition, die der 
Radentscheid hatte, gelenkt und ‚kontrolliert‘ werden konnte. Im Gegenzug 
konnten einige Forderungen in die Leitlinien eingebracht werden, allerdings bei 
weitem nicht alle (Radentscheid Hamburg 2020a). 

Die durch die Unterschriften entstandene wahrgenommene Legitimität trug spä-
ter auch dazu bei, dass die Maßnahmen noch in die (bereits abgeschlossene) Pla-
nung zur Elbchaussee integriert wurden, obwohl die Leitlinien nicht rechtlich 
bindend waren und zudem die Überarbeitung bestehender Planungen optional 
war (Pol - E3 2021, Rn. 80, 107). Die kurz zuvor erfolgte Einigung mit dem Rad-
entscheid erhöhte den Rechtfertigungsdruck und die Behördenleitung setzte sich 
dafür ein, die Leitlinien noch einzuarbeiten:  
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„Genau und an der Elbchaussee haben wir das gekriegt, weil die 
Behördenleitung sich dafür eingesetzt hat. […] Also, ne, der poli-

tische Druck, der im Grunde über den Radentscheid aufgebaut 
wurde.“  

(Ver - E2/3 2021, Rn. 183–185) 

Hilfreich für die schnelle Anwendung der Leitlinien an der Elbchaussee und an-
deren Hauptverkehrsstraßen (Bürgerschaft FHH 2021) war sicher auch, dass der 
neue Senator und der neue Staatsrat in ihrer Funktion als Bürgerschaftsabgeord-
nete an der erwähnten Einigung mit dem Radentscheid maßgeblich beteiligt ge-
wesen waren (Pol - E3 2021, Rn. 113). Außerdem erleichterten die beschlossenen 
Leitlinien die Durchsetzung der Änderungen gegenüber anderen Behörden, konn-
ten also zur Argumentation genutzt werden:  

„Dadurch, dass die Bürgerschaft das beschlossen hatte […] hat-
ten wir dann natürlich auch ein starkes Argument, warum wir als 
Behörde [das] machen, aber auch, um andere Behörden zu über-

zeugen.“ 
(Pol - E3 2021, Rn. 82) 

So konnte der BIS gegenüber in „nicht ganz einfach[en]“ (Pol - E3 2021, 
Rn. 174) Abstimmungen argumentiert werden, dass Sharrows und Kopenhagener 
Radwege ausprobiert werden sollten.46 Damit konnten durch den Radentscheid 
Elemente einfließen, die zuvor als nicht möglich bezeichnet worden waren (Pol - 
E3 2021, Rn. 174): 

„Und dann haben wir es doch noch geschafft. Wir haben doch 
jetzt Kopenhagener Radwege, die es so bisher in Hamburg noch 

nicht gibt. Und wir haben eine Piktogrammkette. Was, also beides 
als Pilotprojekt, das, quasi Verkehrsversuche, die wir schon bau-

lich umsetzen“  
(Ver - E3 2021, Rn. 62) 

                                                      
46 Interessanterweise wurde allerdings gegenüber den Medien die Überarbeitung der Elbchaussee 
nicht mit dem Radentscheid – sowie auch nicht mit der Konsultation – in Verbindung gebracht. 
Überhaupt wurde der Radentscheid in den analysierten Zeitungsartikeln nicht im Zusammenhang 
mit der Elbchaussee genannt (siehe Überblick Medienanalyse, Anhang B.3). Allerdings verwies 
der neue Senator in Interviews zu seiner neuen Verkehrspolitik durchaus auf den Radentscheid als 
Grundlage – auch dies kann als Stärkung der legitimatorischen Basis betrachtet werden (etwa Knöd-
ler 2020; Meyer-Wellmann und Dey 2020). 
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7.3.4 Überblick 
Die folgende Tabelle dient als Überblick über die Mechanismen in den drei wich-
tigsten Beteiligungsformen. Auch sind die wichtigsten Datenquellen aufgeführt.  

Tabelle 13 Zusammenfassung der Mechanismen und Datenquellen (Elbchaussee) 

 
Wichtigste gefundene 
Einflussmechanismen Policy-Wirkung Haupt-Datenquellen 

K
on

su
lta

tio
n 

Nicht-Entscheidung 

Rahmenbedingungen  
waren gesetzt und  
wurden nicht diskutiert, 
Einschränkung der 
Wirkung 

Protokolle  
Beteiligungsveran-
staltungen,  
Planungsdokumente 

Expertise Einzelne Ideen flossen 
ein (sehr beschränkt) 

Interviews,  
Auswertung  
Beteiligungsbeiträge 

Argumentation 

Konsultation wurde als  
Argument verwendet 
und steht in Verbin-
dung zu kleinen  
Änderungen 

Interviews, Proto-
kolle  
politischer Gremien 

Vergleich: Mechanismen in den anderen Beteiligungsformen 

V
er

bä
nd

e 
un

d 
In

iti
at

iv
en

 

Expertise Keine Policy-Wirkung 
 
Stellungnahmen,  
Interviews 

Druck Keine Policy-Wirkung Interviews, Medien 

R
ad

en
ts

ch
ei

d Druck, unterstützt durch 
• Legitimität 
• Argumentation 
• Konfliktlösung 
• Expertise 

Leitlinien, Einarbei-
tung von Kopenhage-
ner Radwegen und 
Sharrows und  
Entfernung des RiM 

Dokumente (politi-
scher Gremien),  
Interviews 
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7.4 Bewertung aus Sicht der IVP 
Wie ist der Prozess aus Sicht der integrierten Verkehrsplanung zu bewerten? Be-
trachtet werden nun die in Kapitel 5 hergeleiteten Bewertungskriterien. Hierzu 
wird zunächst die Policy-Wirkung bewertet; dann werden die Prozesskriterien 
Inklusivität, fundierte Urteilsbildung und Transparenz betrachtet, bei denen noch 
Verbesserungsbedarf besteht. Im Anschluss wird untersucht, inwiefern die Öf-
fentlichkeitsbeteiligung bei der Elbchaussee inhaltlich zur Verkehrswende beige-
tragen hat. Diesbezüglich lässt sich vorab sagen, dass durch die Öffentlichkeit ein 
kleiner Beitrag zur Verkehrswende geleistet wurde.  

7.4.1 Policy-Wirkung 
Aus normativer Sicht wurde hergeleitet, dass Policy-Wirkung wünschenswert ist. 
Insgesamt ist somit die erzielte Policy-Wirkung positiv zu bewerten, da die Öf-
fentlichkeit einen signifikanten Einfluss hatte. Allerdings ist dies nicht den In-
vited Spaces zuzuordnen, die hinter theoretisch formulierten Ansprüchen zurück-
bleiben. Zudem ist der eingeschränkte mögliche Einflussrahmen aus demokratie-
theoretischer Sicht negativ zu bewerten, da die grundlegenden Fragen, die die 
Bevölkerung betreffen, nicht beeinflusst werden konnten und zum Teil auch nicht 
diskutiert wurden. Wie bereits ausgeführt, entstand in den Interviews insgesamt 
der Eindruck, dass die Konsultation inklusive der Vorgespräche eher auf Infor-
mationsvermittlung und Akzeptanzbeschaffung abzielte statt auf inhaltliche Wir-
kung. Weiterhin ist kritisch anzumerken, dass die Invited Spaces nicht von der 
Zivilgesellschaft mitgestaltet werden konnten.  

7.4.2 Prozessbewertung 
Wie theoretisch hergeleitet, ist für eine Bewertung nicht nur die Policy-Wirkung 
relevant, sondern auch die Eigenschaften des Prozesses, über den diese zustande 
kam.  

Inklusivität 

Das Kriterium der Inklusivität meint den Anspruch, dass Unterschiede bei der 
Mitwirkung verschiedener Bevölkerungsgruppen verringert werden und die für 
die Planung relevanten Gruppen erreicht werden. Als relevante Kriterien wurden 
unter anderem sozio-demographische Zusammensetzung, Verkehrsmittelnut-
zung, körperliche Einschränkungen, Rolle in der Familie und Wohnort herausge-
arbeitet.  

Im Invited Space Elbchaussee-Dialog zeigten sich bei der Zusammensetzung der 
Teilnehmenden häufig auftretende Verzerrungen. Die Befragungsdaten zeigen, 
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dass im Vergleich zur im Umfeld wohnenden Bevölkerung v.a. Personen mit ho-
her Bildung, höherem Alter sowie männliche Personen teilnahmen (Holec und 
Escher 2024a, 1). Das erklärt sich in Anbetracht der eher klassischen Rekrutie-
rung und dem Verzicht auf zielgruppenspezifische Formate. So zeigten sich meh-
rere an der Organisation beteiligte Person zwar grundsätzlich zufrieden mit den 
erreichten Zielgruppen, merkten aber zum Teil an, dass Pendler:innen nicht er-
reicht worden seien und begrüßten die Perspektive einer Zufallsauswahl für den 
nächsten Planungsabschnitt (Büro - E2 2021, Rn. 95 - 97; Ver - E1 2021, Rn. 35; 
Büro - E3 2021, Rn. 128). 

Weiterhin wurde die Zusammensetzung aus der Sicht mehrerer Inter-
viewpartner:innen durch die Rekrutierungsaktivitäten der Verbände beeinflusst, 
was sich auf die inhaltliche Zusammensetzung der Beiträge auswirke (und, so 
lässt sich hinzufügen, vermutlich auch auf die sozio-ökonomische Zusammenset-
zung). Es habe sich insbesondere in den Online-Formaten um junges, internetaf-
fines Klientel gehandelt und „Fahrradthemen“ (Büro - E3 2021, Rn. 187) seien stark 
vertreten worden (Büro - E3 2021, Rn. 187; Büro - E1 2021, Rn. 94, 196; ZG - 
E1 2021, Rn. 18). Das bestätigen die Befragungsdaten, denen zufolge eher fahr-
radaffine Personen überrepräsentiert waren. Interessanterweise waren aber auch 
Autonutzende überrepräsentiert, und restriktive Maßnahmen für den Autoverkehr 
wurden im Vergleich zur dort lebenden Bevölkerung von den Teilnehmenden 
leicht negativer bewertet (Holec und Escher 2024a, 2.3). Das steht ein Stückweit 
im Kontrast zum aus Unterlagen und Interviews wahrgenommenen Tenor der Be-
teiligungsergebnisse.47 

Positiv ist, dass die Veranstaltungen gut besucht waren, etliche Onlinebeiträge 
hinterlassen wurden und viele der Teilnehmenden Anwohnende waren und die 
Straße nutzten. Zwischen Online-Beteiligung und Workshops gab es zwar Über-
schneidungen, aber es wurden unterschiedliche Gruppen erreicht (Büro - 
E1 2021, Rn. 108; LSBG und Superurban 2018b). Außerdem zeigen die Befra-
gungsdaten, dass auch Personen mit Mobilitätseinschränkungen verstärkt vertre-
ten waren (Holec und Escher 2024a, 1). 

                                                      
47 Dafür gibt es mehrere Erklärungsansätze. Zum einen wurden die Befragten für die Teilnehmen-
denbefragung im Nachinein rekrutiert, hauptsächlich über Haushaltsbefragungen im direkten Um-
feld, sodass möglicherweise eine bestimmte Gruppe an Teilnehmenden mit dieser Befragung nicht 
erreicht wurde. Zweitens ist auffällig, dass sich von den befragten Teilnehmenden nur knapp 30 % 
aktiv beteiligt haben, während der Rest nur passiv mitgelesen hat (Holec und Escher 2024a, 6.3). 
Das bedeutet, dass die eher konservativen Meinungen dieser befragten Teilnehmenden sich nur 
teilweise in den Beteiligungsergebnissen widerfinden. Dieser Aspekt wird in Kapitel 9 vertieft dis-
kutiert.  
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Im Prozess gab es theoretisch gleiche Äußerungsmöglichkeiten und die Modera-
tion versuchte, Barrieren abzubauen, indem sie bei schwierigen Begriffen oder 
Vorgängen nachfragte und immer wieder darauf hinwies, dass alle zu Wort kom-
men müssten, zu Wortbeiträgen aufforderte und Personen unterbrach, die wieder-
holt oder zu ausführlich sprachen, wodurch die Wortbeiträge ausgewogen verteilt 
und konstruktiv waren (Büro - E1 2021, Rn. 184–188; Büro - E3 2021, Rn. 171–
173; LSBG und Superurban 2018b, 2018c). Auch durch die Möglichkeit zu Vor-
gesprächen und die Einrichtung von Kleingruppen konnten mehr Leute etwas 
einbringen, die es evtl. vor dem Plenum nicht gekonnt hätten (Büro - E2 2021, 
Rn. 131). Kritisch bezüglich der Inklusivität ist jedoch, dass die Beteiligung über-
wiegend im Plenum organisiert war und es keine spezifischen Angebote für be-
stimmte Bevölkerungsgruppen gab.  

Bei den Verbänden und beim Radentscheid kann angenommen werden, dass die 
Initiator:innen akademischen Hintergrund haben und die Kerngruppe größtenteils 
weiß, männlich, deutscher Nationalität ist, ein mittleres bis hohes Einkommen 
und Bildungshintergrund hat, wie es in einer Studie zu Radentscheiden in 
Deutschland festgestellt wurde (Leininger 2021, 32, 60). In diesem Sinn würden 
sie das Kriterium Inklusivität nicht erfüllen. Allerdings wurden für den Radent-
scheid über 22.500 Unterschriften abgegeben (Bürgerschaft FHH 2020b), womit 
ein deutlich größerer Teil der Bevölkerung repräsentiert ist. Leider sind keine 
Informationen über die Zusammensetzung der Unterzeichnenden verfügbar. 
Auch konnten keine Informationen gefunden werden, wie die Entscheidungsfin-
dung innerhalb des Radentscheids ablief und wie bestimmt wurde, mit welchen 
Forderungen in den politischen Raum gegangen wird. 

Fundierte Urteilsbildung 

Fundierte Urteilsbildung meint die Kapazität der Beteiligten, durchdachte und 
reflektierte Urteile zu bilden. Es wird bewertet, inwiefern diese durch die Betei-
ligung gestärkt oder ermöglicht wird – ob also Kompetenzentwicklung stattfindet 
und inwiefern die Diskussion deliberative Qualität aufweist.  

Insgesamt lässt sich sagen, dass es zwar interaktive Elemente gab und es der Mo-
deration gelang, Gedankenaustausch und Lernprozesse zu fördern, die Konsulta-
tion jedoch insgesamt eher frontal gestaltet war und wie beschrieben eher auf 
Informationsvermittlung und Akzeptanzbeschaffung und damit nicht primär auf 
das systematische Aktivieren von Kompetenzen oder die Ideenentwicklung an-
gelegt schien. Die Diskussion in den Veranstaltungen und die Online-Diskussion 
wurden von den Interviewten als konstruktiv eingeschätzt, allerdings als durch-
aus kontrovers. Die Bandbreite ging von wenig aggressiv und größtenteils sach-
lich (Büro - E2 2021, Rn. 67; Büro - E3 2021, Rn. 154), pragmatisch und „nicht 
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ideologisch aufgeladen in die eine oder die andere Richtung“ (Pol - E1 2021, 
Rn. 163) bis hin zur Beschreibung hitziger Diskussionen untereinander und ge-
genüber dem Planungsteam (Ver - E1 2021, Rn. 54) und der Beschreibung als 
„sehr aggressiv“ (Büro - E1 2021, Rn. 160). Die Moderation wurde wie beschrie-
ben als kompetent und neutral wahrgenommen. Durch Hinweise, wieder auf die 
sachliche Ebene zu kommen, konnte auch die Diskussion konstruktiv gehalten 
werden (Büro - E1 2021, Rn. 188; Büro - E3, Rn. 169). Damit wurden einige Kri-
terien deliberativer Prozesse erfüllt, maßgebliche Elemente von Deliberation wie 
ausreichend gemeinsame Zeit oder die Suche nach einer gemeinsamen Lösung 
waren jedoch nicht erfüllt und hier aufgrund der Zielsetzung auch nicht vorgese-
hen. 

Der Einschätzung des Ingenieurs nach diente v.a. das Querschnittspuzzle dazu, 
konstruktive Diskussionen zu führen und Grenzen zu verdeutlichen und damit 
Lernprozesse anzustoßen. Er schildert ein Beispiel, wie einige junge Männer die 
Puzzle-Teile auseinanderschnitten und eine eigene Lösung vorschlugen, die er 
dann mit ihnen diskutierte: 

„Wenn jetzt hier die Oma Käthe wohnt. Und die möchte jetzt auf 
die andere Seite […] Und dann kamen die ins Überlegen. Haben 
sie dann, sie fährt der einfach weiter bis zur nächsten Kreuzung. 
Genau, dann ist er hier an der Kreuzung. Und dann? Ja, dann 

fährt er in die Gegenrichtung. Nee, darf der ja nicht! Ja, dann darf 
der da mal auf dem Gehweg fahren, und ich, nein, das darf der ja 
auch nicht, und der Gehweg ist viel zu schmal. Und dann, ja okay, 
dann braucht man es auf beiden Seiten. Ich so, ja, aber dann ha-
ben wir nicht genug Platz. Und der eine kam nachher zu mir und 
sagte, danke für Ihre Zeit, dass Sie mir das erklärt haben. Wir ha-

ben es echt kapiert. Und es hat uns was gebracht.“ 
 (Büro - E1 2021, Rn. 106) 

Neben dem Querschnittspuzzle gab es auch eine Kleingruppenarbeit, insgesamt 
war die Diskussionszeit jedoch knapp und die Veranstaltungen hatten einen recht 
großen Plenumsanteil, was im Sinne einer Entwicklung von Ideen und Kompe-
tenzen als eher negativ bewertet wird. Zudem waren keine neutralen Fachleute 
anwesend und es wurde kein (neutrales) Informationsmaterial zur Verfügung ge-
stellt. Positiv hervorzuheben ist, dass viele Projektbeteiligte in verschiedenen 
Rollen anwesend waren und in Vorgesprächen die Möglichkeit zu Fragen und 
Diskussionen gegeben wurde. Das Setting erlaubte somit durchaus Lernprozesse 
und diese scheinen auf individueller Ebene auch zustande gekommen zu sein. 
Eine gemeinsame Entwicklung neuer Ideen und Lösungsansätze lässt sich aller-
dings zumindest aus der Dokumentation und aus den Interviews nicht erkennen.  
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Transparenz 

Transparenz meint, dass sowohl die Teilnehmenden ein Verständnis der Beteili-
gung und des weiteren Prozesses bekommen sollten, als auch die breite Öffent-
lichkeit diesen nachvollziehen kann. Insgesamt lässt sich sagen, dass die Trans-
parenz während der Konsultation gewährleistet wurde, der Planungsprozess da-
nach und die Rolle der Beteiligung allerdings schwer nachvollziehbar waren.  

Die Rahmenbedingungen der Planung wurden von Anfang an in den Veranstal-
tungen und in den Online-Informationen klar kommuniziert. Die Protokolle der 
Dialogveranstaltungen wurden online veröffentlicht, genau wie eine Stellung-
nahme zu den wesentlichen Beiträgen aus der ersten Online-Beteiligungsphase 
und ein Rückmeldedokument, in dem die offenen Fragen aus allen Beteiligungen 
geclustert und beantwortet wurden (LSBG und Superurban 2018a, 2018d, 2018c; 
LSBG 2018a, 2018b; LSBG und Superurban 2018b); das Material wurde über 
einen Verteiler versandt. Daraufhin wurde noch erläutert, wie der Planungspro-
zess weitergeht, dann riss die Kommunikation zunächst ab.  

Aus Sicht von bezirklicher Politik und Zivilgesellschaft wurde die Zeit zwischen 
der Beteiligung und der politischen Entscheidung als Lücke empfunden, da es 
keine formale Kontrolle oder Rückkopplung mehr gab (ZG - E2 2022, Rn. 117; 
Pol - E1 2021, Rn. 183): 

“[…] Wir haben in dem Sinne nur das Feedback gehabt mit den 
verschiedenen Ergebnissen, die dann in Dokumenten präsentiert 

wurde, bis letztendlich zu dem Schluss-Verfahren mit der Verschi-
ckung. Einen demokratischen Entscheidungshebel hatten wir an 

der Stelle nicht. Das ist so das ‚Prinzip Hoffnung‘”  
(ZG - E2 2022, Rn. 117) 

Auch in den Teilnehmendenbefragungen war die Zustimmung zu der Frage, ob 
man sich über die Planung und die aktuellen Entwicklungen gut informiert fühlte, 
unterdurchschnittlich. Noch niedriger war die Zustimmung zur Aussage, dass es 
nachvollziehbar war, wie die Ergebnisse der Beteiligung in die politische Ent-
scheidung einflossen (Holec und Escher 2024a, 7.1.1).  

Kurz vor Baubeginn – über zwei Jahre nach Abschluss der Beteiligung – gab es 
noch eine Informationsveranstaltung, und während der Bauzeit wird mit sporadi-
schen Newslettern über die Verkehrsabwicklung informiert. Es ist sowohl für die 
Teilnehmenden als auch für die allgemeine Öffentlichkeit nicht klar, wie (und ob) 
die Beteiligung in die Planung eingeflossen ist. Den Planungsprozess und die ver-
schiedenen Planversionen nachzuvollziehen, ist kompliziert und zeitaufwändig. 
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Zwar sind die Verschickungen größtenteils online aufzufinden, das sind aller-
dings technische Dokumente, die für Laien kaum verständlich sind.  

Auch die Leistungsfähigkeitsdiskussion ist schwer nachzuvollziehen, da trotz In-
ternetrecherche zunächst unklar blieb, wie eine Kennzeichnung als Hauptstraße 
in Hamburg erfolgt und wie – und ob – dies geändert werden kann. Diese Infor-
mationen wurden im Konsultationsverfahren nicht bereitgestellt, obwohl sie den 
Kern der Planung betreffen. Auch die Rolle des Radentscheids und der Mobili-
tätsverbände wurde erst nach eingehender Recherche klar. Zudem blieb bis zum 
Abschluss der Datenerhebung (31.08.2023) unklar, wie, wann und ob der Pla-
nungsprozess mit den nächsten Planungsabschnitt(en) weitergeht.  

Beim Radentscheid kann nicht exakt nachvollzogen werden, wie die Forderungen 
und die – dann die Planung bestimmenden – Leitlinien zustande kamen und die 
Einigung erfolgt ist. Interessant wäre etwa, wer diese mit ausgehandelt hat und 
wie genau die Entscheidung getroffen wurde, auf das Volksgesetzgebungsverfah-
ren zu verzichten.  

7.4.3 Ergebnisbewertung 
Zum Abschluss wird die erzeugte Policy-Wirkung unter dem Gesichtspunkt des 
Beitrags zur Verkehrswende bzw. zur normativen Integration betrachtet. Die da-
für theoretisch hergeleiteten Kriterien waren erstens das Verhältnis von Maßnah-
men zu Vermeidung, Verlagerung und verträglicher Abwicklung, zweitens das 
Verhältnis von Push- und Pull-Maßnahmen sowie drittens die Zusammensetzung 
verschiedener Maßnahmenfelder.  

Insgesamt lässt sich sagen, dass die Policy-Wirkung (Kopenhagener Radwege 
statt Schutzstreifen/Radverkehrsstreifen, Sharrows, Entfernung des RiM, zusätz-
liche Fußverkehrsquerung, Beitrag zu Abschnitt Tempo 30) sich als positiv für 
die Verkehrswende bewerten lässt. Bestätigt wird dies auch durch die Ergebnisse 
aus den Teilnehmendenbefragungen, bei denen Verbesserung für den Radverkehr 
und die Aufenthaltsqualität und Einschränkungen für den Kfz-Verkehr wahrge-
nommen werden (Holec und Escher 2024a, 7.3.2). Durch die Policy-Wirkung 
wurde ein etwas stärkerer Fokus auf den Aspekt Verlagerung gelegt, es blieb al-
lerdings im Großen und Ganzen bei Pull-Maßnahmen.  

Diese positive Wirkung kann allerdings nicht auf die Konsultation zurückgeführt 
werden, sondern auf den Radentscheid. Die Konsultation steht zwar in Zusam-
menhang mit positiven Veränderungen im Sinne der Verkehrswende (zusätzliche 
Fußverkehrsquerung und Abschnitt Tempo 30), diese Aspekte können allerdings 
erstens nicht eindeutig auf die Konsultation zurückgeführt werden, und zweitens 
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sind sie sehr kleinteilig. Somit wird der Konsultation kein inhaltlicher Beitrag zur 
Verkehrswende zugeschrieben.  

Im Folgenden werden die Veränderungen im Einzelnen diskutiert. 

Die Planung von Kopenhagener Radwegen statt Schutzstreifen/Radfahrstreifen 
bringt den klassischen Konflikt mit sich zwischen subjektiver und objektiver Si-
cherheit. Im Gegensatz zu vorherigen Entwürfen sind durch die Umplanung nun 
zum Teil nur einseitige Radverkehrsanlagen geplant, was zum Teil als Nachteil 
gesehen wird (Büro - E1 2021, Rn. 257). Weitere Gefahren, die auch in den In-
terviews genannt wurden, sind Konflikte zwischen dem nur durch ein Rundbord 
getrennten Fuß- und Radverkehr (Pol - E1 2021, Rn. 95), das Ausrutschen auf 
dem Rundbord im Dunkeln und Unfälle durch aus- oder einfahrende Kfz (Ver - 
E2 2021, Rn. 150; Büro - E1 2021, Rn. 227). Im Vergleich zur Regelbreite von 
2,75 m sind die hier ausgeführten Radwege mit 1,85 m recht schmal, das macht 
das Überholen für schnelle Radfahrende schwer (Ver - E2 2021, Rn. 150; Büro - 
E1 2021, Rn. 227; Meschik 2008, S. 69); das ist ein Problem, da die Elbchaussee 
v.a. eine Pendelstrecke ist und sich eher weniger an langsam Fahrende und Kinder 
richtet (ZG - E1 2021, Rn. 55–56).  

Andererseits können Kopenhagener Radwege mehr subjektive Sicherheit schaf-
fen. Gerade Gruppen, die am Fahrradfahren interessiert sind, sich aber noch mit 
Hindernissen konfrontiert sehen, sind ein großes Potential für den Radverkehr 
und könnten durch sichere Infrastrukturangebote zur Verlagerung ihrer Wege 
motiviert werden (Dill und McNeil 2016). Aus diesen Gründen wird die Planung 
auch vom Planungsteam weitestgehend als positiv beurteilt (Ver - E2 2021, 
Rn. 150; Ver - E3 2021; Rn. 152), auch die Befragungsdaten zeigen, dass größ-
tenteils eine Verbesserung für den Radverkehr erwartet wird (Holec und E-
scher 2024a, 7.3.2).  

Hierzu passt auch die Frage nach dem RiM bzw. dessen Entfernung. Durch die 
Führung am Fahrbahnrand wird laut einer Studie (Richter et al. 2019) die subjek-
tive Sicherheit und in vielen Fällen auch die objektive Sicherheit erhöht.48 Zudem 

                                                      
48 In einer Untersuchung von Richter et al. (2019) an 48 Knotenpunkten ist die Zahl der Unfälle mit 
Personenschaden nach RiM Markierung um 7,6 % zurückgegangen, allerdings ist der Anteil der 
Unfälle mit schwerem Personenschaden stark gestiegen (S.39). Trotzdem kann laut der Studie der 
Einsatz von RiM durchaus die Radverkehrssicherheit erhöhen, je nach spezifischer Ausführungs-
form und Verkehrsstärken (S.41). Eine detaillierte Ausführung würde hier den Rahmen sprengen. 
Was die subjektive Sicherheit angeht, ergab die Befragung von 434 Radfahrenden an 14 Knoten-
punkten, dass sich knapp die Hälfte eher oder sehr unsicher fühlte (S. 35) – dabei muss noch zu-
sätzlich beachtet werden, dass hier nur diejenigen befragt wurden, die den Knotenpunkt nutzten. 30 
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kann die Umplanung als ein Statement für die Relevanz von Sicherheit gesehen 
werden, da in solchen Situationen wiederholt tödliche Unfälle passieren (Ver - 
E2 2021, Rn. 153). Auch diese Änderung kann also als Pull-Maßnahme für Ver-
lagerung gesehen werden. 

Die Sharrows sind aus Sicht der nachhaltigen Verkehrswende zunächst positiv, 
da dann zumindest der MIV auf den Radverkehr hingewiesen wird.49 Sie können 
allerdings nicht als adäquater Ersatz für Radinfrastruktur betrachtet werden, und 
es stellt sich die Frage, wie umfangreich deren Wirkung tatsächlich sein wird im 
Verhältnis zur öffentlichen Aufmerksamkeit. Dazu ein:e Vertreter:in des ADFC: 

„Aber das haben viele eben auch nicht als Verbesserung wahrge-
nommen, weil es keine Infrastruktur ist, die sie damit bauen, son-

dern sie malen irgendetwas auf die Fahrbahn. […] So ist es natür-
lich keine gebaute Infrastruktur. […] Wie gesagt, die Piktogramm- 
Kette, die, die hat [der Senator] auch, als wirklich, als genial, ver-

marktet, da ist er sehr gut drin. Sie ist nicht unbedingt eine Ver-
besserung, würde ich sagen. Vorher war aber nichts.“  

(ZG - E1 2021, Rn. 36–37) 

Obwohl die Veränderungen durch den Radentscheid im Sinne der Verkehrs-
wende positiv sind, soll darauf hingewiesen werden, dass der Umbau insgesamt 
nicht als Verkehrswendeprojekt bezeichnet werden kann und auch die Öffentlich-
keit dies nicht erwirken konnte.  

Wie es ein:e Planer:in ausdrückt: 

 „Und da waren wir selbst tatsächlich alle überrascht, weil so viel 
haben wir im Grunde gar nicht geändert. Wir haben die Quer-

schnitte im Grunde nicht angepasst. Wir haben nur ein bisschen 
was in der in der Höhe geändert. Und auf einmal gab's zu der Pla-
nung, die vorher von allen Seiten sehr kritisch gesehen wurde, gab 

es eigentlich ein positives Feedback.“  
(Ver - E3 2021, Rn. 63) 

                                                      

Personen nutzen zwar den KP, aber nicht den RiM – als Grund für die Nicht-Nutzung gaben sie zu 
27 % subjektive Unsicherheit an, die anderen Gründe waren eher praktischer Natur (S.34). 
49 In einer Vorher-Nachher-Studie an drei Straßen in Wien wurde etwa herausgefunden, dass der 
Anteil von Überholungen durch den Autoverkehr signifikant zurückging und größere Überholab-
stände eingehalten wurden, und die Radfahrer:innen weiter in der Mitte der Fahrbahn fuhren, was 
auf ein erhöhtes Sicherheitsgefühl hinweist (Knoflacher 2014). 
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Die Leistungsfähigkeit des Kfz-Verkehrs bleibt Maßgabe und weder die Invited 
Spaces noch die Claimed Spaces konnten maßgeblich dazu beitragen, die Elb-
chaussee über ihre Rolle als reine Verkehrsader hinaus zu betrachten – wie sich 
etwa schon an der mangelnden Diskussion um die Fußverkehrsführung zeigt. 
Dies ist besonders bemerkenswert in Anbetracht dessen, dass der gegenwärtige 
Umbau eine seltene Möglichkeit gegeben hätte, den Straßenraum neu aufzuteilen, 
da die gesamte Straße aufgebaggert und neu gemacht werden musste. Das bedeu-
tet auch, dass der jetzige Umbau den Straßenraum für die nächsten Jahrzehnte 
prägen wird.  

7.5 Einflussfaktoren 
In der Darstellung der Mechanismen wurde bereits auf Einflussfaktoren einge-
gangen. Dabei stellten sich wie vermutet auch Faktoren zusätzlich zu den in Ka-
pitel 5 theoretisch hergeleiteten als relevant heraus. Die bedeutsamsten Aspekte 
werden hier kurz aufgeführt, ausführlich werden diese in Kapitel 9 für beide Fall-
studien gemeinsam diskutiert.  

Als maßgeblich für die Policy-Wirkung der Beteiligung werden hier einige Fak-
toren auf Ebene von Kontext und Planungsprozess gesehen, die wiederum einen 
Einfluss auf anderen Ebenen hatten, nämlich Mobilitätskontext, Verständnis von 
Straßenraum und Bedeutung der Straße.  

Ein besonders interessanter Faktor ist der Mobilitätskontext, der sich während des 
Planungsprozesses durch den politischen Wechsel änderte. Unter der ehemaligen 
Behörde stand eine Verkehrswende nicht im Fokus und die Möglichkeiten, die es 
für eine Umgestaltung und neue Lösungen gab, waren laut Interviewaussagen 
sehr beschränkt. Das habe sich durch die neue Behördenleitung geändert, die sich 
die Verkehrswende auf die Fahnen geschrieben hatte und schnell aktiv wurde 
(Ver - E3 2021, Rn. 27; Büro - E1 2021, Rn. 124). 

Für diese passten die Forderungen des Radentscheids gut zur eigenen politischen 
Agenda. Zusätzlich gab es durch die neue Behörde besonderen Rückenwind, da 
diese ja die Einigung mit dem Radentscheid selbst mit ausgehandelt hatte. Wich-
tig war auch der Zeitpunkt: Da der politische Wechsel kurz vor Baubeginn statt-
fand, bot die Elbchaussee eine gute Gelegenheit, sehr schnell Veränderungswil-
len zu zeigen. So beschreibt ein:e Vertreter:in der BVM die Strategie, Verände-
rung an konkreten, sichtbaren Projekten zu zeigen: 

  



Überplanung der Elbchaussee | 193 
 

 

 „Gerade da liegt die Stärke darin, wenn man auch in die konkre-
ten Projekte reingeht, weil im Grunde da das Sichtbare, in der 
Verkehrspolitik Sichtbare entsteht, in diesen ganzen konkreten 

Projekten und Straßenbau, deswegen gehen wir da ganz detailliert 
rein und das ist einfach ein Ansatz von uns.“  

(Pol - E3 2021, Rn. 91) 

Daraus lässt sich schließen, dass die neue Behörde besonders bemüht war, die 
neuen Leitlinien in dem anstehenden Projekt umzusetzen. Durch die neu gegrün-
dete Behörde, mit der Verkehrswende als zentralem Thema, ist hier ein einzigar-
tiges Momentum entstanden. Dafür war auch die Bedeutung der Straße entschei-
dend – nur weil die Straße überregional bekannt ist, eignete sie sich überhaupt als 
‚Leuchtturmbeispiel‘ und rechtfertigte daher das Engagement der neuen Behörde. 

Auf die Policy-Wirkung der Invited Spaces wirkte sich die neue Situation im Mo-
bilitätskontext jedoch nicht aus. Trotz dieser Umstellung veränderten sich die 
grundlegenden Paradigmen nicht, nach denen die Straße geplant wurde, also das 
Verständnis von Straßenraum als Transitraum v.a. für den MIV. Auch dieser Fak-
tor lässt sich wieder zurückführen auf die Bedeutung der Straße, da dieser ge-
samtstädtisch eine Verbindungsfunktion zugewiesen wird und damit gewisse Kri-
terien verbunden sind. Da diese Setzung nicht strittig zu sein scheint oder zumin-
dest nicht offen diskutiert wurde, konnte hier auch die Konsultation nicht beitra-
gen.  

Weiterhin ist denkbar, dass der räumliche Maßstab des Projekts relevant ist im 
Vergleich zur Größe der administrativen Einheit, die in diesem Fall die Gesamt-
stadt Hamburg ist. Die Elbchaussee ist zwar eine lange Straße, allerdings sind 
anteilig nur wenige Einwohnende betroffen. Das könnte erklären, warum es durch 
die Konsultation und v.a. den Verbänden nicht gelang, wirksamen politischen 
Druck aufzubauen.  

Die aus den Kontextfaktoren abgeleiteten restriktiven Rahmenbedingungen wirk-
ten sich v.a. auf die Rolle aus, die der Konsultation und den Initiativen im Pla-
nungsprozess zugemessen wurde, besonders der Umfang der vorgesehenen Ein-
flussnahme. So konnten die meisten Beiträge aus den Invited Spaces nicht einge-
arbeitet werden, da sie schlicht nicht umsetzbar bzw. genehmigungsfähig waren. 
Somit waren alle Mechanismen, die die Einarbeitung von Beteiligungsbeiträgen 
beinhalten, abgebrochen, bevor Policy-Wirkung zustande kam. Das erklärt auch, 
warum Faktoren des Beteiligungsprozesses für die Policy-Wirkung hier entgegen 
der Annahme wenig relevant scheinen. Gleichzeitig erklären die restriktiven Rah-
menbedingungen, die die Policy-Wirkung von vornherein begrenzten, den Fokus 
auf frontale Formate und den Verzicht auf zielgruppenspezifische Veranstaltun-
gen. 
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7.6 Zwischenfazit 
Durch die Invited Spaces gab es zusammengefasst kaum Policy-Wirkung, durch 
den Claimed Space Radentscheid allerdings konnte Policy-Wirkung erzielt wer-
den. Deutlich wurde, dass verschiedene Beteiligungsformate zusammenwirken 
und eine vergleichende Betrachtung anderer Formate jenseits der hier im Fokus 
stehenden diskursiven Konsultation sinnvoll und lehrreich ist. Beispielsweise 
brachten sich die Initiativen in die Konsultation ein, und die Konsultationsbei-
träge wiederum wurden bei der Änderung aufgrund des Radentscheids wieder als 
Argument in den Prozess gebracht. Ersichtlich wird, dass Invited Spaces sich in 
ihrer Wirkungsweise von anderen Beteiligungsformen unterscheiden. Besonders 
deutlich wird das daran, dass im Radentscheid und in der Konsultation ähnliche 
Forderungen aufgestellt wurden, letztere aber wirkungslos blieben, während der 
Radentscheid eine Veränderung erwirkte. Zurückgeführt werden kann das hier 
auf das Empowerment durch den Zusammenschluss und der damit aufgebaute 
legale Druck.  

Das inhaltliche Potential von Invited Spaces für die Verkehrswende ist aufgrund 
dieser Fallstudie skeptisch zu betrachten. Zwar lassen sich aus demokratietheo-
retischer Sicht bezüglich des Konsultationsprozesses erste gute Ansätze erken-
nen; wenn allerdings keine Wirkung zustande kommt bzw. zustande kommen 
kann, bleiben diese symbolisch. Der Claimed Space Radentscheid hatte Wirkung, 
konnte aber die Ansprüche an Inklusivität und Transparenz nicht erfüllen. Auch 
wenn sich durch ihn die Planung im Sinne der Verkehrswende verbessert hat, 
blieben die relevanten Rahmenbedingungen und die damit verbundenen Restrik-
tionen unverändert und werden nun auch in der Öffentlichkeit nicht weiter the-
matisiert.  

An diesem Fall zeigt sich anschaulich die Relevanz von Machtdifferenzen. Durch 
die Definition der restriktiven Rahmenbedingungen, deren Naturalisierung und 
die Festlegung der Beteiligungsmöglichkeiten und -formate war die Möglichkeit, 
gemeinsam andere Lösungen zu finden, von vornherein stark begrenzt. Es kann 
als positives Zeichen gedeutet werden, dass die Rahmenbedingungen in der Kon-
sultation thematisiert wurden, allerdings bleibt der autogerechte Ansatz der An-
gebotsplanung im Großen und Ganzen nicht hinterfragt, auch nicht von der neuen 
Regierung, die sich die Verkehrswende auf die Fahnen geschrieben hat. Das 
Thema Fußverkehr und Aufenthalt wurde erfolgreich aus der Diskussion genom-
men, sodass die Chance verpasst wurde, Straße stärker als Lebensraum zu disku-
tieren.



8 Autoarmes Ottensen 
In diesem Kapitel geht es um die autoarme Gestaltung des Stadtteils Ottensen, 
der wie die Elbchaussee in Hamburg-Altona liegt. Hier spielte die Öffentlichkeit 
eine wichtige Rolle, da sie das Projekt ermöglichte und inhaltlich mitgestaltete.  

Das Projekt lässt sich in drei Phasen unterteilen: das EU-Projekt „Cities4People“ 
(C4P), den Verkehrsversuch „Ottensen macht Platz“ (OMP) und die Verstetigung 
„freiRaum Ottensen“ (freiRaum). Als Oberbegriff wird autoarmes Ottensen ge-
nutzt.  

Auf der Projektphase freiRaum liegt der Fokus. Die Öffentlichkeit war in dieser 
Phase über Invited Spaces wirkungsvoll beteiligt: Verschiedene konsultative For-
mate trugen die Expertise der Bevölkerung in den Planungsprozess. Zudem 
diente die Beteiligung als Orientierung für politische Entscheidungen und ermög-
lichte so den Beschluss eines ambitionierten Verkehrskonzepts. Neben den ge-
lungenen Möglichkeiten, Einfluss zu gestalten, werden auch in diesem Kapitel 
wieder ‚gescheiterte‘ Einflussmechanismen mitbetrachtet. Zudem werden auch 
in dieser Fallstudie andere Formen der Beteiligung und andere Projektphasen als 
‚Kontrastfolie‘ mitbetrachtet. Das sind insbesondere die Initiativen (Claimed 
Spaces) und eine wissenschaftliche Evaluation am Anfang des Projekts.  

Das Kapitel beruht, ähnlich wie das vorige, auf qualitativen Interviews mit ver-
schiedenen Akteursgruppen (hier 13 Interviews mit 13 Personen), Planungsdo-
kumenten, Protokollen politischer Sitzungen und Beteiligungsveranstaltungen, 
Zeitungsartikeln und quantitativen Befragungsdaten; zusätzlich liegen hier Be-
obachtungsprotokolle verschiedener Veranstaltungen vor (zu den Methoden 
siehe Kapitel 6). Die Interviewpartner:innen lassen sich der Akteursgrafik auf der 
nächsten Seite (Abbildung 13) entnehmen, zudem findet sich eine Liste in An-
hang C.1. Fett gedruckt sind die interviewten Personen mit im Text verwendetem 
Kürzel. Weitere für ein Interview angefragte Personen sind mit * markiert. Je 
weiter mittig die Akteure verortet sind, desto wichtiger werden sie für die Policy-
Wirkung der Beteiligung eingeschätzt. 
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Abbildung 13 Relevante Akteure für den Planungsprozess autoarmes Ottensen 

 

Im ersten Teil des Kapitels werden nach einer Vorstellung von Projekt und Kon-
text der Planungsprozess und die Öffentlichkeitsbeteiligungen vorgestellt. Das 
bildet die Basis für den zweiten Teil, in dem für die relevanten Formate – anfäng-
liche Workshops, eine Evaluation, die Konsultation, den Projektbeirat und die 
lokalen Initiativen – die Policy-Wirkung und die Wirkmechanismen herausgear-
beitet werden. Dabei konzentriert sich der erste Teil (8.1 und 8.2) auf die Darstel-
lung der empirischen Ergebnisse, der spätere Teil auf die Interpretation der Er-
gebnisse im theoretisch entwickelten Analyseraster. 
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8.1 Überblick 
Kontext und Entstehung 

Ottensen ist ein gründerzeitlich dicht bebautes und nutzungsgemischtes Quartier 
mit engen Straßenräumen und hoher Nutzungskonkurrenz im öffentlichen Raum 
durch (ruhenden) Kfz-Verkehr, Rad- und Fußverkehr und Außengastronomie, 
was schon in der Vergangenheit Konflikte, Diskussionen und Proteste auslöste 
(Ver - O2 2021, Rn. 31; FHH, BVA 2020a). Das Projekt autoarmes Ottensen um-
fasste je nach Phase unterschiedliche Bereiche von Ottensen (siehe Tabelle 14, 
folgende Seite). 

Die Planungshoheit lag hier (im Gegensatz zum Projekt Elbchaussee) beim Be-
zirk Altona, ausgeführt durch das Bezirksamt und politisch kontrolliert durch die 
Bezirksversammlung bzw. den Verkehrsausschuss. Die Bezirksversammlung 
kann bindende Beschlüsse für ihren Zuständigkeitsbereich fassen (Stadtportal 
Hamburg 2023). Viele relevante Themen zum Projekt wurden im Verkehrsaus-
schuss (öffentlich) oder in den Sprechersitzungen (nicht öffentlich) diskutiert und 
zur Beschlussfassung an den Hauptausschuss übermittelt.  

Während in der Wahlperiode 2014 – 2019 noch die SPD die stärkste Kraft war, 
gefolgt von den GRÜNEN und der CDU, veränderten sich die Mehrheiten in den 
Wahlen zur Bezirksversammlung 2019 deutlich zugunsten der GRÜNEN (Statis-
tisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein 2019, 2014). CDU und 
GRÜNE arbeiten in Altona informell zu vielen Themen zusammen (ZG - 
O3 2023, Rn. 154; Büro - O2 2022, Rn. 234), bereits vor der Wahl 2019 konnten 
sie gemeinsam viele Entscheidungen treffen, seitdem verfügen sie gemeinsam 
über eine knappe Mehrheit der Sitze. 

Der Ursprung des Projekts autoarmes Ottensen liegt im EU-Projekt C4P, in dem 
2018 aus öffentlichen Workshops zu verschiedenen Themen der Vorschlag eines 
zunächst 4-wöchigen Versuchs einer autoarmen Gestaltung zweier Straßen kam. 
Das wurde politisch aufgegriffen und in Zeitraum und Umfang erhöht. So ent-
stand der 6-monatige Verkehrsversuch OMP. Dieser musste aufgrund eines Be-
schlusses des Verwaltungsgerichts bereits nach 5 Monaten abgebrochen werden. 
Daraufhin wurde 2020 politisch eine (angepasste) Verstetigung des Projekts be-
schlossen: freiRaum Ottensen. Hier ging es im Fokus wieder um die Straßenzüge 
aus OMP (leicht erweitert, im Folgenden „Kerngebiet“), zudem wurden für ein 
größeres Projektgebiet weitere Maßnahmen vorgesehen (siehe Abbildung 14 und 
Tabelle 14, beides folgende Seite). Resultat des ca. einjährigen, partizipativen 
Planungsprozesses unter Beteiligung eines Projektbeirats war der politische Be-
schluss eines Verkehrskonzepts im Mai 2022. 
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Tabelle 14 Überblick über die Projektphasen (Autoarmes Ottensen) 

Projektphase Zeitraum Bezugsraum 

C4P 2018 Zwei Straßen 

OMP 09/2019 – 01/2020 Kerngebiet 

freiRaum (Konzept) 02/2020 – 05/2022 Kerngebiet & weitere Stra-
ßen 

freiRaum (Objektplanung) Ab Herbst 2022 Zwei Straßen (detailliert) 

 

Abbildung 14 Verortung und Bezugsraum der jeweiligen Projektphasen (Ottensen) 
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Das Verkehrskonzept wird in dieser Arbeit als die relevante Policy-Entschei-
dung dieses Projekts betrachtet, da es die Grundlage für die Objektplanung 
zweier Straßen und die „Planung und möglichst frühzeitige Umsetzung kleine-
rer Einzelmaßnahmen im gesamten Projektgebiet“ (FHH, BVA 2022c, S. 2) bil-
det. Es legt also bereits die Maßgaben für die konkrete Umsetzung fest (FHH, 
BVA 2022c). Damit unterscheidet es sich grundsätzlich von der Planung an der 
Elbchaussee, da diese nach dem Beschluss direkt baulich umgesetzt werden 
konnte, während das Verkehrskonzept in Ottensen weitere planerische Schritte 
vorbereitet. Deswegen wird auch die weitere Umsetzung an einigen Stellen an-
gerissen.50  

 

Verkehrskonzept und Umsetzung 

Wie bereits im vorangegangenen Verkehrsversuch (OMP) sieht das beschlossene 
Verkehrskonzept (FHH, BVA 2022c) vor, dass die Straßenabschnitte des Kern-
gebiets in der Zeit von 11 bis 23 Uhr vom allgemeinen Kfz-Verkehr ausgenom-
men werden. Dauerhafte Ausnahmegenehmigungen soll es für Anwohnende mit 
privatem Stellplatz oder Schwerbehindertenausweis und Fahrdienste geben. Im 
Kerngebiet fallen 155 Stellplätze weg, sodass noch 90 Parkstände im Kerngebiet 
bestehen bleiben; in den Bereichen ohne allgemeinen Kfz-Verkehr wird es keine 
öffentlichen Stellplätze mehr geben. Am Rande dieser Abschnitte werden (wie 
schon bei OMP) Ladezonen eingerichtet, die von Lieferverkehr, Handwerk und 
Pflegediensten genutzt werden können. Auch innerhalb der Bereiche ohne Kfz-
Verkehr sind Ladezonen vorgesehen. Ein Teil der Straßenabschnitte soll als ver-
kehrsberuhigter Geschäftsbereich ausgewiesen werden, also mit Geschwindig-
keitsbeschränkung auf 20 km/h, während zwei andere Straßen als zentrale Quar-
tiersachsen zu Fahrradstraßen ausgebaut werden. Im ganzen Projektgebiet sollen 
mehr Radabstellanlagen geschaffen werden, die nutzbaren Gehwegbreiten bau-
lich erweitert und die Oberflächenqualität „deutlich verbessert“ werden. Stadt-
plätze sollen „bei Planung und Umbau mit einbezogen und hinsichtlich ihrer Nut-
zung verbessert“ (FHH, BVA 2022c, S. 1) werden. Außerdem soll die Umsetz-
barkeit weiterer Abschnitte als Fahrradstraße oder Sitzgruppen und Grünele-
mente in einzelnen Abschnitten geprüft werden (FHH, BVA 2022c). Einige 
                                                      
50 Nach dem Beschluss des Verkehrskonzepts begannen die Objektplanungen für die beiden Stra-
ßen, die im August 2023 erstverschickt wurden. Der Prozess nach dem Beschluss des Verkehrs-
konzepts wird hier nur am Rande betrachtet. Ereignisse bis zum Abschluss der Datenerhebung 
(Ende August 2023) werden noch berücksichtigt und – wo relevant – aufgeführt, eine detaillierte 
Rekonstruktion des Prozesses der Objektplanung erfolgt nicht. 
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Punkte sind dabei als konzeptionelle Absichtserklärungen zu verstehen und wer-
den noch Gegenstand einer intensiven Auseinandersetzung mit der anordnenden 
Behörde sein, v.a. wenn es um die Entwidmungen des Straßenraums geht (Büro 
- O2 2022, 66, 295-301).  

Nach dem Beschluss erfolgten sogleich kleinere Maßnahmen wie die Sperrung 
einer Straße für den Durchfahrtsverkehr51 und die Entnahme von Parkraum, Be-
reitstellung von Stellplätzen in Tiefgaragen für Anwohnende und das Aufstellen 
mobiler Fahrradbügel (Stadtportal Hamburg 2022). Außerdem wurde mit der Ob-
jektplanung für die beiden Straßen begonnen. Dazu gab es im Frühjahr 2023 ei-
nen öffentlichen Workshop und im August 2023 wurden die Planungen erstver-
schickt an die TöB (FHH, BA 2023a, 2023b, 2023c). Die Entwürfe wurden laut 
der Unterlagen an den beschlossenen Zielen des Verkehrskonzepts ausgerichtet 
(FHH, BA 2023c, S. 3). Das lässt sich auch in den Erläuterungsberichten erken-
nen (FHH, BA 2023c, S. 8-16; 2023b, S. 10-23), wo unter anderem eine Aufhe-
bung des Parkens im öffentlichen Raum, eine Beschränkung auf Tempo 20 und 
eine Zufahrtsbeschränkung für den Kfz-Verkehr tagsüber sowie die Ausweisung 
einer Fahrradstraße vorgesehen sind. Im Zuge der Objektplanungen entfallen 
etwa 100 Kfz-Parkstände und es entstehen etwa 80 neue Fahrradparkplätze. Der 
geplante Baubeginn ist 2025. Im weiteren Verlauf sind neben den kleineren Maß-
nahmen auch weitere Veränderungen der Verkehrsführung im Projektgebiet ge-
plant (FHH, BA 2023d). 

                                                      
51 Die Straße musste zunächst durch den Eilantrag eines Anliegenden wieder für den Kfz-Verkehr 
geöffnet werden, einige Monate später wies das Verwaltungsgericht den Antrag zurück und erklärte 
die Sperrung für rechtmäßig (Verwaltungsgericht Hamburg, Beschluss vom 21.12.2022; Verwal-
tungsgericht Hamburg, Beschluss vom 27.01.2020). 
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Abbildung 15 Sperrung eines Abschnitts für den allgemeinen Kfz-Verkehr (Foto: 
07/2023) 

 

Abbildung 16 Zunächst temporäre Anlage von Fahrradabstellanlagen (Foto: 02/2024) 
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8.2 Die Rolle der Öffentlichkeit im Planungsprozess  
Im Folgenden werden die verschiedenen Projektphasen und die partizipativen 
Elemente chronologisch genauer ausgeführt. Am Ende steht eine tabellarische 
Zusammenfassung. 

8.2.1 Entstehung aus Cities4People 
2018 wurden im EU-Projekt C4P in partizipativen Workshops die Mobilitätsbe-
darfe des Quartiers erarbeitet, und der Wunsch nach Flächenumverteilung zu-
gunsten des nicht motorisierten Verkehrs wurde wiederholt geäußert. Daraus ent-
stand die Idee, zwei Straßen im Quartier für vier Wochen weitgehend für den 
Autoverkehr zu sperren. So konnte das Bezirksamt das Projekt – noch im Rahmen 
von C4P – unter dem Titel „FGZ52 Ottenser Kreuz“ als zunächst 4-wöchigen Pi-
lotversuch in den Verkehrsausschuss einbringen (FHH, BVA 2019c). Auf Bestre-
ben der Lokalpolitik wurde der Pilot-Zeitraum mit Zustimmung des Senats auf 6 
Monate (die maximal mögliche Zeit) verlängert und die Ausdehnung etwas ver-
größert (Pol - E2 2021, Rn. 201; FHH, BVA 2019c). Der Pilotversuch und dessen 
Evaluation wurden im März 2019 von der Bezirksversammlung beschlossen 
(FHH, BVA 2019c).  

8.2.2 Ottensen macht Platz 
So wurde OMP ins Leben gerufen, bei dem ab Mitte 2019 einzelne Straßen (insg. 
800 m) als Verkehrsversuch vorübergehend für den allgemeinen Kfz-Verkehr ge-
sperrt und formal als Fußgängerzone ausgewiesen wurden; Radverkehr, Taxen, 
Lieferverkehr (von 23 bis 11 Uhr) und Personen mit privatem Stellplatz waren 
ausgenommen. Die ‚Eingangspunkte‘ wurden mit Bodenmarkierungen und ge-
stalterischen Elementen markiert (Gaffron et al. 2020, S. 16–18). Angelegt war 
der Pilot auf 6 Monate, er wurde aber nach 5 Monaten aufgrund eines Eilantrags 
zweier Gewerbetreibender vor dem Verwaltungsgericht und dem darauffolgen-
den Beschluss des Gerichts frühzeitig beendet: „Nach der Straßenverkehrsver-
ordnung können Verkehrsbeschränkungen zu Erprobungs- und Forschungszwe-
cken bisher nur bei Vorliegen einer qualifizierten Gefahrenlage für Personen oder 
Sachgüter angeordnet werden. Eine solche Gefahrenlage liegt im Projektgebiet 
aber nicht vor.“ (Justizportal Hamburg 2020) 

Die Auswertung der Zeitungsartikel zeigt, dass es sich bei OMP um ein politisch 
umkämpftes Projekt handelte: Bei 59 ausgewerteten Artikeln aus diesem 

                                                      
52 Abkürzung für Fußgängerzone. 
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Zeitraum (06/2019 – 02/2020) wurden in 17 Titeln Konflikte thematisiert. Bei-
spiele sind „Riesenkrach um Autofrei-Projekt“ in der Hamburger Morgenpost 
(Schäfer 2019) oder „Aufruhr im Paradies“ in der Zeit (Twickel 2019). Insgesamt 
35 Artikel erwähnten Konflikte.53 Von Politiker:innen, deren Fraktionen dem 
Projekt eher skeptisch gegenüberstanden, wurde die Stimmung als polarisiert be-
schrieben (Pol - O3 2022, Rn. 63–64; Pol - O1 2022, Rn. 256). Im Gegensatz 
dazu steht die Wahrnehmung verschiedener Akteursgruppen, dass es zwar durch-
aus Gegner:innen und ungelöste Fragen gegeben habe, die Darstellung eines stark 
gespaltenen Stadtteils allerdings nie der Realität entsprochen habe (ZG - 
O1 2022, Rn. 208; Pol - O2 2022, Rn. 45, 261). 

Während des Pilotversuchs gab es Bürgersprechstunden, öffentliche Workshops 
– etwa für Gewerbetreibende – und Gestaltungsworkshops für die ‚freigeworde-
nen‘ Bereiche, alles in engem Kontakt mit der lokalen Politik; das Projekt wurde, 
wie bereits vor Beginn beschlossen, unter wissenschaftlicher Begleitung evaluiert 
(Pol - O2 2022, Rn. 251; Gaffron et al. 2020). Die Evaluation wurde während des 
Verkehrsversuchs von der Technischen Universität Hamburg (TUHH) und im 
Auftrag des Bezirksamts in Rückkopplung mit dem Verkehrsausschuss konzi-
piert und durchgeführt und nach dem Abbruch öffentlich vorgestellt (FHH, BA 
2020). Dabei wurden Haushalte, Gewerbetreibende und Passant:innen befragt 
und Verkehrserhebungen und Raumbeobachtungen vor und während des Projekts 
durchgeführt (Berestetska et al. 2021, S. 26–33).  

Die Anwohnenden beurteilten das Projekt mehrheitlich positiv und befürworteten 
eine Weiterführung (79 % bis 86 %, je nach Wohnort) wobei die Mehrheit sich 
für diesen Fall Veränderungen am Konzept wünschte. Es wurden sowohl Locke-
rungen als auch Verschärfungen der Zufahrtsbeschränkungen gefordert (Beres-
tetska et al. 2021, 17-19; 109). Auch eine Mehrheit der Gewerbetreibenden 
(76 %) befürwortete die Fortführung des Projekts mit Anpassungen. Allerdings 
bewerteten 40 % der Gewerbetreibenden die Auswirkungen auf den Stadtteil als 
negativ, konkret die Entwicklung ihrer Kund:innenfrequenz sowie die Erreich-
barkeit für ihren Lieferverkehr (Berestetska et al. 2021, 17-19, 112). 

                                                      
53 Da in den ausgewerteten Artikeln auch solche dabei sind, die nur kurze Informationen geben, ist 
der Anteil der Konflikte recht hoch. Auch im weiteren Verlauf wird in den Zeitungen immer wieder 
auf die Konflikte bei OMP verwiesen. Medial wird das Projekt konstant als eher kontrovers darge-
stellt. So wird in einem Großteil der Artikel, auch im späteren Projektverlauf, auf die Konflikte zur 
Anfangszeit eingegangen, die konflikthaften Titel gingen aber zurück (siehe Überblick Medienan-
alyse, Anhang C.3). 
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8.2.3 freiRaum 
Ziel von OMP war von vornherein gewesen, eine Verstetigung zu prüfen. Dem-
entsprechend wurde im Februar 2020 (also direkt nach dem Abbruch) ein politi-
scher Beschluss als Basis für freiRaum Ottensen gefasst (FHH, BVA 2020a), der 
später durch weitere Beschlüsse im Verkehrsausschuss (FHH, BVA 2022a, 
2020a) in Wechselwirkung mit der Planung und der Präsentation von Beteili-
gungsergebnissen konkretisiert wurde (Übersicht über die Beschlüsse siehe An-
hang C.5). 

Im Beschluss zur Konkretisierung waren viele der später im Verkehrskonzept be-
schlossenen ‚Leitplanken‘ schon enthalten. Als Zielbild war ein autoarmes Quar-
tier „ohne ausgewiesene Parkflächen“ (FHH, BVA 2020a, S. 2) definiert, in dem 
Fahrradverkehr, Taxen, Anliegende mit eigenem Stellplatz sowie Lieferverkehr 
weiterhin vorgesehen sind. Auch der Bereich und mögliche Maßnahmen wurden 
definiert. Der Beschluss gab einen Auftrag zur Öffentlichkeitsbeteiligung vor, 
hielt die Ausgestaltung aber offen (Ver - O1a 2021, Rn. 37-40). Zusätzlich gab 
es die mündliche Zusicherung der Bezirksamtsleitung für ein begleitendes Gre-
mium, was dann in Form des Beirats umgesetzt wurde (Ver - O1a 2021, Rn. 40).  

Während OMP neben anderen Tätigkeiten bearbeitet werden musste, wurde für 
freiRaum Ottensen extra ein dreiköpfiges Projektteam eingestellt. Das Projekt-
team wurde von drei privaten Büros unterstützt, eins zur Beteiligung (Beteili-
gungsbüro), eins zur konzeptionellen Planung (Planungsbüro) und eins zur Ob-
jektplanung. Diese führten gemeinsam die Konsultation durch und werteten die 
Ergebnisse aus. Im Gegensatz zu OMP war die Politik an der Konsultation nicht 
beteiligt, aber es gab einen kontinuierlichen Austausch zwischen dem Projekt-
team und den verkehrspolitischen Sprecher:innen (Ver - O3 2021, Rn. 148). 

Konsultation 

Für die allgemeine Öffentlichkeit wurden eine Online-Informationsveranstal-
tung, eine Onlinebeteiligung und zwei Workshops angeboten. Zusätzlich gab es 
drei zielgruppenspezifische Fokusgruppen. Ergebnisse wurden jeweils dokumen-
tiert, aufbereitet und zeitnah online veröffentlicht (FHH, BA 2022a, 2021c, 
2021b, 2021a, 2021h, 2021e). Zudem wurden die Ergebnisse dem planenden 
Büro zur Verfügung gestellt und dem Beirat sowie dem Verkehrsausschuss vor-
gestellt (FHH, BVA 2022i; Büro - O1 2022, Rn. 172; FHH, BVA 2021).  

Bei der Onlinebeteiligung zu Beginn des Planungsverfahrens entstand mit ca. 
2.000 Beiträgen eine große Menge an teilweise konkreten Wünschen und Veror-
tungen, die zunächst dazu dienten, Lücken und Konfliktstellen herauszuarbeiten 
(Ver - O1b 2022, Rn. 9). Aus ihnen wurden unterrepräsentierte Zielgruppen und 
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Themen identifiziert, für die im weiteren Verlauf Fokusgruppen angeboten wur-
den (FHH, BA 2022a). 

Die Workshops fanden etwas später und zeitversetzt statt und waren verschränkt 
mit dem Planungsprozess. Aufgrund der Corona-Pandemie fanden sie online mit 
jeweils 30 – 40 Personen statt. Im ersten Workshop ging es um die Mängel- und 
Chancenanalyse, die das Büro durchgeführt hatte, im zweiten wurden vier Kon-
zeptvarianten vorgestellt, über die in Kleingruppen diskutiert wurde. Die Varian-
ten bewegten sich innerhalb des gefassten politischen Beschlusses und unter-
schieden sich v.a. darin, wie weitreichend die Beschränkungen eingeführt werden 
sollten und auf welches Verkehrsmittel der Fokus gelegt wird (FHH, BA 2022b).  

Parallel zu den Workshops fanden zielgruppenspezifische Fokusgruppen statt: 

• Die Gewerbetreibenden wurden an ihren Arbeitsorten aufgesucht und 
mithilfe eines Leitfadens befragt (FHH, BA 2021a). In Anbetracht der 
Tatsache, dass diese Gruppe dem Projekt eher skeptisch gegenüberstand, 
wurde diese Beteiligung als friedlich und konstruktiv wahrgenommen 
(Büro - O1 2022, Rn. 139). Hier kamen v.a. deren Bedarfe an die Belie-
ferungszeiten heraus und es wurde die Heterogenität und teilweise Wi-
dersprüchlichkeit der Ansprüche deutlich (Ver - O1b 2022, Rn. 26).  

• Mit Kindern und Jugendlichen wurden zwei Fokusgruppen durchgeführt, 
um über kreative Annäherung deren Perspektive zu erfassen). Erstere 
wurde in einer Kita durchgeführt, an zweiterer nahmen drei Jugendliche 
teil. (FHH, BA 2021d; Büro - O1 2022, Rn. 79) 

• An der Fokusgruppe Barrierefreiheit nahmen sechs Personen teil. In die-
sem zweistündigen Präsenztermin wurde anhand vorgegebener Fragen 
zu Anforderungen und konkretem Handlungsbedarf diskutiert und prio-
risiert (TB-FG-1 2021; FHH, BA 2021c).  

Insgesamt wurde in der Konsultation breite Unterstützung für das Projekt deutlich 
(FHH, BA 2022a). Es wurde kaum darüber diskutiert, ob der Stadtteil autoarm 
gestaltet werden sollte. Eine Präferenz der Teilnehmenden für im Sinne der Ver-
kehrswende ‚weitergehende‘ und nicht auf einzelne Verkehrsmittel konzentrierte 
Projektvarianten wurde im zweiten Workshop deutlich, in dem Punkte für die 
vier vorgestellten Varianten verteilt werden konnten (TB-WS-2 2022; FHH, 
BA 2022b). Darüber hinaus wurden für alle Bereiche des Projektgebiets konkrete 
Wünsche und Ideen geäußert wie auch der Wunsch, das Gebiet weiter zu fassen 
(Ver - O1b 2022, Rn. 59). Auch wurden durch die Konsultation Interessenkon-
flikte herausgearbeitet, die nicht aufgelöst werden konnten, etwa der Wunsch 
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nach mehr Aufenthaltsqualität ohne Konsumzwang bei gleichzeitiger Angst vor 
Lärmbelästigungs- und Gentrifizierungsprozessen; oder die gewünschte Ein-
schränkung für den Kfz-Verkehr bei gleichzeitigem Wunsch nach Barrierefrei-
heit und guten Bedingungen für kleine Gewerbebetriebe (Ver - O1b 2022, Rn. 65; 
FHH, BA 2022a, 2021h). 

Beirat 

Der bereits erwähnte Beirat begleitet(e) das gesamte Projekt bis 2024 kontinuier-
lich mit vier regulären Treffen pro Jahr und möchte darüber hinaus selbstorgani-
siert tätig bleiben (FHH, BA 2022d, S. 2). Die Zusammensetzung wurde vom 
Projektteam vorgeschlagen, vom Verkehrsausschuss abgesegnet und bestand aus 
Anwohnenden, Gewerbetreibenden und verschiedenen Initiativen und Interes-
senverbänden, wie der Industrie und Handelskammer, den Mobilitätsverbänden 
und zwei lokalen Initiativen, Ottensen Bewegt (OB) und Ottenser Gestalten (OG) 
(FHH, BA 2021f). Der Beirat wurde vom Projektteam unterstützt, konnte aber 
seine eigene Tagesordnungen, die Geschäftsordnung, Sitzungstermine, etc. be-
stimmen (FreiRaum Ottensen Beirat 2022; FHH, BA 2021f). Die Ergebnisse 
wurden wiederholt im Verkehrsausschuss vorgestellt. Auch der Beirat äußerte 
sich unterstützend zu dem Projekt, allerdings wurden weniger strikte Ausnahme-
genehmigungen, v.a. für Handwerk und Pflegedienste, und erweiterte Lieferfens-
ter gefordert (FHH, BA 2022d; FHH, BA 2022e).  

Weiterer Planungsprozess und Beschluss 

Das Projekt wurde intensiv politisch diskutiert und begleitet.54 Nach Abschluss 
der Konsultationsformate wurde auf Basis der bereits erwähnten vier Konzeptva-
rianten ein politischer Auftrag zur weiteren Konkretisierung gefasst, der die bis-
herige Richtung bekräftigte und die Weiterentwicklung mit Fokus auf den Fuß- 
und Radverkehr beauftragte (FHH, BVA 2022a). Daraufhin erarbeitete das Pla-
nungsbüro eine Vorzugsvariante. 

In diesem Zusammenhang wurde v.a. von der lokalen Bürgerinitiative OB und 
dann auch vom Beirat die Kritik geäußert, dass die Öffentlichkeitsbeteiligung 
erstens nicht ausreichend sei und sich die Politik zweitens nicht ausreichend mit 
den Ergebnissen beschäftigt habe (Ver - O1b 2022, Rn. 241). Kritisiert wurde 
auch vonseiten der Fraktionen, dass die Öffentlichkeit nicht mehr an der Erstel-
lung der Vorzugsvariante beteiligt werden sollte. Auf Antrag einer Partei und 
                                                      
54 Seit 2020 war das Projekt in fast jeder Verkehrsausschuss-Sitzung diskutiert worden, oft auch in 
Anwesenheit des Projektteams, eines oder mehrerer Dienstleister und/oder der Vorsitzenden des 
Beirats (siehe Überblick Protokollauswertung, Anhang C.4). 



Autoarmes Ottensen | 207 
 

 

unter einstimmigem Beschluss wurde somit eine öffentliche Anhörung durchge-
führt (TB-öA-1 2022; FHH, BVA 2022g, S. 6). Zwei Tage nach der öffentlichen 
Anhörung wurde das Verkehrskonzept im Verkehrsausschuss beschlossen.  

Das Projekt wurde von den Medien die meiste Zeit begleitet. Auch in der späteren 
Projektphase wurde das Projekt in der Öffentlichkeit noch kontrovers diskutiert, 
die positiven Evaluationsergebnisse wurden jedoch medial viel zitiert und es ent-
stand der Eindruck, dass sich die Stimmung etwas beruhigt hatte. Es gab selte-
nere, aber kontinuierliche Berichterstattung, konzentriert auf die Zeiträume um 
die relevanten politischen Beschlüsse. Die Berichte über das beschlossene Ver-
kehrskonzept sind sachlich formuliert, Politiker:innen verschiedener Meinungen 
kommen zu Wort und der partizipative Entstehungsprozess wird betont (bspw. 
o.V. 2022a; Schmoock 2022; siehe auch Überblick Medienanalyse, Anhang C.3). 

Während bei OMP noch zwei politische Parteien dem Projekt eher skeptisch ge-
genübergestanden hatten, befürworteten zu diesem Zeitpunkt alle größeren Par-
teien das Projekt grundsätzlich. Allerdings beschreibt ein:e Beteiligte:r den poli-
tischen Prozess hin zum Beschluss insgesamt als „bewegt“ (Ver - O1b 2022, 
Rn. 119). Es sei kein linearer Prozess einer zunehmenden Konkretisierung gewe-
sen, bereits beschlossene Aspekte und damit auch Fragestellungen und Ergeb-
nisse des Beteiligungsprozesses seien im Rahmen des politischen Diskurses zum 
Teil wieder hinterfragt worden (Ver - O1b 2022, Rn. 120). Das Verkehrskonzept 
konnte nicht einstimmig beschlossen werden und grundsätzliche inhaltliche Dis-
kussionspunkte zwischen den Parteien blieben bestehen, beispielsweise der Um-
gang mit Ausnahmegenehmigungen oder das Verhältnis zwischen Fuß- und Rad-
verkehr (FHH, BVA 2022d, 2022a, 2022c; Ver - O3 2022, Rn. 180). Auch nach 
dem Beschluss des Verkehrskonzepts ist das Projekt kontrovers geblieben, was 
sich etwa in den Medien und den Diskussionen im Beirat zeigte.55  

8.2.4 Prozessübersicht 
In Tabelle 15 (nächste Seite) wird der beschriebene Planungsprozess zusammen-
gefasst.  

                                                      
55 Kontroverse Themen waren v.a., wie mit gastronomischer Außenfläche umgegangen wird, die 
während Corona genehmigt wurde, nun aber für Ladezonen bereitgestellt werden sollte. Zu diesem 
Thema hat sich auch eine Gewerbetreibenden-Initiative namens „Ottenser Kreuz“ gegründet, die 
medial auftritt (Schwarz 2023; König und Barnickel 2023). Auch trat der ADFC im August 2023 
aus dem Beirat aus. Wie bereits ausgeführt, steht diese Phase nicht mehr im Fokus dieser Arbeit 
und wird nur am Rande erwähnt. 



208 | Die Rolle der Öffentlichkeit im Planungsprozess 
 

 

Kursiv gedruckt sind die partizipativen Elemente, deren Policy-Wirkung im 
nächsten Unterkapitel dargestellt wird. Fett gedruckt sind die politischen Be-
schlüsse, die immer wieder im Laufe des Projekts gefasst wurden und die inhalt-
liche Ausgestaltung mitbestimmten. Die konsultative freiRaum Phase, die in die-
sem Kapitel im Fokus steht, ist schwarz eingerahmt.  

Tabelle 15 Überblick über den Prozess (Ottensen) 

Zeitpunkt Prozessschritt Begleitende  
Beteiligung 

2018 Workshops C4P  

03.2019 Beschluss zum Pilotversuch 

 

Initiaitive O
ttenser G

estalten 

 

09.2019 Beginn Pilotversuch Durchführung 
und Vorstellung 
der Evaluation 

Initiative O
ttensen Bew

egt 

02.2020 
Vorzeitiger Abbruch des  
Pilotversuchs aufgrund des 
Eilantrags 

02.2020 Beschluss zur Verstetigung 

06.2021 - 
02.2022  

Konsultation (Onlinebeteiligung, Fokusgruppen, 
Infoveranstaltungen und Workshops) 

Beirat 

04.2022 Konkretisierender Beschluss anhand der  
vier Variantenvorschläge 

05.2022 Öffentliche Anhörung im Verkehrsausschuss 

05.2022 Beschluss des Verkehrskonzepts 

09.2022 Eilantrag gegen Sperrung einer Straße für den 
Kfz-Verkehr (geprüft, dann abgelehnt) 

   02.2023 Workshop Planvarianten 

08.2023 Erste Verschickung Objektplanungen 
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8.3 Policy-Wirkung und Mechanismen 
In diesem Kapitel werden für die relevanten Beteiligungsformen nacheinander 
die Policy-Wirkung und die Einflussmechanismen herausgearbeitet, ausgehend 
von den zuvor theoretisch erarbeiteten Mechanismen-Skizzen (Kapitel 4.3).  

Wie bereits bei der Elbchaussee waren hier nicht nur Invited Spaces relevant, 
sondern auch Claimed Spaces, wobei erstere im Fokus stehen und aus Sicht der 
Policy-Wirkung bedeutender waren. Durch fast alle Beteiligungsphasen wurde 
Policy-Wirkung erzeugt, allerdings in unterschiedlichen Ausmaßen. Hervorzuhe-
ben ist die Evaluation zu OMP, die entscheidend für die Verstetigung war, und 
die Konsultation, die gemeinsam mit dem Beirat dazu beitrug, dass die Grund-
richtung des Projekts von der Politik beibehalten wurde.  

Insgesamt wurde in diesem Projekt durch die Öffentlichkeit signifikante Policy-
Wirkung erzielt, was im Folgenden detailliert aufgeführt wird. 

8.3.1 Workshops Cities4People 
Auf Basis von C4P ist das Projekt entstanden. Wichtigster Einflussmechanismus 
ist hier die Nutzung der partizipativen Entstehung als Anlass und Argument für 
einen Verkehrsversuch. Zusammengefasst hat C4P den Anstoß und die Gelegen-
heit gegeben, bereits erkannte Probleme anzugehen und mit der partizipativen 
Entstehung eine breite Mehrheit für einen Verkehrsversuch zu gewinnen. 

Zunächst gaben die Workshops dem Bezirksamt eine Möglichkeit, den Vorschlag 
in den Verkehrsausschuss einzubringen. Dabei wurde mit der partizipativen Ent-
stehung argumentiert:  

„Die Planungen zur Fußgängerzone Ottenser Kreuz [sind] durch 
die in Beteiligungsveranstaltungen genannten Wünsche nach mehr 
Raum für Radfahrer und Fußgänger sowie einer Reduzierung des 

Verkehrsaufkommens in den engen Straßen von Ottensen  
entstanden.“  

(FHH, BVA 2019g, S. 1) 

Die Grundproblematik im Quartier – wenig Raum und starke Kfz-Verkehrsbelas-
tung – war bereits bekannt gewesen und die treibenden Fraktionen (CDU und 
GRÜNE) hatten dies ohnehin bearbeiten wollen (Pol - O2 2022, Rn. 47; Pol - O4, 
Rn. 114).  
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Bezugsraum und Testzeitraum wurden dann von den Fraktionen bedeutend er-
höht, laut eigener Aussage mit der Absicht, das Potential für tatsächliche Wir-
kung zu schaffen (Pol - E2 2021, Rn. 195–201).56 

Die Beteiligung wurde dann auch von den beiden Fraktionen genutzt, um ihren 
Antrag für ein Pilotprojekt inklusive wissenschaftlicher Evaluation zu begründen, 
indem sie auf den „Wunsch der Altonaer:innen nach deutlicher Begrenzung des 
Autoverkehrs“ und auf „zahlreiche Forderungen“ (FHH, BVA 2019c, S. 1) in 
diese Richtung hinwiesen. Auch die beantragte Verlängerung und räumliche Aus-
weitung wurde damit begründet, dass nur auf diese Weise eine sinnvolle Evalua-
tion möglich sei – also eine Argumentation mit der (zukünftigen) Beteiligung 
(FHH, BVA 2019c, S. 1). Hier lässt sich die verborgen-performative Funktion 
der Sprache und die dahinterliegende normative Überzeugung von Beteiligung 
als wünschenswert erkennen.  

Implizit steht hinter dieser argumentativen Nutzung die Überzeugung, dass die 
Workshopergebnisse als legitime Grundlage gelten können. Gleichzeitig wurde 
auch versucht, die Ergebnisse der Workshops als illegitim darzustellen, wie sich 
den Gegenanträgen zweier anderer Fraktionen entnehmen lässt.57 Bereits zu die-
sem Zeitpunkt lässt sich die große Relevanz des ‚Willens der Bevölkerung‘ er-
kennen, der im politischen Diskurs mehr Raum einnahm als inhaltliche Argu-
mente.  

Der Antrag für das Pilotprojekt wurde einstimmig angenommen, obwohl auf Ba-
sis der Gegenanträge (FHH, BVA 2019a, b) und laut Interviewaussagen ge-
schlossen werden kann, dass die SPD und die Linkspartei dem Vorhaben skep-
tisch gegenübergestanden hätten bzw. sich intern uneinig gewesen seien 
                                                      
56 Somit lässt sich hier nicht im strengen Sinne vom Mechanismus Expertise sprechen, da die Prob-
lematik ja bereits bekannt war. Ggf. hat die Expertise aus den Workshops die Verortung beeinflusst, 
dies lässt sich allerdings leider nicht nachvollziehen, da zu diesen keine Dokumentation verfügbar 
ist.  
57 Die Gegenanträge zweier anderer Fraktionen wurden ebenfalls mit dem ‚Willen der Bevölke-
rung‘ begründet: Beide Fraktionen argumentierten, dass eine „derart weitreichende Maßnahme“ – 
also die Entscheidung über den Piloten und dessen Dauer – nicht ohne eine „breite Diskussion mit 
der betroffenen Bevölkerung“ (FHH, BVA 2019a, S. 1) bzw. „auf gar keinen Fall ohne Beteiligung 
der Ottenserinnen und Ottenser sowie der dortigen Gewerbetreibenden“ (FHH, BVA 2019b, S 1) 
erfolgen dürfe, damit implizierend, dass die Beteiligung im Kontext von C4P keine solche breite 
Diskussion bzw. legitime Beteiligung gewesen sei und die antragstellenden Mehrheitsfraktionen 
sozusagen ‚durchregieren‘ würden. Auch die neu gegründete Initiative OB versuchte kurz vor Start 
des Pilotprojekts noch, die Workshopergebnisse zu delegitimieren und damit das Projekt aufzu-
schieben (siehe Kapitel 8.3.5).  
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(ZG - O3 2023, Rn. 154; Pol - O4 2022, Rn. 58). Im Zusammenspiel mit der da-
nach folgenden Konsultation habe nur C4P dafür gesorgt, dass ein so umfassen-
des koordiniertes Projekt statt der üblichen unkoordinierten Einzelmaßnahmen in 
Angriff genommen wurde (Pol - O4 2022, Rn. 114). Es kann also geschlossen 
werden, dass schließlich argumentativ alle Fraktionen überzeugt werden konnten, 
es als gemeinsames Projekt mitzutragen. Im weiteren Verlauf hat sich das Narra-
tiv, dass das Projekt ein „Resultat [von] Cities4People“ (Zeit, 26.09.2019; Twi-
ckel 2019) sei und dieses die Idee für das Pilotprojekt gegeben habe, durchge-
setzt. Das wird in der Projektanfangsphase auch in Zeitungsartikeln sowie in In-
terviews mit damals noch nicht beteiligten Personen so dargestellt (Ver - 
O2 2021, Rn. 31; Ver - O1b 2022, Rn. 248; Pol - O4 2022, Rn. 114). Das ist be-
achtlich, denn es bleibt unklar, wie viele Workshops es gab, was die Ergebnisse 
waren und welche Aspekte eingearbeitet wurden. In den Dokumentationen des 
C4P-Projekts wird OMP kaum erwähnt, es wird nur in einer Publikation als 
„Spin-Off“ aus dem Projekt dargestellt (Froes et al. 2019, S. 28). Wie genau es 
von den Workshops zu dem „Spin-Off“ kam, wird nicht klar.  

8.3.2 OMP: Evaluation 
Die Evaluation des Pilotprojekts war insgesamt eine wichtige Grundlage für die 
Weiterführung des Projekts, wie auch in zwei Interviews resümiert wurde (Pol - 
O2 2022, Rn. 247; Ver - O1b 2022, Rn. 252). Während die Rolle der vorgelager-
ten Workshops eher nebengeordnet war58, lässt sich schlussfolgern, dass die Eva-
luation den inhaltlich richtungsweisenden Beschluss zur Verstetigung in Rich-
tung eines autoarmen Quartiers ermöglicht und geprägt hat. Die Ergebnisse wur-
den als legitimer Ausdruck des Willens der Bevölkerung aufgefasst und im poli-
tischen und öffentlichen Diskurs als Argument platziert. Damit konnten sie als 
eine Art ‚Kompass‘ dienen, an dem das Projekt ausgerichtet wurde. Zusätzlich 
floss über die Freitextfelder Expertise aus der Bevölkerung in den Beschluss ein 
und prägte diesen inhaltlich mit.  

  

                                                      
58 Die Ergebnisse der Workshops (die während des Pilotprojekts stattgefunden hatten) und deren 
genaue Verwendung konnte nicht nachvollzogen werden. Sie spielten eine geringe Rolle in der 
politischen Diskussion sowie in den Interviews. Es ist vorstellbar, dass in den Workshops bereits 
gemeinsam Ideen entwickelt wurden und eine Annäherung stattgefunden hatte, was sich dann in 
den positiven Ergebnissen und konstruktiven Ideen der Evaluation äußerte. Allerdings wird die 
Evaluation als wesentliches wirkungsvolles Beteiligungselement in dieser Phase identifiziert, so-
dass sich das Unterkapitel auf diese konzentriert.  
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Legitimität und Argumentation mit den Evaluationsergebnissen 

Schon während des Pilotversuchs und bevor die Evaluationsergebnisse vorlagen, 
wurde in der politischen Diskussion klar(gestellt), dass die Ergebnisse der Eva-
luation Grundlage für den Beschluss zur Verstetigung sein sollten.59 Damit wur-
den sie frühzeitig als relevante Entscheidungsgrundlage platziert. Eine wichtige 
Rolle spielte dabei die Positionierung als legitim in dem Sinne, dass sie den Wil-
len der relevanten Bevölkerung sinnvoll ausdrückt. In den Medien, wo die Eva-
luation breit angekündigt wurde, äußerten sich v.a. Politiker:innen der CDU und 
der GRÜNEN, das Bezirksamt und die TUHH (siehe Überblick Medienanalyse, 
Anhang C.3). Sie wiesen auf den offenen Charakter des Projekts, die Evaluation 
als Entscheidungsgrundlage und die wissenschaftliche Methodik hin:  

“Es [ist] ein ‚lebendiges Projekt‘, das vom ersten Tag an evaluiert 
und an dem die Bevölkerung im laufenden Verfahren beteiligt 

wird. V.a. die Einschätzung der zahlreichen Gewerbetreibenden 
und Gastronomen in den beiden Straßen dürfte am Ende mitent-

scheidend sein, ob Ottensen auch darüber hinaus autofrei bleibt.” 
(Welt, 03.06.2019 (o.V. 2019b)) 

Auch im Antrag auf Verstetigung (FHH, BVA 2020a, S. 1) und in den Redebei-
trägen aus den antragstellenden Fraktionen (FHH, BVA 2020e) wurden explizit 
auf die Legitimität der Evaluationsergebnisse hingewiesen.60 In Frage gestellt 
wurde die Legitimität nur von der Initiative OB, indem sie auf den „Rechtsbruch“ 
(Ottensen Bewegt 2020c, S. 1) hinwiesen, die Gültigkeit und Wissenschaftlich-
keit der Evaluation in Frage stellten und eine eigene Umfrage mit anderen Ergeb-
nissen präsentierte (Ottensen Bewegt 2019a, 2020b, S. 2, o.J.). Aufgegriffen 
wurde das im politischen Diskurs nur von der AfD, aber nicht weiterverfolgt 
(FHH, BVA 2020e, S. 2). Dieser Fokus auf die Legitimität der Ergebnisse zeigt 
die Bedeutung, die diesen für den weiteren politischen Prozess zugemessen 
wurde.  

                                                      
59 So wurde wiederholt und von mehreren Ausschlussmitgliedern darauf hingewiesen, dass nach 
der Vorstellung der Ergebnisse noch ausreichend Zeit bis zum Entscheidungstermin sein müsse, da 
weitere Entscheidungen drauf basierten (FHH, BVA 2019h, S 2). Auch das Bezirksamt verwies bei 
mehreren kritischen Einwänden und Anfragen auf die Evaluation und dass davor keine Entschei-
dungen getroffen werden sollten (FHH, BVA 2019d, S. 3, 2019e, S. 1). 
60 Alle Erhebungen hätten trotz des Abbruchs durchgeführt werden können, der Rücklauf sei mit 
25 % hoch gewesen und es habe sich um eine „unabhängige, repräsentative, wissenschaftliche Eva-
luation“ gehandelt (FHH, BVA 2020e, S. 1). 
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Die Versuche, die Ergebnisse zu delegitimieren, waren insgesamt nicht erfolg-
reich. Über die Legitimität der Evaluationsergebnisse als Entscheidungsgrund-
lage wurde des Weiteren keine ernsthafte Diskussion geführt. Sowohl in den Me-
dien als auch in den Interviews wurden die Evaluationsergebnisse zu dem Zeit-
punkt und auch im Nachhinein nicht angezweifelt und es wurde wiederholt auf 
die wissenschaftliche Methodik hingewiesen (Ver - O3 2022, Rn. 88; Pol - 
E2 2021, Rn. 205-206; Pol - O2 2022, Rn. 251). Diese wissenschaftliche Metho-
dik und die Anerkennung der Wissenschaft im Allgemeinen und der TUHH im 
Speziellen trug sicher dazu bei, dass die Legitimität trotz der Versuche nicht 
ernsthaft in Frage gestellt wurde und dies auf performativer Ebene von den Par-
teien in ihrer Kommunikation genutzt werden konnte.  

Die Legitimität wurde also weithin anerkannt und die Ergebnisse konnten somit 
auch als Argument im politischen Diskurs genutzt werden, jeweils für die eigene 
politische Agenda und somit für unterschiedliche Positionen. So wurden die Eva-
luationsergebnisse sowohl als Argument für eine weitgehende Verstetigung des 
Verkehrsversuchs61 als auch eine ‚abgeschwächte‘ Variante eines autoarmen 
Quartiers62 sowie als Argument für ein Aufschieben des Projekts63 genutzt. Die 
Evaluation wurde also als relevante Entscheidungsgrundlage anerkannt, während 
                                                      
61 GRÜNE und CDU sahen die Ergebnisse als eindeutiges Argument für die Verstetigung. Im An-
trag auf Verstetigung argumentierten sie, dass sich „nach Auswertung der Ergebnisse und deren 
Vorstellung in der Öffentlichkeit […] eine deutliche Mehrheit (in Summe 86 %) der Anwohner*in-
nen, aber auch der Gewerbetreibenden für eine Verstetigung“ ausspreche (FHH, BVA 2020a, S. 1). 
Zudem habe die Unzufriedenheit der Gewerbetreibenden während des Projekts abgenommen. Nur 
17 % der Befragten wolle den Urzustand zurück (FHH, BVA 2020e, S. 2). Die Ergebnisse wurden 
auch als Argumente gegen die Wünsche anderer Parteien genutzt. So entspräche etwa der Vorschlag 
einer anderen Fraktion „nicht dem, was sich die Menschen im Stadtteil wünschten“ (FHH, BVA 
2020e, S. 3). Die Ergebnisse wurden laut eigener Aussage als klare Botschaft gewertet, dass die 
Grundzüge des Projekts beschlossen werden müssten (Pol - O2 2022, Rn. 32, 39). 
62 Die SPD wies in ihrem Antrag darauf hin, dass viele Fragen noch ungelöst seien (FHH, 
BVA 2020c, S. 1). Zudem sei nur eine Minderheit für eine Fortführung der Regelung und insbe-
sondere seien unter den Gewerbetreibenden etwa gleich viele Befragte für wie gegen das Projekt, 
weswegen ein verkehrsberuhigter Geschäftsbereich eingerichtet werden und von Zufahrtsbeschrän-
kungen abgesehen werden solle (FHH, BVA 2020e, S. 1). 
63 Die LINKE bezeichnete die Ergebnisse als „ambivalent[…]“ (FHH, BVA 2020d, S. 1), sodass 
zunächst eine „ergebnisoffene Beteiligung der Bürger*innen“ (FHH, BVA 2020e, S. 1) notwendig 
sei. Hier zeigt sich eine alternative Interpretation der Ergebnisse. Die Aussagen könnten aber auch 
als Versuch der Delegitimierung der Evaluation an sich gesehen werden, da impliziert wird, es habe 
keine Beteiligung gegeben. Medial lassen sich derartige Äußerungen – zugespitzt – v.a. von einem 
hochrangigen SPD-Politiker finden. Zur Verstetigung kommentierte er kurz vor dem Beschluss: 
„Anstatt mit allen Beteiligten einen Masterplan zu entwickeln, versucht man, mit dem Kopf durch 
die Wand zu gehen” (Wenig 2020, ähnlich auch Walter 2019). 
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fachlich-inhaltliche Argumente kaum eine Rolle spielten (FHH, BVA 2020e). 
Auch dies zeigt die Bedeutung der Evaluationsergebnisse: sie dienten als eine Art 
‚Kompass‘ für die generelle Ausrichtung der weiteren Planung.  

Beschlossen wurde der Antrag der CDU und der GRÜNEN mit den Stimmen 
dieser Parteien, während die anderen Parteien jeweils für ihre eigenen Gegenan-
träge stimmten, teilweise für wesentlich abgeschwächte Varianten des Projekts 
(FHH, BVA 2020e).  

Im Folgenden setzte sich wie beschrieben das Narrativ durch, dass die Versteti-
gung auf Grundlage der Evaluationsergebnisse beschlossen wurde. Dies ist an-
hand eines Vergleichs zwischen den Evaluationsergebnissen und dem Beschluss 
nachvollziehbar. Dieser lässt sich durch die Ergebnisse gut begründen. Er folgt 
dem von 86 % der Befragten geäußerten Wunsch nach einer Verstetigung mit 
Anpassungen. Auch ist gerade durch die frühzeitige Positionierung der Ergeb-
nisse davon auszugehen, dass diese auch tatsächlich von den beschließenden Par-
teien berücksichtigt wurden und bei anderweitigem Ausgang der Evaluation ein 
anderer Beschluss getroffen worden wäre. Allerdings zeigt sich gerade durch die 
zitierte Nutzung als Argument für andere Planentwürfe auch, dass die Versteti-
gung sich nicht eins zu eins aus der Evaluation ergab, sondern vielmehr die Eva-
luation den Parteien die Möglichkeit eröffnete, ihre bereits vorhandenen Vorstel-
lungen an den Ergebnissen auszurichten und diese als Bestätigung lasen, die ei-
genen Pläne weiter umzusetzen. Die beschließenden Parteien konnten die Evalu-
ationsergebnisse auf ihre Weise und innerhalb ihrer politischen Agenda interpre-
tieren und ihre bestehende Machtposition nutzen. Vorstellbar ist, dass andere Par-
teien, wenn sie die parlamentarische Mehrheit gehabt hätten, einen anderen Be-
schluss gefasst hätten.  

Weiterhin wichtig ist die diskursive Relevanz der Evaluationsergebnisse im wei-
teren Planungsprozess: Auf die Evaluationsergebnisse als Grundlage für den Ver-
stetigungsbeschluss konnten sich die größeren Parteien auch im späteren Verlauf 
des Projekts berufen, um die grundlegende Richtung zu legitimieren und die Dis-
kussion so weit wie möglich auf die Details der Umsetzung zu fokussieren. Hier 
wurden etwa die Evaluationsergebnisse in politischen Sitzungen und medial zi-
tiert und dort von Amt und Politik angebracht, um für einen autoarmen Bereich 
zu argumentieren und kritischen Stimmen entgegenzuwirken (Bürgerschaft 
FHH 2022, S. 4; FHH, BVA 2022f, S. 2). Auch der Beirat nutzte die Evaluations-
ergebnisse, um für eine Aufweichung der Regelungen zum Lieferverkehr zu ar-
gumentieren (FHH, BVA 20220, S. 7). 
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Expertise 

Zudem wurde möglicherweise durch die Evaluation auch Expertise in den Pla-
nungsprozess eingebracht. Zumindest wurde angegeben, dass die Ergebnisse 
auch „Ausgangspunkt für konzeptionelle Überlegungen auf planerischer Ebene“ 
(Ver - O1b 2022, Rn. 252) waren.64 Während für die politische Diskussion haupt-
sächlich die Antworten bzgl. gewünschter Fortführung des Projekts relevant wa-
ren, wurden zudem detailliert Verhaltensmuster und Wünsche zu Verkehr und 
öffentlichem Raum erhoben. Besonders oft wurden bauliche Anpassungen ge-
wünscht, eine Ausweitung des Projektgebiets und Anpassungen der Regelungen 
für die Zufahrtsbeschränkungen, besonders von den Gewerbetreibenden (Beres-
tetska et al. 2021, S. 111, 113). Der Einbezug baulicher Anpassungen, die Aus-
weitung des beplanten und betrachteten Gebiets und die Betonung einer notwen-
digen Lösung für den Lieferverkehr und Beteiligung der Gewerbetreibenden fin-
den sich im Beschluss (FHH, BVA 2020a) und werden zum Teil explizit auf die 
Beteiligung zurückgeführt (Pol - E2 2021, Rn. 207; FHH, BVA 2020e, S. 3).  

Nicht-Entscheidung? 

Aus Perspektive der Initiative OB wurde durch den Verstetigungsbeschluss der 
Charakter als Verkehrsprojekt festgeschrieben, anstatt das Projekt als umfassen-
des Stadtentwicklungsprojekt zu denken und Wirkungen auf andere Bereiche 
stärker mitzuberücksichtigen (ZG - O3 2023, Rn. 6, 136-138). Dies kritisiert sie, 
da dadurch der Diskussionsspielraum eingeschränkt worden sei, auch für die spä-
ter folgende Konsultation:  

„Das Projekt wurde als Verkehrsprojekt und nicht als 
Stadtentwicklungsprojekt frühzeitig beschlossen, sodass es, das 

wurde dann später deutlich, keine Änderungen mehr geben 
konnte. Das Thema, das Ziel, der Umfang waren somit fixiert, 

sodass es im Grunde genommen […] in diesen 
Bürgerbeteiligungen [Anm. LM: Konsultationsveranstaltungen] 

nur noch möglich war, auf Kosmetik bezogene Vorschläge zu 
unterbreiten. Also, es war dann nichts  

Grundsätzliches mehr möglich.“ 
(ZG - O3 2023, Rn. 6) 

                                                      
64 Hier bleibt unklar, wie der Prozess der Sichtung und Priorisierung ablief. Aufgrund der stark 
gestaltenden Rolle der Verwaltung im Verkehrsversuch wie auch in den späteren Phasen des Pro-
jekts ist gut vorstellbar, dass die Auswertung und inhaltliche Diskussion zu Anpassungen in Zu-
sammenarbeit zwischen Verwaltung und Politik erfolgten. 
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Zunächst kann durch den bereits sehr konkreten Verstetigungsbeschluss tatsäch-
lich eine Einschränkung der weiteren Optionen beobachtet werden, wie auch im 
nächsten Unterkapitel deutlich werden wird. Handelt es sich dabei um den Me-
chanismus Nicht-Entscheiden, und welche Rolle spielt die Evaluation?  

Aus der bis hierhin dargestellten Analyse des Planungsprozesses kann festgestellt 
werden, dass es sich bei dem Verstetigungsbeschluss um eine offen kommuni-
zierte und demokratisch beschlossene Entscheidung handelt. Der Beschluss und 
seine Alternativen waren medial und im Verkehrsausschuss ausführlich diskutiert 
worden und die Bevölkerung war befragt worden, bevor die Entscheidung getrof-
fen wurde. Dass diese den weiteren Entscheidungsspielraum einschränkt liegt in 
ihrem Charakter und wird hier als legitim bewertet. 

Es kann allerdings durchaus beobachtet werden, dass die Fokussierung des The-
mas ‚Verkehr‘ von den initiierenden Fraktionen bzw. der Verwaltung ‚gesetzt‘ 
wurde und wenig öffentlich diskutiert wurde. Es liegt nahe, dass sie das Thema 
für wichtig hielten, sowie vermutlich auch eine thematische Eingrenzung nötig 
war, um ein solches Projekt handhabbar zu machen. Der Vorschlag einer thema-
tisch umfassenderen Planung, die stärker das weitere Umfeld und andere Themen 
berücksichtigt, kam im politischen Diskurs zwar vor, allerdings eher am Rande. 
So wurde schon vor dem Pilotprojekt politisch hauptsächlich über das ‚ob‘ und 
die Modalitäten diskutiert, nicht das Thema an sich in Frage gestellt. Auch in der 
Evaluation ging es darum, ob und wie das Projekt fortgeführt wird, die Alterna-
tive einer thematisch umfassenderen Planung war nicht auf dem Tisch (Beres-
tetska et al. 2021, S. 127). Planerische und wissenschaftliche Expertise wurden 
in Rücksprache mit der Verwaltung als Auftraggeberin genutzt, um die Fragen 
zu formulieren und einzugrenzen (Berestetska et al. 2021, S. 28) und damit die 
Erkenntnisse bereits durch Wissenschaft und Verwaltung vorstrukturiert.  

Insgesamt lassen sich also leichte Elemente von Nicht-Entscheidung finden, die 
allerdings hier als demokratisch legitimer Weg beurteilt werden, im politischen 
Prozess voranzukommen, zumal die Thematik ja durch Fraktionen der Opposi-
tion und nicht zuletzt die Initiative OB selbst thematisiert und damit zum Teil des 
Diskurses gemacht wurde. Zudem kann davon ausgegangen werden, dass der Fo-
kus auf Verkehr von einem großen Teil der Bevölkerung tatsächlich gewünscht 
ist, da er erstens in den C4P Workshops (mutmaßlich) ein dominantes Thema 
war, und auch in den Freitextfeldern der Evaluation kaum gegenteilige Aussagen 
gemacht wurden (bspw. Berestetska et al. 2021, S. 126).  
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8.3.3 freiRaum: Konsultation 
Auch die Konsultationsergebnisse dienten dazu, die eingeschlagene Richtung 
beizubehalten, was – wie bereits in der vorherigen Phase – auf einer Wahrneh-
mung der Ergebnisse basierte, die als legitimer Ausdruck des Bevölkerungswil-
lens interpretiert und zum Teil als Argument genutzt wurde. Zudem sind Details 
aus den Ergebnissen in das Verkehrskonzept und die darin vorgenommenen Kon-
kretisierungsschritte eingeflossen (Expertise). Auch knapp die Hälfte der Teil-
nehmenden nahm einen Einfluss der Konsultation auf das Ergebnis wahr (Holec 
und Escher 2024b, 7.1.2).65  

Bei den diskursiven Konsultationsformaten vor dem Beschluss des Verkehrskon-
zepts ging es nicht mehr um Grundzüge, sondern um die Ausgestaltung im Detail 
(Ver - O1b 2022, Rn. 120; Ver - O3 2022, Rn. 192; FHH, BA o.J.). Damit wurde 
auch offen umgegangen:  

„Das heißt, Ottensen macht Platz hat ja 2020 zu einem Beschluss 
geführt, der […] auch einen sehr gesetzten Rahmen hatte. Das 

war ja Fluch und Segen des Beteiligungsprozesses. Es gibt einen 
gewissen Handlungsspielraum, mit dem wir uns bewegen. Und ein 

paar Grundannahmen sind politisch gesetzt, beispielsweise die 
Entnahme von Parkraum.“  
(Ver - O1b 2022, Rn. 120) 

Diese thematische Eingrenzung erlaubte sehr detaillierte inhaltliche Diskussio-
nen, da die Grundlinien nicht mehr zur Debatte standen und bestimmte Streit-
punkte auch nicht mehr angebracht wurden, nach Aufassung eines Planers des-
halb, weil sie bei OMP bereits intensiv diskutiert worden waren (Büro - O2 2022, 
Rn. 129). Es entstanden sehr viele, kleinteilige Beiträge (FHH, Ba 2021h, FHH, 
BA 2022a). Deren detaillierte Einarbeitung wurde von politischer Seite anfangs 
dem Projektteam und dem Planungsbüro überlassen (Ver - O1b 2022, Rn. 178). 
Konzeptvarianten und Beteiligungsergebnisse wurden der Politik wiederholt vor-
gestellt, allerdings gab es dazu im Verkehrsausschuss kaum Diskussion (FHH, 
BVA 2022k, S. 5; 2022i, S. 8-9). Aus Verwaltungssicht spielten die Ergebnisse 

                                                      
65 Dieser Wert wird als Indikator für Policy-Wirkung interpretiert. Erstens ist der Wert mit 22 % 
bei der Elbchaussee deutlich niedriger, zweitens gaben nur 20 % an, nicht oder eher nicht zuzu-
stimmen. Die Ergebnisse zeigen aber auch, dass die Policy-Wirkung schwer nachzuvollziehen ist 
und nicht so eindeutig wie etwa bei der Evaluation, was sich auch daran ablesen lässt, dass 35 % 
mit „teils/teils“ antworteten.  
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in der politischen Diskussion (zunächst) eine untergeordnete Rolle (Ver - 
O3 2022, Rn. 92, 144; Ver - O1b 2022, Rn. 178). 

‚Stabilisierende Kompassfunktion‘ der Beteiligungsergebnisse 

Dennoch kann den Konsultationsergebnissen, die insgesamt die autoarme Ent-
wicklung positiv bewerteten, eine wichtige Rolle in der Entwicklung des Ver-
kehrskonzepts zugemessen werden. Obwohl die im Verstetigungsbeschluss ge-
setzten Rahmenbedingungen im politischen Diskurs immer wieder hinterfragt 
und alternative Beschlussvorschläge eingebracht wurden (siehe 8.2.3), standen 
am Ende keine entgegenlaufenden Beschlüsse und an der Grundrichtung wurde 
festgehalten. Das kann zum Teil auf die Konsultationsergebnisse zurückgeführt 
werden, die in Kombination mit den Rückmeldungen aus dem Beirat als Bestäti-
gung für die eingeschlagene Richtung gelesen wurden.  

Eine interviewte Person aus dem politischen Raum konnte sich kaum an konkrete 
Ergebnisse erinnern, allerdings schon, dass diese weniger kritisch waren als er-
wartet (Pol - O1 2022, Rn. 106, 125). Das passt zum Eindruck eine:r Planer:in 
über den Grundtenor der Konsultation: Das Projekt und ambitionierte Maßnah-
men seien grundsätzlich gewünscht gewesen und der Mangel an grundsätzlicher 
Kritik habe der Politik den Mut gegeben, das Projekt fortzuführen. Besonders hob 
die Person im Interview das Votum für die beiden fortschrittlicheren Varianten 
beim zweiten Workshop hervor, das gezeigt habe, dass die ersten beiden – weni-
ger restriktiven – Varianten auch von der Öffentlichkeit so nicht gewünscht ge-
wesen seien, und der Politik den Mut gegeben habe, die autoarme Planung wei-
terzuverfolgen (Büro - O2 2022, Rn. 250). Auch aus der Politik wurde dies ange-
deutet (Pol - O2 2022, Rn. 14). Wichtig war auch die zusätzliche öffentliche An-
hörung im Verkehrsausschuss, in der gerade durch das Fehlen neuer inhaltlicher 
Punkte klar wurde, dass wirklich alles gesagt und angehört worden war und eine 
gewisse „Sättigungskurve“ (Pol - O2 2022, Rn. 149) wahrgenommen wurde, und 
der Grundtenor positiv war (Ver - O3 2022, Rn. 82; Pol - O3 2022, Rn. 77; Pol - 
O2 2022, Rn. 149; Pol - O1 2022, Rn. 125). Gerade die Organisation dieser An-
hörung wie auch die häufige Berufung auf die Beteiligung im Verkehrsausschuss 
zeigt, dass zwar die detaillierten Inhalte nicht im Fokus standen, die Beteiligung 
aber von der Politik durchaus zur Kenntnis genommen wurde und eine Rolle 
spielte.  

Hier lässt sich wie bei der Evaluation erkennen, dass die Ergebnisse wieder als 
eine Art ‚Kompass‘ fungieren, mit dessen Hilfe der Kurs geprüft und die weitere 
Planung ausgerichtet werden kann. Zwar gab es durch die Konsultation keine 
wesentliche Änderung der Richtung, es kann aber geschlossen werden, dass diese 
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als Orientierung genutzt wurde und im Falle einer deutlich abweichenden Reso-
nanz auch Konsequenzen gezogen worden wären. Gerade als Gegengewicht zu 
dem durch Teile der Zivilgesellschaft aufgebauten Druck gegen das Projekt 
(siehe Kapitel 8.3.5) war die Konsultation relevant. 

Dass die Beteiligung in dieser Phase erneut eine solche Funktion erfüllte, weist 
darauf hin, dass die Berücksichtigung einer ‚Kompassfunktion‘ hilfreich sein 
kann für das Verständnis von Policy-Wirkung, insbesondere in Fällen, wo gar 
keine Änderung an der Planung erfolgt, sondern diese durch die Beteiligungser-
gebnisse lediglich ‚stabilisiert‘ wird. Dieser Aspekt wird im folgenden Synthese-
kapitel (Kapitel 9) aufgegriffen.  

Legitimität und Argumentation 

Auch bei der Konsultation hing die Funktion als ‚Kompass‘ stark mit der wahr-
genommenen Legitimität der Beteiligung und deren Nutzung als Argument zu-
sammen: Die Konsultationsergebnisse scheinen in der Politik (in Kombination 
mit den anderen Formaten) als legitim gesehen worden zu sein, zum einen, weil 
in der Beteiligung keine maßgebliche Gruppe ‚vergessen‘ wurde und es viele 
Mitwirkungsmöglichkeiten gab; zum anderen, weil die Ergebnisse als differen-
ziert und kompetent wahrgenommen wurden (Pol - O3 2022, Rn. 82; Pol - 
O4 2022, Rn. 106; Büro - O2 2022, Rn. 114; Pol - O2 2022, Rn. 251; Ver - O3 
2022, Rn. 88).66 Im Gegensatz zur Evaluation lassen sich auch kaum Versuche 
finden, die Beteiligung zu delegitimieren, wohl auch, weil weniger grundsätzli-
che Fragen verhandelt wurden und der Anspruch auf Repräsentativität hier gar 
nicht erhoben wurde (Ausnahme: FHH, BVA 2022f, S. 2). 

Die Konsultationsbeiträge wurden auch in dieser Phase politisch und öffentlich 
als Argument verwendet, um die grundsätzliche Richtung aufrechtzuerhalten o-
der um in Details nachzusteuern, allerdings weniger häufig und stark als die Er-
gebnisse der Evaluation (Überblick Medienanalyse, Anhang C.3; Protokollaus-
wertung, Anhang C.4). Die Beiträge wurden auch argumentativ verwendet, um 
die eigene Partei zu überzeugen, wie ein:e Interviewpartner:in schildert:  

  

                                                      
66 Die meisten dieser Aussagen beziehen sich auf die Beteiligung insgesamt, nicht nur auf die Kon-
sultation. In den Interviews wurden meist die Formate in ihrer Gesamtheit betrachtet. Insbesondere 
durch die Kombination der verschiedenen Formate, inklusive der verschiedenen Konsultationsfor-
mate, herrschte der Eindruck, dass alle Gruppen erreicht worden seien und sich einbringen konnten.  
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„[Die Beteiligungsergebnisse] haben mir Futter an die Hand ge-
geben, um auch gegenüber Stakeholdern, gerade in einer eigenen 
Partei, aber auch in anderen Bezirken und in anderen Teilen von 
Altona zu sagen: Es gibt hier einen Wunsch nach Veränderung.“ 

 (Pol - O4 2022, Rn. 88) 

Die Organisation der zusätzlichen öffentlichen Anhörung wurde genutzt, um in 
der eigenen, „teilweise zerstrittenen“ Partei Mehrheiten zu schaffen, da gezeigt 
wurde, dass die „Beteiligungsrechte der Bürger zu jedem Zeitpunkt gewahrt“ (Pol 
- O1 2022, Rn. 161) bleiben.  

Auch entdeckten bestimmte Parteien im Laufe des Konkretisierungsprozesses 
Themen für sich, die sie auf die Beteiligung zurückführten bzw. für die sie die 
Beteiligungsergebnisse als Argument nutzten, nicht nur innerhalb der beschlos-
senen Leitlinien; beispielsweise für einen stärkeren Fokus auf den Fußverkehr 
(FHH, BVA 2022f, S. 1) oder auch auf Infrastruktur für den Radverkehr (Pol - 
O4 2022, Rn. 92). Insgesamt kann die exakte Wirkung dieser Nutzung als Argu-
ment nicht nachvollzogen werden, aber sie zeigt wieder eine hohe Relevanz der 
Beteiligung für den Diskurs.  

Expertise 

Ein großer Teil der in der Beteiligung erarbeiteten Beiträgen finden sich in der 
einen oder anderen Form im Verkehrskonzept wieder.67 Die Interviewten sind 
sich einig, dass bei der Konsultation kaum oder keine neuen oder überraschenden 
Inhalte herauskamen, insbesondere aufgrund der bereits vorher erfolgten intensi-
ven Diskussionen und Beteiligungsformaten (Pol - O4 2022, Rn. 83; Ver - 
O3 2022, Rn. 138; Büro - O2 2022, Rn. 250; Pol - O2 2022, Rn. 247). Eine Per-
son aus der Verwaltung drückt es deutlich aus:  

  

                                                      
67 Das ist etwa erkennbar am Vergleich zwischen den Dokumentationen der Beteiligungen und dem 
Beschluss (siehe Anhang C.5). Eine Quantifizierung nahmen Majer et al. (2023) für die Beiträge 
aus der Onlinebeteiligung vor, wobei herauskam, dass um die 60 % der Beiträge in der ein oder 
anderen Form im weiteren Planungsprozess berücksichtig wurden. Das schließt aber solche Bei-
träge ein, die bereits vorher bekannt gewesen waren. 
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„Wir haben eigentlich auch nicht mal was rausgekriegt. Das muss 
man ja auch mal sagen. Also wenn man sich mal die Dokumenta-

tion der neuen Beteiligungsergebnisse anguckt, ist da nichts dabei, 
was wir nicht wussten. Aber trotzdem war es, glaube ich, noch mal 

wichtig, das zu tun. Und das ist schon eine Erkenntnis aus dem 
ersten Projekt, das man halt breit beteiligt, weil es allen die Mög-

lichkeit gibt, ihren Kram abzuladen.“  
(Ver - O3 2022, Rn. 138) 

Dennoch wird aus Perspektive derer, die sich intensiv mit den Details beschäftig-
ten – also das Planungsbüro und das Projektteam –, berichtet, dass einige der 
Beteiligungsergebnisse das Projekt konkret inhaltlich beeinflussten. Einfluss-
reich waren eher Problembeschreibungen und mögliche Fragestellungen, die be-
sonders bei häufiger Nennung noch einmal geprüft worden seien, wie etwa mög-
liche negative Auswirkungen einer Ladezone (Büro - O2 2022, Rn. 148, 250). 
Konkrete Aspekte, die inhaltlich einflossen, waren, dass eine angedachte Anpas-
sung des Busverkehrs aufgrund neuer Informationen verworfen wurde; die Rele-
vanz und Dringlichkeit von Radbügeln sei verstanden und integriert worden, die 
Kinder- und Jugendbeteiligung habe den Mut für freie Flächen ohne festgelegte 
Gestaltung gegeben und die Relevanz der Straßen und Plätze außerhalb des Kern-
gebiets sei verstanden worden, sodass verstärkt Maßnahmen zusätzlich zu den 
Objektplanungen der beiden zentralen Straßen aufgenommen worden seien (Ver 
- O1b 2022, Rn. 46, 52, 53, 189). Auch halfen die Ergebnisse der Onlinebeteili-
gung später bei der konkreten Verortung von Fahrradbügeln im Quartier und kön-
nen auch im weiteren Planungsprozess noch für Details herangezogen werden 
(Ver - O1b 2022, Rn. 75). Deutlich wird also, dass die (kleinteiligen) Beteili-
gungsergebnisse insbesondere von Planung und Verwaltung ausgewertet und 
zum Teil in die Planung eingearbeitet wurden.  

Auch wurden Details von der Verwaltung in den politischen Diskurs eingebracht. 
Dabei hätten die Beteiligungsergebnisse die politische Diskussion stellenweise 
vereinfacht, indem etwa konkrete Details zur Verortung von Fahrradbügeln nicht 
mehr diskutiert werden mussten, oder indem Aussagen aus der Beteiligung als 
zusätzliches Argument in einer kontroversen Frage genutzt werden konnten 
(FHH, BVA 2022h, S. 13-14; Ver - O1b 2022, Rn. 75, 82).  

Weiter lässt sich interpretieren, dass die Beiträge bewusst argumentativ von der 
Verwaltung gegenüber der Politik genutzt wurden, um Einzelheiten der eigenen 
Planung zu untermauern: Zunächst wurde die Differenziertheit und hohe Qualität 
der Ergebnisse betont und die Beiträge wurden damit als legitim dargestellt 
(FHH, BVA 2021, S. 9). Später wurden detailliertere Planungen mit dem 
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Hinweis untermauert, dass sie die Ergebnisse der Onlinebeteiligung enthalten 
(FHH, BVA 2022n, S. 9). Hier zeigt sich die Wechselwirkung des Mechanismus 
Expertise mit Legitimität und Argumentation.  

Deutlich wird die wichtige und gestaltende Rolle der Verwaltung. Die Verant-
wortlichen standen hinter der autofreien Gestaltung, und brachten sich auch in-
haltlich ein: So wurde geschildert, dass zusätzlich zu den gängigen Sprechersit-
zungen von Verwaltungsseite individuelle Gespräche geführt wurden, und ange-
deutet, dass die Ansprechpartner:innen für solche Gespräche auch strategisch 
ausgewählt worden seien, um das Projekt voranzubringen (Ver - O3 2022, Rn. 
148). Auch wurde die Verwaltung von der Politik mit der Erstellung eines Be-
schlussvorschlags für das Verkehrskonzept beauftragt, in welchem sie auch eige-
nen Spielraum nutzte (Ver - O3 2022, Rn. 136; Ver - O1b 2022, Rn. 64, 134). 

Deutlich wird bezüglich der Konsultation, dass die verschiedenen Konsultations-
formate unterschiedlich wirkten und unterschiedliche Erkenntnisse brachten. Die 
Onlinebeteiligung konnte noch bis nach der Vorzugsvariante als ‚Fundgrube‘ ge-
nutzt werden, um Detailfragen leichter zu entscheiden. Die zielgruppenspezifi-
schen Fokusgruppen illustrierten oder bekräftigten einzelne Aspekte, die Eingang 
in die Diskussion fanden bzw. geplante Aspekte bestätigten. Die Workshops 
schließlich brachten auch detailliertes, neues Wissen, zeigten aber insbesondere 
ein Stimmungsbild auf, das sich auf die politische Diskussion richtungsweisend 
auswirkte. 

8.3.4 freiRaum: Beirat 
Am Anfang von freiRaum fungierte der Beirat hauptsächlich als bestätigende In-
stanz und trug so maßgeblich zur bereits für die Konsultation herausgearbeiteten 
‚stabilisierenden Kompassfunktion‘ bei. Im Laufe des Prozesses entwickelte er 
ein klareres Selbstverständnis und Strategien, um Druck zu erzeugen, der aller-
dings nicht zu erkennbarem inhaltlichen Einfluss führte.  

Beitrag zur ‚stabilisierenden Kompassfunktion‘ 

Der ‚vorgesehene‘ Einflussweg des Beirats ging über den Verkehrsausschuss, in 
dem die gewählten Beiratsvorsitzenden im Namen des gesamten Beirats Berichte 
und Stellungnahmen vorstellten (FHH, BA 2021f; S. 3). Vonseiten der Politik 
wurde der Beirat aufgrund seiner Zusammensetzung als legitim wahrge-
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nommen.68 An die Ergebnisse und Forderungen hingegen gab es in der Politik 
anfangs eher vage Erinnerung, allerdings bestand der grundsätzliche Eindruck, 
dass der Beirat mit dem Projekt einverstanden war (Pol - O4 2022, Rn. 199; Pol 
- O3 2022, Rn. 88; Pol - O2 2022, Rn. 213): 

„Nichtsdestotrotz ist das auch ein gutes Zeichen, wenn man es um-
gekehrt betrachtet. Nämlich dass die riesigen Konflikte und Ge-
spräche im Stadtteil gar nicht stattfinden, denn sonst würde sich 
das auch über diesen Weg [Anm.: den Beirat] sein Ventil suchen. 

Also vielleicht muss man das gar nicht so negativ sehen.“  
(Pol - O2 2022, Rn. 207) 

Diese grundsätzliche Wahrnehmung änderte sich auch mit dem Austritt der Initi-
ative OB kurz vor Beschluss des Verkehrskonzepts trotz gegenteiliger Bemühun-
gen der Initiative nicht (siehe Kapitel 8.3.5). Die grundlegende Zustimmung des 
Beirats zum Projekt wurde als maßgeblich beschrieben:  

„[…] es war v.a. auch wichtig, dass der Beirat grundsätzlich ei-
nen Konsens dazu hatte, „wir wollen das“. Also ich glaube, wenn 
der Beirat gesagt hätte „Lass uns in Ruhe, Katastrophe!“, dann 

hätte ich mir gut vorstellen können, dass die Politik auch noch ei-
nen Rückzieher gemacht hätte. Weil der Beirat ja dann doch re-
präsentativ besetzt war und vor allen Dingen auch durch viele 

Fachleute. Das ist dann für die Politik schon wichtig.“  
(Ver - O3 2022, Rn. 198) 

Konfliktlösung 

Die Positionen des Beirats wurden mit der Zeit klarer und differenzierter. Das 
Finden gemeinsamer Positionen – gefördert vom Projektteam – ermöglichte die 
Entwicklung des Selbstverständnisses von einem wenig einflussreichen „Da-

                                                      
68 Der Beirat wurde von allen Akteursgruppen als repräsentativ und sinnvoll zusammengesetzt ge-
sehen und als Garant dafür, dass die Bevölkerung in der Beteiligung tatsächlich repräsentiert ist, 
auch wenn einzelne Verbesserungsvorschläge kamen (Seniorenbeirat, Mietervertretung) (Pol - 
O1 2022, Rn. 178; Ver - O3 2022, Rn. 202; ZG - O2 2022, Rn. 60; ZG - O1 2022, Rn. 113; Pol - 
O3 2022, Rn. 82, 107–109). Dass er als legitim wahrgenommen wurde, lässt sich auch an der Art 
erkennen, wie über ihn gesprochen wurde: Beispielsweise bezeichnete die FDP die Beiratsmeinung 
als „Votum aus der Mitte der Bürger*innen“ (VA 04.04.2022, FHH, BVA 2022l, S. 6). Allerdings 
wurde der Beirat nur als legitim wahrgenommen, wenn Beschlüsse von einer ausreichenden Anzahl 
an Mitgliedern gefasst wurden, als Gegenbeispiel siehe Ausschusssitzung vom 16.05.2022 – hier 
wurden Ergebnisse als nicht legitim bezeichnet, da sie von einer kleineren Anzahl an Beiratsmit-
gliedern getroffen wurden (FHH, BVA 2022m, S. 8). 
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Gremium“ (Ver - O1b 2022, Rn. 269) mit einer Rollen-Unklarheit (FHH, 
BVA 2022j, S. 9) zu einem Gremium, dass sich seines möglichen Einflusses be-
wusst wurde; der Beirat wurde in der Politik immer mehr als Ressource gesehen, 
die strategisch einbezogen bzw. zu Themen befragt werden konnte (Ver - 
O1b 2022, Rn. 216, 269). Hier spielten Konfliktlösungsprozesse eine Rolle, in 
denen man sich auf gemeinsame Positionen einigte, damit die Positionen im po-
litischen Raum stärker wahrgenommen werden (Ver - O1b 2022, Rn. 205-209). 
Eine möglichst einstimmige Beschlussfassung wurde auch wiederholt vom Pro-
jektteam empfohlen mit dem Hinweis auf eine höhere Wahrscheinlichkeit, im 
Verkehrsausschuss Wirkung zu erzielen (TB-B-7a 2022; TB-B-5a 2022; TB-B-
2 2021).  

Dabei wurden zwar gemeinsame Stellungnahmen beschlossen, allerdings konn-
ten aufgrund der unterschiedlichen Interessen nur wenige Einigungen erzielt wer-
den und einzelne Gruppen konnten ihre Kernpositionen nicht durchsetzen (TB-
B-1 2021). Trotz der sehr unterschiedlichen Positionen der Akteure gab es im 
Beirat kaum (offene) Konflikte (TB-B-1, TB-B-2, TB-B-3, TB-B-5, TB-B-7; ZG 
- O1 2022, Rn. 75, 97). Der Fokus lag darauf, schnell gemeinsame Positionen zu 
finden, denn nur so konnte im knappen Zeitplan eine Chance auf Wirkung beste-
hen. Ein Beiratsmitglied sieht das kritisch:  

„Das ist allerdings auch ein Kritikpunkt, dass man die Konflikte 
gar nicht so richtig - also bis heute nicht ausgearbeitet hat. Wir 

haben nun mal eine Person, die in der Autowerkstatt sitzt. Und wir 
haben Leute, wie ich, die auch privat überall mit dem Fahrrad 

hinfahren. Dass es da nicht noch mehr Diskussion gab, wundert 
mich ein bisschen.“  

(ZG - O1 2022, Rn. 75)  

Durch die wenigen und zeitlich beschränkten Treffen war die Zeit für vertiefte 
inhaltliche Diskussionen knapp, auch wenn das durch zusätzliche selbstorgani-
sierte Treffen etwas abgemildert werden konnte (ZG - O1 2022, Rn. 97; ZG - 
O3 2023, Rn. 176). Auch entstand der Eindruck, dass einzelne Personen die Dis-
kussion dominierten, Zeit für ihre Themen beanspruchten (TB-B-5 2022; ZG - 
O2 2022, Rn. 70–73; TB-B-2a 2021) – und damit auch in den Stellungnahmen 
viel Raum einnahmen. Beispielhaft steht diese Äußerung zur Diskussion um die 
Forderung nach mehr Beteiligung:  
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„Vorweg: ich gehöre nicht zu denen, die es [Anm.: die Beteili-
gung] zu wenig finden, aber es gab diese Stimmen und die waren 
sehr vehement. Aber ich glaube, es waren auch nur zwei, drei, die 

aber entsprechend laut waren, sodass das unbedingt mit aufge-
nommen werden sollte.“  
(ZG - O2 2022, Rn. 128) 

Auch sei es in den Diskussionen aus Sicht des:r Initiativenvertreter:in von OB 
nicht möglich gewesen, abweichende Meinungen einzubringen, sodass die eige-
nen Positionen untergegangen und nicht in den politischen Diskurs getragen wor-
den seien, was auch der Grund für den Austritt gewesen sei (ZG - O3 2023, 
Rn. 40, 48-56). Insgesamt wird erkennbar, dass der Fokus auf gemeinsame Be-
schlüsse, bei gleichzeitig knapper Zeit, ausgewogene Entscheidungsprozesse er-
schwerte.  

Expertise und Druck 

Welchen Einfluss hatten nun die vom Beirat ausgehandelten und beschlossenen 
Forderungen? Ein Beteiligter schildert, dass aufgrund der sich sehr stark unter-
scheidenden Interessen und Positionen der Beirat zwar eine Orientierungsfunk-
tion erfüllen konnte, sich aber weniger dazu eignete, die Richtung des Projekts 
inhaltlich maßgeblich zu beeinflussen (Ver - O1b 2022, Rn. 270). Allerdings 
habe der Beirat auch über das Projektteam und die Planungsbüros Einfluss neh-
men können, konkret vor dem ersten Workshop und beim späteren Planungs-
workshop zur Objektplanung, zu denen vorher im Beirat inhaltliche Themen und 
methodische Wünsche ergänzt werden konnten, also Expertise eingebracht wurde 
(Ver - O1b 2022, Rn. 270; FHH, BA 2021g). Zudem forderte und erreichte der 
Beirat, als TöB für die spätere Objektplanung aufgeführt zu werden (Ver - 
O1b 2022, Rn. 93), sicherte sich also weitere mögliche Einflusswege. 

Aus Sicht eines maßgeblich Beteiligten der Verwaltung hatte der Beirat keine 
inhaltliche Wirkung auf das Verkehrskonzept, auch wenn es kleinere „Punkte ge-
ben [wird]“ (Ver - O1b 2022, Rn. 221). Interviewte Beiratsmitglieder sahen da-
rin, dass sich ihre Positionen wiederfanden, zum Teil ein Zeichen für Wirkung. 
Allerdings bleibt der Zusammenhang diffus, wie die Interviewten selbst angaben 
(ZG - O1 2022, Rn. 29, 83; ZG - O2 2022, Rn. 212). Auch diffus ist der Zusam-
menhang bei der Forderung nach mehr Beteiligung, die (unter anderem) der Bei-
rat formuliert hatte (FHH, BA 2022e) und der in Form der zusätzlichen öffentli-
chen Anhörung entsprochen wurde. In der politischen Diskussion wurde darauf 
verwiesen, dass „mehrere Akteure des Beteiligungsprozesses“ (FHH, BVA 
2022e, S. 1) dies gefordert hätten, nicht aber spezifisch auf den Beirat verwiesen. 
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Insgesamt standen die Protokolle und Diskussionsergebnisse aus dem Beirat den 
Politiker:innen zwar zur Verfügung, sie beriefen sich darauf aber für inhaltliche 
Aussagen in den Gremiendiskussionen kaum, in Interviews gar nicht.  

Eine maßgebliche Forderung, die den bisherigen Entwürfen nicht entsprach, 
wurde zwar vom Verkehrsausschuss zur Kenntnis genommen, aber im Verkehrs-
konzept so nicht angepasst. Es handelt sich um die Forderung nach flexibleren 
Lösungen bezüglich Einfahrt und Parken für Lieferverkehr, Handwerk und Pfle-
gekräfte, welche nicht berechtigt für Sondergenehmigungen sind (FHH, 
BA 2022d; FHH, BA 2022e; Ver - O1b 2022, Rn. 139). Dass diese Forderung 
nicht aufgenommen wurde, kritisierte der Beirat nach dem Beschluss des Ver-
kehrskonzepts im Verkehrsausschuss offensiv und initiierte eine erneute Debatte 
zum Thema Service-Parkplätze und Lieferzeitfenster (FHH, BA 2022c).  

Hier wird das neue Selbstverständnis des Beirats besonders deutlich, wie ein:e 
Projektmitarbeiter:in beschreibt:  

„Es passiert auch mehr und mehr mit einer gewissen Dramatur-
gie, also der Vortrag, der jetzt im Beirat war, war sehr, sehr ap-

pellierend gegenüber der Politik, und der Beirat sieht das Haus in 
Flammen, und es muss jetzt irgendwie ganz schnell etwas  

passieren!“ 
(Ver - O1b 2022, Rn. 209) 

Als auch im weiteren Verlauf die Punkte nicht aufgenommen wurden und es Un-
zufriedenheit über die Einbindung in die politische Entscheidungsfindung gab, 
wurden sogar explizit Überlegungen angestellt, wie der Druck auf die Politik er-
höht werden könne, und dies dann auch im Verkehrsausschuss umgesetzt (FHH, 
BA 2022g; FHH, BVA 2022m, S. 8; FHH, BA 2023e, S.2). Hierbei unterstützte 
das Projektteam mit Hinweisen und Hintergrundinformationen, beispielsweise zu 
politischen Positionen oder Abläufen (TB-B-7a 2022), stellte Informationen dem 
Beirat zum Teil bereits vor der Politik bereit und wies wiederholt darauf hin, dass 
einstimmige Beschlüsse für die Wirkung gegenüber der Politik essenziell seien 
(TB-B-7a 2022; TB-B-5a 2022; TB-B-2 2021; FHH, BVA 2023, S. 10).  

Vom Beirat entwickelte Strategien für den Aufbau von Druck waren, im Ver-
kehrsausschuss entschlossener aufzutreten, klare Forderungen zu stellen, Unzu-
friedenheit und sinkende Motivation deutlich zu machen (auch argumentierend 
mit dem Austritt von OB), im Hintergrund Politiker:innen anzusprechen und zu 
bitten, einen Antrag einzubringen sowie an die Presse zu gehen (TB-B-7a 2022; 
TB-B-7 2022). Der Fokus auf die Strategie befand sich zeitweise im Vorder-
grund, zulasten inhaltlicher Fragen und Aushandlungsprozesse (TB-B-7a 2022). 
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In dieser Diskussion zeigt sich, dass der Beirat versuchte, die ihm ‚zugewiesene‘ 
beratende Rolle - bzw. die Rolle eines Kontrollgremiums - auszufüllen und durch 
den Zusammenschluss („Handlungsmacht“) und die Unterstützung des Projekt-
teams auch über einige Hebel verfügte, sich aber dennoch in entscheidenden 
Punkten nicht durchsetzen konnte. Wenn auch die Anstrengungen, sich gegen-
über der Politik als eigenständiger Akteur klarer zu positionieren an diesem Punkt 
besonders deutlich wurden, kann auch die zusätzliche Organisation eigenständi-
ger Treffen früher im Prozess als Versuch gesehen werden, sich stärker in den 
politischen Zeitplan einzupassen: nur so konnte der Beirat nur durch die zusätz-
lichen, selbstorganisierten Treffen vor dem richtungsweisenden Beschluss im 
Verkehrsausschuss eine Stellungnahme zu den vier Planvarianten erarbeiten, was 
den Beiratsmitgliedern auch bewusst war (FHH, BA 2022f, S. 2). Ein:e Vertre-
ter:in schildert den Eindruck, der Beirat wäre ansonsten „[fast schon] ignoriert“ 
(ZG - O1 2022, Rn. 89) worden und nahm die Beziehung zwischen Beirat und 
Politik nicht auf Augenhöhe wahr (ZG - O1 2022, Rn. 85). Insgesamt kann daraus 
gelesen werden, dass der Invited Space Beirat versuchte, die Bedingungen eige-
ner Einflussnahme mitzugestalten und damit eine eigene Dynamik entwickelte, 
die aber in diesem Fall inhaltlich wenig einflussreich blieb. 

8.3.5 Initiativen und Rechtsmittel 
Abschließend wird die Rolle zweier lokaler Initiativen betrachtet, die ebenso als 
Einflussmöglichkeit der Öffentlichkeit betrachtet werden und für das Verständnis 
der Wirkung der anderen Formate eine Rolle spielen. Sie traten neben ihrer Tä-
tigkeit im Beirat auch durch Stellungnahmen und öffentliche Auftritte als Akteure 
auf. Beide Initiativen sahen für sich zunächst den Beirat als maßgeblichen Weg, 
Einfluss auszuüben (ZG - O3 2023, Rn. 28–32; ZG - O1 2022, Rn. 17), versuch-
ten aber gleichzeitig auch auf anderen Wegen, Einfluss zu nehmen. Zugleich wer-
den die vor dem Verwaltungsgericht eingelegten Rechtsmittel, aufgrund derer der 
Pilotversuch frühzeitig beendet werden musste, hier im Zusammenhang mit den 
Initiativen diskutiert.  

Ottensen Bewegt 

In der ersten Projektphase spielte v.a. die Initiative OB eine Rolle, die auch im 
Kontext der anderen Beteiligungsformate bereits erwähnt wurde. Hauptsächlich 
versuchte die Initiative, über mediale und politische Präsenz Druck aufzubauen, 
und nutzte dabei Strategien der Argumentation und der Delegitimierung, wurde 
aber selbst nicht als legitim wahrgenommen.  

OB wurde als Reaktion auf OMP gegründet und stand dem Projekt bezüglich der 
Zufahrtsbeschränkungen, vor allem im Hinblick auf Gewerbe und Barriere-
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freiheit, eher skeptisch gegenüber. Hauptkritikpunkt war, dass das Projekt rein 
verkehrlich gedacht wurde und nicht ausreichend andere Aspekte wie die Nut-
zungsstrukturen oder die Stadtgestalt betrachtet worden seien (Ottensen Bewegt 
2019b). OB äußerte sich v.a. während OMP vehement in den Medien, auf ihrer 
Website und im Verkehrsausschuss, trat kurz vor Beschluss des Verkehrskon-
zepts aus dem Beirat aus und zog sich daraufhin zurück (Ver - O1b 2022, 
Rn. 228). Die Handlungen der Initiative werden hier interpretiert als der Versuch, 
erstens die öffentliche Meinung zu beeinflussen, und zweitens den Eindruck einer 
breiten Gegnerschaft gegen das Projekt zu erwecken.  

„Die Politik ist maximal unruhig, wenn es Kritiker gibt, und die 
nicht aufhören zu nörgeln. Und dann fühlt die Politik sich natür-
lich auch unter Druck gesetzt und denkt: ‚Oh Gott, meine Wähler 

sind unglücklich. Was mach ich denn jetzt?‘“  
(Ver - O3 2022, Rn. 86) 

Dieser Versuch, Druck aufzubauen erfolgte zunächst über öffentliche Präsenz: 
OB spielte v.a. in der frühen Projektphase eine wichtige Rolle in der Medienbe-
richterstattung. Dort äußerten sich Personen wiederholt kritisch, die in den Arti-
keln nicht der Initiative zugeordnet wurden, aber dort aktiv waren69; außerdem 
wurde bei Zusammenkünften mobilisiert und ein „Bollwerk aufgebaut“ (Pol - 
O2 2022, Rn. 51). Dann wurde die Beteiligung delegitimiert. Die Evaluation 
wurde als illegitim, die Konsultation als nicht ausreichend dargestellt und deren 
mangelnde Berücksichtigung in der Planung angeprangert (Ottensen Bewegt 
2020a, 2020b, 2020c, 2020d, 2022). Verschiedene eigene Umfragen wurden dem 
entgegengestellt und im politischen Raum positioniert (Ottensen Bewegt 2019a; 
FHH, BVA 2022i, S. 9). Im Anschluss wurde die eigene Perspektive als ‚Stimme 
der Benachteiligten‘ dargestellt, durch die Nutzung starker Sprache, die Sympa-
thie und Ängste erzeugt. Gesprochen wurde etwa von den „direkt betroffenen und 
in ihren Rechten massiv beschnittenen Anwohnern“ (Ottensen Bewegt 2020a, 
S. 1). Dabei wurde inhaltlich v.a. mit den Belangen Gewerbetreibender und kör-
perlich beeinträchtigter Menschen argumentiert und deren Situationen drastisch 
dargestellt (bspw. Schlink und Schäfer 2020; Ringleben 2019). Zum Schluss 
wurde versucht, den Austritt aus dem Beirat für eigene Zwecke zu nutzen. Die 
Initiative trat ohne Ankündigung und ohne Klärungsversuche aus (Ver - 

                                                      
69 So stehen in den ausgewerteten Zeitungsartikeln 45 zitierte kritische Aussagen der Zivilgesell-
schaft zum Projekt nur 14 positive Aussagen gegenüber (siehe Überblick Medienanalyse, Anhang 
C.3). Die zitierten Personen konnten der Initiative zugeordnet werden durch andere Dokumente 
oder Artikel der Initiative, in denen Personen namentlich genannt werden.  
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O1b 2022, Rn. 225) und bekräftigte den Austritt, um medial auf die „Missstände“ 
hinzuweisen (bspw. Barnickel 2022; Köhnemann 2022).70 

Durch den Zusammenschluss zur Initiative konnten einzelne Personen gemein-
same Ressourcen nutzen, um sich inhaltlich in den Planungsprozess einzubringen 
(ZG - O3 2023, Rn. 21-24). Insgesamt schaffte es die Initiative v.a. anfänglich, 
Einfluss auf die öffentliche Wahrnehmung des Projekts zu nehmen (Ver - 
O1b 2022, Rn. 275) und damit auch zum Bild eines gespaltenen Viertels beizu-
tragen. Auch die Politik ließ sich zeitweise verunsichern und „treiben […] von 
den negativen Wortführern“ (Ver - O3 2022, Rn. 142), was beispielsweise zur 
Entscheidung der zusätzlichen öffentlichen Anhörung beigetragen habe. Im spä-
teren Verlauf war die Initiative in den Medien und im Ausschuss weniger präsent, 
vermutlich weil das Projektteam selbst viel stärker medial und im Verkehrsaus-
schuss auftrat. Der Austritt aus dem Beirat wurde zwar medial und von einer klei-
nen Partei im Verkehrsausschuss aufgegriffen und negativ interpretiert. Er habe 
kurz zu Verunsicherung geführt, diese habe sich aber schnell wieder gelegt, als 
der Beirat versicherte, trotzdem arbeitsfähig zu sein und hinter dem Projekt zu 
stehen (Ver - O3 2022, Rn. 206).  

Insgesamt führten die Versuche der Initiative, Druck auszuüben, zu keiner er-
kennbaren inhaltlichen Wirkung. Dass diese Versuche letztendlich nicht zu Po-
licy-Wirkung führten, kann auch darauf zurückgeführt werden, dass erstens die 
Inhalte von den anderen – als legitim wahrgenommenen – Beteiligungsformaten 
abwichen, und zweitens die Initiative selbst von anderen Projektbeteiligten als 
wenig legitim wahrgenommen wurde. Das lag nicht an ihren Anliegen, sondern 
an ihrem polarisierenden Auftreten. Mehrere Interviewte beschreiben oder deuten 
an, dass sie einen wenig konstruktiven Eindruck von den Akteuren hatten oder 
ungern mit der Initiative zusammenarbeiteten, da diese wissenschaftliche Er-
kenntnisse nicht anerkenne und/oder eine Zusammenarbeit anstrengend sei, was 
sich mit dem Austritt aus dem Beirat verfestigte (Ver - O3 2022, Rn. 210; Pol - 
O2 2022, Rn. 51; Büro - O1 2022, Rn. 141; Pol - O4 2022, Rn. 157).  

Rechtsmittel gegen das Pilotprojekt 

Der Eilantrag gegen das Pilotprojekt kam von einzelnen Gewerbetreibenden und 
führte zunächst zum vorzeitigen Abbruch. Er wurde dann sowohl von OB als 
auch von Fraktionen genutzt, um das Projekt als illegitim darzustellen und das 

                                                      
70 Während der Beirat in den Medien sonst nur vereinzelt erwähnt oder vorgestellt wurde, wurde er 
im Zuge des Austritts verstärkt erwähnt. Im April und Mai 2022 wurde der Beirat in 6 Artikeln 
erwähnt, insgesamt in 16 (siehe Überblick Medienanalyse, Anhang C.3). 
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Argument zu untermauern, dass es zu wenig Beteiligung gegeben habe.71 In den 
Medien wurde das Projekt direkt danach als „offiziell gescheitert“ (Göz-
übüyük 2020) beschrieben und man berief sich noch sehr lange auf die Klage 
(Überblick Medienanalyse, Anhang C.3). Allerdings wurde das Projekt nach kur-
zer Unterbrechung weitergeführt. Diese mangelnde Wirkung der Klage wird von 
OB kritisiert (ZG - 3 2023, Rn. 147). Die Klage hatte sicher Einfluss auf den 
öffentlichen Diskurs. Es ist auch vorstellbar, dass die umfangreiche Konsultation 
und die Einstellung eines Projektteams durch die Klage politisch leichter gemacht 
wurden, da erkannt wurde, dass mehr Aufwand betrieben werden müsste 
(o.V. 2022b). So können – wie auch an anderen Stellen – zahlreiche andere Wir-
kungen nicht ausgeschlossen werden; Policy-Wirkung war hier nicht gegeben. 

Ottenser Gestalten 

Die Initiative OG „setzt sich für eine zügige Verkehrswende im Stadtteil ein“ 
(Michaelsen 2023), wofür sie auch ein eigenes Verkehrskonzept entwickelt hat, 
angelehnt an das Superblock-Konzept. Sie hatte sich schon vor dem Projekt ge-
gründet und versuchte vereinzelt, ihre Expertise einzubringen. Medial tritt die 
Initiative im späteren Projektverlauf mit abnehmender Präsenz der anderen Initi-
ative stärker auf und verhält sich eher kooperativ (bspw. Barnickel 2023). Zwar 
versuchte sie auch, ihre Expertise durch Eingaben in den Verkehrsausschuss ein-
zubringen (Ottenser Gestalten 2022a, 2022b), und auch ihre Vorschläge wurden 
vereinzelt argumentativ im politischen Diskurs aufgegriffen (FHH, BVA 2020d, 
S. 2), konkrete Policy-Wirkung lässt sich aber nicht erkennen. OG ist für die au-
toarme Gestaltung und möchte, dass alles noch umfassender und weitgehender 
entwickelt wird. Damit wird eine Wirkung von OG zum einen unwahrscheinli-
cher, und zum anderen auch nur schwer sichtbar, da sie in die ohnehin geplante 
‚Richtung‘ geht. Es ist aber vorstellbar, dass OG ein wichtiges Gegengewicht zu 
OB war, sodass diese nicht alleine die ‚öffentliche Meinung‘ verkörpern konnte.  

8.3.6 Überblick 
Nach dieser kleinteiligen Auseinandersetzung mit den einzelnen Beteiligungsfor-
men bleibt festzuhalten, dass fast alle Policy-Wirkung erzielt haben und wichtige 
Bausteine für die Entwicklung in Ottensen waren. Hervorzuheben ist die Rolle 
                                                      
71 Etwa äußerte sich die Initiative in der Bildzeitung wie folgt: „Der Beschluss des Verwaltungsge-
richts Hamburg ist derart eindeutig, dass die Frage erlaubt sein muss, warum die beklagten Behör-
den so offenkundig gegen geltendes Recht verstoßen haben” (Walter 2020). Grundsätzlich scheint 
die Klage mit der Initiative in Verbindung zu stehen, kann dieser aber nicht eindeutig zugeordnet 
werden. Darauf schließen lässt die Androhung einer Klage (Szislo und Klauer 2019) und die Freude 
über das Ende des Pilotversuchs (Schlink und Schäfer 2020a). 
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der Evaluation von OMP, die maßgeblich dazu beitrug, dass das autoarme Quar-
tier in der Form weiterverfolgt wurde. In der freiRaum-Phase hatte die Beteili-
gung – Konsultation und Beirat – eher eine bestätigende Funktion und fügte in-
haltliche Details für die Ausgestaltung hinzu. Tabelle 16 auf der nächsten Seite 
fasst die relevanten Mechanismen zusammen.  

8.4 Bewertung aus Sicht der IVP 
Im Folgenden wird die Beteiligung anhand der Kriterien aus Kapitel 5 bezüglich 
ihres Beitrags zur IVP bewertet. Die Prozesskriterien Inklusivität, fundierte Ur-
teilsbildung und Transparenz werden hier größtenteils positiv bewertet. Auch der 
inhaltliche Beitrag zur Verkehrswende wird hier positiv bewertet, besonders da 
die Beteiligung das Ergebnis nicht nur leicht, sondern maßgeblich in diese Rich-
tung beeinflusst hat.  

8.4.1 Policy-Wirkung  
Zusammengenommen hatte die Öffentlichkeit – wie in diesem Kapitel ausführ-
lich dargelegt – signifikante Policy-Wirkung. Sie hatte sowohl Einfluss darauf, 
dass und wie das Projekt weitergeführt wurde und konnte auf die Ausgestaltungs-
details Einfluss nehmen. Dies ist, wie hergeleitet, aus normativer Sicht positiv zu 
bewerten.  

Der mögliche Einflussrahmen war am Anfang umfassend, da es um die Grund-
richtung der verkehrlichen Entwicklung ging. Diese Grundrichtung konnte durch 
C4P und die Evaluation beeinflusst werden. Später bei freiRaum war der Ein-
flussrahmen auf Details beschränkt, was aber transparent gemacht wurde und als 
notwendiger Bestandteil eines politischen Entscheidungsprozesses verstanden 
werden kann.  

Begrenzt waren die Möglichkeiten, die Beteiligung selbst mitzugestalten: Der 
Beirat konnte Einfluss nehmen auf seine eigene Arbeitsweise und teilweise auch 
auf die Gestaltung der Konsultation. Darüber hinaus konnte von der Öffentlich-
keit nicht über Beteiligungsprozess und Rahmenbedingungen mitentschieden 
werden.  
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Tabelle 16 Zusammenfassung der relevanten Mechanismen und der Datenquellen 
(Ottensen) 

 Wichtigste gefun-
dene Einflussmecha-
nismen 

Policy-Wirkung Haupt- 
Datenquellen 

fr
ei

R
au

m
: 

K
on

su
lta

tio
n 

Legitimität 
 
(Wirkung als ‚stabili-
sierender Kompass‘) 

Beibehaltung des Kurses zu 
einer autoarmen Gestaltung Interviews 

Expertise  
eingebracht über  
Argumentation 

Anpassung inhaltlicher  
Details (Verortung  
Fahrradbügel, etc.) 

Interviews 

Vergleich: Mechanismen in den anderen Beteiligungsformaten 

W
or

sh
op

s 
C

4P
 

Argumentation Gelegenheit zur Initiierung 
des Verkehrsversuchs 

Protokolle politischer 
Gremien, Interviews 

O
M

P:
 

E
va

lu
at

io
n 

Legitimität 
Argumentation 
(gemeinsame Wirkung 
als Kompass) 

Beschluss zur Verstetigung 
eines autoarmen Quartiers 
ermöglicht 

Protokolle politischer 
Gremien,  
Medien, Interviews 

Expertise 
Anpassung inhaltlicher De-
tails (Bezugsraum, bauliche 
Maßnahmen, etc.) 

Beteiligungsergeb-
nisse/politischer Be-
schluss, Interviews  

Nicht-Entscheiden Fokussierung der Diskus-
sion auf das Thema Verkehr 

Interviews, Protokolle  
politischer Gremien 

fr
ei

R
au

m
: 

B
ei

ra
t 

Legitimität 
(Wirkung als ‚stabili-
sierender Kompass‘) 

Beibehaltung des Kurses zu 
einer autoarmen Gestaltung Interviews 

Druck 
Unterstützt durch 
Konfliktlösung 

Keine Policy-Wirkung 

Teilnehmende Beobach-
tung, Protokolle politi-
scher Gremien, Planungs-
dokumente 

In
iti

at
iv

en
 u
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8.4.2 Prozessbewertung 
Die Beteiligungsformate unterscheiden sich stark in ihrem Aufbau. Es wird bei 
der Bewertung schwerpunktmäßig auf die Formate eingegangen, die für die Po-
licy-Wirkung wichtig waren.72  

Inklusivität 

Das Kriterium der Inklusivität meint den Anspruch, dass Unterschiede, die tradi-
tionell eine Ungleichheit der Mitwirkung verschiedener Bevölkerungsgruppen 
verursachen, verringert und die für die Planung relevanten Gruppen erreicht wer-
den. Insgesamt hatten alle die Möglichkeit teilzunehmen, da es zahlreiche For-
mate und Termine gab, die breit angekündigt waren. Es wurde sehr viel Aufwand 
betrieben, um alle relevanten Gruppen zu erreichen, und das gelang zum großen 
Teil. Das spiegelt auch der Eindruck aus den Interviews wieder (Büro - O2 2022, 
Rn. 114; Pol - O3 2022, Rn. 82; ZG - O2 2022, Rn. 130-132, 153; Pol - O2 2022, 
Rn. 251). Dennoch zeigen sich auch hier bekannte Tendenzen zur selektiven Be-
teiligung.  

Bei der Evaluation – die die stärkste Policy-Wirkung entfaltete – waren die rele-
vanten Bevölkerungsgruppen repräsentiert. Alle Anwohnenden, Gewerbetrei-
bende und Passant:innen wurden befragt. Mehrpersonenhaushalte, Kinder und 
Jugendliche und Haushalte mit Kindern und Frauen waren überrepräsentiert. In 
den unmittelbar betroffenen Straßen deckt die Stichprobe über 50 % der Bevöl-
kerung ab, im Umfeld knapp 30 % (Berestetska et al. 2021, S. 29–38). Alle Ge-
werbetreibenden wurden angeschrieben. Passant:innen wurden zufällig ausge-
wählt; es wurde dabei auf eine ausgeglichene Verteilung von Geschlecht und Al-
ter geachtet (Berestetska et al. 2021, 59, 76).  

Bei den offenen Konsultationsformaten bei freiRaum waren die Teilnehmenden 
durch Selbstselektion nicht repräsentativ. An den Workshops teilgenommen ha-
ben nach Eindruck einer beteiligten Person hauptsächlich Personen mit hohem 
sozio-ökonomischen Status und ohne Migrationshintergrund, die die impliziten 
Verhaltensregeln bei einer Beteiligungsveranstaltung kennen (Büro - O1 2022, 
Rn. 114). Es war bereits sehr spezifisches Wissen beispielsweise über Verkehrs-
recht vorhanden (Ver - O1b 2022, Rn. 44). Die Teilnehmendenbefragung bestä-
tigt das. Die männlichen Teilnehmer ab 45 Jahren waren überrepräsentiert 

                                                      
72 Die Bewertung konzentriert sich auf die spätere Projektphase sowie auf die Evaluation zu OMP. 
Das liegt auch daran, dass für diese Phasen mehr und bessere Daten verfügbar sind (etwa Befra-
gungsdaten und eigene Beobachtungsprotokolle). Für die Workshops bei OMP und C4P können 
dagegen keine fundierten Aussagen zu den Bewertungskriterien getroffen werden.  
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(allerdings weniger stark als in anderen Untersuchungen), ebenso Personen mit 
hoher Bildung. Auch die Teilnehmenden selbst schätzten die Repräsentation aller 
wichtigen Bevölkerungsgruppen eher durchwachsen ein (Holec und E-
scher 2024b, 1, 6.4.1). Positiv ist allerdings, dass die Verkehrsmittelnutzung der 
Teilnehmenden, wie auch die Einstellungen zu Verkehrswendemaßnahmen die 
der Anwohnenden in Ottensen gut abbildete, auch wenn letztere bei den Teilneh-
menden etwas positiver waren (Holec und Escher 2024b, 1, 3.5.2, 2.3). 

Die Nutzung von Online-Formaten für die Workshops ist dabei kritisch zu sehen, 
da solche nicht für alle gleichermaßen zugänglich sind. Laut Eindruck einer in-
terviewten Person habe eher ein „online-affines“ Klientel teilgenommen, das die 
Technik gut nutzen konnte (Büro - O1 2022, Rn. 155). Personen verließen trotz 
der umfangreichen Erklärungen im Vorfeld und während der Workshops diese 
aufgrund technischer Hürden frühzeitig (TB-WS-2 2022; TB-WS-1 2021). Aller-
dings war das Online-Format in diesem Fall durch die Corona-Pandemie notwen-
dig; durch die detaillierte Vorbereitung und Durchführung anhand digitaler Whi-
teboards, die detaillierte Erklärung der Technik und die Gestaltung in Kleingrup-
pen bei Anwesenheit vieler Projektbeteiligter lässt sich die Teilnahmemöglich-
keit an den Workshops insgesamt als niedrigschwellig bezeichnen. Zudem gab es 
ausreichend alternative Möglichkeiten, sich in den Prozess einzubringen. Ähnlich 
kann der Kritik begegnet werden, dass die Workshops in ihrer Kapazität be-
schränkt waren und vormittags bzw. am Wochenende stattfanden und damit ins-
besondere Gewerbetreibende ausgeschlossen wurden (ZG - O3 2023, Rn. 89; 
Ottensen Bewegt 2022): Es gab zahlreiche andere Möglichkeiten, sich einzubrin-
gen. 

Die zielgruppenspezifischen Fokusgruppen waren sinnvoll zur Ergänzung, ins-
besondere da sie sich spezifisch auf Gruppen und Themen konzentrierten, die in 
der zuvor durchgeführten Beteiligung unterrepräsentiert waren. Während Jugend-
liche trotz der spezifischen Ansprache kaum erreicht wurden, konnte die Fokus-
gruppe zu Barrierefreiheit mobilitätseingeschränkte Menschen erreichen. Das 
findet sich auch in den Befragungsergebnissen wieder (Holec und Escher 2024b, 
1.1). Personen mit Migrationsgeschichte wurden nicht explizit angesprochen, wa-
ren allerdings bei den Teilnehmenden auch nicht unterrepräsentiert (Holec und 
Escher 2024b, 1.3). Auch der Beirat trug durch die explizite Besetzung verschie-
dener Altersgruppen zur Inklusivität bei.  

Die Gestaltung der Beteiligungsformate kann insgesamt als inklusiv bewertet 
werden, auch wenn in Details noch hätte nachgesteuert werden können. Durch 
zielgruppenspezifische Veranstaltungen, Kleingruppenarbeit, visuelle Methoden, 
Moderation in allen Veranstaltungen und einfache Sprache wurde versucht, die 
Interaktionen inklusiver zu gestalten (TB-WS-2 2022; TB-WS-1 2021; 
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TB-FG-1 2021; FHH, BA 2021d, 2021c): Zum Teil wurden stille Personen ex-
plizit angesprochen und in den Onlineformaten wurden alle ermutigt, ihre Video-
übertragung einzuschalten. Die zielgruppenspezifischen Formate waren jeweils 
unterschiedlich gestaltet, um den Bedürfnissen der Zielgruppen entgegenzukom-
men. Die Teilnehmenden fanden im Großen und Ganzen, dass sie alles einbrin-
gen konnten, was ihnen wichtig war und dass die Möglichkeiten sich einzubrin-
gen für alle gleich waren (Holec und Escher 2024b, 6.4.1). Über die Hälfte der 
Teilnehmenden hat sich aktiv beteiligt, allerdings war diese Beteiligung bei den-
jenigen mit Abitur stärker ausgeprägt (Holec und Escher 2024b, 6.3). Auch gab 
es in einigen Formaten Personen, die die Diskussion dominierten (TB-B-2 2021; 
TB-FG-1 2021), sodass mehr gezieltes Empowerment der Moderation hilfreich 
gewesen wäre.  

Wie ist die Inklusivität der Einarbeitung der Ergebnisse in die Planung zu be-
werten? Es ist schwer zu sagen, welche Gruppe den größten Einfluss hatte. Zwar 
wurden manche Gruppen insgesamt stärker wahrgenommen – so etwa die Initia-
tiven oder die Gewerbetreibenden –, es gibt aber keine Hinweise, dass diese 
Gruppen auch mehr Wirkungsmacht entfalten konnten. Positiv zu bemerken ist, 
dass die Evaluation von OMP, auf der die grundlegende Richtungsentscheidung 
beruhte, sehr inklusiv war, und dass die vermutlich eher sozial selektive Initiative 
OB letztlich ihre Agenda, die sich gegen die Ergebnisse der Evaluation und Kon-
sultation richtete, nicht durchsetzen konnte.  

Fundierte Urteilsbildung 

Fundierte Urteilsbildung meint die Kapazität der Beteiligten, durchdachte und 
reflektierte Urteile zu bilden. Es wird bewertet, inwiefern diese durch die Betei-
ligung gestärkt oder ermöglicht wird, ob also Kompetenzentwicklung stattfindet 
und inwiefern die Diskussion deliberative Qualität aufweist. Zusammenfassend 
gab es bei den meisten Formaten die Möglichkeiten für fundierte Urteilsbildung, 
allerdings war dies in der knappen Zeit nicht immer umfassend möglich und un-
abhängige Fachleute fehlten.  

Interaktive Elemente gab es hauptsächlich in der freiRaum-Projektphase. As-
pekte, die positiv für die Inklusivität hervorgehoben wurden, waren auch für die 
fundierte Urteilsbildung hilfreich, beispielsweise die Arbeit in Kleingruppen, Ge-
sprächsregeln und eine Moderation, die Teilnehmende ermutigte und immer wie-
der auf einen zivilisierten Ton hinwies (TB-B-5 2022; TB-WS-2 2022; TB-B-
3 2022; TB-WS-1 2021). Aus Sicht der Dienstleister waren die Diskussionen v.a. 
in den Kleingruppen friedlich und konstruktiv sowie versiert und engagiert (Büro 
- O1 2022, Rn. 114, 139; Büro - O2 2022, 119, 129), auch die Teilnehmenden 
bewerteten die Diskussionen positiv (Holec und Escher 2024b, 6.4.2).  
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Ebenso wurde besonders im zweiten Workshop wahrgenommen, dass sich das 
Bewusstsein für Kompromisse entwickelte, auch wenn nicht alle genau das be-
kamen, was sie wollten (Ver - O1b 2022, Rn. 38). 

Kompetenzentwicklung wurde zu verschiedenen Zeitpunkten gefördert. In der 
Konsultation wurden Informationen bereitgestellt und Fragen beantwortet und an 
den Workshops nahmen viele Vertreter:innen der verschiedenen Büros teil, die 
Expertise vermitteln konnten. Allerdings wurde kein neutrales Wissen zur Ver-
fügung gestellt, es wurden auch keine neutralen Fachleute eingeladen (TB-WS-
2 2022; TB-WS-1 2021; TB-FG-1 2021). Die Teilnehmenden bewerteten die 
Klarheit der kommunizierten Informationen eher positiv und sind der Meinung, 
dass die Moderation den produktiven Gedankenaustausch zwischen den Teilneh-
menden unterstützt habe (Holec und Escher 2024b, 6.4.3,). 

Auch gaben die Teilnehmenden an, dass sie durch die Beteiligung Sachverstand 
für politische Fragen entwickeln und den Prozess im Laufe der Zeit besser ver-
stehen konnten (Holec und Escher 2024b, 6.6.1, 6.4.4). Besonders deutlich wur-
den Lernprozesse bei der Fokusgruppe für Barrierefreiheit, in der intensiv zwi-
schen Menschen mit und ohne verschiedene Einschränkungen diskutiert wurde 
und gemeinsam Ideen entwickelt wurden (TB-FG-1 2021). 

Auch im Beirat gab es Komptenzentwicklung. Durch die Zusammensetzung des 
Beirats kam über regen Austausch viel unterschiedliche Expertise zusammen, wie 
ein:e Beteiligte:r beispielhaft beschreibt (ZG - O1 2022, Rn. 53). Dabei wurde 
die Moderation und die Strukturierung und Wissensvermittlung durch das Pro-
jektteam als essenziell betrachtet und sehr positiv bewertet (ZG - O2 2022, 
Rn. 99). Kritisch zu sehen ist das Fehlen neutraler Fachleute, die Konsensorien-
tierung sowie der erwähnte Mangel an Zeit und dem eng getakteten Planungspro-
zess, der vertiefte Diskussionen erschwerte.  

Ebenfalls kritisch ist anzumerken, dass es bei dem Beteiligungselement, das am 
meisten Wirkung entfaltete – der Evaluation von OMP – kaum die Möglichkeit 
gab, fundierte Urteile gemeinsam zu bilden. Zwar hatte es zuvor Workshops ge-
geben, allerdings haben viele Personen an der Evaluation teilgenommen, die vor-
her nicht durch einen gemeinsamen Urteilsbildungsprozess gegangen sind. Das 
wirft die Frage nach der Rolle diskursiver Elemente auf, die später noch diskutiert 
wird.  

Transparenz 

Das Kriterium der Transparenz zeigt auf, inwiefern Teilnehmende und die allge-
meine Öffentlichkeit den Prozess der Beteiligung und der weiteren Planung nach-
vollziehen können. Insgesamt war der Prozess transparent und es wurden zeitnah 
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relevante Informationen veröffentlicht, allerdings war der bezirkspolitische Ab-
stimmungsprozess schwer nachzuvollziehen.  

Für die Teilnehmenden gab es weitestgehend Klarheit über Bedingungen und 
Verwendung der Ergebnisse. In den Konsultationsveranstaltungen wurden die 
Teilnehmenden darüber informiert, wie der Prozess weitergehen würde und was 
die Planenden inhaltlich mitnahmen; Ergebnisse wurden direkt auf einem digita-
len Whiteboard notiert (TB-WS-2 2022; TB-WS-1 2021). Die zusammengefass-
ten Ergebnisse der Veranstaltungen wurden stets zeitnah veröffentlicht und über 
einen E-Mailverteiler verbreitet. Bei den Konsultationsveranstaltungen waren je-
weils viele Vertreter:innen des Projektteams und der Planungsbüros anwesend, 
um Fragen zu beantworten. Außerdem wurden die Grenzen der Konsultation 
kommuniziert (TB-WS-2 2022; TB-WS-1 2021). Aus den Befragungsdaten lässt 
sich schließen, dass sich die Teilnehmenden der Konsultation gut informiert fühl-
ten und im Laufe des Prozesses ein Verständnis für das Verfahren entwickelt ha-
ben (Holec und Escher 2024b, 6.4.4). Im Beirat wurde jeweils über den Stand der 
politischen Diskussion sowie weitere Planungsschritte und -überlegungen und die 
Zeitplanung berichtet; teilweise wurden diesem sogar Informationen bereits vor 
der Politik bereitgestellt. Dennoch gab es - wohl aufgrund des straffen Zeitplans 
– v.a. am Anfang das Gefühl, mit anstehenden Entscheidungen ‚überrumpelt‘ zu 
sein (TB-B-3 2022; ZG - O1 2022, Rn. 188). 

Für die breite Öffentlichkeit wurde eine Zusammenfassung der Evaluationsergeb-
nisse vorgestellt; dies wurde genau wie Konsultationsergebnisse, Beiratsproto-
kolle und aktuelle Informationen jeweils zeitnah auf der Projektwebsite veröf-
fentlicht, wohl auch als Reaktion auf die rege Tätigkeit der Medien. Dieser Ein-
druck wird durch eine Interviewaussage bestätigt, das Problem sei nicht, dass es 
nicht genug Information gebe, sondern dass die Leute sie zum Teil nicht an-
schauen (ZG - O2 2022, Rn. 153). 

Die politischen Entscheidungsprozesse waren schwer bzw. teilweise gar nicht 
nachvollziehbar. Zwar sind die Sitzungen des Verkehrsausschusses öffentlich 
und wurden während der Coronazeit sogar online übertragen, allerdings sind sol-
che Sitzungen oft sehr lang(wierig) und die Veröffentlichung der Protokolle dau-
ert mehrere Monate, was eine zeitnahe Mitverfolgung erschwert. Zudem konnten 
interne Abstimmungsprozesse nicht nachvollzogen werden, was für den politi-
schen Prozess wichtig sein kann, aber dennoch die Transparenz einschränkt. 

8.4.3 Ergebnisbewertung 
Betrachtet wird hier abschließend der Beitrag der Beteiligung zur Verkehrs-
wende, spezifischer: das Verhältnis von Maßnahmen zu Vermeidung, Verlager-
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ung und verträglicher Abwicklung, das Verhältnis von Push- und Pull-Maßnah-
men sowie die Zusammensetzung der Maßnahmenfelder. Dieser Beitrag wird ins-
gesamt positiv bewertet. 

Das Verkehrskonzept wird von den Befragten als förderlich für eine nachhaltige 
Verkehrswende bewertet (Holec und Escher 2024b, 7.3.2). Aus planerischer 
Sicht sind die Maßnahmen im Kerngebiet ambitioniert, während die Maßnahmen 
im restlichen Projektgebiet erst als Anfang zu betrachten seien und durch die Ob-
jektplanung ausgestaltet werden müssten (Büro - O2 2022, Rn. 43; Ver - 
O3 2022, Rn. 44-46). Konkret wird der Kfz-Verkehr aus einigen Bereichen tags-
über ausgeschlossen; diese Zielstellung wurde im Konzept auch konsequent bei-
behalten, sodass nur Personen mit Ausnahmegenehmigungen einfahren können. 
Das beschlossene Konzept – und die darauf aufbauenden Objektplanungen – kon-
zentriert sich aus verkehrlicher Perspektive v.a. darauf, Wege auf andere Ver-
kehrsmittel zu verlagern und ggf. auch Wege zu vermeiden. Der Aspekt der ver-
träglicheren Abwicklung wird eher angerissen durch E-Ladesäulen, ist aber für 
das Konzept nicht essenziell und spielte auch in der Beteiligung und der politi-
schen Diskussion keine maßgebliche Rolle. Zudem wird neben Pull-Maßnahmen 
wie Platzgestaltung oder Fahrradbügel v.a. auf Push-Maßnahmen in Form des 
Wegfalls aller öffentlichen Stellplätze und des Zufahrtsverbots für den allgemei-
nen Kfz-Verkehr gesetzt.  

Da die Beteiligung dazu beitrug, dass die Richtung, die politisch beschlossen und 
auch vom Amt mitgetragen wurde, beibehalten werden konnte und dem Druck, 
der gerade gegen die Push-Maßnahmen aufgebaut wurde, standhalten konnte, hat 
sie einen klaren Beitrag zur normativen Integration geleistet.  

Ein Kritikpunkt ist, dass der Fokus in den Planungen sehr auf verkehrlichen The-
men liegt und der Freiraum zumindest in den Planunterlagen einen nachgeordne-
ten Stellenwert zu haben scheint. So entsteht der Eindruck, dass eine integrierte 
Betrachtung von Verkehr in seinem städtebaulichen Kontext hier zwar versucht, 
aber nicht ganz zu Ende gedacht wurde. Daran konnte auch die Beteiligung nichts 
ändern. 

8.5 Einflussfaktoren 
Auch im Projekt Ottensen stellten sich Faktoren zusätzlich zu den in Kapitel 5 
theoretisch hergeleiteten als relevant heraus. Diese werden hier kurz angerissen 
und dann ausführlich in Kapitel 9 für beide Fallstudien gemeinsam diskutiert.  

Wieder waren besonders Faktoren auf Ebene des Kontextes wichtig. Besonders 
bedeutsam waren die Ausgangsbedingungen und die politische Konstellation. Im 
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Gegensatz zur Elbchaussee gab es keinen externen Handlungsbedarf, es hätte 
prinzipiell alles bleiben können, wie es war. Auch bestanden innerhalb der be-
zirklichen Politik und Verwaltung – die die Planungshoheit hatte – unterschied-
liche Vorstellungen. Zwar gab es eine grün-schwarze Mehrheit in der Bezirks-
versammlung, dennoch waren die Mehrheiten so verteilt, dass Aushandlungspro-
zesse notwendig waren, nicht zuletzt wegen anstehender Wahlen, die eine Orien-
tierung am Wählerwillen sinnvoll erschienen ließen. Dabei war auch relevant, 
dass das Projekt aufgrund der (engen) baulich-räumlichen Gegebenheiten und der 
gemischten Nutzung viele Anwohnende und Gewerbetreibende unmittelbar be-
trifft und eine hohe Relevanz für den Stadtteil Altona hat.  

Das gab den Beteiligungsergebnissen automatisch eine gewisse Relevanz, wirkte 
sich auf den Umfang der möglichen Einflussnahme aus und beeinflusste Design-
Entscheidungen (Rekrutierung, Formate) und eingesetzte Ressourcen für die Be-
teiligung – schließlich hatten gerade die befürwortenden politischen Fraktionen 
ein Interesse daran, dass die Beteiligung als legitim wahrgenommen wurde und 
nutzbar war für die weitere Diskussion. Damit waren hier auch viele Faktoren des 
Beteiligungsprozesses relevant, da nur sie dafür sorgten, dass die Beteiligungser-
gebnisse als legitim wahrgenommen wurden und somit Policy-Wirkung entfalten 
konnten (beispielsweise Rekrutierung, Anzahl und Reihenfolge der Veranstaltun-
gen). Der Ressourceneinsatz ermöglichte auch die Einstellung eines Projekt-
teams, welches zwischen Politik, Planungsbüros und Öffentlichkeit platziert war 
und sich aktiv in den Prozess beispielsweise beim Beirat einbrachte, damit auch 
Ergebnisse mit beeinflusste und Policy-Wirkung ‚pushte‘.  

Letztlich scheint auch der Zeitpunkt wichtig: Durch die Orientierung an den C4P-
Workshops konnte das Thema autoarmes Quartier zu einem passenden Zeitpunkt 
eingebracht werden. Dabei entwickelte sich in der Wahrnehmung der Inter-
viewpartner:innen in den anderthalb Jahren, die zwischen dem Pilotprojekt und 
der Verstetigung lagen, die allgemeine Einstellung zu autoarmen Quartieren zum 
Positiven, da diese normalisiert worden seien und der Klimawandel spürbarer 
wurde (Pol - O2 2022, Rn. 129; Ver - O3 2022, Rn. 116). Auch dies könnte zur 
positiven Resonanz in der Beteiligung beigetragen haben.  

8.6 Zwischenfazit 
Es wurde deutlich, dass auch in diesem Planungsprozess verschiedene Beteili-
gungsformate und Einflussmechanismen vielfältig zusammenwirkten und inei-
nandergriffen. Es konnte insgesamt signifikante Policy-Wirkung erzielt werden. 
Im Unterschied zur Elbchaussee kam hier die Policy-Wirkung hauptsächlich 
durch die Invited Spaces zustande. Während bei OMP die Öffentlichkeit 



240 | Zwischenfazit 
 

 

signifikante Einwirkung darauf hatte, dass das Projekt verstetigt wurde, ging es 
bei freiRaum nur noch um Details. Hier zeigt sich ein Spannungsfeld, bei dem 
eine getroffene Entscheidung das Handlungsfeld von Beteiligung einschränkte, 
gleichzeitig aber notwendig war, um zur Umsetzung zu kommen.  

Es ließen sich in beiden Projektphasen ähnliche Mechanismen finden. Besonders 
sticht hier die Wahrnehmung der Beteiligung und der Ergebnisse als legitim her-
vor. Das Thema Legitimität war Aushandlungsthema in allen Phasen und Forma-
ten und spielte eine große Rolle für die politische und öffentliche Diskussion, 
zunächst für die Grundlinien und die Verstetigung des Projekts, später für die 
Aufrechterhaltung des Kurses. Dabei zeigte sich, dass die Legitimität hauptsäch-
lich über die Zusammensetzung der Teilnehmenden zustande kam.  

Hier ragen zwei wichtige Punkte heraus, die in der folgenden Synthese vertieft 
diskutiert werden. Erstens wurde deutlich, dass die stärkste Policy-Wirkung von 
einem Beteiligungsinstrument erzielt wurde, das keine diskursiven Elemente ent-
hielt, nämlich der Evaluation. Das bedeutet auch, dass in dieser Phase keine ge-
zielte Befähigung benachteiligter Gruppen und kaum gezielte Lernprozesse statt-
gefunden haben, welche aber aus demokratietheoretischer Perspektive wichtig 
sind. Zweitens wird in der späteren Projektphase deutlich, dass die relevanteste 
Policy-Wirkung darin bestand, den bereits eingeschlagenen Kurs aufrechtzuer-
halten. Durch die Beteiligungsergebnisse wurde die Grundlinie des Projekts im-
mer wieder bestätigt. Diese Art der Wirkung ist subtiler und wird besonders deut-
lich in der Auseinandersetzung mit den entgegenlaufenden Kräften v.a. in Form 
einer Initiative.  

Interessant ist auch die Rolle des Beirats. Dieser war ein Invited Space, der von 
der öffentlichen Hand initiiert und konzipiert wurde, allerdings lässt sich eine 
Entwicklung und zunehmende Selbstorganisation feststellen, die die Grenzen des 
definierten und gewollten Einflusses in Frage stellt. Damit weist der Beirat auch 
verstärkt Eigenschaften eines Claimed Space auf. Der Beirat entwickelte sich zu 
einem eigenständigen Akteur, der strategisch versuchte, Einfluss zu nehmen, dies 
aber zu Lasten der teilweise widersprüchlichen Einzelinteressen tat. Deutlich 
wird hier ein Spannungsfeld zwischen Konflikt, Kompromiss und dem Aufbau 
von Druck.



9 Synthese und Erkenntnisse 
Ziel dieses Kapitels ist es, die Ergebnisse der betrachteten Fallstudien darzustel-
len und thesenhaft darüber hinaus gültige Erkenntnisse abzuleiten. Zusammen-
fassend werden am Ende des Kapitels die Forschungsfragen beantwortet.  

9.1 Vergleichende Einordnung 
Bevor die Ergebnisse dargestellt werden, geht es hier zunächst um eine verglei-
chende Einordnung der beiden Fallstudien, die die Basis für die Ableitung von 
weitergehenden Erkenntnissen bildet. Möglich wird dies durch die theoretisch 
fundierte Fallauswahl, die erlaubt, Spezifika der Fälle zu beachten und die Ergeb-
nisse in deren Kontext und im Kontext des gesamten Forschungsfeldes zu inter-
pretieren. Dieses Forschungsfeld ist im engeren Sinne die diskursive, konsulta-
tive Beteiligung (Invited Spaces) in der Verkehrsplanung im deutschen kommu-
nalen Kontext. Für dieses Feld wurde der theoretisch-konzeptionelle Rahmen ent-
wickelt und die beiden Fallstudien beziehen sich auf dieses Planungsfeld. Es kön-
nen aber auch Aussagen darüber hinaus formuliert werden, insbesondere hin-
sichtlich anderer Beteiligungsformen (auch Claimed Spaces) sind die Fallstudien 
sehr aussagekräftig. 

9.1.1 Kontext Hamburg 
Da beide Fallstudien in Hamburg verortet sind, wird zunächst auf die Rolle dieses 
Kontextes eingegangen, der für die Übertragbarkeit beachtet werden muss. Be-
sonders zu berücksichtigen ist dabei, dass es sich um einen Stadtstaat und eine 
Metropole mit hoher Einwohnendenzahl handelt, und dass sowohl der Mobili-
tätskontext als auch der Beteiligungskontext eher förderlich sind.73 Hier wird ar-
gumentiert, dass Erkenntnisse aus den beiden Fallstudien trotz des spezifischen 
Kontextes in großen Teilen auch für andere Kommunen gültig sein können. Zu-
dem unterscheiden sich bei genauerem Hinsehen die Ausprägungen und die Re-
levanz des Kontextes zwischen den beiden Fallstudien, sodass über einen 

                                                      
73 Hierbei handelt es sich um die fokussierten Kontextfaktoren aus Kapitel 5.2, nämlich Mobilitäts-
kontext, Stadtgröße und Beteiligungserfahrung und -affinität. Die Verwaltungsstruktur wird zusätz-
lich erwähnt, da hier ein offensichtlicher Unterschied zwischen Hamburg und anderen Kommunen 
liegt.  
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Vergleich Rückschlüsse über die Bedeutung der Kontextfaktoren gezogen wer-
den können.  

Stadtgröße und Verwaltungsstruktur 

Hamburg ist eine wachsende Großstadt mit über 1,8 Mio. Einwohnenden (Statis-
tisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein 2023) und hebt sich somit von 
den meisten anderen deutschen Kommunen ab. Auch unterscheidet sich die Ver-
waltungsstruktur des Stadtstaates Hamburg von anderen Kommunen, da hier 
kommunale und Landesaufgaben zusammenfallen. Die Bezirke nehmen viele 
Aufgaben wahr, die sonst Kommunen in Flächenländern übernehmen und haben 
mit der Bezirksversammlung jeweils eine gewählte Vertretung. Auf dieser Ebene 
ist das Projekt Ottensen angesiedelt. Allerdings sind auch viele eigentlich kom-
munale Aufgaben (wie die Elbchaussee) beim Senat angesiedelt, nämlich dann, 
wenn sie gesamtstädtisch relevant sind (Blumenthal 2021). 

Da beide Projekte kommunale Aufgaben übernehmen, ist davon auszugehen, 
dass Erkenntnisse auch für andere Kommunen relevant sind, sie sollten aber nur 
vorsichtig übertragen und durch weitere Forschung in anderen Kontexten ergänzt 
werden. Bei dem bezirklichen Projekt Ottensen übernimmt der Bezirk Altona die 
Rolle der Kommune. Mit ca. 280.000 Einwohnenden ist er vergleichbar mit einer 
mittelgroßen Kommune in Flächenländern (Statistisches Amt für Hamburg und 
Schleswig-Holstein 2022). Ein Unterschied zu anderen Kommunen ist dabei, 
dass der Senat über das Evokationsrecht jede Entscheidung der Bezirke im ge-
samtstädtischen Interesse überstimmen kann. Das spielte beim Projekt Ottensen 
allerdings keine Rolle (Pol - O4 2022, Rn. 238). Auch die Ergebnisse im Projekt 
Elbchaussee lassen sich auf andere Kommunen übertragen. Hier übernimmt der 
Senat die Rolle der Kommune, somit lassen sich Ergebnisse v.a. auf Großstädte 
übertragen. Zwar ist mit der Bezirksversammlung eine weitere Akteursebene be-
teiligt, allerdings ist deren Rolle hier zu vernachlässigen. Sie ist vergleichbar mit 
Bezirksvertretungen in anderen Großstädten (bspw. Landeshauptstadt Düssel-
dorf 2024). 

Mobilitätskontext 

Insgesamt ist Hamburg relativ ambitioniert bezüglich der Verkehrswende. Der 
Modal Split des Umweltverbundes betrug 2018 64 %, die Dichte der privaten 
Pkw ist im Vergleich mit anderen Großstädten mit 352/1.000 Einwohnenden re-
lativ gering (Eckardt et al. 2022), der absolute Pkw-Bestand ist ab 2021 leicht 
gesunken (FHH, BVM o.J.b). Während der Planungsverfahren gab es einen poli-
tischen Wechsel, sodass seit 2020 ein grüner Verkehrssenator als Spitze einer 
Behörde im Amt ist, die die Mobilitätswende im Namen trägt (BVM).  
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Im Jahr 2023 wurde nach Jahrzehnten ohne aktuellen Verkehrsentwicklungsplan 
die Strategie zur Mobilitätswende beschlossen (Bürgerschaft FHH 2023a; Hin-
kelmann 2023). Die Veränderung hin zu einer progressiven Verkehrspolitik 
wurde von mehreren Interviewpartner:innen geschildert (Ver - O3 2022, Rn. 220; 
Büro - O2 2022, Rn. 283; Ver - E3 2021, Rn. 27; Büro - E1 2021, Rn. 124), wobei 
Hamburg bereits zuvor eine relativ progressive Verkehrspolitik verfolgt habe, die 
aber wenig sichtbar für die allgemeine Bevölkerung gewesen sei (Ver - O1a 2021, 
Rn. 149). Zudem zeigen sich auch hier trotz der politischen Bemühungen zur 
Verkehrswende die bereits beschriebenen legal-administrativen Beharrungs-
kräfte, die sich beispielsweise darin äußern, dass konkrete verkehrliche Anord-
nungen von der Polizei genehmigt werden müssen, die aber nicht der BVM, son-
dern der Innenbehörde unterstellt ist, was Veränderungen jenseits bewährter An-
sätze erschwere (ZG - E1 2021, Rn. 59–61). 

Der grundsätzlich verkehrswendeaffine Kontext gilt für beide Fallstudien gleich-
ermaßen und politisch besonders im Bezirk Altona, wo der politische Wille zur 
Verkehrswende bereits vor dem Regierungswechsel sehr ausgeprägt war und die 
Pkw-Dichte noch niedriger ist als im gesamtstädtischen Vergleich (Pol - 
O4 2022, Rn. 124; Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Hol-
stein 2022). Bezüglich der Einstellung der Bevölkerung zur Verkehrswende zei-
gen sich allerdings Unterschiede zwischen den beiden Projekten: während in 
Ottensen die Einstellungen zu progressiver Verkehrspolitik sehr positiv sind und 
auch Einschränkungen des Kfz-Verkehrs in Kauf genommen werden, ist bei der 
Bevölkerung im Umfeld der Elbchaussee stärkere Skepsis bezüglich der Ver-
kehrswende zu erkennen (Holec und Escher 2024b, 2, 2024a, 2).  

Beteiligungserfahrung und -affinität 

Auch bezüglich der Beteiligungserfahrung und -affinität ist Hamburg relativ am-
bitioniert und in diesem Sinne vergleichbar mit vielen anderen Kommunen, unter 
anderem mit den knapp 100 Kommunen, die sich freiwillige Leitlinien für Betei-
ligung über den Standard hinaus gegeben haben (Stiftung Mitarbeit 2023). Die 
Stadt stellt einen Leitfaden zur Beteiligung, eine Ansprechstelle innerhalb der 
Verwaltung und eine Beteiligungsbeauftragte beim LSBG (FHH, BWFGB 2021) 
zur Verfügung. Die Verfahren sind zentral auf einer Website öffentlich gemacht 
und es gibt ein zentrales Tool für Online-Beteiligung (FHH, BSW o.J.). Zum 
Thema Mobilität wurden in den letzten Jahren viele Beteiligungsverfahren durch-
geführt (Mark et al. 2024, S. 7). In den Interviews wird berichtet, dass gerade in 
den letzten zehn Jahren die Nachfrage von Politik und Bevölkerung stark gestie-
gen sei und sich bezüglich Methoden und Qualität sehr viel entwickelt habe (Pol 
- O1 2022, Rn. 310; Ver - O2 2021, Rn. 157; Büro - E3 2021, Rn. 235-237; 
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Pol - E3 2021, Rn. 133-135). So sei Hamburg im bundesweiten Vergleich sehr 
weit entwickelt und Beteiligung eine „junge, aber gelebte Tradition“ 
(Pol - O4 2022, Rn. 244). Dabei ist umfassende Beteiligung eher bei gesamtstäd-
tischen Verfahren üblich, während auf Bezirksamtsebene oft kleinere Verfahren 
durchgeführt werden, an denen weniger intensiv beteiligt wird. Somit unterschei-
det sich auch hier die Ausprägung des Faktors zwischen den beiden Fallstudien. 

Insgesamt ist also der Kontext spezifisch. Obwohl beide Fallstudien in Hamburg 
verortet sind, unterscheidet sich der Kontext zudem zwischen den beiden Projek-
ten, sodass vorsichtige Aussagen über die Rolle von Kontextfaktoren abgeleitet 
werden können. Auch wenn die beiden Fallstudien in einem spezifischen Kontext 
verortet sind, sind zudem viele Faktoren nicht Hamburg-spezifisch. Besonders 
hingewiesen sei auf die Planungsaufgaben, die paradigmatisch für Diskussionen 
in der Verkehrswende stehen und auch in anderen Kommunen verstärkt diskutiert 
und umgesetzt werden, nämlich die Neuaufteilung von knappem Raum und Pri-
vilegien (Creutzig et al. 2020). Auch die lange und konflikthafte Vorgeschichte 
sowie das Entstehen von Initiativen, die beide Fallstudien gemeinsam haben, sind 
oft Bestandteil von Planungsverfahren zur Verkehrswende.  

9.1.2 Verallgemeinerung 
Über die Fallstudien hinaus gültige Erkenntnisse werden einerseits über die In-
terpretation innerhalb der Fallstudien, andererseits über den strukturierten Ver-
gleich hergeleitet. 

Interpretation innerhalb der Fallstudien 

Eine Ableitung von Erkenntnissen über die Interpretation innerhalb der beiden 
Fallstudien ist möglich durch die hohe interne Validität. Zum Erkenntnisgewinn 
trägt auch der Vergleich bestimmter Aspekte der Fälle bei, beispielsweise bei 
Mechanismen über verschiedene Projektphasen oder Claimed Spaces mit Invited 
Spaces.  

Der Fall der Elbchaussee steht dabei für Ansätze, den Verkehrsraum neu aufzu-
teilen, ohne den Willen bzw. die Möglichkeit zu haben, die für eine Verkehrs-
wende notwendigen Veränderungen vorzunehmen. Er illustriert das Problem, 
dass lokale Verkehrsplanung und damit Beteiligung innerhalb festgelegter Rah-
menbedingungen stattfindet und grundlegende Aspekte auf einer übergeordneten 
Ebene bereits festgelegt sind. Er steht dabei für einen traditionellen (Fach-)pla-
nungsansatz, bei dem der (Kfz-)Verkehr im Fokus steht. Bezüglich der Invited 
Spaces ist diese Fallstudie ein ‚typischer‘ Fall (siehe Kapitel 6), betrachtet werden 
Workshops und Onlinedialoge. Er gibt zudem einen Einblick in die Wirkungs-
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weise von Claimed Spaces im Vergleich mit dem Konsultationsprozess, nämlich 
dem Radentscheid. 

Die Fallstudie autoarmes Ottensen dient als Beispiel für den Ansatz, den öffent-
lichen Raum in einem gemischt genutzten Quartier mit konkurrierenden Flächen-
ansprüchen neu aufzuteilen. Dabei wird der Raum mehr als öffentlicher Raum 
und weniger als Verkehrsraum verstanden, dennoch ist auch hier das Haupter-
gebnis ein Verkehrskonzept, auf das im nächsten Schritt eine verkehrliche Ob-
jektplanung folgt. Ottensen steht beispielhaft für einen öffentlich intensiv ausge-
handelten und politisch umstrittenen Planungsprozess. Es ist auch ein Beispiel 
für einen Versuch, die Bevölkerung besonders stark zu beteiligen und wird des-
wegen als extremer Fall interpretiert. Betrachtet werden Workshops und Online-
dialoge, der Beirat und Fokusgruppen, die sich an bestimmte Bevölkerungsgrup-
pen richteten. Auch betrachtet wird eine wissenschaftlich durchgeführte Evalua-
tion, die sich an die allgemeine Bevölkerung richtete, aber keine diskursiven Ele-
mente aufwies.  

Strukturierter Vergleich der Fallstudien 

Der strukturierte Vergleich der Fallstudien ist der zweite Weg, um allgemeinere 
Aussagen abzuleiten. Die Fallstudien unterscheiden sich in einigen Aspekten, be-
züglich der Faktoren, die bewusst variiert wurden oder sich zufällig unterschei-
den, aber auch in den Ergebnissen bezüglich der Policy-Wirkung und den Ein-
flussmechanismen.  

In Tabelle 17 (nächste Seite) ist die Ausprägung ausgewählter Faktoren im Ver-
gleich dargestellt. Es handelt sich um die in Kapitel 5.2 definierten Einflussfak-
toren, teilweise leicht abgewandelt und ergänzt um weitere, die sich in den Fall-
studien als besonders relevant herausstellten. Die Faktoren erfüllen eine Doppel-
rolle. Sie helfen erstens, die Erkenntnisse aus den Fallstudien einordnen zu kön-
nen. Über diese Unterschiede und die argumentative Einordnung ihrer jeweiligen 
Relevanz können aus dem Vergleich weiterführende Erkenntnisse abgeleitet wer-
den. Zweitens ist die Relevanz ausgewählter Einflussfaktoren auch Teil des Er-
kenntnisinteresses.  

In der Tabelle aufgeführt sind alle theoretisch definierten Faktoren. Die mit * 
versehenen Faktoren wurden bei der Fallauswahl berücksichtigt und gezielt vari-
iert oder konstant gehalten. Zusätzlich sind weitere Faktoren aufgeführt, die sich 
in der Feldarbeit als relevant herausstellten (kursiv). 
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Tabelle 17 Relevante Faktoren im Vergleich zwischen den Fallstudien 

 Faktoren Elbchaussee Ottensen 

K
ontextfaktoren 

Mobilitätskontext Progressiver Mobilitätskontext 

Größe der  
administrativen Einheit  

Gesamtstadt Hamburg:  
1,8 Mio. EW 

Bezirk Altona:  
280.000 EW 

Beteiligungserfahrung 
und -affinität Hohe Beteiligungsaffinität und -erfahrung 

Gebietsstruktur und  
Betroffenheit 

Hauptverkehrsstraße, 
Wohnbebauung, Tran-
sitraum, wenig  
Betroffenheit 

Gemischtes, dichtes  
Quartier, auch Aufenthalts-
raum, starke Betroffenheit 

Faktoren des Planungsprozesses 

Konkretheit* Hoch: Objektplanung Mittel: Verkehrskonzept 

Räumlicher Maßstab Teilstädtisch (Straße) Teilstädtisch (Quartier) 

Vorgeschichte* Konflikthaft 

Konflikthaft, besondere 
Kultur  der zivilgesell-
schaftlichen  
Organisation 

Verständnis von  
Straßenraum* Verkehrsprojekt 

Verkehr als Teil einer  
integrierten räumlichen 
Planung 

Offenheit für  
Alternativen 

Rahmenbedingungen 
eng gesetzt, Projekt 
fest  eingeplant 

Projekt optional 

Charakter des in die  
Beteiligung eingebrach-
ten Vorschlags 

Konservativ Progressiv 
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(Fortsetzung Tabelle 17) 

 Faktoren Elbchaussee Ottensen 

Einbettung des B
eteiligungsprozesses in 

den Planungsprozess 

Umfang der vorgesehe-
nen Einflussnahme bzw. 
Planungsschritte, an de-
nen Einflussnahme vor-
gesehen ist 

Fachplanung 
Agenda-Setting,  
Problemdefinition, Fach-
planung 

Gestaltung des  
Beteiligungsprozesses  

Nur Verwaltung mit 
Dienstleister 

Verwaltung mit Dienstleis-
ter, über Beirat auch Öf-
fentlichkeit 

Grad der Kopplung 

Eher eng an Fachpla-
nungsprozess, kaum 
an die politische 
Ebene 

Eng an Fachplanungspro-
zess  
und Lokalpolitik 

Faktoren des  
B

eteiligungsprozesses  

Designelemente des  
Beteiligungsprozesses*  
(Invited Spaces) 

Eher ‚typisch‘ Eher ‚extrem‘ (mehr und 
diversere Formate) 

Form der  
Beteiligungsbeiträge Aggregiert Aggregiert (Beirat: gemein-

same Position) 

Andere relevante  
Beteiligungsformen  
(Claimed Spaces) 

Radentscheid,  
Initiativen Initiativen 

 

9.2 Policy-Wirkung 
In beiden Fallstudien ist durch die Öffentlichkeit Policy-Wirkung erzeugt wor-
den. Diese Wirkung sieht verschieden aus, es spielten jeweils unterschiedliche 
Mechanismen zusammen. Die hier hauptsächlich untersuchte Art der Beteiligung 
– Invited Spaces in Form von diskursiver Konsultation – floss nur im Fall Otten-
sen klar inhaltlich ein, bei der Elbchaussee bleibt die Wirkung diffus. Hier bestä-
tigt sich also zunächst der bisherige Stand der Forschung, dass durch Konsulta-
tion Policy-Wirkung auftreten kann und diese auch nachvollziehbar ist, allerdings 
nicht ‚automatisch‘ auftritt (siehe Kapitel 3).  
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Dieses Unterkapitel ist folgendermaßen strukturiert: Zunächst werden Erkennt-
nisse zu Stärke und Umfang von Policy-Wirkung dargestellt, daraufhin werden 
die auf Grundlage der empirischen Forschung überarbeiteten Mechanismen vor-
gestellt und im dritten Teil wird auf Einflussfaktoren eingegangen und das Kon-
zept der Policy-Relevanz vorgeschlagen.  

9.2.1 Einsichten zu Stärke und Umfang 
An der Elbchaussee wurde den Wünschen aus der Konsultation im Grundsatz 
nicht entsprochen und deren Policy-Wirkung belief sich auf sehr wenige Details, 
die noch dazu schwer nachzuvollziehen sind. Durch den Claimed Space Radent-
scheid kam mehr Wirkung zustande, die kritisierten Grundzüge der Planung blie-
ben aber auch davon unberührt. In Ottensen wurde durch die Workshops, die 
Evaluationsergebnisse, die Konsultation und den Beirat signifikante Policy-Wir-
kung erzielt. Hier sorgte die Beteiligung dafür, dass erstens das Projekt zustande 
kam und zweitens der autoarme Charakter erhalten blieb. Zusätzlich flossen auch 
inhaltliche Details in die Planung ein. In der folgenden Tabelle 18 sind die Stärke 
und der Umfang der festgestellten Policy-Wirkung zusammengefasst (Definitio-
nen siehe Kapitel 4). 

Tabelle 18 Policy-Wirkung in den Fallstudien 

 Elbchaussee Ottensen 

Invited Spaces Diffuse Policy-Wirkung Signifikante Policy-Wirkung 

Claimed Spaces Selektive Policy-Wirkung  Diffuse Policy-Wirkung  

 

Deutlich wird zunächst die Relevanz von Invited Spaces für das Beibehalten ei-
nes von der Politik eingeschlagenen Kurses, was die stärkste Policy-Wirkung in 
den beiden Fallstudien ausmachte. Zwar wurde schon im konzeptionellen Rah-
men angerissen, dass auch ein Aufrechterhalten der Planung eine Art von Wir-
kung sein kann, aber dies wurde in seiner Relevanz unterschätzt. In Studien zu 
Policy-Wirkung wird dies oft nicht berücksichtigt, auch da diese Art der Wirkung 
von vielen Erhebungsdesigns nicht erkannt wird (siehe Kapitel 3.1.4). Policy-
Wirkung kann also auch bedeuten, dass – metaphorisch gesprochen – die 
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Bauklötze, die vorher nur dastanden, dann auch festgeklebt wurden. Diese Fa-
cette von Policy-Wirkung ist auch aus normativer Perspektive wichtig: Eine nor-
mative Forderung nach Policy-Wirkung, die zwingend bedeutet, dass etwas an 
der Planung verändert werden muss, ergibt wenig Sinn.  

Weiterhin zeigte sich in Ottensen, dass sich Wirkung nur im Kontext der Gegen-
stimmen sinnvoll verstehen lässt. Die Invited Spaces trugen dort dazu bei, einer 
lautstarken Initiative und polarisierender Medienberichterstattung nicht das Feld 
zu überlassen, sondern auch leisere und vielfältigere Stimmen hörbar zu machen. 
Das zeigt die Relevanz, verschiedene Beteiligungsformen gemeinsam und in ih-
rer Wechselwirkung zu betrachten.  

Als wichtig stellte sich heraus, auf welche Policy-Phase die Beteiligung einwirkte 
bzw. einwirken konnte. Thesenhaft lässt sich aus den Ergebnissen ableiten, dass 
signifikante Policy-Wirkung nicht in der Fachplanungssphäre zustande kommt, 
sondern in den konzeptionell früher angesiedelten Policy-Phasen, die den Rah-
men setzen. Deutlich wird das am Vergleich der beiden Fallstudien und der In-
vited und der Claimed Spaces: Für die Elbchaussee war die Konsultation so kon-
zipiert, dass sie nur noch in die Fachplanungswelt hineinwirken sollte, also haupt-
sächlich auf die Herstellung von Anleitungen. Die rahmengebenden Entscheidun-
gen waren bereits in einem Closed Space getroffen worden, sodass es neben der 
Akzeptanzschaffung nur noch um eine Qualifizierung in Details gehen konnte. 
Im Gegensatz zur Konsultation gelang es dem Radentscheid, die Diskussion wie-
der auf die politische Ebene zu heben, also im Policy-Prozess einen Schritt ‚zu-
rück‘ zu gehen und die Rahmenbedingungen leicht zu verändern. Durch die Leit-
linien, die aus dem Radentscheid entstanden, wurde also die Problemwahrneh-
mung und -formulierung angepasst und Expertise in diesen Schritt eingebracht, 
sodass die erzielte Policy-Wirkung umfassender ausfallen konnte.  

Auch in Ottensen wirkte die Konsultation auf die Herstellung von Anleitungen. 
Die maßgebliche Policy-Wirkung kam allerdings auch hier außerhalb der Fach-
planungswelt zustande: Zunächst konnte das Projekt durch die Öffentlichkeit auf 
die Agenda gesetzt werden. Im späteren Verlauf beeinflussten die Evaluation und 
die diskursive Konsultation die Problemwahrnehmung, sodass die Rahmenbedin-
gungen verändert wurden bzw. immer wieder nachgesteuert wurde. Besonders in 
der ersten Projektphase bewegte sich das Projekt stark in der politischen Sphäre. 
Aber auch während der späteren Projektphase freiRaum wurde immer wieder 
durch politische Beschlüsse gesteuert und der Auftrag an die Fachplanung jus-
tiert. So konnte die Konsultation neben dem Einfluss auf die Herstellung von An-
leitungen auch stetig die Problemdefinition und das Agenda-Setting mit beein-
flussen. 
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Das bedeutet erstens, dass Forschung, die sich auf die Beiträge selbst und deren 
Einarbeitung in der Planungssphäre konzentriert, nur einen Ausschnitt von Wir-
kung berücksichtigt. Es bedeutet weiterhin, dass der Umfang der vorgesehenen 
Einflussnahme, der als relevanter Einflussfaktor angenommen wurde, präziser 
gefasst werden sollte. Nicht nur der Umfang ist wichtig, sondern auch die Pla-
nungsschritte sind es, an denen Mitwirkung vorgesehen wird. Dies gilt zumindest 
für Invited Spaces, die den Ergebnissen aus den beiden Fallstudien zufolge wenig 
Möglichkeiten bieten, den vorgesehenen Einflussrahmen auszuweiten. Das deu-
tet wiederum auf die Relevanz von Claimed Spaces hin, die das den Ergebnissen 
dieser und anderer Arbeiten (bspw. Schneidemesser et al. 2020) zufolge durchaus 
vermögen. 

9.2.2 Weiterentwicklung und Reflexion der Einflussmechanismen 
Im Folgenden werden vier Einflussmechanismen für die Policy-Wirkung von In-
vited Spaces thesenhaft dargestellt und voneinander abgegrenzt. Diese stellen 
eine Weiterentwicklung der theoretischen Mechanismen-Skizzen aus Kapitel 4 
dar. Auf Basis der Erkenntnisse und Erfahrungen aus der Anwendung auf die 
Fallstudien wurden diese reflektiert und weiterentwickelt.74 Dies ist zusammen-
fassend in Tabelle 19 auf der nächsten Seite dargestellt.  

Drei Mechanismen beschreiben, wie Policy-Wirkung durch Invited Spaces zu-
stande kommen kann, nämlich durch Expertise, eine Kompassfunktion und 
Druck. Der vierte beschreibt, wie diese Wirkung eingehegt wird, nämlich durch 
Nicht-Entscheidung. Die formulierten Einflussmechanismen können grundsätz-
lich in verschiedene ‚Richtungen‘ wirken, mit diesen ist also eine Policy-Wir-
kung im Sinne der Verkehrswende oder auch gegen die Verkehrswende denkbar 
(dazu genauer siehe Kapitel 9.3).  

Deutlich wurde in der Analyse, dass diese Mechanismen erstens nicht trennscharf 
voneinander abzugrenzen sind und zweitens parallel auftreten. Dennoch ist die 
Unterscheidung für Verständnis und Bewertung von Policy-Wirkung hilfreich: 

                                                      
74 Zur Erinnerung: Gearbeitet wurde mit sechs theoretisch aufgestellten Mechanismen-Skizzen: Le-
gitimität, Expertise, Konfliktlösung, Druck, Argumentation und Nicht-Entscheidung (siehe Kapitel 
4.3). Diese finden sich fast alle in beiden Fallstudien im Ansatz wieder, wie in Kapitel 7 und 8 
dargestellt, allerdings stellte sich heraus, dass einige der Skizzen sich eher als Elemente oder Werk-
zeuge fassen lassen, die sich durch alle oder manche Mechanismen ziehen. Auf die Elemente wird 
am Ende des Unterkapitels gesondert eingegangen. 
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Tabelle 19 Von den Mechanismen-Skizzen zu thesenhaften Mechanismen 

Mechanismen-Skizze  Mechanismus 

Expertise bleibt Expertise 

Druck bleibt Druck 

Argumentation wird erweitert zu Kompassfunktion 

Nicht-Entscheidung bleibt Nicht-Entscheidung 
 

Legitimität Relevanter Aspekt in allen Mechanismen (Vorbedingung) 

Konfliktlösung Umgang mit Konflikten als relevanter Aspekt in allen Me-
chanismen 

 

• Expertise beschreibt den Einfluss aufgrund neuer oder hilfreicher Infor-
mationen oder Ideen. Die Einarbeitung erfolgt in diesem Fall, weil ein 
Akteur eine Information sinnvoll findet. Dieser Mechanismus wirkt v.a. 
über die planerisch-administrative Ebene und ist nicht darauf angewie-
sen, dass die Beteiligung insgesamt als legitim wahrgenommen wird.  

• Die Kompassfunktion wird verstanden als Information zur Stimmung o-
der zum Willen der Bevölkerung, an der sich politisches Handeln aus-
richtet. Bedingung dafür ist, dass die Beteiligung und deren Ergebnisse 
als legitim verstanden werden in dem Sinne, dass sie den Willen der Be-
völkerung repräsentieren.  

• Druck wirkt (hauptsächlich) auf die politische Sphäre, indem explizit 
Konsequenzen im Raum stehen bei Nicht-Beachtung der Beteiligungser-
gebnisse, beispielsweise eine Klage oder die Abwahl bei den nächsten 
Wahlen. Dieser Mechanismus ist hauptsächlich bei den Claimed Spaces 
zu verorten, hier wird aber argumentiert, dass er auch für Invited Spaces 
relevant sein kann.  
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• Nicht-Entscheidung meint die implizite Eingrenzung des Möglichkeiten-
spektrums, wodurch der Einfluss der Beteiligung von vornherein be-
grenzt wird.  

Bestätigt werden konnte ein Ergebnis von Kochskämper et al. (2018a), dass die 
entscheidende Prozessphase für das Verständnis von Policy-Wirkung nach der 
Erarbeitung von Beiträgen liegt, also anders gesagt, dass ein Mangel an Policy-
Wirkung nicht daran lag, dass nicht genug sinnvolle Beiträge eingebracht wur-
den, sondern dass diese nicht eingearbeitet wurden bzw. werden konnten. Beson-
ders im Fokus steht bei der Beschreibung der Mechanismen deshalb die Phase 
nach Erarbeitung der Beteiligungsergebnisse, also inwiefern und wie diese in die 
Policy-Entscheidung einfließen. In den Mechanismen wird aber auch berücksich-
tigt, wie die Beteiligungsbeiträge zustande kamen, besonders weil dieser Vor-
gang auch beeinflussen kann, ob oder wie die Beiträge berücksichtigt werden.  

Expertise der Zivilgesellschaft 

Wie es vermutet wurde und in der Literatur beschrieben ist (Kochskämper et 
al. 2018a; Kubicek et al. 2011), ist der Einbezug von Expertise der Öffentlichkeit 
ein Mechanismus, über den Policy-Wirkung zustande kommen kann. Das bedeu-
tet, dass neue Informationen oder neue Ideen aus der Bevölkerung in den Pla-
nungsprozess eingebracht und in die Policy aufgenommen werden, weil diese 
Ideen als sinnvoll angesehen werden. 

Thesenhaft wird aus den Fallstudien abgeleitet, dass der Mechanismus Expertise 
hauptsächlich auf die Planungswelt wirkt und dazu dient, Entscheidungen inner-
halb der beschlossenen Rahmenbedingungen zu qualifizieren. Somit lässt sich 
dieser Mechanismus hauptsächlich verstehen als das ‚Nutzen der Ressourcen der 
Öffentlichkeit‘, um eine Planung zu verbessern. Abgeleitet wird das, weil in bei-
den Fallstudien die konkreten Beteiligungsbeiträge von der administrativen 
Ebene bzw. den Planungsbüros bearbeitet wurden und über deren Einarbeitung 
auch auf dieser Ebene entschieden wurde. Hilfreich ist dabei das Bild einer 
‚Fundgrube‘: Es geht in diesem Mechanismus nicht darum, die Gesamtaussage 
oder Tendenz abzubilden, sondern einzelne, hilfreiche Elemente herauszusuchen. 
In diesem Mechanismus findet sich ein neoliberales Beteiligungsverständnis (Al-
cántara et al. 2016, S. 58) ohne Umverteilung von Macht.  

In den Fallstudien zeigte sich, dass hauptsächlich Elemente herausgesucht wur-
den, von denen die Planenden vorher nicht wussten bzw. die sie in ihrer Bedeu-
tung unterschätzt hatten. Wichtig war, dass die Vorschläge mit den Rahmenbe-
dingungen der Planung übereinstimmten, technisch als machbar verstanden wur-
den und mit geltenden Gesetzen oder Praktiken übereinstimmten. Das bedeutet 
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auch, dass dieser Mechanismus vermutlich nicht dafür geeignet ist, die notwen-
dige Abkehr vom Status-Quo in der Verkehrspolitik in der gebotenen Geschwin-
digkeit zu bewirken, selbst wenn die Beteiligungsbeiträge und die Art des einge-
brachten Wissens in diese Richtung gehen. Hier bestätigt sich die wichtige Rolle 
von Verwaltung und Dienstleistenden (Friess und Herff 2023; Förster et 
al. 2021), die in beiden Fallstudien verantwortlich für die Sichtung und Auswer-
tung der Beteiligungsbeiträge waren und damit innerhalb der Rahmenbedingun-
gen eine Steuerungsfunktion hatten, ohne aber politisch dafür legitimiert zu sein.  

In beiden Fallstudien entstand über diesen Mechanismus höchstens selektive Po-
licy-Wirkung. Dabei unterschied sich das Ausmaß der Wirkung. Für die Elb-
chaussee wurde kaum Expertise eingearbeitet, obwohl sie durch die Teilnehmen-
den in den Planungsprozess eingebracht wurde. Zurückgeführt wird das darauf, 
dass die politischen Vorgaben erstens weniger Spielraum ließen als in Ottensen 
und zweitens ein Großteil der eingebrachten Expertise nicht in grundsätzlichem 
Einklang stand mit dem Vorschlag und den Planungsparadigmen. In Ottensen 
dagegen flossen auf der Fachplanungsebene mehr Details ein, da die politisch 
vorgegebenen Leitplanken mehr Spielraum ließen, die Planung eher auf Details 
angewiesen war und viele der Teilnehmenden die grundsätzliche Richtung des 
Vorschlags unterstützten und somit die ‚passende‘ Expertise liefern konnten. Das 
weist darauf hin, dass der Charakter des Planungsvorschlags und wer zur Betei-
ligung mobilisiert wird, einen Einfluss hat, ob die ‚passende‘ Expertise zur Qua-
lifizierung des Vorschlags eingebracht wird.75  

Dieser Mechanismus wurde hauptsächlich auf fachplanerischer Ebene verortet. 
Ergebnisse aus Ottensen weisen allerdings darauf hin, dass Expertise nicht nur 
auf administrativer Ebene und innerhalb der Rahmenbedingungen wirken kann. 
Dort wurde in der frühen Projektphase über die Freitextfelder der Evaluation Ex-
pertise in den politischen Entscheidungsprozess für die Definition des weiteren 
Planungsprozesses eingebracht. Expertise kann sich also auch auf Problemwahr-
nehmung und -formulierung sowie das Agenda-Setting auswirken und hat somit 
Potential für signifikante Policy-Wirkung. Dafür muss entweder, wie besonders 
am Anfang in Ottensen, der Beteiligungsprozess eng an den politischen Prozess 
gekoppelt sein und noch relativ viel Offenheit bestehen (und nicht, wie an der 

                                                      
75 In der theoretischen Konzeption dieses Mechanismus wurde eingegangen auf die Lernprozesse 
und die Prozesse des Zustandekommens der Expertise. Sicher sind auch die theoretisch hergeleite-
ten Lernprozesse und der Austausch in den Beteiligungsformaten wichtig, wie ja in der Forschung 
bereits gezeigt wurde. In den Fallstudien wurde allerdings ersichtlich, dass ausschlaggebender war, 
ob die Expertise zu den Rahmenbedingungen passte und wie viel Spielraum noch bestand. Deswe-
gen wird hier auf die Prozesse zur Entstehung von Expertise nicht weiter eingegangen. 
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Elbchaussee, die Planung eher als technische Frage verstanden werden); vorstell-
bar ist andererseits auch, dass in Projekten, in denen bisher wenig öffentliche 
Diskussion erfolgte, durch die Beteiligung grundsätzliche neue Informationen 
eingebracht werden können, die dazu führen, dass ein Projekt wieder auf die po-
litische Ebene gebracht und grundsätzlich verändert wird. Hier besteht weiterer 
Forschungsbedarf.  

Expertise wird insgesamt als wichtiger Mechanismus gesehen, da durch ihn Wis-
sen aus der Zivilgesellschaft in Planungsprozesse getragen werden und dies auch 
ein Potential für die Verkehrswende haben kann. Invited Spaces eignen sich, weil 
sie durch ihre Fragestellung die passende (benötigte) Art von Wissen einladen 
können, wie sich in Ottensen zeigte. Allerdings zeigt sich am Beispiel der Initia-
tiven in beiden Fallstudien wie auch der Konsultation an der Elbchaussee, dass 
ein großer Teil der Expertise, die eingebracht wurde, (zunächst) nicht in die Po-
licy-Entscheidung einfloss, da sie sie den Rahmenbedingungen bzw. Logiken der 
Planung widersprachen. Damit geht potentiell wertvolles Wissen verloren.  

Kompassfunktion 

Ein Kompass ist ein Instrument zur Navigation und Orientierung. Gemeint ist 
hier eine Orientierungsfunktion der Beteiligung, die der Politik entweder hilft und 
Sicherheit und Rückhalt gibt, auf dem eingeschlagenen Weg zu bleiben oder die-
sen zu ändern. Dieser Mechanismus wurde von Goodin und Dryzek (2006, 
S. 229-230) bereits theoretisch als Möglichkeit beschrieben. Er lässt sich auch in 
Anlehnung an einen Mechanismus aus der Studie von Kochskämper et al. (2018a) 
verstehen, bei dem es darum geht, dass durch Öffnung eines Entscheidungspro-
zesses für Umweltinteressen diese im Prozess präsenter sind und sich daraufhin 
auch vermehrt in Planungsergebnissen wiederfinden. Die Idee der Kompassfunk-
tion ist grundsätzlich ähnlich, allerdings konzentriert sich dieser Mechanismus 
stärker auf die Motivation und den Weg, wie sich (hier) verkehrswende-relevante 
Aspekte in Entscheidungen wiederfinden. 

Die Wirkung dieses Mechanismus kann sich innerhalb der definierten Rahmen-
bedingungen bewegen, sie aber auch hinterfragen und verlassen und sich somit 
auf die Problemdefinition oder das Agenda-Setting auswirken. Es wird anhand 
der Ergebnisse davon ausgegangen, dass die Kompassfunktion bezüglich der Ver-
kehrswende eine essentielle Rolle spielen kann. In diesem Fall war die Kompass-
funktion in Ottensen förderlich für die Verkehrswende. Inwiefern das übertragbar 
ist, wird in Kapitel 9.3 diskutiert. 

In Ottensen halfen zunächst die Ergebnisse aus den Cities4People-Workshops, 
das Thema auf die Agenda zu setzen, welches aber vorher schon politisch gewollt 
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war. Dabei spielte auch die Verwaltung eine wichtige Rolle, die das Thema zu-
nächst aufgriff und in die Politik spielte. Im weiteren Verlauf trug besonders die 
Evaluation und später die diskursive Konsultation maßgeblich zum Verkehrskon-
zept bei, da sie der Politik als eine Art Kompass anzeigte, was die Bevölkerung 
anstrebt und damit Mut gab zur Weiterführung des autoarmen Konzepts. Somit 
konnten die Konsultationsergebnisse ein Gegengewicht bilden zu dem Eindruck, 
dass sehr viele Anwohnende gegen das Projekt seien, der aufgrund von lautstark 
auftretenden Initiativenvertreter:innen und der Medienberichterstattung entstan-
den war.  

Dabei ging es nicht nur um die groben Linien, ob das Projekt gewollt ist oder 
nicht, sondern auch, welcher Fokus gesetzt werden sollte, beispielsweise die For-
derung nach mehr Fahrradabstellplätzen, kleineren Maßnahmen in den umliegen-
den Straßen oder freiem, unverplantem Raum. Die Konsultationsergebnisse 
konnten hier zunächst einzelne Politiker:innen bzw. Fraktionen überzeugen, dass 
etwas gewollt ist, und dann in Form von Argumenten auch als Kompass für an-
dere Personen oder Gruppen wirksam werden, beispielsweise für das Abstim-
mungsverhalten im Verkehrsausschuss. Auch hier kam der Verwaltung und den 
privaten Büros wieder eine wichtige Rolle zu, da sie die Ergebnisse zusammen-
fassten und die wichtigsten Punkte aufbereitet an die Politik weiterreichten. Es 
zeigt sich, dass die Beteiligungsergebnisse hier dazu beitrugen, die Verwaltung 
in einigen Punkten handlungsfähiger zu machen, indem Ergebnisse gegenüber 
der Politik positioniert wurden (auch: Förster et al. 2021, S. 78).  

Wichtige Grundbedingungen für die Kompassfunktion lassen sich aus dem Ver-
gleich der Fallstudien ableiten. Die Wahrnehmung der Invited Spaces als legitim 
ist ein entscheidender Unterschied und war in Ottensen eine wichtige Grundlage. 
Die Legitimität speiste sich in Ottensen v.a. aus der Zusammensetzung der Teil-
nehmenden. Anhand der Ergebnisse kann davon ausgegangen werden, dass eine 
Kompassfunktion auch ohne eine repräsentative Erhebung zustande kommen 
kann, da hier auch die Konsultation und der Beirat in diese Richtung wirkten. 
Vorstellbar ist etwa eine Kompassfunktion durch Bürgerräte oder zufällig zusam-
mengesetzte Gremien. Allerdings kann davon ausgegangen werden, dass gerade 
bei Planungen, die vom ‚Status-Quo‘ abweichen und mit Gegendruck konfron-
tiert sind, die wahrgenommene Legitimität sehr hoch sein muss.  

Zusätzlich zur wahrgenommenen Legitimität scheint eine Kompassfunktion von 
quantifizierbaren Aussagen zu profitieren: Neben der Evaluation spielte in Otten-
sen die Abstimmung über die Konzeptvarianten innerhalb der diskursiven Kon-
sultation eine besondere Rolle, und auch an der Elbchaussee wurden besonders 
die hoch bepunkteten Beiträge betrachtet. Solche Ergebnisse scheinen leicht in-
terpretierbar und als Argument darstellbar.  
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Die Kompassfunktion wurde nur für Ottensen festgestellt. Das ist nicht zufällig, 
sondern dort lag der Fokus darauf, die Beteiligung so zu gestalten, dass sie ent-
scheidungsrelevant sein würde. Sie wurde also bewusst als Machtmittel konstru-
iert. Der Beteiligung war eine wichtige Rolle im politischen Prozess zugedacht. 
Dass sie diese Rolle haben konnte, kann darauf zurückgeführt werden, dass das 
Projekt im Vergleich zur Elbchaussee eine höhere Relevanz für die Politik bzw. 
die folgende Wahl hatte (genauer siehe Kapitel 9.2.3). 

Ableiten lässt sich, dass bei förderlichen Kontextbedingungen Invited Spaces 
eine relevante Rolle spielen und die Politik ermutigen können, die eigenen Vor-
stellungen weiterzuverfolgen und ihnen Anlass zu Nachsteuerungen geben kön-
nen. Auch maßgebliche Kursänderungen sind vorstellbar, allerdings vermutlich 
sehr voraussetzungsvoll (siehe Faktoren, Kapitel 9.2.3). Dabei kann der Kompass 
als Gegengewicht zu einer ‚lauten Minderheit‘ wirken (wie es in Ottensen war), 
je nach Gestaltung könnte aber auch eine ‚laute Minderheit‘ es schaffen, sich als 
legitim zu positionieren und so Einfluss zu nehmen. Schließlich kann Teil einer 
Kompassfunktion auch sein, dass sich Einstellungen in der Bevölkerung durch 
den Beteiligungsprozess verändern. Das wird in Kapitel 9.3 diskutiert. 

Druck 

Der Aufbau von Druck wird hier verstanden als implizite oder explizite Andro-
hung von Konsequenzen. Dies kann durch Gruppen oder Personen innerhalb oder 
auch außerhalb der politischen Arena geschehen und setzt Druckmittel voraus. 
Aus den Ergebnissen lässt sich ableiten, dass der Mechanismus Druck das Poten-
tial hat, die bereits definierten Rahmenbedingungen der Planung aufzubrechen. 
In beiden Planungsprozessen wurde diskursiv und legal versucht, Druck auf Ver-
waltung und v.a. Politik auszuüben.  

Dabei wird deutlich, dass dieser Mechanismus, der signifikante Policy-Wirkung 
auslösen kann, hauptsächlich den Claimed Spaces zugeordnet werden kann, da 
diese das Potenzial haben, ihren eigenen Einflussrahmen auszuweiten und mitzu-
gestalten. Besonders instruktiv ist der Vergleich zwischen der Konsultation an 
der Elbchaussee und dem Radentscheid. Letzterem gelang es, legalen Druck auf-
zubauen und die Planung damit noch einmal ‚zurück‘ auf die politische Ebene zu 
holen, sie also von einem ‚planerischen Optimierungsproblem‘ wieder zu einem 
politischen Problem zu machen und alternatives Fachwissen in den Prozess zu 
bringen. Zuvor bzw. ohne den Aufbau von Druck konnte dieses Wissen keine 
Wirkung entfalten, da es zu weit vom autogerechten Status-Quo abwich und der 
(institutionalisierten) Logik der Leistungsfähigkeit widersprach. Das bestätigt Er-
gebnisse von Schneidemesser et al. (2020) zum Mobilitätsgesetz in Berlin.  



Synthese und Erkenntnisse | 257 
 

 

Im Druck von Claimed Spaces liegt auch ohne direkte Policy-Wirkung ein Po-
tential, da solcher Druck den politischen Entscheidungsprozess öffnen kann (Ga-
venta 2006, S. 28). Erkennen lässt sich das am Projekt Ottensen, wo der Eilantrag 
gegen das Pilotprojekt in Kombination mit diskursivem Druck, den eine Initiative 
aufgebaut hatte, dazu beitrug, dass umfangreiche Konsultationsangebote einge-
setzt wurden. 

Inwiefern kann auch durch Invited Spaces Druck erzeugt werden, um bereits be-
schlossene Rahmenbedingungen oder gängige Praxen zu verändern? Erstens ist 
vorstellbar, dass in gewissen Umständen Beteiligungsergebnisse, die sehr stark 
gegen eine eingeschlagene Richtung sind, Druck auf die Politik ausüben, etwa im 
Hinblick auf Wahlen. In so einem Fall würde die zuvor beschriebene Kompass-
funktion fließend in Druck übergehen. Allerdings wird davon ausgegangen, dass 
das sehr voraussetzungsreich ist, besonders um dadurch Veränderungen im Sinne 
der Verkehrswende zu erwirken.  

Zweitens können Invited Spaces auch zur Ermächtigung und zur Entstehung bzw. 
Stärkung und Verfestigung einer gemeinsamen Stimme beitragen, was wiederum 
die Basis bilden kann, Druck aufzubauen. Deutlich wird das am Beirat in Otten-
sen, der als Invited Space begann, sich aber zunehmend selbst organisierte und 
strategisch über gemeinsame Positionen und Drohungen Druck erzeugte. Dabei 
wollte der Beirat eine mitgestaltende Rolle auf Augenhöhe einnehmen, musste 
sich aber zunächst einpassen in die etablierten politisch-administrativen Prozesse 
und Zeitpläne. Selbstorganisation und Ermächtigung erlaubten dem Beirat, seine 
Rolle gegenüber der Politik zu stärken bzw. zumindest in einen Aushandlungs-
prozess um diese zu gehen.   

Hier bestätigt sich die Beobachtung von Schneidemesser und Kirby (2023), dass 
ein Übergang zwischen Invited Spaces und Claimed Spaces fließend ist. Auch 
wenn der Druck in diesem Fall nicht zu Policy-Wirkung führte, wird hier ein Po-
tential gesehen, das weiter untersucht werden sollte. Möglicherweise ist dieser 
Emanzipationsprozess ein Beispiel dafür, dass neue Formen der Mitwirkung ge-
wollt und öffentlich präsent sind, aber an die Grenzen des etablierten politischen 
Vorgehens stoßen. 

Dabei lässt das Beispiel Ottensen vermuten, dass für ein solches Empowerment 
bestimmte Formate besonders geeignet sind, nämlich solche, die Austausch und 
das Entstehen einer gemeinsamen Stimme fördern. Das Beispiel zeigt auch, dass 
hier einzelne Akteure sehr wichtig sein können, die eine solche Entwicklung ge-
zielt fördern und unterstützen, wie es mit einem Mitglied des Projektteams aus 
der Verwaltung der Fall war. Wie auch schon in den anderen beiden Mechanis-
men zeigt sich hier also die unterstützende und mitgestaltende Rolle der 
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Verwaltung, die auch Förster et al. (2021, S. 80) beschreiben. Auch wenn die 
Verwaltung inhaltlich auf die Positionen des Beirats keinen Einfluss nahm, kann 
doch gesagt werden, dass die Selbstorganisation und das Empowerment forciert 
und die Herausbildung des Beirats als eigenständiger Akteur gegenüber der Poli-
tik gefördert wurde. Umgekehrt ist auch vorstellbar, dass einzelne Akteure und 
die Ausgestaltung der Beteiligung ein solches Empowerment (bewusst) verhin-
dern. Schließlich können Invited Spaces gerade auch als Versuch verstanden wer-
den, den Mechanismus Druck zu verhindern und damit den Einflussrahmen stär-
ker unter Kontrolle zu halten.  

Nicht-Entscheidung 

Nicht-Entscheidung im Sinne einer Verengung des Einflusskorridors durch eine 
Beschränkung des politischen Prozesses auf bestimmte Themen und Interessen 
war insbesondere in der Fallstudie Elbchaussee wirksam. Dieser Mechanismus 
erwies sich als sehr wichtig für das Verständnis von Policy-Wirkung. Gerade da 
er so schwer zu erkennen ist, bietet er einen Schlüssel für das Verständnis von 
Policy-Wirkung. Er kann die Einflussmöglichkeiten von Beteiligung stark ein-
schränken, ohne dass dies direkt erkennbar ist. 

Am Beispiel Elbchaussee ist das zu erkennen. Dort zeigt sich auch, dass in der 
Beteiligung (auch in Invited Spaces) ein Potential liegt, diesen Mechanismus her-
auszufordern. Dort wurde versucht, die Grundzüge der Planung aus der öffentli-
chen Diskussion herauszuhalten. Die Entscheidung war bereits auf höherer poli-
tischer Ebene getroffen worden und so als politische Entscheidung nicht mehr 
nachvollziehbar. Die für die Beteiligung Verantwortlichen versuchten von An-
fang an, diesbezügliche Fragen nicht zu verhandeln. Dennoch wurde das Thema 
Leistungsfähigkeit von den Konsultationsteilnehmenden (und den Initiativen) 
eingebracht und daraufhin dokumentiert. Zwar hemmten die Rahmenbedingun-
gen noch immer die Wirkung, aber sie wurden zumindest explizit gemacht. Hier 
zeigt sich die Bildung von Gegenmacht durch die öffentliche Thematisierung des 
Nicht-Entscheidens. 

Auch in Ottensen wurden bestimmte Themen aus der Konsultation ausgeschlos-
sen und nicht mehr zur Diskussion gestellt, allerdings waren diese vorher aus-
führlich und transparent diskutiert worden. Eine solche Verengung von diskutier-
ten Themen und möglicherweise auch der Ausschluss bestimmter Themen aus 
Beteiligungsverfahren ist normaler und notwendiger Bestandteil eines politischen 
Prozesses. Im Sinne der Umsetzung von Planung können ab einem gewissen 
Punkt nicht mehr alle Alternativen offengehalten werden (Hesse und Kühn 2023, 
S. 432). Dieser Ausschluss von Themen sollte allerdings gut begründet werden 
und transparent erfolgen, sodass vor Ort immer wieder entschieden werden kann, 
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was Diskussionsgegenstand sein soll und was nicht mehr zur Debatte steht. Dabei 
zeigt sich am Beispiel der Initiative in Ottensen auch, dass die Auffassungen dar-
über, welcher Grad der Offenheit oder Verengung angemessen ist, sich zwischen 
verschiedenen Akteuren unterscheiden kann, und sogar der Vorwurf des Nicht-
Entscheidens als Macht-Mittel eingesetzt werden kann.  

Auch wenn in Ottensen die thematische Verengung grundsätzlich als notwendi-
ger Bestandteil des politischen Prozesses beurteilt wird, lassen sich auch hier Bei-
spiele finden, in denen das ‚Setzen‘ von Themen subtil die Diskussion beein-
flusste, ohne dass dies reflektiert wurde. Bereits durch den Verkehrsversuch 
wurde das Thema auf ‚Mobilität‘ verengt, und mit der darauffolgenden Evalua-
tion wurde dies weiter verfestigt. Deutlich wird hier auch die Rolle von wissen-
schaftlicher Expertise und deren Wahrnehmung als neutral für das ‚Lenken‘ des 
Diskurses, wie bereits von Forester (1982) beschrieben: Die Evaluation wurde 
wissenschaftlich erarbeitet, die Zielsetzung und Fragen wurden aber im Auftrag 
der öffentlichen Hand formuliert, sodass sie allein durch die Fragestellung – und 
das, was nicht gefragt wurde, – die Diskussion beeinflussten. Durch die nachvoll-
ziehbare Methodik und das Renommee der Institution und der Wissenschaft an 
sich gerät hier die dahinterstehende, normativ-politische Dimension in den Hin-
tergrund.76  

Reflexion zu Konflikt, Kompromiss und Legitimität 

Konfiktlösung und Legitimität wurden jeweils als eigene Mechanismen-Skizzen 
angelegt. Als Ergebnis der Analyse scheint es nun sinnvoller, diese als konstitu-
ierende Elemente oder Werkzeuge zu behandeln, die sich durch die Mechanismen 
ziehen. 

Konflikt, Kompromiss und Diskurs 

Konflikte zwischen verschiedenen Ansprüchen bestanden in beiden Projekten. 
Während sich in Ottensen sowohl Gegner:innen als auch Befürworter:innen der 
autoarmen Gestaltung äußerten, traten an der Elbchaussee v.a. diejenigen laut-
stark auf, die eine Veränderung im Sinne der Verkehrswende erwirken wollten, 
obwohl die Einstellung der Bevölkerung im Umfeld und die Einstellung der Teil-
nehmenden den Befragungsergebnissen zufolge eher konservativ ist. Dass 

                                                      
76 Die Nutzung von Fachwissen für das ‚Setzen‘ eines Diskussionsrahmens oder Themas wurde in 
den Mechanismen-Skizzen unter dem Mechanismus Expertise diskutiert. Sinnvoller scheint die Zu-
ordnung zu Nicht-Entscheidung, da in dem Fall das Fachwissen ein Mittel ist, um die Diskussion 
zu lenken, während es beim Mechanismus Expertise um den Einbezug des Wissens der Teilneh-
menden geht.  
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dennoch die verkehrswendeaffinen Positionen, insbesondere für den Radverkehr, 
in der Beteiligung sehr präsent waren, könnte sich auf den Charakter des Pla-
nungsvorschlags zurückführen lassen: Für die Elbchaussee wurde eine Planung 
vorgeschlagen, die immer noch sehr autoorientiert und räumlich und regulato-
risch stark am Status-Quo orientiert war, und es stand nicht zu erwarten, dass 
Autofahrende ihre Privilegien aufgeben müssten. Somit nahmen zwar Personen 
teil, die stark am MIV orientiert waren, äußerten sich aber mutmaßlich wenig 
intensiv. Auf der anderen Seite stellte der Vorschlag in Ottensen einen klaren 
Angriff auf die Privilegien des MIV dar. Daraufhin äußerten sich hier sowohl 
diejenigen, deren Privilegien in Gefahr waren, als auch die, die den Vorschlag 
unterstützten oder sich noch weitergehende Maßnahmen wünschten und die Not-
wendigkeit sahen, diesen vom Regime der Automobilität und damit von der 
‚Norm‘ abweichenden Vorschlag zu unterstützen.  

Wie nicht zuletzt an der Dynamik in Ottensen zu erkennen ist, werden offene 
Konflikte oft als bedrohlich angesehen. Im Gegensatz dazu zeigt der Vergleich 
der Fallstudien, dass die offene Austragung von Konflikten auch in der Beteili-
gung eher als positives Zeichen zu werten ist. Davon ausgehend, dass es bei Ver-
kehrswendemaßnahmen per se Konflikte gibt, ist es im Sinne der Verkehrswende 
als positiv zu sehen, wenn diese sichtbar werden, da sie zeigen, dass das Regime 
angegriffen wird (Hesse und Kühn 2023; Gaventa 2006). 

Weiterhin wird an den Fallstudien deutlich, dass ein Konsens im Sinne der Eini-
gung auf eine gemeinsame, von allen mitgetragene Lösung für die Policy-Wir-
kung ambivalent zu sehen ist. Erkennen lässt sich das am Claimed Space Radent-
scheid, aber auch beim Invited Space Beirat in Ottensen. Bei beiden Formaten 
war eine Einigung auf gemeinsame Positionen wichtig für die Wirkung; beim 
Radentscheid als Basis für die Sammlung von Unterschriften und die Erarbeitung 
der Leitlinien, beim Beirat für die Positionierung als eigenständiger Akteur, der 
Druck aufbauen kann. Bei der Findung von gemeinsamen Positionen waren aber 
in beiden Fallstudien auch negative Aspekte zu bemerken, die aus der Literatur 
bekannt sind (Holtkamp et al. 2006; Delli Carpini et al. 2004; Beierle und Ca-
yford 2002). Im Beirat kamen einige dominante Akteure eher zu Wort und präg-
ten das Ergebnis maßgeblich und wesentliche konfliktreiche Fragen wurden 
durch die Konsensorientierung nicht oder erst spät diskutiert, wodurch einzelne 
Gruppen an Wirkmacht einbüßten. Auch der Radentscheid musste als Folge der 
Einigung sein Druckmittel aufgeben, ohne dass alle sein Forderungen erfüllt wa-
ren. Der Fokus auf die Schaffung eines Konsens kann somit Machtstrukturen ver-
festigen und Konflikte verschleiern (Hesse und Kühn 2023). 

Hier schließt sich die Frage nach der Rolle von diskursiven Elementen in der 
Beteiligung an. Diese wurden als wichtig angenommen, um gemeinsame 
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Lösungen zu finden, und unter gewissen Voraussetzungen sogar im Sinne der 
Deliberation gemeinsam bessere bzw. für alle zufriedenstellende Lösungen zu 
finden. Für die Invited Spaces kann keine klare Aussage zur Relevanz von Dis-
kurs getroffen werden. In beiden Projekten wurden Lernprozesse beobachtet und 
es ist davon auszugehen, dass so auch gemeinsam Ideen weiterentwickelt wurden, 
es konnte aber keine Auswirkung auf Policy-Wirkung festgestellt werden. Die 
stärkste Policy-Wirkung kam sogar durch die nicht-diskursive Evaluation zu-
stande. Allerdings gab es bereits vor der Evaluation sehr viele diskursive Mög-
lichkeiten, sodass davon ausgegangen werden kann, dass sich bereits hier Mei-
nungen gebildet und verändert haben und dies ggf. deutlich zur Akzeptanz des 
Projekts beigetragen hat. Auch kann davon ausgegangen werden, dass die diskur-
siven Angebote in Ottensen dazu beitrugen, die Konflikte deutlich herauszuar-
beiten und klar zu benennen, wie es auch theoretisch angenommen wurde. Ähn-
liches lässt sich allerdings bei der Elbchaussee nicht feststellen. Das bedeutet 
nicht, dass diskursive Formate in Bezug auf das Austragen von Konflikten nicht 
sinnvoll sind – in beiden Fällen konnte gezeigt werden, dass diskursive Formate 
zur politischen Integration beitragen, indem Teilnehmende zur Äußerung befä-
higt und Lernprozesse angestoßen wurden. Auch kann davon ausgegangen wer-
den, dass diskursive Formate v.a. am Anfang eines Planungsprozesses eine Rolle 
spielen, besonders wenn es zuvor noch wenig Diskussion zu dem Thema gab 
(siehe auch Expertise). Hier besteht weiterer Forschungsbedarf. 

Während die Workshops und Fokusgruppen in beiden Projekten allein schon auf-
grund der starken Machthierarchien deliberativen Kriterien nicht entsprachen, 
kann der Beirat eher als eine Form der Deliberation gesehen werden. Diese Form 
diskursiver Formate, die zum Austausch verschiedener Wissensformen einlädt, 
kann im Sinne des beschriebenen Mechanismus Druck ganz klar als Potential für 
Policy-Wirkung bezeichnet werden. Ein gängiges Problem, das auch hier in Er-
scheinung trat, scheint die Konfliktvermeidung zu sein.  

Wahrgenommene Legitimität 

Die wahrgenommene Legitimität der Beteiligung bzw. der Beteiligungsbeiträge 
im Sinne der Wahrnehmung als Ausdruck des Willens der Bevölkerung stellt sich 
vor allem für die Mechanismen Kompassfunktion und Druck als sehr relevant 
heraus. Hier bestätigen sich insgesamt bisherige Befunde, dass die Legitimitäts-
wahrnehmung der Beteiligung von Seiten der Politik für deren inhaltliche Wir-
kung eine sehr große Rolle spielt (Deligiaouri und Suiter 2021; Migchelbrink und 
van de Walle 2019; Neunecker 2016a; Emery et al. 2015). Dabei bestätigte sich 
in Ottensen insbesondere die Relevanz der (repräsentativen) Zusammensetzung 
der Teilnehmenden sowie der Eindruck, dass alle die Möglichkeit zur Teilnahme 
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hatten und alle Themen angesprochen wurden, während die eingesetzten Metho-
den für die Wahrnehmung als legitim wenig relevant zu sein scheinen. 

Auch für den Aufbau von Druck spielt Legitimität eine Rolle. Erkennen lässt sich 
dies am Beirat in Ottensen, der nur durch die Anerkennung als legitimes Gre-
mium in der Position war, Druck aufbauen zu können. Auch hier speiste sich 
diese aus der Zusammensetzung der Teilnehmenden und deren Wahrnehmung als 
kompetent, was andere Forschungsergebnisse bestätigt (Migchelbrink und van de 
Walle 2019; Fung 2006). Auch von den Claimed Spaces lässt sich hier lernen: 
Der Radentscheid an der Elbchaussee konnte besser Druck aufbauen, weil er 
durch die Zahl der Unterschriften nicht nur legale Wirkung hatte, sondern 
dadurch auch als legitim wahrgenommen wurde. Die Initiative hingegen, die in 
Ottensen versuchte Druck auszuüben, wurde im Laufe des Projektes durch ihr 
Auftreten immer weniger als legitim wahrgenommen und deswegen nicht mehr 
ernst genommen.  

Für den Mechanismus Expertise scheint allerdings die Wahrnehmung als legitim 
nicht relevant zu sein. Da ohnehin die meiste Einarbeitung von Expertise in den 
hier untersuchten Fallstudien durch die Verwaltung oder beauftragte Dienstleister 
erfolgte, spielten hier eher die technische Machbarkeit in den bestehenden Rah-
menbedingungen eine Rolle bzw. die wahrgenommene Qualität der Ergebnisse 
(Font et al. 2016). Das passt zum attestierten neoliberalen Beteiligungsverständ-
nis in diesem Mechanismus. 

9.2.3 Policy-Relevanz als Erklärungsansatz 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich viele der angenommenen Einfluss-
faktoren für die Policy-Wirkung der Beteiligung als relevant erwiesen. Es konn-
ten zusätzliche Faktoren identifiziert werden (siehe Tabelle 17). In den empiri-
schen Ergebnissen wird v.a. die Relevanz der Kräfte, also der Kontextfaktoren 
und der Faktoren auf Ebene des Planungsverfahrens deutlich, die sowohl die Po-
licy-Wirkung als auch das Beteiligungsverfahren beeinflussten. Damit wird der 
Befund von Förster (2014, S. 331) bestätigt, dass die „in der spezifischen Pla-
nungssituation liegenden Wirkkräfte […] die grundsätzlichen Wirkungsmöglich-
keiten der eingesetzten methodischen Bausteine“ einschränken.  

Durch unterschiedliche Ausprägungen der Faktoren auf Kontext- und Planungs-
prozessebene wurde den Beteiligungsergebnissen in den beiden Fallstudien mehr 
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oder weniger Policy-Relevanz77 zuteil. Dieser Begriff wird im Folgenden ver-
wendet für die mögliche Bedeutung, die die Beteiligung oder Beteiligungsergeb-
nisse für eine bestimmte Policy-Entscheidung haben können bzw. sollen – thesen-
haft wird formuliert: Je höher die Policy-Relevanz, desto höher die Wahrschein-
lichkeit für (signifikante) Policy-Wirkung. Dieser Ansatz ist ein Vorschlag zur 
Systematisierung verschiedener relevanter Faktoren. Hier wird argumentiert, 
dass sich darüber die vielen hier und in anderen Arbeiten gefunden Einzelfakto-
ren zueinander in Beziehung setzen lassen. Gleichzeitig kann die Betrachtung 
von Policy-Relevanz einen Ansatzpunkt für eine Verstärkung von Policy-Wir-
kung geben.  

In den beiden untersuchten Fallstudien unterschied sich die Policy-Relevanz der 
Invited Spaces grundlegend. Für die Elbchaussee waren die Grundlinien schon in 
einem Closed Space entschieden worden. Es stand unter anderem fest, dass und 
wann die Straße umgebaut werden würde, inhaltlicher Spielraum war kaum vor-
handen. In Ottensen war das Projekt innerhalb der entscheidungsrelevanten poli-
tischen Ebene umstritten, sowohl in Bezug auf die Ausführung als auch die Frage, 
ob es überhaupt durchgeführt werden soll. Verschiedene Fraktionen, die direkt 
um die Gunst der Wähler:innen konkurrierten, standen sich gegenüber. Somit ist 
davon auszugehen, dass die Beteiligung bewusst als Entscheidungshilfe positio-
niert wurde, um dann als Machtmittel genutzt zu werden. Geschlossen werden 
kann, dass eher Macht abgegeben wird, wenn Uneinigkeit innerhalb der entschei-
dungsrelevanten Politik herrscht. Das bestätigt bestehende Ergebnisse, wonach 
erstens auch Oppositionsparteien Beteiligung fördern, da sie diese als Möglich-
keit sehen, ihre Interessen einzubringen, und zweitens die inhaltliche Wirkung 
der Beteiligung höher ist, wenn sich die Positionen innerhalb der Politik deutlich 
voneinander unterscheiden und ein Projekt wahlkampfrelevant wird (Holtkamp 
et al. 2006, S. 167-168; 196).  

Diese Wahlkampfrelevanz war sicher auch deswegen in Ottensen höher, da für 
viele Personen das direkte Lebens- und Arbeitsumfeld betroffen war, während an 
der Elbchaussee weniger Personen direkt bzw. weniger stark betroffen waren und 
für niemanden eine maßgebliche Verschlechterung zum Status-Quo zu erwarten 
war. Vor allem unterschied sich die Betroffenheit im Vergleich zur relevanten 
administrativen Ebene zwischen den beiden Projekten: Während in Altona die 
autoarme Gestaltung von Ottensen einen signifikanten Einfluss auf (Bezirks-
)Wahlergebnisse hätte bewirken können, war das für die Elbchaussee für 
                                                      
77 Dabei wird der Ansatz explizit abgegrenzt vom Konzept des „Policy-Potentials“ („policy poten-
tial“) (Deligiaouri und Suiter 2021), das Eigenschaften von Beteiligungsbeiträgen beschreibt und 
inwiefern sie in gegebenen Umständen Policy-Wirkung entfalten können.  
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Senatswahlen auf gesamtstädtischer Ebene nicht zu erwarten. Somit spielt also 
auch die Größe der administrativen Einheit in Bezug zur Projektgröße eine Rolle. 
Zu guter Letzt war in Ottensen die Planung kleinteiliger, das Verständnis von 
Straßenraum war vielfältiger und offener und es bestanden mehr inhaltliche 
Spielräume und Unklarheiten. Auch das erhöhte die Policy-Relevanz.  

Abgeleitet wird, dass sich Policy-Relevanz aus einem Zusammenspiel verschie-
dener Kontextfaktoren ergeben kann. Dabei ist die Idee maßgeblich, dass Policy-
Relevanz einerseits förderlich für tatsächliche Policy-Wirkung ist, und sich zwei-
tens auch erheblich auf die Gestaltung der Beteiligung an sich auswirkt, v.a. die 
Ressourcen, die in diese investiert werden. Auch das lässt sich am Vergleich der 
Fallstudien erkennen: In Ottensen war die Policy-Relevanz sehr hoch, somit war 
auch die Notwendigkeit gegeben, die Konsultation so zu gestalten, dass sie ‚nutz-
bar‘ war; besonders in Anbetracht dessen, dass es sich ‚nur‘ um ein bezirkliches 
Verkehrsplanungsprojekt handelte, wurden sehr viele Ressourcen in die Beteili-
gung investiert. Durch diese Investition von Ressourcen erhöhte sich hier die Po-
licy-Wirkung. Das bestätigt Ergebnisse bisheriger Forschung (bspw. Font et 
al. 2018; Yang und Pandey 2011; Beierle und Cayford 2002). Passend zur Über-
legung zur Policy-Relevanz argumentieren Font et al. (2018, S. 630) dabei, dass 
eine hohe Qualität des Beteiligungsprozesses durch höheren Ressourceneinsatz 
auch deshalb ein förderlicher Faktor für Policy-Wirkung ist, weil sie als Indikator 
für bestehende Bereitschaft zur Berücksichtigung der Beteiligungsergebnisse ge-
deutet werden kann.  

Abbildung 17 auf der rechten Seite zeigt die Überlegungen zu Policy-Relevanz 
als Eigenschaft eines Beteiligungsprozesses.  

 

Es zeigt sich weiterhin, dass sich die Faktoren für die drei Mechanismen unter-
scheiden, besonders auf Ebene des Beteiligungsprozesses: 

• Für die Einarbeitung von Expertise scheint besonders der Charakter des 
eingebrachten (Planungs-)Vorschlags relevant zu sein und inwiefern das 
eingebrachte Wissen sich in dessen Rahmen bewegt, also ob sich auch 
genügend Personen äußern, die den Vorschlag grundsätzlich unterstützen 
und somit konstruktive Vorschläge machen. Es wird davon ausgegangen, 
dass auch die Gestaltung des Prozesses, beispielsweise der diskursiven 
Elemente, relevant ist. 
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Abbildung 17 Schematische Darstellung von Policy-Relevanz 

 

• Für die Kompasswirkung, so lässt sich aus Ottensen thesenhaft ableiten, 
ist wichtig, dass die Beteiligung und ihre Ergebnisse als legitim wahrge-
nommen werden, was besonders durch die Zusammensetzung der Teil-
nehmenden und das Angebot verschiedener Formate deutlich wurde. In-
Ottensen zeigte sich, dass auch der Zeitpunkt der Beteiligung wichtig 
war. Gerade die frühen Formate entfalteten hier starke Wirkung, da die 
Grundzüge des Projekts noch offen waren. Das scheint für Claimed 
Spaces nicht in dem Maß zu gelten: Im Vergleich konnte der Radent-
scheid an der Elbchaussee die Planung noch in einem sehr späten Sta-
dium beeinflussen, da ausreichend Druck aufgebaut werden konnte und 
andere Faktoren zusammenspielten. 

• Für den Aufbau von Druck (aus Invited Spaces) ist ebenfalls die Inves-
tition von Ressourcen in besondere Formate notwendig. Zudem sind hier 
einzelne Akteure wichtig, die dies fördern. Allerdings kann Druck auch 
ohne Policy-Relevanz zustande kommen und Wirkung erzielen – das ist 
das besondere Potential dieses Mechanismus.  
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An dieser Aufzählung zeigt sich erstens, dass sich hohe Policy-Relevanz bei allen 
drei Einflussmechanismen positiv auswirken kann. Es zeigt sich aber auch, dass 
sich nicht alle Faktoren auf den ‚unteren‘ Ebenen aus der Policy-Relevanz ablei-
ten lassen.  

Darüber hinaus spielen sicher auch andere Faktoren auf Kontextebene eine Rolle 
für die Policy-Wirkung, auf Grundlage der Daten kann aber nicht zu allen Fakto-
ren eine Aussage getroffen werden. Beispielsweise ist vorstellbar, dass die Betei-
ligungserfahrung der Kommune eine Rolle spielt. Auch wird davon ausgegangen, 
dass die Vorgeschichte eine Rolle spielt. Dazu ist weitere Forschung notwendig. 

9.3 Invited Spaces und die integrierte Verkehrsplanung 
Für den Beitrag zur IVP werden die Auswirkungen von Beteiligung auf die poli-
tische und die normative Integrationsebene betrachtet. Aus den Ergebnissen der 
beiden Fallstudien lässt sich ableiten, dass Invited Spaces ein Potential für die 
Verkehrswende darstellen, das aber stark kontextabhängig ist.  

9.3.1 Prozessdimension 
Betrachtet wird die Möglichkeit verschiedener Akteure, darunter der Zivilgesell-
schaft, möglichst gleichberechtigt und substanziell an der Planung mitzuwirken. 
Ein essenzieller Aspekt von politischer Integration – so eine Grundannahme die-
ser Arbeit – ist wirkungsvolle Beteiligung, über die vielfältige Perspektiven Ein-
fluss auf die Policy-Entscheidung haben.  

Bezüglich des Beitrags der Invited Spaces zur politischen Integration ist hier v.a. 
die Fallstudie Ottensen relevant, da an der Elbchaussee die Konsultation kaum 
Policy-Wirkung hatte.78 In Ottensen lässt sich das Potential von Invited Spaces 
für die politische Integration sehr gut erkennen. Positiv hervorzuheben ist, dass 
dort erstens verschiedene Einflussmechanismen wirkten und zweitens durch die 
Evaluation und die diskursive Konsultation sehr viele Personen am Entschei-
dungsprozess mitwirken konnten, auch Vertreter:innen benachteiligter Gruppen. 
Das illustriert den großen Vorteil von gut gemachten Invited Spaces gegenüber 
Claimed Spaces, den auch Schneidemesser et al. (2020, S. 12) beschreiben, dass 

                                                      
78 Aus Sicht der politischen Integration wäre dort im Falle eines Einflusses der Konsultation kritisch 
zu sehen, dass hier homogene, oft überrepräsentierte Bevölkerungsgruppen stark vertreten waren, 
während andere unterrepräsentiert waren und wenig Empowerment sowie Möglichkeiten zu neutral 
informierter Urteilsbildung bestanden. 
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nämlich durch niedrigschwellige und aufsuchende Angebote viele Zielgruppen 
erreicht werden können.  

In Ottensen wurde für die Invited Spaces deutlich mehr Aufwand betrieben als 
an der Elbchaussee. Dieser Aufwand wirkte sich positiv auf die politische In-
tegration aus, da dadurch die Zusammensetzung inklusiver wurde und fundierte 
Urteilsbildung und Transparenz verbessert wurden. In der Analyse wurde deut-
lich, dass insbesondere die Rekrutierung durch direkte Ansprache, die zielgrup-
penspezifischen Formate, die Menge und die Diversität an Formaten, die Mode-
ration und die starke öffentliche Kommunikation dazu beitrugen. Eine besonders 
wichtige Rolle spielte die wissenschaftliche Rekrutierungsmethodik der Evalua-
tion.  

Trotz dieser positiven Auswirkungen, die auch anderweitig für viele (Rekrutie-
rungs- und Interaktions-)Methoden belegt wurden (bspw. Dean et al. 2022; Rot-
tinghaus und Escher 2020; Kubicek et al. 2011), zeigt die aktuelle Forschung, 
dass über den Standard hinausgehende Methoden wie beispielsweise zielgrup-
penspezifische oder zufällige Teilnehmendenauswahl in Deutschland bisher 
kaum angewandt werden (Mark et al. 2024, S. 10). Da nicht von einem Wissens-
defizit ausgegangen wird, ist damit die Frage relevant, wann es die Bereitschaft 
gibt, solche Methoden mit all ihrem nötigen Ressourceneinsatz auch anzuwen-
den. Ein Erklärungsansatz im Kontext dieser Arbeit ist die Policy-Relevanz, die 
bereits ausführlich beschrieben wurde. Thesenhaft abgeleitet wird, dass diese 
eine starke Motivation ist, die Ressourcen für über den ‚Standard‘ hinausgehende 
Methoden aufzubringen und dies auch der politischen Integration zuträglich ist.  

Weiterhin zeigen die Ergebnisse aus Ottensen, dass der Einsatz von Ressourcen 
zur Gestaltung der Invited Spaces zwar zur politischen Integration beitragen 
kann, aber das Problem der ungleichen Beteiligung dadurch nicht gelöst wird. 
Trotz des hohen, über den Standard hinausgehenden, Ressourcenaufwands zeig-
ten sich dort weiterhin bekannte Ungleichgewichte in der Beteiligung. Das be-
deutet, dass auch von neuen Methoden nicht die Lösung grundlegender gesell-
schaftlicher Probleme erwartet werden kann.  

Grundsätzlich können alle drei Mechanismen positiv für die politische Integra-
tion wirken, wobei besonders die Kompassfunktion und ggf. aufgebauter Druck 
eine wichtige demokratische Funktion haben, besonders in ihrer Wechselwir-
kung: 
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• Sollte es tatsächlich gelingen, über Invited Spaces Druck aufzubauen und 
dadurch Wirkung zu erzielen, kann dies als Gegengewicht zur Nicht-Ent-
scheidung wirken und (autogerechte) Strukturen aufbrechen.79 Der Me-
chanismus Druck kann den Diskussionsrahmen erweitern. Zwar besteht 
hier die Gefahr, dass kleine, selektiv zusammengesetzte Gruppen die Po-
litik in Richtungen beeinflussen, die eigentlich mehrheitlich nicht ge-
wollt sind. Wenn solche Gruppen aber tatsächlich aus Invited Spaces ent-
stehen, könnte die inklusive(re) Zusammensetzung und Interaktion in der 
Gruppe ggf. gezielt unterstützt werden, wie es beispielsweise beim Beirat 
in Ottensen geschah. 

• Der Mechanismus Kompassfunktion ist wichtig für die politische Integra-
tion. Dieser Mechanismus kann ausgleichend wirken gegen möglicher-
weise aufgebauten Druck und sicherstellen, dass die Richtung der Pla-
nung breit mitgetragen wird.80 

9.3.2 Ergebnisdimension 
Betrachtet wird nun der Beitrag zur normativen Integration, also zur Ausrichtung 
der Planung am Ziel der Verkehrswende. Für die Betrachtung der Invited Spaces 
ist wieder besonders die Fallstudie Ottensen relevant, die zeigt, dass diese ein 
Potential haben, zur Verkehrswende beizutragen. Im Gegensatz dazu konnte bei 
der Elbchaussee kein maßgeblich positiver, aber auch kein negativer Effekt der 
Invited Spaces festgestellt werden.  

In Ottensen unterstützte die Konsultation die eingeschlagene Richtung und half 
dabei, dass das Projekt trotz teilweise lauter Gegenstimmen wie geplant weiter-
geführt wurde. Besonders stark hat die Evaluation zur normativen Integration 

                                                      
79 Aus diesem Grund wird auch grundsätzlich das Entstehen von Claimed Spaces als positiv für die 
politische Integration gewertet. Wie gezeigt wurde, eignen sich diese besser als Invited spaces, 
Einflussrahmen aufzubrechen, Themen wieder auf die politische Ebene zu heben und Alternativen 
zumindest als Teil des Diskurses zu behalten (bspw. Schneidemesser et al. 2020). Wie in solchen 
Fällen Policy-Wirkung zu beurteilen ist, hängt zusammen damit, wie sie legitimiert sind und inwie-
fern sie für weiter vertretene Interessen sprechen. Während etwa die Wirkung des Radentscheids 
an der Elbchaussee hier als Beitrag zur politischen Integration gewertet wird, da mit den vielen 
Unterschriften gezeigt wurde, dass die Interessen vieler Personen in den Prozess eingebracht wur-
den, sähe dies bei maßgeblichem Einfluss durch die kritische Initiative in Ottensen anders aus. 
80 Natürlich setzt diese positive Bewertung voraus, dass Beteiligungsergebnisse nicht nur als legitim 
wahrgenommen werden, sondern auch tatsächlich die Perspektiven der relevanten Personen wider-
spiegeln. Das scheint in Ottensen der Fall zu sein, soweit das beurteilt werden kann, ist aber nicht 
selbstverständlich, wie bereits beim Mechanismus Kompassfunktion beschrieben wurde. 
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beigetragen, indem sie die Verstetigung in Form eines autoarmen Verkehrskon-
zepts ermöglichte und einer Aushöhlung entgegenwirkte, sodass das Konzept v.a. 
auf die Vermeidung und Verlagerung von Wegen abzielt und auf Push-Maßnah-
men setzt. Daraus kann geschlossen werden, dass Invited Spaces-Formate in der 
Lage sind, inhaltlich zur Verkehrswende beizutragen, indem sie Akzeptanz auf-
zeigen und somit dem durch Medienberichterstattung etc. verzerrten Bild etwas 
entgegensetzen und auch leisere Stimmen sichtbar und wirksam machen.  

Allerdings muss hier besonders auf den Kontext geachtet werden, in dem dies 
möglich war. Die Ergebnisse sind nur mit Vorsicht zu übertragen: Erstens ging 
der Vorschlag eines autoarmen Quartiers von der Politik aus, eine Abkehr vom 
Status-Quo war also von dieser gewollt. Zweitens spielte die Evaluation deshalb 
eine große Rolle, weil sie wissenschaftlich durchgeführt wurde und die Ergeb-
nisse eindeutig positiv waren. Es ist davon auszugehen, dass beispielsweise ein 
gespaltenes Ergebnis eine weniger starke Wirkung entfaltet hätte.  

Studien deuten darauf hin, dass ein Befragungsergebnis in anderen Städten ver-
mutlich anders als in Ottensen ausfallen würde. In einer für Deutschland reprä-
sentativen Studie äußerten sich unabhängig vom Gebietstyp nur knapp 35 % po-
sitiv zur Einführung autofreier Innenstädte (Andor et al. 2019, S. 9). Etwas hö-
here Zustimmungswerte von um die 45 % für autoarme bzw. autofreie Quartiere 
finden sich in repräsentativen Studien aus Stuttgart und Münster (Sonnberger et 
al. 2020. S. 20) und aus verschiedenen Stadtteilen Frankfurts (Lanzendorf et 
al. 2023, S. 17). Nicht zuletzt zeigen auch die Zustimmungswerte zu Verkehrs-
wendemaßnahmen aus der Bevölkerungsbefragung aus Ottensen im direkten 
Vergleich mit den Werten aus dem Umfeld der Elbchaussee, dass die Bevölke-
rung in Ottensen besonders verkehrswendeaffin eingestellt ist (Holec und Escher, 
2024a, 2.3; 2024b, 2.3).  

Ein Stückweit kann das (neben der Bevölkerungsstruktur) sicher auf den Mobili-
tätskontext zurückgeführt werden, der in Ottensen mit einer sehr guten ÖPNV-
Anbindung und einer niedrigen Autobesitzquote spezifisch ist (Metropolregion 
Hamburg 2024; Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein 2022). 
Beispielsweise wurde Autobesitz als hemmender Faktor für die Zustimmung zu 
Push-Maßnahmen identifiziert (Ruhrort et al. 2021, S. 24; Andor et al. 2019, 
S. 13). Allerdings äußerten sich auch im innenstadtnahen Berliner Stadtteil 
Kreuzberg zu einem etwa mit der Gestaltung in Ottensen vergleichbaren Szenario 
für ein Quartier nur 46 % positiv oder äußerst positiv (Ruhrort et al. 2021, S. 23).  

Es kann davon ausgegangen werden, dass in Ottensen der zuvor durchgeführte 5-
monatige Verkehrsversuch eine Rolle spielte und vermutlich die Einschätzung 
zum Positiven unterstützte, wie Forschung zum „Status-Quo Bias“ nahelegt 
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(Andor et al. 2019, S. 16). So beschreibt Eliasson (2014, S. 19) am Beispiel der 
Maut in Stockholm, dass die Zustimmung oft direkt vor Einführung eines Pro-
jekts am niedrigsten sei, aber nach der Einführung mit der Zeit ansteige, wenn 
man sich daran gewöhnt habe und die positiven Aspekte spüre. In mehreren der 
zuvor zitierten Studien verorten sich relativ hohe Anteile bei „teils/teils“ (Ruhrort 
et al. 2021; Sonnberger et al. 2020; Andor et al. 2019), beispielsweise äußerten 
sich zu dem autofreien Kiez in Kreuzberg insgesamt 28 % mit „eher positiv“ oder 
„eher negativ“ (Ruhrort et al. 2021, S. 23). Diese Personen könnten ggf. mit ei-
nem Verkehrsversuch, der sich positiv auf ihre Lebensrealität auswirkt, dahinge-
hend beeinflusst werden, positiv zu antworten. Auch lassen sich für kleinere 
Push-Maßnahmen in bestimmten Kontexten immer wieder hohe Zustimmungs-
werte finden (bspw. Kirschner und Lanzendorf 2020), was darauf hindeutet, dass 
eine grundsätzliche Bereitschaft da ist, wenn die Gründe für eine Veränderung 
verstanden werden.  

Insgesamt wird damit von einer wirkungsvollen und im Sinne der Verkehrswende 
positiven Rolle von Verkehrsversuchen in Verbindung mit Evaluationen ausge-
gangen, die allerdings vermutlich nur in verkehrswendeaffinen Kontexten zum 
Tragen kommt.81 Hier ist neben der Einstellung der Bevölkerung auch der politi-
sche Wille wichtig. Nicht zuletzt muss auch darauf hingewiesen werden, dass 
auch die Evaluationsergebnisse im Projekt Ottensen nicht nur positiv waren, son-
dern von der Politik dementsprechend interpretiert und geframed wurden, und der 
Verkehrsversuch im Gegensatz zu vielen anderen Fällen von vornherein auf Ver-
stetigung angelegt war, was als Erfolgsfaktor für langfristige Veränderungen gilt 
(VanHoose 2023, S. 5–6; VanHoose et al. 2022, S. 8). Auch ist noch einmal da-
rauf hinzuweisen, was schon bei der Kompassfunktion gesagt wurde: Der wis-
senschaftlichen Evaluation kommt eine entscheidende Rolle zu. Auch die diskur-
sive Konsultation und der Beirat waren in Ottensen wichtig, aber es ist zu be-
fürchten, dass ohne die repräsentative Konsultation die Kompassfunktion nicht 
stark genug gewesen wäre.  

Die Ergebnisse zeigen, dass Invited Spaces grundsätzlich zur normativen Integra-
tion beitragen können, wenn die Bereitschaft zur Verkehrswende bereits vorhan-
den oder zumindest maßgeblich vertreten ist. Denkbar ist auch, dass mit Beteili-
gung die Akzeptanz für die Verkehrswende erhöht werden kann, wie es in Otten-
sen mutmaßlich durch den (mit Workshops begleiteten) Verkehrsversuch der Fall 
                                                      
81 Nicht zuletzt zeigen auch Beispiele aus anderen Kontexten die Gefahr, die mit Befragungen ein-
hergehen, etwa die Abstimmung zur Citybahn in Wiesbaden. In einem Bürgerentscheid lehnten 
über 60 % der Abstimmenden diese ab (Landeshauptstadt Wiesbaden 2022) und stoppten damit ein 
aus Sicht der Verkehrswende sinnvolles Projekt. 
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war. Das ist ein wichtiger Punkt, denn Beteiligung hat nicht nur die Aufgabe, 
bestehende Einstellungen darzustellen, sondern die Möglichkeit zu geben, diese 
weiterzuentwickeln (Lembcke et al. 2012, S. 24). Ob in den späteren Beteili-
gungsverfahren in Ottensen die Akzeptanz für die Verkehrswende weiter ver-
stärkt wurde, kann nicht klar gesagt werden. Hier besteht weiterer Forschungsbe-
darf. 

Inwiefern können Invited Spaces auch dazu beitragen, einen am Status-Quo ori-
entierten Planungsvorschlag in Richtung der Verkehrswende zu verändern? Bei 
der Elbchaussee gelang das nicht, obwohl dementsprechende Beteiligungsbei-
träge eingebracht wurden. Denkbar ist, dass in anderen Fällen durch von der Öf-
fentlchkeit eingebrachtes Wissen innerhalb des gegebenen Einflussrahmens 
leicht in Richtung der Verkehrswende gewirkt werden kann. Eine signifikante, 
richtungsändernde Wirkung in Richtung Verkehrswende ist vermutlich aufgrund 
der starken Beharrungskräfte nur über den Mechanismus Druck möglich.  

Zwar reihen sich die Ergebnisse aus den Fallstudien in die Ergebnisse bestehen-
der Studien ein (Jager et al. 2020; Kochskämper et al. 2018a; Bock und Rei-
mann 2017; Drazkiewicz et al. 2015), indem keine negativen Auswirkungen auf 
die Verkehrswende gefunden wurden. Es wird aber weiterhin davon ausgegan-
gen, dass durch Beteiligung auch negative Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit 
denkbar sind. In Ottensen war das nicht der Fall, weil die Mehrheit für die auto-
arme Gestaltung stimmte und dies in der Beteiligung auch abgebildet werden 
konnte.  

Vorstellbar ist aber, dass durch Invited Spaces ein fortschrittlicher Planungsvor-
schlag gebremst wird, also der Status-Quo durch die Beteiligung ‚stabilisiert‘ 
wird. Das könnte der Fall sein, wenn entweder die Mehrheit tatsächlich gegen die 
Verkehrswende ist, oder wenn zumindest durch die Beteiligung ein solcher Ein-
druck entsteht. Erkennen lässt sich das auch wieder am Beispiel Ottensen: Ohne 
die wissenschaftliche Evaluation wäre es dort sehr gut vorstellbar gewesen, dass 
die Initiativen in Kombination mit skeptischen Stimmen aus der Konsultation es 
hätten schaffen können, eher skeptische politische Akteure zu stärken und das 
Projekt abzuschwächen.  

In Abbildung 18 auf der nächsten Seite sind verschiedene Szenarien der Wirkung 
von Beteiligung auf die Verkehrswende zusammenfassend schematisch darge-
stellt.   
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Abbildung 18 Mögliche Wirkungen von Beteiligung auf die normative Integration 

9.3.3 Zusammenhang der Integrationsebenen 
Es konnte gezeigt werden, dass Invited Spaces das Potential haben, zu beiden 
Integrationsebenen beizutragen, aber auch eine gegenteilige Wirkung denkbar ist. 
Abgeleitet werden kann weiterhin, dass für die IVP besonders die Mechanismen 
Kompass und Druck relevant sind, während Expertise eher als Ergänzung dienen 
kann.  

Neben den bereits beschriebenen Faktoren, die relevant dafür sind, ob und wie 
stark ein Mechanismus wirkt, konnten weitere Faktoren herausgearbeitet werden, 
die beeinflussen, ob ein Mechanismus zu den Integrationsebenen beiträgt. Dabei 
sind diese Faktoren teilweise für die beiden Integrationsebenen die gleichen, teil-
weise unterscheiden sie sich.  

• Für die politische Integration ist besonders die Gestaltung des Beteili-
gungsprozesses relevant, darunter auch die Möglichkeit, sich diskursiv 
auszutauschen, Konflikte auszutragen und Zugangsbarrieren zu überwin-
den.  
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• Für die normative Integration wird davon ausgegangen, dass der Mobili-
tätskontext eine große Rolle spielt. Neben den Charakteristika des Ge-
biets und der Bewohner:innen zählt dazu auch der politische Wille zu 
einer Verkehrswende.  

• Widersprüche zwischen beiden Integrationsebenen wurden in dieser Ar-
beit nicht gefunden. Im Gegenteil war hohe Policy-Relevanz hier für 
beide Integrationsebenen förderlich. Wie ausführlich erläutert wurde, 
sind anderweitige Wirkungen und damit auch Widersprüche zwischen 
den Ebenen aber durchaus denkbar. 

9.4 Zusammenfassung der Erkenntnisse 
Abschließend werden die Forschungsfragen beantwortet. Zunächst werden die 
bis hierher ausgeführten Erkenntnisse zusammengefasst. In den dann folgenden 
Unterkapiteln wird detaillierter auf die drei Forschungsfragen eingegangen.  

Die forschungsleitende Frage, wie und unter welchen Bedingungen konsultative 
Invited Spaces zu Policy-Entscheidungen der kommunalen Verkehrswende bei-
tragen können, lässt sich kurz folgendermaßen beantworten: Konsultative Invited 
Spaces haben das Potential, Policy-Entscheidungen inhaltlich so zu beeinflussen, 
dass sie stärker in Richtung Verkehrswende gehen. Zudem können sie dazu bei-
tragen, die demokratische Qualität des Prozesses zu erhöhen. Das ist aber voraus-
setzungsreich und wird von vielen netzartig zusammenhängenden Faktoren be-
stimmt.  

Invited Spaces haben spezifische Vorteile für die Verkehrswende, aber in ihrer 
derzeitigen Form auch Grenzen. Positiv sowohl für demokratische Qualität als 
auch für inhaltliche Wirkung stellte sich heraus, dass durch den gezielten Einsatz 
von Methoden die Zusammensetzung beeinflusst und die Beteiligung als legiti-
mes Stimmungsbild der Bevölkerung genutzt werden kann. Diese Vorteile kön-
nen zum Zug kommen, wenn Faktoren auf höheren Ebenen zusammenspielen 
und Macht an die Bevölkerung abgegeben wird bzw. abgegeben werden muss 
und die Beteiligung mit ausreichend Ressourcen gestaltet wird. Insbesondere 
kann Beteiligung dann vergleichbar mit einem Kompass dabei helfen, einen pro-
gressiven Vorschlag zu konsolidieren und im Detail anzupassen. Allerdings ist 
auch vorstellbar, dass eine öffentliche Beteiligung der Verkehrswende auf inhalt-
licher Ebene schaden kann, indem etwa ein progressiver Vorstoß durch die Kom-
passfunktion verhindert wird und diejenigen Akteure gestärkt werden, die stärker 
am Status-Quo festhalten möchten. 
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Grenzen zeigen sich besonders dort, wo vonseiten der öffentlichen Hand Einig-
keit besteht, den autogerechten Status-Quo weiterzuführen bzw. dieser nicht aktiv 
hinterfragt und herausgefordert wird. Hier zeigt sich, dass Invited Spaces in ihrer 
traditionellen Form wenig Möglichkeit bieten, den Rahmen aufzubrechen, beson-
ders im Vergleich zu Claimed Spaces. Anders gesagt: Wenn nicht bereits ein sig-
nifikanter Wille zur Verkehrswende da ist, scheint das Potential von Invited 
Spaces überschaubar. Allerdings wurden Hinweise gefunden, dass sich aus In-
vited Spaces Zusammenschlüsse entwickeln können, die ähnliche Dynamiken 
wie Claimed Spaces aufweisen und damit das Potential haben, Druck zu erzeugen 
und Rahmenbedingungen zu verschieben.  

9.4.1 Policy-Wirkung 
Die erste Forschungsfrage lautet: Inwiefern und über welche Mechanismen 
kommt durch konsultative Invited Spaces Policy-Wirkung zustande? 

Zunächst konnte bestätigt werden, dass konsultative Invited Spaces in der Ver-
kehrsplanung unter bestimmten Bedingungen Policy-Wirkung erzeugen können, 
dass dies aber nicht automatisch geschieht und sich in der Intensität der Wirkung 
unterscheidet. Durch Konsultation können inhaltliche Aspekte hinzugefügt oder 
verändert werden, und bereits geplante Aspekte können konsolidiert werden. 
Grundsätzlich scheinen sich Invited Spaces in ihrer derzeitigen Form v.a. zu eig-
nen, Policy-Wirkung in einem dafür eingeräumten ‚Korridor‘ zu verursachen, 
diesen aber eher nicht ‚aufzubrechen‘. 

Beteiligung kann in verschiedenen Phasen in den Policy-Prozess hineinwirken. 
Im Ergebnis werden vier Mechanismen vorgeschlagen; drei, die zu Policy-Wir-
kung führen, und einer, der diese einschränkt. Wie angenommen, laufen die Me-
chanismen parallel ab und gehen ineinander über. 

Möglich ist erstens eine Einarbeitung von Expertise, also neuem Wissen, Ideen 
oder Informationen, die für sinnvoll gehalten werden. Diese geschieht hauptsäch-
lich auf administrativer bzw. fachplanerischer Ebene. Dabei zeigt sich, dass hier 
die Policy-Wirkung eher selektiv bleibt, da sich die Auswahl an den definierten 
Rahmenbedingungen der Planung und des Stands der Technik ausrichtet und da-
mit möglicherweise ein großer Teil des (verkehrswenderelevanten) Wissens, das 
in Prozesse eingebracht wird, gar nicht einfließen kann. In der Einarbeitung von 
Expertise kann das Potential zu signifikanter Policy-Wirkung liegen, wenn diese 
früh im Prozess eingebracht wird oder in einen Prozess mit wenig vorhergehender 
Diskussion. Für den Mechanismus Expertise bieten Invited Spaces gute Bedin-
gungen, da hier die Fragen auf die Rahmenbedingungen zugeschnitten werden.  
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Zweitens können Beteiligungsergebnisse als Kompass fungieren, die einen ein-
geschlagenen Kurs bestätigen und/oder als Basis kleinerer oder größerer ‚Nach-
steuerungen‘ dienen. Dieser Mechanismus wirkt v.a. auf Ebene der Politik, kann 
also auch auf Agendasetting und Problemdefinition wirken. Die Beteiligung zeigt 
auf, welche Ausrichtung von der Bevölkerung gewünscht wird und kann damit 
auch bestimmte Interessen bzw. Akteure stärken. Dieser Mechanismus hat das 
Potential, grundlegende Richtungsentscheidungen zu beeinflussen, setzt aber vo-
raus, dass das politisch gewollt ist und die Beteiligung dementsprechend positio-
niert und gestaltet wird. Wichtige Basis für dessen Wirken ist, dass die Beteili-
gungsergebnisse als legitimer Ausdruck der Bevölkerungsinteressen wahrge-
nommen werden.  

Gerade wenn der ‚Korridor‘ sehr eng ist und der Konsultation kaum Spielraum 
eingeräumt wird, ist ein Potential in Claimed Spaces zu sehen, da sie Druck er-
zeugen und damit den Korridor verschieben können. Allerdings deutet sich an, 
dass sich auch aus Invited Spaces eine ähnliche Dynamik entwickeln kann, wenn 
sich dort Personen zusammenschließen und ermächtigen. Somit ist der dritte 
mögliche Einflussmechanismus die Erzeugung von Druck. Ein solches Em-
powerment kann von der öffentlichen Hand begünstigt werden. Druck kann legal 
oder diskursiv erzeugt werden und dann unter anderem dazu genutzt werden, ei-
gene Expertise einzubringen. 

Viertens wird Nicht-Entscheidung als Mechanismus vorgeschlagen. Nicht-Ent-
scheidung, also der Entzug wichtiger Entscheidungen aus dem sichtbaren politi-
schen Prozess, beschränkt die Policy-Wirkung, die durch die Beteiligung möglich 
ist. Die Fragen, die gestellt werden, und v.a. die Fragen, die nicht gestellt werden, 
beeinflussen die Antworten und den denkbaren Möglichkeitsraum für die Teil-
nehmenden. Auch Claimed Spaces sind dadurch betroffen, bieten aber auch gro-
ßes Potential, die Nicht-Entscheidungen zu benennen und die Paradigmen neu zu 
definieren.  

9.4.2 Rolle für die Verkehrswende 
Die zweite Forschungsfrage bezieht sich auf den Beitrag der Policy-Wirkung zur 
Integrierten Verkehrsplanung. Insgesamt wurde herausgefunden, dass Invited 
Spaces zur integrierten Verkehrsplanung beitragen können, dies aber vorausset-
zungsvoll ist. Dabei haben die beiden Integrationsebenen teilweise unterschied-
liche Anforderungen, die aber gut miteinander vereinbar scheinen.  

Bezüglich der politischen Integration wurde herausgearbeitet, dass Beteiligung 
nicht an sich als Beitrag bezeichnet werden kann, da auch hier bestätigt wurde, 
dass die Zusammensetzung der Teilnehmenden ohne spezifische Bemühungen 
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sozial selektiv bleibt und sich bestimmte Personen besser äußern können als an-
dere. Dennoch bestätigte sich, dass bei bestehendem Willen und investierten Res-
sourcen eine gewisse Steuerungswirkung besteht und damit Invited Spaces eine 
besondere Qualität für die demokratische Gestaltung eines Prozesses haben. 
Durch wissenschaftliche Befragungen, zielgruppenspezifische Veranstaltungen, 
kleine Gruppen, diskursive Elemente und Moderation kann der Bias ein Stück-
weit aufgebrochen werden. Das zeigte sich besonders im Vergleich mit den Clai-
med Spaces. Weiterhin zeigte sich, dass viele Elemente, die die Prozessqualität 
begünstigen, auch dazu beitragen können, dass die Beteiligung als legitim ange-
sehen und damit auch politisch entscheidungsrelevant wird. Gerade wenn die Be-
dingungen so gestaltet sind, dass verschiedene der formulierten Einflussmecha-
nismen wirken und sich gegenseitig ggf. ergänzen bzw. regulieren, kann von ei-
nem Beitrag zur politischen Integration gesprochen werden.  

Auch auf Ebene des Ergebnisses, also der normativen Integration, haben Invited 
Spaces ein Potential. Es wurde dargestellt, dass sie bei einer politisch gewollten 
Abkehr vom Status-Quo dazu beitragen können, diesen mitzutragen und zu ‚sta-
bilisieren‘, indem sie ein Gegengewicht bilden zu lautstarken Gegner:innen. Dies 
setzt allerdings voraus, dass erstens Macht an die Bevölkerung abgegeben wird, 
und zweitens diese Abkehr vom Status-Quo auch von einem großen Teil der Be-
völkerung gewollt ist bzw. diese Akzeptanz hergestellt werden kann.  

Das Potential, durch Invited Spaces eine konservative, am Status-Quo orientierte 
Planung maßgeblich in Richtung Verkehrswende zu beeinflussen, wird mit Skep-
sis betrachtet. Selbst wenn sich in der Beteiligung viele Personen für eine Ver-
kehrswende stark machen, kann davon ausgegangen werden, dass die Behar-
rungskräfte durch das Regime der Automobilität und dessen legale und administ-
rative Manifestation hoch sind und es für eine Wirkung in diese Richtung sehr 
starke Befürwortung braucht, die nicht vorausgesetzt werden kann. Ein Potential 
wird in der Möglichkeit gesehen, dass sich aus Invited Spaces Druck entwickeln 
kann und diese äquivalent zu Claimed Spaces bestehende Rahmenbedingungen 
aufbrechen können.  

Weiterhin kann davon ausgegangen werden, dass Invited Spaces über die Mecha-
nismen in anderen Mobilitätskontexten auch stabilisierend für autogerechte Pla-
nung wirken können und sich somit negativ auf die normative Integration aus-
wirken, entweder indem sie progressive Vorschläge abschwächen oder indem sie 
solche Vorschläge gar nicht erst aufkommen lassen.  

Zwar sind für die beiden Integrationsebenen unterschiedliche Gestaltungsele-
mente und Faktoren wichtig, aber unter den richtigen Bedingungen kann eine 
gute Prozessgestaltung auch Policy-Wirkung fördern, da die Beteiligung dadurch 
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als legitim wahrgenommen wird. Ein Widerspruch zwischen den beiden Ebenen 
entsteht, wenn die Policy-Wirkung einer gut gestalteten Beteiligung sich auf-
grund eines Zusammenspiels von bestimmten Faktoren negativ für die Verkehrs-
wende gestaltet. Weitere Widersprüche könnten entstehen, wenn es tatsächlich 
gelingt, durch Invited Spaces maßgeblich Druck auszuüben und Wirkung zu er-
zielen. Je nachdem, wie und durch wen dieser Druck zustande kommt, müsste 
eine ähnliche Diskussion geführt werden wie bei Claimed Spaces: Wer wird 
durch sie eigentlich repräsentiert?  

9.4.3 Einflussfaktoren 
Die dritte Frage lautet, wie Faktoren im Kontext, Planungs- und Beteiligungspro-
zess die Policy-Wirkung, die Mechanismen und die ‚Nachhaltigkeitswirkung‘ be-
einflussen.  

Deutlich wurde zunächst, dass die Faktoren in ihrem Zusammenspiel wirken und 
nicht isoliert betrachtet werden können, besonders da sie sich gegenseitig beein-
flussen. Das gleichzeitige Auftreten oder eine Veränderung verschiedener Fakto-
ren kann ein Möglichkeitsfenster für Policy-Wirkung öffnen. Während die Fak-
toren nicht als deterministische Variablen zu verstehen sind, lassen sich solche 
bestimmen, die Policy-Wirkung begünstigen oder hemmen können und die ‚Aus-
richtung‘ dieser mitbeeinflussen. Dabei können hier vor allem Aussagen über 
Faktoren auf Ebene des Kontexts und des Planungsprozesses getroffen werden, 
während die Aussagen zur Auswirkung der genauen Gestaltung des Beteiligungs-
prozesses relativ allgemein bleiben müssen. Das liegt zum einen daran, dass diese 
zum Teil gar nicht untersucht werden konnten, zum anderen, dass sich die Fak-
toren auf den ‚oberen‘ Ebenen als so viel relevanter herausstellten, dass eine ver-
tiefte Diskussion über die genaue Gestaltung der Konsultation am Kern des Prob-
lems vorbeigehen würde. 

Vorgeschlagen wird das Konzept der Policy-Relevanz, das beschreibt, welche 
Bedeutung Beteiligungsergebnisse in einem bestimmten Prozess überhaupt ha-
ben können bzw. welche Bedeutung ihnen zugedacht ist, und dabei hilft, bekannte 
Einflussfaktoren zu strukturieren. Für die Policy-Relevanz stellte sich als beson-
ders wichtig heraus, wie viel Handlungsalternative auf der lokalen politischen 
Ebene noch gesehen wird, ob es also Offenheit für Alternativen oder eine Nicht-
Durchführung des Projekts gibt, und ob es innerhalb der lokalen Politik unter-
schiedliche Auffassungen zu diesen Fragen gibt, also offene Konflikte. Des Wei-
teren scheint sehr wichtig zu sein, inwiefern das Projekt eine Relevanz für die 
nächste Wahl hat. Das wird etwa beeinflusst durch die politischen Stimmenver-
hältnisse, den Zeitpunkt der Wahl, die Betroffenheit der Bevölkerung und die 
Größe der administrativen Einheit.  
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Die Policy-Relevanz wird erstens deswegen für bedeutend gehalten, weil sie be-
schreibt, welchen Spielraum die Beteiligung haben kann bzw. soll. Wenn die Be-
teiligung keine Policy-Relevanz hat, sind – zugespitzt ausgedrückt –die Faktoren 
auf Ebene des Beteiligungsprozesses für die Policy-Wirkung größtenteils irrele-
vant. Zweitens ist die Policy-Relevanz wichtig, weil sie sich maßgeblich auswirkt 
auf den Ressourceneinsatz und die Gestaltung der Beteiligung, also auf Faktoren 
des Beteiligungsprozesseses. Eine hohe Policy-Relevanz bedeutet, dass die Be-
teiligung eher wirkungsvoll gestaltet wird, während das bei einer niedrigen Po-
licy-Relevanz nicht wichtig oder gerade nicht gewollt ist. Mit dem Ressourcen-
einsatz und der gezielten Gestaltung erhöht sich das Potential für Policy-Wirkung 
und wirkt sich positiv auf die Prozessqualität aus.  

Besonders der Mechanismus Kompassfunktion hängt stark von der Policy-Rele-
vanz ab. Unklar bleibt, ob dies auch beim Aufbau von Druck der Fall ist. Eine 
gezielte Gestaltung der Beteiligung kann zu einer Ermächtigung beitragen, be-
sonders das Angebot diskursiver Elemente und die methodische Unterstützung 
sind wichtig. Hier können zudem besonders einzelne Akteure innerhalb der Ver-
waltung oder Fachplanung wichtig sein, die die Rolle übernehmen, Gruppen zu 
empowern. Vorstellbar ist dies aber auch bei Beteiligungsprozessen, denen ‚von 
oben‘ keine Policy-Relevanz zugestanden wird.  

Neben der Policy-Relevanz spielen auch andere Faktoren eine Rolle. Besonders 
zu nennen sind der Mobilitätskontext und, daraus abgeleitet, der Charakter des 
eingebrachten Vorschlags. Daraus ergibt sich erstens, ob zum Vorschlag ‚pas-
sende‘ Expertise eingebracht wird und diese somit das Potential hat, die Planung 
im gegebenen Rahmen zu qualifizieren. Es wird davon ausgegangen, dass bei 
eher autogerechten Vorschlägen wenig passende Expertise eingebracht wird, zu-
mindest solange, wie diese Planung die Normalität darstellt und sich deswegen 
Befürworter:innen nicht einbringen müssen. Zweitens – und das ist wichtiger – 
beeinflusst der Mobilitätskontext, ob Beteiligung sich inhaltlich positiv oder ne-
gativ auf die Verkehrswende auswirkt. Spezifisch ist die Ausrichtung der Mobi-
litätspolitik und die Mobilität der lokalen Bevölkerung wichtig.  



10 Fazit 
Zum Abschluss wird der wissenschaftliche Beitrag dieser Arbeit zusammenge-
fasst, um dann auf ihre Grenzen und den weiteren Forschungsbedarf einzugehen. 
Auch werden einige aus den Ergebnissen abgeleitete Denkanstöße für die Praxis 
formuliert, bevor die Arbeit mit einem Ausblick endet.  

10.1 Wissenschaftlicher Beitrag 
In dieser Arbeit wurde die detaillierte Untersuchung von inhaltlicher Wirkung 
von Beteiligung verknüpft mit dem normativen Anspruch der integrierten Ver-
kehrsplanung; dies wurde auf Basis zweier unterschiedlicher Fallstudien unter-
sucht.  

Inhaltlicher Beitrag 

Die vorliegende Arbeit reiht sich ein in eine Reihe von Forschungsarbeiten, die 
detailliert anhand weniger Fallstudien Policy-Wirkung untersucht haben, und er-
gänzt einige vorhandene Meta-Studien zum Thema Policy-Wirkung (siehe 
Kapitel 3). Gegenüber den meisten dieser Studien (Young und Tanner 2023; 
Schwanholz et al. 2021; Chen und Aitamurto 2019; Font et al. 2018; 
Neunecker 2016a; Kubicek et al. 2011) liegt der Mehrwert der vorliegenden 
Arbeit erstens darin, dass hier Policy-Wirkung anhand ihrer 
Entstehungsmechanismen untersucht wurde, wodurch Wirkungen detaillierter 
und kleinteiliger erhoben werden konnten und auch tieferliegende Wirkbeziehun-
gen aufgedeckt wurden. Neben der Entstehung von Wirkungen lag ein Fokus da-
rauf zu verstehen, wie diese verhindert oder gelenkt werden, was sich als frucht-
bare Perspektive erwies. Im Ergebnis konnten vier Mechanismen identifiziert 
werden, mithilfe derer Invited Spaces auf unterschiedliche Weise Policy-Wir-
kung entfalten können, nämlich die Einarbeitung von Expertise, die Kompass-
funktion, der Aufbau von Druck und als hemmender Mechanismus die Nicht-
Entscheidung. Diese Mechanismen helfen, auch subtile Wirkungen differenziert 
zu analysieren und erweitern das Spektrum dessen, wie Wirkungen aussehen kön-
nen. Insbesondere konnte analysiert werden, dass es auch ohne inhaltliche Ver-
änderung einer Planung Policy-Wirkung geben kann. 

Zweitens wurde die Untersuchung von Policy-Wirkung in dieser Arbeit mit der 
normativen Dimension verknüpft. Damit knüpft diese Studie an ähnliche Frage-
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stellungen aus den Umweltwissenschaften an (Jager et al. 2020; Kochskämper et 
al. 2018a; Drazkiewicz et al. 2015; Dietz und Stern 2008; Beierle und Ca-
yford 2002). Sie ist eine der ersten, die Policy-Wirkung von Beteiligung im Ver-
kehrsbereich spezifisch in Bezug auf ihre Bedeutung für die Verkehrswende un-
tersucht, und ergänzt dabei Studien, die sich auf einzelne Zielgrößen konzentrie-
ren (Schütte et al. 2023; Boisjoly und Yengoh 2017; Bock und Reimann 2017; 
Elvy 2014); darüber hinaus ist es meines Wissens nach die erste Studie, die diese 
Frage anhand der kommunalen Planungsebene in Deutschland untersucht. Dabei 
konnte gezeigt werden, dass Invited Spaces inhaltlich zur Verkehrswende beitra-
gen können, dies allerdings voraussetzungsreich ist. Es wurde argumentiert, dass 
die Ausrichtung der Policy-Wirkung besonders vom Mobilitätskontext abhängt 
und in anderen Kontexten möglicherweise entgegengesetzt ausfällt. Zudem 
wurde hier die Betrachtung durch die Berücksichtigung der Prozessdimension er-
weitert: Es wurde die Frage gestellt, wer eigentlich wie Wirkung erzeugt. Durch 
die gemeinsame Betrachtung der normativen und der politischen Integration 
konnte hier gezeigt werden, dass diese sich nicht widersprechen müssen, aber 
unterschiedliche Elemente in Prozessen relevant sein können. Ein Mehrwert 
ergibt sich insbesondere aus der Mitbetrachtung von Claimed Spaces, die als Ver-
gleichsfolie dabei halfen, die Dynamiken und Potentiale von Invited Spaces kla-
rer zu fassen und abzugrenzen.  

Drittens erlaubte die qualitative Herangehensweise trotz der begrenzten Anzahl 
von zwei Fallstudien Aussagen über Einflussfaktoren. Dabei wurde aufgebaut auf 
zahlreichen Erkenntnissen zu Einflussfaktoren für Policy-Wirkung. Im Gegen-
satz zu vielen Studien (Schwanholz et al. 2021; Chen und Aitamurto 2019; Font 
et al. 2018; Kubicek et al. 2011; Beierle und Cayford 2002) wurde hier mit einer 
offenen Herangehensweise gearbeitet, wodurch neben den theoretisch angenom-
menen Faktoren weitere gefunden wurden und viele der bereits in anderen Stu-
dien gefundenen Faktoren bestätigt werden konnten. Dabei wurden keine Fakto-
ren für Policy-Wirkung gefunden, die zuvor noch nicht in der einen oder anderen 
Weise genannt worden waren, es wurde aber mit dem Konzept der Policy-Rele-
vanz ein Vorschlag gemacht, wie sich die Vielzahl der Einflussfaktoren struktu-
rieren lässt. Diese wird durch Faktoren auf Ebene des Kontextes und des Pla-
nungsprozesses bestimmt und beeinflusst, wie viele Ressourcen in den Beteili-
gungsprozess investiert werden. Damit leistet diese Arbeit einen Beitrag zur Dis-
kussion um Einflussfaktoren und regt insbesondere an, sich stärker auf Faktoren 
in Kontext und Planungsprozess zu konzentrieren, um die (Nicht-)Wirkung von 
Beteiligung zu erklären. Zudem konnte durch die mechanismenbasierte Herange-
hensweise gezeigt werden, dass sich Einflussfaktoren und deren Relevanz für die 
einzelnen Mechanismen unterscheiden. Zudem wurden hier explizit auch Fakto-
ren gesucht, die die ‚Richtung‘ der Wirkung in Hinblick auf die Verkehrswende 
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beeinflussen und es wurde die Relevanz des Mobilitätskontextes und der Aus-
richtung des von administrativ-politischer Seite eingebrachten Vorschlags her-
ausgearbeitet.  

Methodischer Beitrag 

Durch die Mechanismen wurde ein methodischer Beitrag dazu geleistet, wie sich 
Wirkbeziehungen in komplexen realweltlichen Zusammenhängen erfassen las-
sen, auf dem weitere Forschungsarbeiten aufbauen können. Es konnte gezeigt 
werden, dass Wirkungen auftraten, die etwa durch einen reinen Vergleich zwi-
schen Beiträgen und Policy-Entscheidung nicht hätten erfasst werden können. 
Auf der anderen Seite konnte auch gezeigt werden, dass es sich trotz Übereinst-
immungen in Beiträgen und Planungsergebnissen nicht immer um Policy-Wir-
kung handelt.  

Die in Anlehnung an das Process Tracing entwickelte, mechanismen-basierte 
Methodik stellte sich als geeignet für die Erforschung von Policy-Wirkung her-
aus. Sie hilft, die verschiedenen Datenarten zu verbinden und somit entlang der 
Mechanismen und der einzelnen Prozessschritte sowie der definierten Faktoren 
quer auszuwerten. Damit reiht sich diese Arbeit ein in die wenigen Forschungs-
arbeiten, die sich Policy-Wirkung mit einer Kombination aus methodischen An-
sätzen nähern (Pfeifer et al. 2021; Sutcliffe und Cipkar 2017; Aitamurto 2016; 
Drazkiewicz et al. 2015) und ergänzt insbesondere die Studien aus den Umwelt-
wissenschaften, die mit Mechanismen arbeiten (Schütte et al. 2023; Newig et al. 
2018; Kochskämper et al. 2018a). Ein methodischer Mehrwert dieser Arbeit ist, 
dass sie erstens ungewöhnlich viele Datenarten verbindet und so eine besonders 
nuancierte Annäherung an Wirkprozesse erlaubt, und die Herangehensweise 
zweitens detailliert nachvollziehbar und auch für andere Studien nutzbar ist.  

So können die hier beschriebenen Mechanismen als Ausgangspunkt für weitere 
Studien dienen, in denen sie anhand der hier definierten Vorschläge für Evidenz 
untersucht bzw. eigene Mechanismen ergänzt werden können. Dabei ist in dieser 
Arbeit die Anwendung detailliert dokumentiert, sodass die einzelnen Schritte 
nachvollzogen und an eigene Forschungsarbeiten angepasst werden können. Je 
nach gewünschter Detailtiefe können dabei für die Mechanismen die einzelnen 
Indikatoren bearbeitet werden - wie hier für die Konsultationsformate geschehen 
-, nur bestimmte Indikatoren ausgesucht werden, oder - wie hier für die anderen 
Beteiligungsformate geschehen - eine zusammenfassende Betrachtung der Evi-
denz pro Mechanismus vorgenommen werden.  

Durch die zweistufige Herangehensweise, in der im ersten Schritt die Wirkung 
nur beschrieben (und noch nicht bewertet) wurde, lässt sich das Vorgehen auch 
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auf Beteiligungsverfahren in anderen Planungsfeldern anwenden. Außerdem 
wurde gezeigt, dass die entwickelten Mechanismen nicht nur für die – hier im 
Fokus stehenden – Invited Spaces angewandt werden können, sondern sich auch 
als Ausgangspunkt eignen, um diese mit Claimed Spaces zu vergleichen.  

Die methodische Herangehensweise ändert nichts daran, dass Wirkungen immer 
nur annäherungsweise erfasst werden können, aber sie erlaubt eine reichhaltige 
und nachvollziehbare Annäherung, die mit beliebig vielen verschiedenen Daten-
formen und -methoden ergänzt werden kann. 

10.2 Grenzen der Studie und weiterer Forschungsbedarf 
Eine erste, offensichtliche Grenze der Studie stellt die Untersuchung (nur) zweier 
kontextspezifischer Fallstudien dar. Das war sinnvoll für die interne Validität, 
lässt aber Aussagen über das gesamte Forschungsfeld nur thesenhaft zu. Da die 
beiden Fallstudien zudem in einigen Kontextfaktoren übereinstimmen und beide 
im urbanen Kontext Hamburg verortet sind, entstehen blinde Flecken. Aussagen 
über die Relevanz des Kontextes können zwar (vorsichtig) getätigt werden, soll-
ten aber in weiteren Studien qualifiziert werden. Zukünftige Forschung könnte 
die Fragestellung an weiteren Fallstudien mit einem anderen (Mobilitäts-)kontext 
untersuchen, etwa mit einer höheren Pkw-Besitzquote oder weniger verkehrs-
wende-affinen politischen Verhältnissen. Denn in solchen Fällen ist auch vor-
stellbar, dass die Policy-Wirkung für die Verkehrswende negative Folgen hat.  

Eine Untersuchung anhand verschiedener und zahlreicherer Fallstudien könnte 
auch dazu beitragen, die Rolle einiger Faktoren genauer zu verstehen. In dieser 
Arbeit konnten nicht zu allen theoretisch hergeleiteten Faktoren Aussagen getrof-
fen werden, und eine groß angelegte und systematische Untersuchung verschie-
dener Faktoren und deren Zusammenhang scheint sinnvoll. Die Rolle der Betei-
ligungserfahrung der Kommune bleibt in dieser Untersuchung beispielsweise un-
klar, sodass ein Vergleich mit Städten sinnvoll wäre, in denen noch wenig betei-
ligt wurde. Auch scheint eine Untersuchung in ländlichen Gebieten oder Klein-
städten sinnvoll, da eine solche sich in vielen Faktoren vom hier untersuchten 
urbanen Kontext unterscheidet. Außerdem hatten beide Fallstudien gemeinsam, 
dass eine lange und intensive öffentliche Diskussion den Projekten vorausging. 
Um die mögliche Rolle von Diskurs und Expertise besser untersuchen zu können, 
wäre es somit sinnvoll, das Thema zusätzlich an Fallstudien zu untersuchen, bei 
denen es bisher wenig öffentliche Diskussion zu dem Thema gab. Dabei könnte 
gezielter auf weniger Faktoren fokussiert werden. Zudem wäre bezüglich der 
Faktoren interessant, den Ansatz der Policy-Relevanz weiterzudenken und 
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anhand einer Literaturstudie zu prüfen, inwiefern sich Ergebnisse zu Einflussfak-
toren damit sinnvoll strukturieren und abbilden lassen.  

In Ergänzung zur vorliegenden Studie besteht weiterer Forschungsbedarf, die Po-
licy-Wirkung der Beteiligungen auch längerfristig aus einer ex-Post-Perspektive 
zu untersuchen. Erstens könnte so die auf die Policy-Entscheidung folgende Um-
setzungsphase berücksichtigt werden, in der der Beitrag zur Verkehrswende in 
gebauter Form sichtbar wird: Werden die ambitionierten Maßnahmen des Ver-
kehrskonzepts für Ottensen in der Objektplanung so umgesetzt? Wie wirkt sich 
die Beteiligung im Fall Elbchaussee auf die Planungen zum nächsten Abschnitt 
aus? Solche indirekten oder zeitverzögerten Effekte konnten hier nicht untersucht 
werden. Zweitens wäre auch die Perspektive der Akteure auf den Prozess mit 
etwas zeitlichem Abstand im Vergleich spannend. Während die begleitende For-
schung wie erwartet großen Mehrwert bezüglich der Verfügbarkeit von Daten bot 
und weiterempfohlen wird, erschwerte die Aktualität teilweise auch die For-
schung, insbesondere da beide Projekte zum Forschungszeitpunkt umstritten wa-
ren und eine vollständige Anonymisierung kaum möglich war. Das zeigt sich 
nicht zuletzt daran, dass nicht alle Interviewpartner:innen der Veröffentlichung 
ihrer Zitate zustimmten. Es ist vorstellbar, dass mit zeitlichem Abstand weitere 
Einblicke möglich wären. 

Zudem sollte Policy-Wirkung auch stärker gemeinsam mit anderen Wirkungen 
von Beteiligung untersucht werden. In dieser Arbeit wurden andere Wirkungen 
nur am Rande betrachtet, obgleich Wirkungen auf Einstellungen, Akzeptanz oder 
das politische System natürlich mit Policy-Wirkung eng zusammenhängen. Auch 
wenn eine detaillierte Untersuchung der einzelnen Wirkungs-Dimensionen in 
breiter angelegten Studien nicht immer möglich sein mag, sollte Policy-Wirkung 
öfter Bestandteil von Studien zu Beteiligung werden bzw. standardmäßig so gut 
wie möglich mit abgebildet werden.  

Methodische Reflektion 

Sowohl die gewählte qualitative Methodik als auch die gewählten Methoden er-
wiesen sich als sinnvoll für die Erforschung von Policy-Wirkung. Um weitere 
Fallstudien untersuchen zu können sollten jedoch so weit wie möglich einheitli-
che Auswertungssysteme für alle Methoden genutzt werden. Zwar bot die Me-
thodenvielfalt für diese Arbeit einen großen Mehrwert, sie stellte aber auch einen 
beträchtlichen Aufwand dar, der sich vermutlich reduzieren ließe.  

Dies könnte den Einbezug weiterer Methoden ermöglichen. Denkbar ist insbe-
sondere die Nutzung weiterer quantitativer Daten: So wie in dieser Studie die 
Bevölkerungs- und Teilnehmendenbefragung die qualitativen Erkenntnisse 
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ergänzen und in den Kontext setzen konnten, sowie auch einen strukturierten Ver-
gleich der Fallstudien untereinander erlaubten, scheint auch die Ergänzung durch 
Befragungen von Politik und Verwaltung oder der (automatisierten) Inhaltsana-
lyse von Beteiligungsbeiträgen sinnvoll. Letzteres könnte eine schnelle Analyse 
der Beteiligungsergebnisse ermöglichen. Denkbar wäre auch, die detaillierte Er-
hebung in einzelnen Fallstudien im Sinne eines T-förmigen Designs mit einer 
quantifizierenden Erhebung zu ergänzen, um die gefundenen Ergebnisse direkt 
in das gesamte Forschungsfeld einordnen zu können.  

Die Mitbetrachtung von anderen Beteiligungsformaten erwies sich im Kontext 
dieser Arbeit als sehr fruchtbar und kann für weitere Studien empfohlen werden. 
Insbesondere die Forschung in Ottensen zeigte, dass die einzelnen Formate oh-
nehin nicht trennscharf auseinandergehalten werden können und in Wechselwir-
kung betrachtet werden müssen. Besonders wichtig erwies sich die gemeinsame 
Betrachtung mit Claimed Spaces. Mit den Worten von Gaventa (2006, S. 28): 
„We must also remember that these spaces exist in dynamic relationship to one 
another, and are constantly opening and closing through struggles for legitimacy 
and resistance, co-optation and transformation.” Dafür könnte auch das Mecha-
nismen-Framework in weiteren Studien auf theoretischer Basis für Claimed 
Spaces ergänzt und ggf. weitere Mechanismen-Skizzen aufgestellt werden, um 
dann weitere Fallstudien zu untersuchen. Der Zusammenhang und die Interakti-
onen zwischen Invited Spaces und Claimed Spaces sollten weiter untersucht wer-
den, bis hin zum Entstehen hybrider Formen der Beteiligung, die womöglich als 
Symptom einer Übergangsphase gesehen werden können, in der neue Organisa-
tionsformen und Wünsche etablierten Beteiligungsprozessen gegenüberstehen. In 
diesem Kontext sollte spezifisch weiter erforscht werden, unter welchen Bedin-
gungen Invited Spaces Druck aufbauen können und inwiefern darüber tatsächlich 
Policy-Wirkung entstehen kann bzw. wovon das abhängt, und wie sich diese Dy-
namik zu Claimed Spaces verhält.  

Zuletzt soll noch eingegangen werden auf das Spannungsfeld zwischen struktu-
riertem, theoriegeleiteten Vorgehen und Offenheit im Forschungsprozess. Ob-
wohl explizit eine offene, qualitative Herangehensweise gewählt wurde, die sich 
im Forschungsprozess stark weiterentwickelte, strukturierten die Mechanismen-
Skizzen, die Bewertungskriterien und die Einflussfaktoren und die damit verbun-
denen Indikatorensysteme den Erkenntnisprozess stark. Die hier gewählte Her-
angehensweise eignete sich sehr gut dazu, die theoretisch erarbeiteten Mechanis-
men empirisch zu fundieren und teilweise auch umzuformulieren. Für die Erar-
beitung gänzlich neuer Mechanismen aus dem Material könnte eine induktive 
Variante des Process Tracing, wie sie Beach und Pedersen (2018, S. 852) 
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erwähnen, jedoch besser funktionieren. Ein interessanter Forschungsansatz wäre 
eine Kombination und Kontrastierung beider Herangehensweisen.  

10.3 Denkanstöße für die Praxis 
Was können die Erkenntnisse beitragen zum praktischen Umgang mit dem Span-
nungsfeld zwischen der gebotenen nachhaltigen Verkehrswende auf Ebene der 
Infrastruktur und des Raumes und dem Anspruch eines offenen, freiheitlich-de-
mokratischen Systems? Aus einer Analyse des Ist-Zustands leiten sich nicht au-
tomatisch Empfehlungen ab. Somit erfolgt hier eine weitergehende Interpreta-
tion. Als Grundlage für die im Folgenden formulierten Denkanstöße dient hier 
die normative Verortung, nämlich das Leitbild der IVP. Wie kann Beteiligung 
über ihre Policy-Wirkung zur IVP beitragen, also die normative Integration der 
Ergebnisse und die politische Integration des Planungsprozesses verbessern? 

Implikationen ergeben sich dabei für verschiedene Akteursgruppen. Relevant ist 
zunächst das mit der Planungswissenschaft korrespondierende Planungsfeld, also 
die (Verkehrs-)planung in Verwaltung und privaten Büros. Auch relevant sind 
Akteure aus der Politik, die oft den Rahmen für die Planungen und die Beteili-
gung vorgeben. Drittens sind die vielfältigen Akteure aus der Zivilgesellschaft 
mit zu betrachten. Folgende Anregungen werden vor diesem Hintergrund formu-
liert.  

Grundlegende Entscheidungen als Teil des politischen Aushandlungsprozes-
ses sichtbar machen. 

Essenzielle Entscheidungen sollten so wenig wie möglich aus dem sichtbaren po-
litischen Prozess herausgehalten, sondern vielmehr als Teil dessen begriffen wer-
den. Auch technische Regelwerke und Richtlinien, etwa zur Ausgestaltung be-
stimmter Straßentypen, sollten nach und nach stärker Teil des sichtbaren politi-
schen Diskurses werden. Die bereits getroffenen Entscheidungen sollten offen 
und transparent kommuniziert werden. Closed Spaces wird es weiterhin geben, 
ein erster Schritt wäre, sie als solche zu benennen und auch ihre Gegenstände als 
politische Entscheidungen zu benennen, sodass sie nach und nach zu einem Teil 
des politischen Diskurses werden können. Im Zuge dessen sind sichtbare Kon-
flikte als positives Zeichen zu werten und sollten nicht davon abhalten, ein Thema 
zu diskutieren.  

Verständnis für Kontextfaktoren entwickeln. 

In dieser Arbeit wurde bestätigt, dass das grundlegende Problem bei öffentlicher 
Beteiligung nicht der Mangel an Innovationen oder neuen Methoden ist, sondern 
Partizipation immer wieder an dieselben Probleme und Grenzen von etablierten 
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Institutionen stößt. Bei der Planung einer Beteiligung sollten zunächst die Kon-
textfaktoren systematisch erfasst und verstanden und daraus sinnvolle Beteili-
gungsschritte abgeleitet werden. Hilfreich kann dabei das Konzept der Policy-
Relevanz sein und die Frage, wie diese in einem konkreten Fall erhöht werden 
kann.  

Ressourcen für gute Beteiligung bereitstellen. 

Durch Einsatz von Ressourcen (Geld, Zeit, Expertise) kann bis zu einem gewis-
sen Grad die Inklusivität und die fundierte Urteilsbildung erhöht werden, und die 
Beteiligung kann als legitimer Ausdruck der Interessen der Bevölkerung wahrge-
nommen werden, was ihre Rolle im politischen Diskurs entscheidend erhöht. 
Eine besondere Rolle spielen repräsentative Studien, die sich an die Struktur der 
betroffenen Bevölkerung annähern können, auch um ein übertragbares Stim-
mungsbild zu Verkehrswendemaßnahmen zu bekommen.  

Es kann sinnvoll sein, bestehende Ressourcen zunächst auf eben jene Verfahren, 
die hohe Policy-Relevanz haben, zu konzentrieren. Damit sollte offen umgegan-
gen werden. Perspektivisch sollte der Fokus aber darauf liegen, Policy-Relevanz 
zu erhöhen und mehr Ressourcen bereitzustellen.  

Mutige Entscheidungen treffen, auch wenn nicht alle einverstanden sind. 

Wenn eine Beteiligung stattgefunden hat, die relevanten Gruppen erreicht wurden 
und sich äußern konnten und die relevanten Fragen offen diskutiert wurden, sollte 
ab einem gewissen Punkt eine mutige politische Entscheidung getroffen werden, 
ohne an diesem Prozessschritt weiter zu beteiligen. Auch wenn nicht alle zufrie-
den sind, ist das nicht (unbedingt) als Zeichen unzureichender Beteiligung zu 
deuten, sondern als zu erwartender Bestandteil eines politischen Prozesses. Die 
Dokumentation eines Beteiligungsprozesses und die Nutzung externer Expertise 
und eine Evaluation können hierfür Sicherheit geben.  

Policy-Wirkung transparent darstellen. 

Deutlich wurde in dieser Arbeit, dass Policy-Wirkung nicht nur nicht automatisch 
auftritt, sondern teilweise auch schwer erkennbar ist. Transparenz ist ein demo-
kratischer Wert, und er könnte auf Dauer zu mehr Policy-Wirkung beitragen: 
Vorstellbar ist etwa, eine anschauliche und kurze Dokumentation des Umgangs 
mit Beteiligungsergebnissen in Leitlinien zu Beteiligungen aufzunehmen. Grund-
lage könnten die hier entwickelten Mechanismen sein. Neben einem Beitrag zur 
Akzeptanz (der an anderer Stelle zu erforschen wäre) könnte eine solche syste-
matische Dokumentation auch alle Beteiligten für die Wege von inhaltlicher Wir-
kung und deren Hindernisse sensibilisieren. 
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Invited Spaces weiter etablieren und ausbauen. 

Bei Invited Spaces vonseiten der öffentlichen Hand kann unmittelbarer Einfluss 
auf die Zusammensetzung der Teilnehmenden und die Aushandlungsprozesse ge-
nommen werden. Niedrigschwellige Formate sollten angeboten werden, um ver-
schiedene Personen zu erreichen. Gut gestaltete Invited Spaces können dabei tra-
ditionell überhörte Stimmen wahrnehmbar machen und Forderungen aus den 
Claimed Spaces in den Kontext setzen und ggf. ‚ausgleichen‘, um zu vermeiden, 
dass sich ‚laute‘ Partikularinteressen durchsetzen. Nicht zuletzt ist gerade die 
konsultative Natur vieler dieser Formate aufrechtzuerhalten, weil dadurch ein In-
teressenausgleich auch noch nach dem Beteiligungsprozess erfolgen kann. So 
können Politik und Verwaltung aktiv die in der Beteiligung nicht repräsentierten 
Interessen einbringen. Dies sollte auch bewusst erfolgen, indem etwa reflektiert 
wird, welche Gruppen nicht repräsentiert sind und welche Bedürfnisse sie haben 
könnten, ggf. mit wissenschaftlicher Unterstützung. Zudem bieten sich Invited 
Spaces gerade als Informationsquelle für die Fachplanung an, da durch die Fra-
gestellung passgenaues Wissen eingeholt werden kann.  

Empowermentprozesse fördern und als Bereicherung verstehen. 

Für Akteure aus der Zivilgesellschaft sind Zusammenschlüsse stetig zu empfeh-
len, um Invited Spaces zu gegebenen Zeitpunkten sinnvoll ergänzen oder erwei-
tern zu können. Das kann auch dazu beitragen, in der Folge über die nötigen Res-
sourcen zu verfügen, um auch Druck ausüben zu können, wenn eine Eingliede-
rung in bestehende Beteiligungsstrukturen nicht gewünscht ist oder nicht sinnvoll 
erscheint. Dabei sollten auch Claimed Spaces versuchen, möglichst inklusiv zu 
sein und sich diverser zusammenzusetzen. 

Empowermentprozesse sollten vonseiten der öffentlichen Hand gefördert und als 
Chance begriffen werden. Durch Zusammenschluss und Organisation kann 
Druck erzeugt werden, um auch an Stellschrauben heranzukommen, die vorher 
als ‚nicht möglich‘ bezeichnet oder aus dem politischen Diskurs herausgehalten 
wurden, und Closed Spaces zu öffnen. Gerade für Akteure aus der Verwaltung 
können sich hier auch Allianzen anbieten, um Entwicklungen im Sinne der Ver-
kehrswende voranzutreiben.  

Dabei werden begleitende Gremien als Potential gesehen – wenn sie mit ausrei-
chend Vorlauf gestartet werden, um zum Zeitpunkt politischer Beschlussfassun-
gen bereit zu sein, an der Entscheidungsfindung mitzuwirken. Durch geeignete 
Methoden und eine offene Konfliktkultur können Empowermentprozesse geför-
dert werden.  
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Verkehrsversuche als Potential sehen. 

Verkehrsversuche haben den Vorteil, dass angestrebte Veränderungen zunächst 
getestet werden können, um dann möglicherweise optimiert oder auch wieder ab-
geschafft zu werden. Sie können Vorteile einer Maßnahme im Alltag erlebbar 
machen. Als Schritt zur Verstetigung bietet sich die Kombination mit einer wis-
senschaftlichen Befragung an. Positive Befragungsergebnisse können der Politik 
den Mut geben, Verkehrswende-planungen zu verstetigen. Der administrative 
Aufwand von Experiment und Befragung ist allerdings nicht zu unterschätzen. 

Medienlogik verstehen und nutzen. 

Oft sind in den Medien v.a. negative Meldungen bezüglich eines Projekts enthal-
ten, besonders wenn es um eine Abkehr vom autogerechten Status-Quo geht. Es 
zeigt sich, dass es durch aktive Medienarbeit möglich ist, auch positive Beteili-
gungsergebnisse zu platzieren und so ein Gegengewicht zu schaffen, das sich auf 
die Wahrnehmung eines Projekts vonseiten der Öffentlichkeit und der Politik aus-
wirken kann. 

Wissenschaftliche Expertise nutzen. 

Wissenschaftliche Expertise kann der öffentlichen Hand helfen, passende Betei-
ligungsmethoden zu finden, diese anzuwenden und zu evaluieren. Außerdem 
lässt sich durch wissenschaftliche Expertise eine realistische Einschätzung und 
Einordnung des eigenen Prozesses gewinnen, was beispielsweise Zustimmungs-
werte oder Zufriedenheit angeht; dies kann handlungs- bzw. sprechfähiger ma-
chen. Somit bietet sich bei ‚besonderen‘ Verfahren oder bei wenig Erfahrung mit 
Beteiligung eine solche Begleitung und Weiterbildung an. Auch für die Zivilge-
sellschaft kann wissenschaftliche Expertise hilfreich sein, um beispielsweise die 
eigenen Argumente zu untermauern oder Prozesse besser zu gestalten und sich 
zu ermächtigen.  

Ungleichgewichte in der Beteiligung und mangelnde Akzeptanz von Ver-
kehrswendemaßnahmen als Teil einer breiteren gesellschaftlichen Debatte 
verstehen. 

Auch gut gestaltete Beteiligungsformate werden die Schieflage in der Repräsen-
tation nicht ausgleichen. Dies muss gesamtgesellschaftlich angegangen werden. 
So kann die Diskussion um das Partizipations-Bias nur im weiteren Kontext so-
zialer Ungerechtigkeit geführt werden. Genauso lassen sich Widerstände gegen 
Maßnahmen der Verkehrswende im Kontext des sozio-technischen Systems der 
Automobilität sehen, in dem eine Verkehrswende immer Verlust von Privilegien 
bedeutet. Diese grundlegenden Themen wird und muss Beteiligung an Planungs-
prozessen auf kommunaler Ebene nicht lösen.  
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10.4 Schlusswort 
In der Einleitung wurde die Frage aufgeworfen, ob die Zivilgesellschaft als Res-
source für bessere Planung zu sehen ist oder eher als „Masse, die […] eben leider 
überzeugt werden muss“. Beides ist wahr: In einem demokratischen System ist 
eine Aufgabe der Politik, die Bevölkerung von der Verkehrswende zu überzeu-
gen, davon, dass eine Veränderung gewinnbringend ist. Gleichzeitig ist die Zivil-
gesellschaft eine Ressource für die Verkehrswende: Beteiligung der Öffentlich-
keit kann dazu führen, dass Planende und Politiker:innen stärker im Sinne der 
Verkehrswende agieren und Planung qualifiziert werden kann.  

Die Vorstellung, dass Fachleute die Verkehrswende ohne Beteiligung der Öffent-
lichkeit viel effizienter planen könnten, mag in manchen Fällen stimmen. Aber 
erstens können oft durch Beteiligung tatsächlich noch relevante Informationen 
eingebracht werden, und zweitens ist Beteiligung wichtig dafür, dass die relevan-
ten politischen Entscheidungen getroffen werden. Zumindest in unserem demo-
kratischen System ist die Wunschvorstellung, dass die Verkehrswende von oben 
herab mit weniger Beteiligung durchgesetzt werden kann, eine Illusion, denn die 
Angst vor der nächsten Wahl und die dann tatsächlich folgende Abwahl verhin-
dern besonders längerfristige Veränderungen, und umgesetzte Maßnahmen müs-
sen ja auch angenommen und genutzt werden. Dass auch eine an der Verkehrs-
wende orientierte Technokratie nicht die Lösung der Wahl ist, versteht sich von 
selbst, nicht zuletzt, weil es keine Garantie dafür gäbe, dass die Macht tatsächlich 
langfristig für eine sozial-ökologische Transformation eingesetzt werden würde.  

Weniger oder keine Beteiligung ist also keine Lösung. Dabei macht Mut, dass 
Formate sowohl zur demokratischen Qualität als auch zur inhaltlichen Qualität 
einer verkehrswendeorientierten Planung beitragen können. Das Spannungsfeld 
zwischen inhaltlichen Zielen und demokratischem Anspruch besteht aber weiter. 
Einige Ansatzpunkte wurden in dieser Arbeit aufgezeigt, etwa, auszuhandelnde 
Themen transparent zu machen, den politischen Spielraum von Beteiligung klar 
zu thematisieren und zu erweitern, Empowermentprozesse zu fördern, mit Ver-
kehrsversuchen und inklusiven Formaten zu arbeiten und Konflikte und Wider-
sprüche auszuhalten und als Teil eines politischen Prozesses zu begreifen.  

Für die Auseinandersetzung mit meiner Rolle als Planerin ist die Relevanz des 
Kontextes und des politischen Willens zur Verkehrswende besonders eindrück-
lich, denn diese beeinflussen auch, welche Rolle Beteiligung haben kann und 
welcher Wirkmechanismus erfolgversprechend ist. Die Auseinandersetzung mit 
den Mechanismen und den Faktoren gibt mir zudem konkrete Ansatzpunkte für 
eine mögliche Rolle. Etwa scheint mir der Ansatz, Empowermentprozesse und 
hybride Formen von Beteiligung zu fördern, für eine eigene zukünftige Arbeits-
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praxis sehr vielversprechend, da dadurch spezifische Vorteile von Invited und 
Claimed Spaces verbunden werden könnten. 

In der Einleitung wurde die große Frage aufgeworfen, wie nachhaltige Entwick-
lung in der Demokratie gelingen kann. Dazu konnten auf kleinteiliger Ebene ei-
nige Ansatzpunkte geboten werden. Planungsprojekte auf kommunaler Ebene, 
wie die beiden in dieser Arbeit betrachteten, sind bedeutende Puzzlestücke der 
Verkehrswende und damit höchst relevant. Gleichzeitig sind sie eingebettet in 
größere Strukturen, die nicht aus dem Blick verloren werden sollten. Dazu gehört 
etwa das bereits angesprochene Wachstumsparadigma, das einer Verkehrswende 
zuwiderläuft, und dessen Manifestation in fortwährendem Verkehrswachstum. Es 
besteht damit ein fortwährendes Spannungsfeld zwischen der kleinteiligen Arbeit 
in Planungsprojekten vor Ort und den sich global und lokal verschärfenden Hand-
lungsanforderungen im Bereich Ökologie und Demokratie.  
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